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Einleitung 


Die Bundesregierung gibt mit dem SozLalberidit 1972 dem Deutsdien 
Bundestag und dem Bundesrat wiedenun einen Überblick über die 
sozial- und gesellsdiaftspolitisdien Maßnahmen und Vorhaben. Die 
Gesamtheit sozialer Leistungeni deren Finanzierung und die mittel- 
fristige Enlwidclung sind im Sozialbudget dargestelltL Damit erhält die 
Öffentlichkeit einen umfassenden Einbhdt in die Verbesserungen der 
sozialen Leistungen. Der Bericht zeigt, in weldvem Umfang die Sozial- 
politik mehr soziale Sidierheit für alle^ mebr soziale Gerediligkeit 
und eine humanere Gestaltung des Arbeitslebens erreicht hat. 

Schwerpunkte der Sozialpolitik waren die Sdiaffmig einer neuen 
Betriebsverfassung und die Vorbereitung des Rentenrefonnpro- 
gramms* Das neue Betriebsverfassungsgesetz hat die Rechte des ein- 
zelnen Arbeitnehmers und des Betriebsrates gestärkt. Das Renten- 
reformprogramm will vor allem den Im Alter gesicherten Personen- 
kreis erweitern und dem einzelnen Versicherten ein größeres Ent- 
sdieidungsrecht über den Zeitpünkt des Ausscheidens aus dem Er- 
werbsleben geben. Es soll die soziale Lage älterer Mensdien ver- 
bessern und dazu beitrageni die gesetzliche Rentenversicherung zu 
einem umfassenden System auszubauen. 

Erstmals werden in dem Sozialbertdit 1972 audi die Maßnahmen der 
Städtebau- und Wohnungspolitik behandelt, die für die soziale Lage 
der Bürger von besonderer Bedeutung sind, wie beispielsweise das 
neue Mietrecht und das langfristige Wohnungsbauprogramm. 

Das Sozialbudget wurde durch die Umstellung auf elefctroiiisdie 
Datenvera rheitung verbessert. Die Leistungen und ihre Finanzierung 
sind nunmehr nach Institutionen, Zweck und Ursache (Funktionen), 
sow'ie nach ihrer Herkunft gegliedert. Für Sozi all eis tungen einsdiließ- 
lidi freiwilliger Arbeitgeberieis tungen und Lndirekter Leistungen, die 
erstmals in die SozialleistungsquoLe einbezogen wurden, sind 1971 
25 V. H, des Bruttosozialprodukts aufgewendet worden, Rund ein 
Drittel aller SoziaüeisLungen wurden für Gesundheit, ein weiteres 
Drittel für Alter und Hinte rhliebene, ein Fünftel für Familien aus- 
gegeben, Die Rechnungen des Sozialbudgets sind mit den kurz- und 
mittelfristigen Wirtsdraftsprojektionen abgestiramL Ingesamt smd 
1971 für Sozia Iteistungen 191 Mrd. DM aufgewendet worden. Diese 
Aufwendungen werden sich 1972 um 9 v* H. erhöhen und etwa 
210 Mrd. DM betragen. 

Die Bundesregierung hat in der Sozialpolilisdien Gespiädis runde mit 
Vertretern der großen sozialen Gruppen vor allem solche Probleme 
erörtert, die nur gemeinsam von den Beteiligten wirksam geregelt 
werden können. Dazu gehörten insbesondere Fragen der betrieblichen 
Altersversorgung, der alteren Arbeitnehmer, der betrieblichen Perso- 
nalplanung, der benifUchen Bildung und der Ausländerbesdiäitigung, 

Sozialberichlerstattung als Instrument einer voraussrfiauenden Sozial- 
politik bedarf der ständigen Verbesserung, Dies gilt für die Nutzung 
technischer Hilfsmittel, w^je beispielsweise der elektronischen Daten- 
verarbeitung, und den Aufbau einer Sozialdatenbank genauso wie für 
die Analyse der sozialen Probleme. Der Sozialberidit 1972 ist ein 
Beitrag dazu* 
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I. Soziale Sicherung 


1. Grundlinien der sozialen Sicherung | 

1* Die Weiterentwicklung des Systems der sozialen 
Sicherung in der Bundesrepublik Deutschland ist 
ein Schwerpunkt der Politik innerer Reformen. Die 
soziale Sicherung ist auf dem Wege, einen um- | 
fassenden Charakter anzunehmen und aus engen 
hislorisdien Begrenzungen herauszuwachsen. Im ' 
Vordergrund steht dabei, bisher überhaupt nicht 1 
oder unzulänglich gesdmtzle Personenkreise in die I 
soziale Sicherung einzubeziehen und gezielte Struk- 
turverbesserungen einzuleiten. Zu einer Weiter- 
entwicklung des Systems der sozialen Sicherung 
gehört auch, daß Sozialleistungen an der Steigerung 
des wirtschaftlichen Wachstums orientiert werden 
und dem einzelnen im Rahmen der sozialen Siche- 
rung die Möglidikeit zu einer stärkeren Mitgestal- 
lung eingeräumt wird. Dabei muß gewährleistet 
sein, daß der Dicnstleislungscharakter der Institu- 
tionen stärker hervortritt und das vorsorgende Ele- 
ment einer sozialen Politik ausgeprägt wird. 

Diesen Grund.sätzen Ist in einer Reihe von Gesetzen 
und Gesetzesinitiativen Rechnung getragen worden. 

2. In den Zweigen der sozialen Sicherheit wurde 
der geschützte Personenkreis ausgeweitet. 

— Die soziale Krankenversichenmg wurde grund- 
sätzlich für alle ./Vngest eilten und damit für 
alle Arbeitnehmer geöffnet. 

— Für die Landwirte wird eine gesetzliche Kran- 
kenversicherung geschaffen. Damit gehört erst- 
mals eine geschlossene Gruppe von Selbstän- 
digen zu dem geschützten Personenkreis. 

— Durch die Erweiterung der Unfallversicherung 
auf Schüler, Studenten und Kinder, die einen 
Kindergarten besuchen, haben zum ersten Mal 
NichterwerbstäÜge in größerem Umfang einen 
eigenen Anspruch auf Leistungen der Sozial- 
versicherung erhalten. 

— Durch das Rentenreformprogramm soll die so- 
ziale Rentenversicherung für weitere Gesell- 
schaftsgruppen, besonders für Selbständige tmd 
für nicht erwerbstätige Frauen, geöffnet w'erden. 

3. Während die noch im Arbeitsleben stehenden 
Arbeitnehmer und Selbständigen über Einkommens- 


Steigerungen unmittelbar am wirtschaftlichen 
Wachstum teilnehmen, bedarf es für die Empfänger 
von Leistungen der sozialen Sicherung anderer 
Formen der Einkommensanpassung. Für Renten aus 
den gesetzlichen Rentenversidierungen und der Un- 
fallversicherung ist die ständige Anpassung der 
Leistungen (Dynamisierung) zu einem grundlegen- 
den Bestandteil des Systems geworden. 

Auf Vorschlag der Bundesregierung ist dieser Ge- 
danke in weitere Sozialleistungsbereiche eingeführt 
worden: 

— Durch drei Anpassungsgesetze sind seil 1970 
in der Kriegsopferversorgung die Renten der 
Versorgungsberechtigten angehoben worden. 

— Der Grundsatz der Dynamisierung hat auch im 
Arbeitsförderungsgesetz für das Unterhaltsgeld 
bei Fortbildung und Umschulung seinen Nieder- 
schlag gefunden. 

— Schließlich bedeutet die Dynamisierung der Ver- 
sicherungspflichtgrenze für Angestellte in der 
gesetzlichen Krankenversicherung auch, daß die 
Leistungsbemessungsgrenze entsprechend an- 
gepaßt wird. 

4 . Allgemeine Leistungsverbesserungen in der 
sozialen Sicherung werden in einer Reihe von Fäl- 
len der besonderen sozialen Lage einzelner oder 
bestimmter Gruppen nicht gerecht. Deshalb sind 
auch gezielte Strukturverbesserungen notwendig. 

Im Renteareformprogramm findet dieser Sachver- 
halt sichtbaren Ausdruck. So soll die Renten- 
versicherung nach Auffassung der Bundesregierung 
ihren Beitrag dazu leisten, die soziale Lage der 
Frauen, der Selbständigen, der langjährig unter- 
bezahlten Lohnempfänger und besonders auch der 
älteren Menschen zu verbessern. 

5. Allejdings können selbst weitgehende Differen- 
zierungen nicht in jedem Fall sicherslellen, daß die 
Lage des einzelnen zureichend berücksichtigt wird. 
Künftig muß daher mehr als bisher die Möglichkeit 
geprüft werden, wie den Leistungsberechtigten in- 
nerhalb der Sozialleistungssysteme größere Ent- 
scheidungsmöglichkeiten eingeräumi werden 
können. 

So werden nach Einführung einer flexiblen Alters- 
grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung die 
Versicherten über den Beglrm des Ruhestandes 
selbst entscheiden können. 
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Entwicklung des PersonenkreiseSr 
der durch soziale Sidierung gesdiützt wird 


1 

Einheit 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1 

Sicherung der Erwerbstätigen 
bei Krankheit 







l.l 

durch Mitgliedschaft in der sozialen 
Krankenversicherung, durch Beihilfe- 
anspruch gegen den öffentlich-recht- 
lichen Dienslherm oder durch An- 








Spruch auf Heilfürsorge der Polizei 
und der Bundeswehr 

Millionen 

24,4 

25,0 

25,2 

25,1 

25,3 



V. H. 

91,1 

9/, 9 

92,7 

93,2 

93,7 

1.2 

allein durch Mitgliedschaft in der pri- 
vaten Krankenversicherung 

Millionen 

2,0 

1.9 

1.7 

1.6 

1.5 



V. H. ‘) 

7,5 

7,0 

6,3 

5,9 

5,6 

1.3 

ungesichert 

Millionen 

0.4 

0.3 

0,3 

0.3 

0,2 



V. H. 

1.4 

LI 

LO 

0,9 

0,7 

2 

Sicherung der Erwerbstätigen 
im Alter, bei Invalidität und für 
Hinterbliebene 







2.1 

durch Mitgliedschaft*) in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung (einschließ- 
lich Landwirtschaftliche Altershilfe) 
oder durch Versorgungsansprucfa ge- , 
gen den öffentlich-rechtlichen Dienst- ^ 
herm 

Millionen 

22,7 

23,2 

23,3 

23,2 

23,5 



V. H. 

84,6 

85,4 

Ö5,7 

85,9 

86,8 

2.2 

Sonstige 

Millionen 

4.1 

4,0 

3,9 

3.8 

3.6 



V. H. ») 

15,4 

14,6 

U,3 

14,1 

13,2 

3 

Erweiterung des durch soziale Siche- 
rung geschützten Personenkreises 







3.1 

durch das 2. Krankenversicherungs- 
Änderungsgesetz und durch die Kran- 
kenversicherung der Landwirte 

V. H. ») * 





lA «) 

3.2 

durch die Öffnung der Rentenversiche- 
rung für Selbständige (Rentenrefonn- 
gesetz) 

V. H. 

— 

— 

— 

— 

0.7 ®) 


*) Anteil an den Erwerbstätigen insgesamt 

*) ohne latent Versicherte, d. h. Erwerbstätige, die zwar im jeweiligen Jahr keine Pflicht* oder freiwilligen Bei- 
träge gezahlt haben, aber nach dem 1. Januar 1924 überhaupt Beiträge enlricblel haben (z. B. befreite Angestellte; 
Handwerker nach Ablauf der Pflichlversicherungszeit) 

*) z. B, latent Versicherte [s. Anmerkung *)], durch betriebliche oder private, Vorsorge Gesicherte, erwerbstätige Al- 
tersrentner, Werkstudenten, Ungesicherte 
in den Zahlen zu 1 J und 2.1 enthalten 
*) Befreiungsmöglichkeiten berücksichtigt 
•) die Hälfte des in Betracht kommenden Personenkreises 


2 



DeuLsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnitiisadie VI 73432 


Übersicht A — 2 

Die Dytiamisiertmg der staallidien Einkommensübertragungen 
an private Haushalte 1971 


Dyiianusicnincj5- 
1 merlcmalG 

1 

InslituUon, 

Leistung 

individuelle 
VerhaltnisRej 
dynamisierte 
Bemessungs- 
grundlage 
(allg j ; spatere 
Anpassung 
Mrd DM 

letzter individu- 
eller Arheits* 
verdienst; 

spätere 

Anpassung 

MrdpDM 

letzter üidtvldaeller 
Arbeitsverdienst ( 
keine spätere 
Anpassung 

Mrd. DM 

individueller 
Bedarf, anzuredi- 
nendes Emkoramen, 
allgemein fest- 
gesetzte KidiLwcrlQ 

Mrd. DM 

keine 

Dynamisißrung 

Mrdp DM 

Gesetzliche Renten- 






vcrsidieriing 

Renten 46,5 


Übergangs- 

private Kran- 

Beitrags- 




geld 0,3 

kenversidie- 

erstattung 0,1 





rungsbel- 






träge 0,3 


Krankenversidierung , 

- 


Kranken- 

— 

Pauschale 




geld 2,6 


Mutter- 






Schaftshilfe 0,1 

Krankenversidicrung . 


— 

Mutter- 


Kranken- 




sdiaftsgeld 0,6 


sdiein- 






Prämie 0,3 

Krankenversicherung . 

— 

— 

Sterbegeld 0,6 

— - 

— 

1 Unfallversidienmg , . - 


Kanten 2,Ö 

Verletzten- 

— 

— 




geld 0,3 



Uafallversidierting . , . . 

— 

- 

Abfin- 


— 

Bundesanstalt 



dangen 0,1 



für Arbeit 


Unterhalts- 

Arbeitslosen- 

Zuschüsse zur 

— 



geld 0.7 

geld 0,8 

Lndividuellen 


Bundesanstatt 




Förderung 


für Arbeit 

— 

— 

Arbeitslosen- 

der bemf- 

— 




hilfe 0| l 

lidten BLl- 


Bundesanstalt 




düng (Ein- 


für Arbeit . . , 

- 

— 

Kurzarbeiter- 

kommens- 

— 




geld 0, 1 

übcrtragmi- 


Bundesanstalt 




gen} 0,9 


für Arbeit | 

— 

^ — 

Schlecht- 


— 

AUershilfe für 



wettergeld 1,0 



Landwirte - p * 

— 


— 

— 

Altersgeld 






ueWp 1 ,0 

Zusatzversidierung im 






öffentlidien Dienst , , 

— 

Renten 1,4 

_ 

i 

— 

Pensionen im 






öffentlidien Dienst ^ . 

— 

Pensionen 17,5 

— 


— 

Lastenausgletdi 

— 


— 

— 

Renten US w, 1,6 

Kriegsoplerversorgung 

Renten 6,3 i 


— 

— 

— 

Kindergeld - . . . 

— 

1 ^ 

— 

^ 

Kindergeld 3,2 

Wiedergutmadjüiig . p * 

— 

— 

— 

— 

Renten 0,6 

Sozialhilfe, Jugend- 






hilfe, Kriegsopfer- 




Emkomniens- 


fCirsorge 

— 


— 

übertragun- 

— 


1 



gen 2,3 


ünterhaltssidienmg . p . 

— 1 

— 

Unterhalts- 

— 

— 

i 



Sicherung 0.4 



Wohngeld . ... , , . p p 

j 

1 

1 

— 

Wohngeld 0,8 

~ 

Aiisbildungslordertmg . 

„ 

— 

— 

Ausbildungs- 

— ' 





beihilfen 0,4 


Laufende Übertra- 






gungen des Staates 






an private Haus- 






halte J); 






93,7 Mrdp DM 

52,8 

22,4 

6.9 

4,7 

6,9 

100 V. H. 1 

56 1 

24 1 

7,5 1 

5 1 

7,5 

H ohne private Organisationen ohne Erweibsdiarakter 
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2. Weiterentwicklung der Rentenversicherung 

S. Die Weiterentwicklung der gesetzlichen Renten* 
Versicherung ist ein Teil der Reformpolitik der 
Bundesregierung. Sie hat mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur weiteren Reform der gesetzlichen Ren- 
tenversicJierung ein sozialpolitisdies Programm mit 
fünf Schwerpunkten vorgelegt: 

— Einführung einer flexiblen Altersgrenze, 

— Renten nadi Mindesteinkommen bei langjahri* 
ger Versidierungszeit, 

— zusätzLidies Versicherungsjahr für Frauen, 

— Öffnung der Rentenversicherung für weitere 
Gesellschaftsgruppen* 

— Änderungen für Renten an geschiedene Ehe- 
gatten in Verbindung mit dem Versorgungs- 
ausgleidi bei Ehescheidung. 


Einführung einer flexiblen Altersgrenze 

7- Kernstück des Rentenreformprogranuns ist die 
Einführung einer flexiblen Altersgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversidiening. Sie soll den Ent- 
sdieidungsspielraum erweitern. Die Versicherlen 
können entsprediend ihrem Leistungsvermögen 
und ihren sonstigen persönlidien Verhältnissen in 
gewissem Rahmen frei entscheiden, ob sie Alters- | 
ruhegeld beziehen oder Weiterarbeiten wollen* Im j 
Gesetzentwurf wird der Anspruch an zwei Voraus- 
aussetzungen, an die Vollendung des 63. Lebens- 
jahres und an den Nachweis von mindestens 35 
anrechnungsfähigen Versichemngs Jahren, geknüpft. 
Damit wird sidiergestellt, daß Versicherte mit lang- 
jähriger Zugehörigkeit zur Solidargemeinschaft und 
der Anwartschaft auf ein relativ hohes Altersnihe- 
getd von der Möglidikeit der flexiblen Altersgrenze 
Gebrauch machen können. 

8. Auch in den Fällen, in denen sidi der Ver- 
sicherte vom 63. Lebensjahr an für das Altersnihe- 
geld entsdieidet, soll die Renlenliöhe nach dem bis- 
her geltenden Redhl berechnet werden. Die Bundes- 
regierung ist gegen versicherungsmatheinatisdie 
Abschläge, weil sie dazu führten, daß viele Ver- 
sid^erte. für die ihre Rente die einzige Einkommens- 
quelle darstellt, von der beabsichtigten Entschei- 
dungsfreiheit tataädilidi keinen Gebrauch mathen 
könnten* 

Im Jahre 1973 werden rund 337 000 Personen die 
Voraussetzungen erfüllen, um mit Vollendung des 
63* Lebensjahres ela Altersruhegeld aus der Renten- 
versicherung beziehen zu können. Von diesen 
337 000 Personen stehen 228 000 noch im Erwerbs- 
leben* lOÖOOO beziehen bereits eine Rente wegen 
Berufs' oder Erwerbsunfähigkeit, die in ein vorzei- 
tiges Alters ruhegeld umgewandelt werden könnte. 

9* über die Einführung einer flexiblen Alters- 
grenze hinaus sind Maßnahmen notwendig, die die 
Situation der älteren Menschen in diesem wichtigen 
Lebensabschnitt verbessern. Sozialmedizinische 


Gründe sprechen dafür, einen plötzlichen Übergang 
von der Arbeit in den Ruhestand möglidisl zu ver- 
meiden, Deshalb sollen Rentner, die die flexible 
Altersgrenze in Anspruch genommen haben, noch 
einer rellzeitbesdiäftigung nachgehen können. Sie 
dürfen neben dem Allersruhegeld bis zu einem 
Viertel der Beitragsbemessungsgrenze in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
— das sind 1973 bis zu 575 DM monatlich — ver- 
dienen. 

Von der Vollendung des 65. Lebensjahres an kön- 
nen die Versicherten wie bisher bestimmen, ob sie 
Allersmhegetd beziehen und daneben ganz oder 
teilweise arbeiten oder ob sie unter Verzicht auf 
das Altersruhegeld Weiterarbeiten und dadurch 
höhere Versicherungsansprüche erwerben w^ollen. 

Renten nach Mindesteinkommen bei langjähriger 
Veraicherungszeit 

10> Die gezielte Anhebung von Kleinrenten soll 
vor allem Nachteile ausgleidien, die sich für die 
Renlenanwartscfaaft aus einer besonders niedrigen 
Entlohnung in. bestimmten Gebieten und Wirt- 
sdiaftszweigen in der Vergangenheit ergeben. Für 
Frauen, die in früheren Jahren bei der Bemessung 
ihres Lohnes allgemein benachteiligt wurden, ist 
diese Regelung von besonderer Bedeutung. Für 
Versicherte, die während ihres Arbeitslebens in der 
Regel eine ganztägige Beschäftigung ausgeübt 
haben und mindestens 35 anrechnungsfähige Ver- 
sieh er ungsj ah re nach weisen, soll der Renten berech- 
nung grundsatzlidi ein Einkommen in Höhe von 
70 V. H. des Durchsdinitlsverdienstes aller Ver- 
sicherten zugrundegelegt werden, wenn der tatsach- 
bche Verdienst niedriger war, Tn die Regelung 
werden Pflichtbeitragszeiten bis 31. Dezember 1972 
einbezogen. 

Zusätzliches Veralcherungslahr für Frauen 

11, Durch die Einführung eines „Babyjahres" soll 
die soziale Sicherung der Frauen gezielt verbessert 
werden. 

In Versidierungsfdnen ab 1973 werden renten- 
versicherte Frauen für jedes lebend geborene Kind 
zur Abgeltung eines zusätzlichen Versicherungs- 
Jahres einen Zuschlag zu ihrer Rente erhalten. Da- 
mit sollen die Naditeüe, die Frauen durch die Ge- 
burt eines Kindes in ihrem beruflichen Werdegang 
und damit in ihrer Rentenversicherung erleiden, 
ab gebaut werden. 

Öffnung der Rentenverelcherung für weitere 
Geseflschaftsgruppen 

12, Die Rentenversidiening soll für Gruppen, 
denen sie bisher verschlossen war, geöffnet weiden. 
Etwa 375 000 Selbständigen und 7 Millionen nidtt 
erwerbstätigen Hausfrauen bietet sich dadurdi die 
Möglichkeit einer eigenständigen sozialen Renten- 
versicherung* 
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Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß jedermann, 
der nicht bereits anderweitig gesetzlich gesichert ist, 
freiwillige Beiträge in beliebiger Zahl entrichten 
darf. Die Höhe der Beiträge wird bei Erwerbs- 
tätigen jedoch grundsätzlich an das Einkommen ge- 
bunden. Versicherte, die kein Einkommen erzielen, 
das sind in der Regel Hausfrauen, sollen die Bei- 
tragsklasse frei wählen können. Die Anrechnung 
von beitragslosen Zeiten (Ausfall- und Zuredinungs- 
zeiten) und die Gewährung von Kinderzuschüssen 
werden davon abhängig gemacht, daß die mögliche 
Zeit zu drei Vierteln mit Beiträgen belegt ist. Da- 
durch wird erreicht, daß diejenigen, die die Ver- 
sichertengemeinschafl in Anspruch nehmen wollen, 
sich selbst wie Pflichtversicherte an der Solidar- 
gemeinschafl beteiligen. 


Rentenregelungen Im Zusammenhang mit dem 
Versorgungsausgleich bei Ehegatten 

13. Das bisherige Rentenrecht hat im Falle der 
Scheidung vielfach zu sozialen Härten für geschie- 
dene Ehegatten geführt. Um diese Härten zu ver- 
meiden, sollen in Zukunft die während der Ehe 
erworbenen Versorgungsanrechte bei einer Schei- 
dung je zur Hälfte aufgeteilt w'erden. Denn nur eine 
solche Regelung trägt dem Grundsatz Rechnung, 
daß die Versorgungsanrechte auf der gemeinsamen 
Lebensleistung der Ehegatten beruhen und zur Vor- 
sorge für das gemeinsame Alter bestimmt sind. Be- 
reits ln dem Entwurf eines Ersten Ehereditsreform- 
gesetzes ist daher ein sogenannter Versorgungs- 
ausgleich zwischen geschiedenen Ehegatten vor- 


übersichl A — 3 


Gesetzliche Rentenversicherung 
Rentenreformgesetz 


Gesetzliche 

Regelung 


Betroffener Personenkreis , 


Finanzielle Verbesserungen 


insgesamt 


Gesetz zur 
weiteren Re- 
form der 
gesetzlichen 
Rentenver- 
sicherung (im 
Gesetz- 
gebungs- 
verfahren) 


I 182 000 Pfllchlversicherle Einführung der flexiblen Renten im Gesamtbetrag 


46 000 übrige 

Versicherte 

109 000 Bezieher einer 

Rente wegen Be- 
rufs- oder Er- 
werbsunfähigkeit 

337 000 Personen insge- 
samt im Alter von 
63 und 64 Jahren 


Altersgrenze 


von 2,3 Mrd. DM (1973) 
bei 100 V, H. Inanspruch- 
nahme 


375 000 Selbständige 
7,0 Millionen Frauen 


Öffnung der Renlenver- ' 
Sicherung für Selbständige 
(einsdiließlidi milhelfende 
Familienangehörige) und 
nicht berufstätige Haus- 
frauen I 


330 000 Frauen jährlich, Anrechnung eines zusätz- Renlenzuschläge im Ge- 
denen eine Ver- liehen Versicherungsjah- samtbelrag von 103 Mil- 
sichertenrentü neu res ergibt je Kind: lionen DM für 12 Monate 

bewilligt wird 93,60 DM bei Berufsun- und je Zugangsjahr (1973: 

fähigkeitsrente 52 Millionen DM) 

I 140,40 DM bei Erwerbs- 
I Unfähigkeitsrente und 
! Altersruhegeld 


460 000 Rentner (davon 
420 000 Frauen) 


bis zu 75 V. H. Renten- Renlenerhöhungen im Ge- 
erhöhung durch Renten- samlbetrag von 409 Mil- 
bemessung nach Mindest- lionen DM 
einkommen 
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gesehen* Dadurch wird insbesondere die gesdiie- 
dene Frau eigene RentenonwartsäiafterL erwerben. 
Ergänzungs* und Durchführungs Vorschriften hierfür 
sind in dem Entwurf eines Zweiten Eliereditsreform- 
gesetzes enthalten. Ah Übergangslösung bis zum 
Inkrafttreten des Versorgungsausgleidis sind Ln 
dem Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Reform 
der gesetzlichen Rentenversidiemng Verbesserun- 
gen vorgesehen, die dem Grundgedanken des Ver- 
sorgungsausgleidis Rechnung tragen. Dazu gehören 
die Erleiditerung der Voraussetzungen für Witwen- 
und Witwerrenten an geschiedene Ehegatten und 
für das Wiederaufleben von Hinterbliebenenrenten 
bei Auflösung einer weiteren Ehe sowie die Ver- 
längerung der Frist für die Bereiterklärung zur 
Nachentrichtung von Beiträgen. Damit reiht sich 
auch diese Maßnahme in die Bemühungen der 
Bundesregierung ein, insbesondere die soziale 
Sicherung der Frauen zu verbessern. 


Finanzspielratim und Kosten 
der Beformvorhafaen bis 1986 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 


Rücklage Gesamtkosten 
bis Ende 1989 
Mfd, DM 

200 f i c 


Rückzahlung der 
Kiankenvarsictie 
füngsbetträge 
Renten nach 
Mindest- 
einkommen 


, 2u$äurichßs 
^ Vai^sicheru ngsjahr 
für Mütter 


(Kvjfnulatf'/ör 
Effekt der 
3 Maßnahmen 
das Renten- 
retornnge^eT^e; 


Finanzielle Auswirkungen 


14* Die Öffnung der RentenversLdierung für wei- 
tere Gesellsc^üflsgruppen, die Einführung einer 
flexiblen Altersgrenze^ die Verbesserung der so- 
zialen Sicherung von. Ehegatten bei der Ehesdiei- 
dung, die Einführung eines zusätzlidxen Versiche- 
rungsjahres sowie die Einführung einer Rente nadi 
Mindesteinkommen bei langer Versidieningszeit 
verbessern die Struktur der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung unter Berücksichtigung der veränderten 
sozialen Gegebenheiten. 

Dieses Refonnprogramm steht auf einer soliden 
finanziellen Basis* In der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten wird sich nach vor- 
sichügen Vorausberechnungen bis Ende des dahres 
1986 eine Rücklage von rd. 200 Mrd, DM ansam- 
meln* Nach Abzug der durch das Gesetz vorgeschne- 
benen Rücklage in Höhe von 3 Monatsausgaben ergibt 
sich bis 19B6 ein wahrscheLnlidier Finanzspielraum 
von rd* 169 Mrd. DM. Dieser Spielraum soll nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht voll ausge- 
schöpEt werden, damit die Finanzierung des Renten- 
reformprogramms durch etwaige Abweichungen von 
den Grundannalunen nicht gefährdet wird. Das Re- 
formprogramm wird in der Rentenversidierung der 
Arbeiter und Angestellten bis 1986 Mittel in Höhe 
von rd. 139 Mrd. DM beanspruchen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die für die flexible Alters- 
grenze berechneten Kosten in Höhe von 104 Mrd* 
DM u. a. auf der Annahme einer 100 prozentigen 
Inan spm dm ahme beruhen* Bei einer Inansprudi- 
nahme von nur 80 V. H. würde sich für den Reth- 
nungszeitraum bis 1986 eine entsprediend höhere 
Sidierheitsreserve für die Finanzierung des Pro- 
gramms ergeben. 


Flexible 

Altersgrenze 


Sicherheit^' 

reservö 


Erforderliche 
Mindest rück Jage 
^ bei Durchführurig 
des Rerrten- 
refocnngesetzes 


Inanspruchnahme 
der flexiblen 
Altersgrenze 


11 2* Rantenreformoeseiz (Entwurf der Bündesregierung, 
BundesnigS'Drucks. V 1/29 16^. auf der Grundlage der 
Vorausber Sehnungen im Rentenanpassungsbohchi 1972 

2) hier nur Ranten Versicherung der Arbeiter und Renten- 
versicherung der Angestclltsn dargesteflt 


Information der Versicherten 


15* Künftig haben Versicherte Anspruch darauf, 
daß der Renten versicheningslräger ihnen Auskunft 
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über die bisher erworbene Rentenonwarlschaft er- 
teilt. Dies ist besonders für die Versicherten von 
Bedeutung, die kurz vor VoUendung des 63. Lebens- 
jahres stehen und zu entscheiden haben, ob sie in 
vollem Umfange Weiterarbeiten oder das Alters- 
ruhegeld beantragen sollen. Die Rentenversiche- 
rungsträger sollen deshalb verpfliciitet werden, den 
Versicherten, die das 62. Lebensjahr vollendet ha- 
ben, auf Antrag Auskunft über die Höhe der An- 
wartschaft auf AUersruhegeld zu erteilen. Auch die 
jüngeren Versicherten sollen Aufstellungen über 
ihr Versicherungsleben erhalten. 

Damit die Versicherungsträger diese neue Aufgabe 
künftig erfüllen können, mußten umfangreiche Vor- 
arbeiten geleistet werden. So wurden die recht- 
lidien und tatsächlichen Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen, daß an jeden Versicherten eine Versiche- 
rungsnummer vergeben werden kann. Dadurch wird 
es möglich, für die Versicherten persönliche Konten 
zu eröffnen, die mit den Mitteln der elektronischen 
Datenverarbeitung auf dem jeweils neuesten Stand 
gehalten werden können. Es ist beabsichtigt, die bis- 
herige Versicherungskarle durch eine neue, maschi- 
nell lesbare zu ersetzen. Die neue Versicherungs- 
karte ist Bestandteil eines einheitlichen Daten- 
erfassungssystems für die Rentenversicherung, für 
die Krankenversicherung und für den Aufgaben- 
bereich der Bundesanstalt für Arbeit, die damit auch 
in die Lage versetzt wird, eine aktuelle Besdiäf- 
tigtenstaüstik zu führen. 


Rückzahlung des Rentnerbeitrages zur 
Krankenversicherung 

16 . Unabhängig von den Verbcssenmgen des 
Rentenreformprogramms erhielten die Rentner, die 
in den Jahren 1968 und 1969 Beiträge zur Kranken- 
versicherung zahlen mußten, im Jahre 1972 diese 
Beiträge zurück. 

Die Einführung des Beitrages der Rentner zu ihrer 
Krankenversidierung vom 1. Januar 1968 an war 
ein Teil der Maßnahmen, die nach einer Kürzung 
der Bundeszuschüsse zur Rentenversicherung — 
ihrerseits eine Folge der Rezession der Jahre 
1966/67 — zur Sanierung der Finanzen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung getroffen worden waren. 
Auf Vorschlag der jetzigen Bundesregierung ist der 
Renlnerbeitrag zur Krankenversicherung sofort mit 
Wirkung vom I. Januar 1970 an wieder beseitigt 
worden. Aus dieser Entscheidung ist, da die Folgen 
der Rezession der Jahre 1966 67 allenthalben über- 
wunden sind, aufgnmd einer Gesetzesinitiative der 
Fraktionen der SPD und FDP die weitergehende 
Konsecfuenz gezogen worden, die ln den Jahren 
1968 und 1969 einbehal lenen Beiträge zurückzu- 
zahlen. 

Der Erstattungsbetrag beträgt für Rentner, die den 
Beitrag in beiden Jahren entrichtet haben, rd. 
40 V. H. der Aprilrente von 1972. Zusammen mit 
der Rentenanpassung aufgrund des 14. Renten- 


übersichl A — 5 


Gesetzliche Rentenversicherung 
Krankenversichenmgsbeitrag der Rentner 


Jahr 

Gesetzliche 

Betroifener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen 1 

Regelung 

je Fall 

insgesamt 

1970 

lab 

Januar) 

Gesetz über 
den Wegfall 
des von Rent- 
nern für ihre 
Krankenver- 
sicherung zu 
tragenden Bei- 
trags vom 

14, April 1970 

Bezieher von 10 Millionen 
Renten der ArV, AnV, 
KnRV 

2 v. H. des Renlenbetrages 

1970: 0,79 Mrd. DM 

1971: 0.85 Mrd. DM 

1972: gilt 0.9 Mrd. DM 

1972 

(April) 

1 

Gesetz über 
die Rückzah- 
lung der ein- 
behaltenen 
Beiträge zur 
Krankenver- * 
sidierung der 
Rentner vom 

15. März 1972 

Bezieher von rd. 9 Millio- 
nen Renten der ArV, AnV, 
KnRV 

40 (20) v. H. der Rente für 
April 1972 bei zweijähri- 
ger (einjähriger) Beitrags- 
zahlung? das ergibt umge- 
rechnet 3,5 (1,8) V. H. Stei- 
gerung der Jahresrente 
1972 gegenüber 1971 zu- 
sätzlidi zur Rentenanpas- 
sung 

einmalige Zahlung von 
1,336 Mrd. DM 
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onpassungsgesetzes, ergibt sich daraus — umgerech- 
net auf das ganze Jahr 1972 — eine Erhöhung des 
Renteneinkommens um rd. 10 v. H. gegenüber 1971. 


Entwicklung der Renten 

17. Die Einbehaltung des Rentnerbeitrages zur 
Krankenversicherung führte dazu, daß sich die Ren- 
ten 1968 nur um 5,9 v. H. und 1969 um insgesamt 
14,7 V. H. gegenüber 1967 erhöhten. Nach der Ren- 


übersicht A — 6 


Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
Die Entwicklung des Altersruhegeldes 


Jahr 

Monatsbetrag 
in DM 

Erhöhung des 
Altersruhegeldes 
in V. H. 

gegenüber 1967 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

Berücksichtigung des Abzugs bzw. der 
Rückzahlung des Beitrags zur Kranken- 
versicherung der Rentner 

1967 

392,90 

392,90 



1968 

424,50 

416,00 

8,1 

5,9 

1969 

459,80 

450,60 

17,0 

14,7 

1970 

489,00 

489,00 

24.5 

24,5 

1971 

515,90 

515,90 

31.3 

31,3 

1972 

548,40 

566,70 

39.6 

44,2 

1973 

600,40 

600,40 

52,8 

52,8 

1974 

668,60 

668,60 

70,2 

70,2 

1975 

738,80 

738,80 

68,0 

88,0 


*) vor 1966 zugegangenes Alters ruh eg eld eines Ver- 
sicherten mit 40 Versicherungsjahren und einer per- 
sönlichen Bemessungsgrundlage von 100 v. H. der all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage 


tenformel hätten diese Zahlen 8,1 v. H, und 17,0 v. H. 
betragen müssen. Wegen der Abschaffung des 
Rentnerbeitrages zur Krankenversicherung konnten 
sich die Renten 1970 und 1971 entsprehend der 
Rentenformel stetig weiterentwickeln. Die Gesamt- 
erhöhung der Renten gegenüber 1967 beträgt 1972 

39.6 V. H. und unter Einrechnung des zurückgezahl- 
ten Krankenkassenbeitrags 44,2 v. fL In der letzten 
Zahl kommt zum Ausdruck, wie die relativ un- 
günstige Renlenenl Wicklung der Jahre 1968 und 
1969 wieder ausgeglichen werden konnte. 

Die sich aus der Rentenformel ergebenden An- 
passungssälze sind 1970 bis 1972 niedriger als in 
den vorangegangenen und den nachfolgenden 
Jahren. Hier wirken sich die geringen Lohn- und 
Gehaltssteigeningen aus den Jahren der Rezession 
aus. Allerdings ergibt sich für 1972 immerhin eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr um fast 10 v. H., 
w^enn die Rückzahlimg der Krankenkassenbeiträge 
der Rentner mitberücksichtigt wird. Aufgrund der 
kräftigen Lohn- und Gehaltssteigerungen der ver- 
gangenen Jahre werden 1973 die Renten um 9,5 v. H. 
angehoben. Der Anpassungssatz wird 1974 voraus- 
sichtlich 11,4 v. H. und 1975 10,5 v. H. betragen. 

18. Auch das Rentenniveau wird sich in den näch- 
sten Jahren günstig entwickeln. Das ergibt sich aus 
abgesicherten Vorausberechnungen, die auch Gegen- 
stand einer intensiven öffentlichen Diskussion wa- 
ren. Dabei zeigte sich, daß der Vergleich der Renten 
mit dem durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelt we- 
nig aussagefähig ist. Während von Renten in der 
Regel keine Abgaben zu leisten sind, werden die 
Bruttoarbeitsentgelte noch durch Steuern und Sozial- 
abgaben gemindert. Ein sinnvoller Indikator für die 
Qualität der Rentenfonnel ist daher das Verhältnis 
zwischen dem durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt 
aller Versicherten und dem entsprechenden Alters- 
ruhegeld nach einer maximalen Versicherungsdauer 
von gegenwärtig 49 Jahren. Diese Meßzahl bringt 
zum Ausdruck, was das System der gesetzlichen 
Allerssicherung zu leisten vermag, ln diesen Fällen 
wird die Altersrente 1972 und 1973 68,3 v.H., 1974 

71.7 V. H. und 1975 knapp 75 v. H. des Nettoarbeits- 
entgelts betragen. 
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Übersicht A — 7 


Gesetzliche Renlenversichening 
Jährliche Rentenanpassungen 


Jahr 

Gesetzliche 

Regelung 

Betroffener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen 

je Fall ’ insgesamt 

1971 

13. Renlen- 
anpassungs- 
gesetz vom 

10. Juli 1970 

Bezieher von gut 9 Mil- 
lionen Renten der ArV, 
AnV, KnRV (Renten 
aus 1969 und früher) 

5.5 V. H. 1,95 Mrd. D.M 

1 

1 

1972 

14. Renten- 
anpassungs' 
gesetz vom 

10. August 1971 

Bezieher von 9,5 Mil- 
lionen Renten der ArV, 
AnV, KnRV (Renten 
aus 1970 und früher) 

6.3 V. H. 

2.51 Mrd. DM 

1973 

1 

15. Renten- 
anpassungs- 
gesetz (im Ge- 
setzgebungs- 
Verfahren) 

Bezieher von knapp 10 
Millionen Renten der 
ArV. AnV. KnRV (Ren- 
ten aus 1971 imd früher) 

9,5 V. H. 

4,1 Mrd. DM 

“ 1 

5.25 Mrd. DM 

1 

1 

j 1974 

1 i 

n 

Bezieher von 10 Mil- 
lionen Renten der ArV, 
AnV, KnRV (Renten 
aus 1972 und früher) 

11,35 v. H. 

1975 

■) 

Bezieher von knapp 

10,5 Millionen Renten 
der ArV, AnV, KnRV 
(Renten aus 1973 und 
früher) 

10,5 v.H. 

5,5 Mrd. DM 

1 

1 

1 


Vorausschätzung nach dem derzeitigen Stand 
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Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
Langfristige Entwicklung des Rentenniveaus 


J4ihr 

BnittoarbeilMOtgelt 

Anteil des 
durch- 
9chnitt> 
lidotto 
Ncttoeln* 
kcmment 
am Brutto- 
einkommen 
It. VGR 

V. H 

Netto- 

nrbeitft- 

enigolt 

tuonatildi 

DM 

1957 festgesetztes 
Altersrabegeld monatlicb 

Renlemiiveeu gemessen am 

BrultoarbeUseDlgelt 

Nettoaibellientgelt 

Jährlldx 
(9 1255 
RVO) 

DM 

moniillidi 

DM 

nach 40 
Vctslduj- 
rungsjohxoD 

DM 

nadi 49 
Vemirfie- 
mngsjabrec 

DM 

40 Ver- 
sieh ti- 
Tungs- 
jshre 

49 Ver- 
sichu- 
rungs* 
Jahre 

40 Ver- 
Kidte- 
rungs' 
Jahre 

49 Ver- 
siehe- 
lungs* 
Jahre 


(11 

12) 

|3| 

Ml 1 

»1 

(5| 

m 

(8) 1 

(9) 1 

(10) 

1957 

5 043 

420,25 

85,9 

361,00 

214,10 

262,30 

50,9 

62,4 

59,3 

72,6 

1958 

5 330 

444,17 

85,1 

378,00 

214,10 

262,30 

48,2 

59,0 

56,6 

69,4 

1959 

5 602 

466,83 

85,3 

398,25 

227,10 

278,20 

48,6 

59,6 

57,0 

69,8 

I 960 

6 101 

508,42 

84,2 

428,08 

240,60 

294,80 

47,3 

58,0 

56,2 

68,9 

1961 

6 723 

560,25 

83,6 

468,33 

253,60 

310,70 

45,3 

55,5 

54.1 

66,3 

1962 

7 328 

610,67 

83,2 

508.08 

266.30 

326,20 

43,6 

53,4 

52,4 

64,2 

1963 

7 775 

647,92 

82,8 

536,50 

283,90 

347,80 

43,8 

53,7 

52,9 

64,8 

1964 

8 467 

705,58 

82,3 

580,67 

307,10 

376,20 

43,5 

53,3 

52,9 

64,8 

1965 

9 229 

769,08 

83,0 

1 638,33 

335,90 

411,50 

43,7 

53.5 

52.6 

64,5 

1966 

9 893 

824,42 

81,9 

1 675,17 

363,80 

445.60 

44,1 

54.1 

53,9 

66,0 

1967 

10219 

851,58 

81.5 

694,00 

392,90 

481,30 

46.1 

56,5 

56,6 

69,3 

1968 

10 842 

903,50 

80,5 

727,33 

416,00 •) 

509,70 ^) 

46,0 

56,4 

57,2 

70,1 

1969 

11 839 

986.58 

79,1 

780.42 

450,60 *) 

552,00 =) 

45,7 

56,0 

57,7 

70,7 

1970 

13 343 

1 111,92 

77,4 

860,58 

489,00 

599,10 

44,0 

53,9 

56,8 

69,6 

1971 

14 931 

l 244,25 

76,2 

948,08 

515.90 

632.00 

41,5 

50,8 

54,4 

66,7 

1972 

16 051 

l 337,58 

76,0 

l 016.58 

566 , 70 ») 

694,20 *) 

42,4 

51,9 

55,7 

68,3 

1973 

17 215 

1 434,58 

75,1 

1 077,33 

600.40 

735.50 

' 41,9 

51,3 

55,7 

68,3 

1974 

18 463 

1 538,58 

74,2 

1 141,67 

668,60 

' 819,00 

43,5 

53,2 

58,6 

71,7 

1975 

19 802 

l 650,17 

73.3 

1 209,58 

738,80 

1 905,00 

44,8 

54,8 

61,1 

1 

74,8 


*) Durdischnittsentgelt der Versitiierten sowie Entwicklung der Bestandsrenten (nach 40 und 49 Versidierungsjah- 
Ten) aus dem Jaiire 1957 und deren Renlenniveau gemessen am Brutto- und Netloarbeitsenigelt 
’') nach Abzug des Beitrags zu KVdR 

*) elnschlleßlidi ein Zwölftel (Sp. 5 = 18,30 DM und Sp. 6 « 22,40 DM) des gemäß § 3 Abs. l des Gesetzes über 
die Rückzahlung der einbehaltenen Beiträge zur KVdR (Gesetz vom 15. März 1972, BGBl. I S. 433) im April 1972 
zurückgezahllen Beitrags 
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3. Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung 

19. Die soziale Krankenversicherung ist in folgen- 
den wichtigen Punkten weiterentwickelt worden: 

— Erhaltung und Erweiterung des gesicherten Per- 
sonenkreises, 

— Leistungsverbesserungen auf dem Gebiet der Ge- 
sundheitssicherung, 

— weitere Gleichstellung von Arbeitern und Ange- 
stellten. 


Erhaltung und Erweiterung des gesicherten 
Personenkreises 

20. Die Versicherungspflicht der Angestellten war 
bis 1970 an eine starre Einkommensgrenze gebun- 
den. Wegen der allgemein steigenden Einkommen 
schieden daher immer mehr Angestellte aus der 
Verslcherungspflicht aus. Dieser Effekt wurde da- 
durch aufgefangen, daß die Versicherungspflicht- 
grenze für Angestellte auf 75 v. H. der Beitrags- 
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung angehoben und auf dieser Basis dynami- 
siert wurde, Die Versicherungspf lichtgrenze für An- 
gestellte ist durch die Dynamisierung für 1972 auf 
1575 DM monatlich angestiegen. 

21. Soweit Angestellte wegen Überschreitens der 
Versicherungspflichlgrenze versicherungsfrei waren, 
konnten sie bis zum 31. März 1971 der gesetzlichen 
Krankenversicherung freiwillig beitreten. Hiervon 
haben rd. 300 000 Angestellte Gebrauch gemacht. 
86 v. H. der rund 3 Millionen nichtversicherungs- 
pflichligen Angestellten waren bereits davor frei- 
willig in der gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sidierl. 

Außerdem haben seit 1971 alle Benifsanfänger, 
die ein über der Versicherungspflichtgrenze liegen- 
des Gehalt beziehen, in den ersten drei Monaten 
nadi Aufnahme ihrer Beschäftigung die Möglichkeit, 
der Krankenversicherung freiwillig beizutreten. Da- 
mit ist die Krankenversicherung praktisch auch für 
alle Angestellten und folglich für alle Arbeitnehmer 
geöffnet w^orden. 


Leistungsverbesserungen 

22. Der Leistungskatalog der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung wurde auf dem Gebiet der vorsor- 
genden Gesundheitssicherung entscheidend ausge- 
baut. 

Seit dem 1. Juli 1971 haben Kinder bis zum vollen- 
deten 4. Lebensjahr, Männer vom Beginn des 
45. Lebensjahres und Frauen vom Beginn des 30. Le- 
bensjahres an Anspruch auf Leistungen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten. Im Juli 1971 hatten 
2.5 Millionen Kinder, 7,6 Millionen Männer und 
16 Millionen Frauen Amspruch auf diese Leistungen. 
Während sich die Untersuchungen bei Kindern auf 


die körperliche und die geistige Entwicklung be- 
ziehen, zielen die Untersuchungen bei den Erwach- 
senen auf die Früherkennung von Krebskrankheiten. 

23. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
wurden die vom Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen beschlossenen Richtlinien für die 
Untersuchungen bei Früherkennungsmaßnahmen 
wirksam. Hierin sind die Untersuchungsprogramme 
für die Anspruchsberechtigten im einzelnen darge- 
legt. Auf diese Weise wurde sichergestellt, daß die 
neuen Leistungen sofort, gleichmäßig und ohne prak- 
tische Schwierigkeiten erbracht werden konnten. 

Gleic:hstellung von Arbeitern und Angestellten 

24. Im Schulzbedürfnis für das Krankheitsrisiko 
gibt es keinen spezifischen Unterschied zwischen 
Arbeitern und Angestellten. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung räumt das Gesetz deshalb allen 
Angestellten, die freiwillig in der sozialen Kran- 
kenversicherung krankenversichert sind, einen An- 
spruch gegen den Arbeitgeber auf einen Zuschuß 
zum Krankenversicherungsbeitrag ein. Den gleichen 
Anspruch haben die .Angestellten, werm sie bei 
einem privaten Versicherungsunlernehmen mit 
gleidiartigen Leistungen versichert sind. Auch die 
Möglichkeit für Angestellte, die bei Berufsbeginn 
nur wegen Überschreitens der Versicherungspflicht- 
grenze nicht verslcherungspflichtig sind, sich frei- 
willig versichern zu können, wirkt in die gleiche 
Richtung. 


Sachverständigenkommission zur Weiterentwicklung 
der sozialen Krankenversicherung 

25. Die Sachverständigenkommission zur Weiter- 
entwicklung der sozialen Krankenversicherung, die 
im April 1970 vom Bunde.sminister für Arbeit und 
Sozialordnung berufen wurde, setzte ihre Beratun- 
gen 1971 fort. Sie hatte 1970 bereits Vorschläge zur 
Einfühnmg von Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten und Vorschläge zur Einführung einer 
Krankenversicherung der Landwirte erarbeitet, die 
im Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung vom 21. Dezem- 
ber 1970 und im Entwurf eines Ge.selzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte weitgehend be- 
rücksichtigt worden sind. 

26. Im Zuge ihrer Beratungen ist die Sachverstän- 
digenkommission in einigen Bereichen zu neuen 
Themen und Fragestellungen gelangt, die für die 
Weiterentwicklung der sozialen Krankenversiche- 
rung bedeutsam sind. So soll die Frage untersucht 
werden, inwieweit eine Einbeziehung der Studenten 
in den Krankenversicherungssdiulz bedingen würde, 
daß auch andere in Ausbildung befindliche Perso- 
nengruppen den gleichen sozialen Schutz erhalten. 
Im Bereich der Leistungs Verbesserungen will sie 
prüfen, in welchem Umfang weitere Maßnahmen 
der Gesundheitsvorsorge und der Krankheitsfrüh- 
erkennung in den Leistungskatalog der sozialen 
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Gesetzliche Krankenversicherung 
2. Krankenversicherungsänderungsgesetz 


Jahr 

Gesetzliche 


Finanzielle Verbesserungen 


Regelung 


je Fa» 1 

insgesamt 

1971 

Gesetz zur 
Weiterent- 
wicklung des 
Rechts der ge- 
setzlichen 
Krankenver- 
sicherung vom 
21. Dezember 
1970 

300 000 nichtversicherungs- 
pfliditige Angestellte, die 
bislang nicht Mitglieder 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung waren; 

30 000 Rentner, die 1968 
die Gelegenheit zum Bei- 
tritt in die gesetzliche 
Krankenversicherung ver- 
säumt haben 

1 

Beitritt in die gesetzliche 

Krankenversicherung 

1 



rd. 1 Million bisher nicht 

versicherungspflichtige 

Angestellte 

Eintreten der Versiche- 
rungspflicht durch Herauf- 
setzen der Versicherungs- 
pflichtgrenze von 1 200 auf 
1425 DM»), dadurch An- 
spruch auf Arbeitgeber- 
zuschuß zum Krankenver- 
sicherungsbeitrag: rd. 48 
bis rd. 58 DM monatlich 

0,6 Mrd. DM j 



rd. 3 Millionen bisher und 
weiterhin nicht versiehe- 
rungspflichtige Angestellte 

Anspruch auf Arbeitgeber- 
zuschuß zum Krankenver- 
sicherungsbeilrag; rd. 58 
DM monatlich 

1,9 Mrd, DM 1 



rd. 9 Millionen Pflichtver- 
sicherte und freiwillig Ver- 
sicherte mit Brultomonats- 
verdiensl über 1200 DM 
und Krankengeldanspruch 

durch Heraufsetzung der 
Leistungsbemessungs- 
grenze von 1200 auf 1425 
DM M monatlich erhöht 
sich das Krankengeld um 
bis zu 19 V. H. (bis zu 6,40 
DM je Tag) 

0.1 bis 0,2 Mrd. DM 



alle Versicherten der ge- 
setzlichen Krankenversi- 
cherung mit Krankengeld- 
anspruch während Kran- 
kenhausaufenthall 

volles Krankengeld statt 
geringeres Hausgeld (bis- 
her bis zu 75 V. H. gerin- 
ger) 

0,1 Mrd. DM 

1 

1 

1 

1971 

1 (ab 
Juli) 


2,5 Millionen Kinder 
bis zum vollendeten 

4. Lebensjahr 

16 Millionen Frauen 

Anspruch auf ärztliche Un- 
tersuchungen zur Früh- 
erkennung bestimmter 

Krankheiten 

t 

1 1 


vom Beginn des 30. Le- | 

bensjahres an I 

7,6 Millionen Männer ' 

vom Beginn des 45. Le- l 

, bensjahres an | | 

I 26 Millionen Versicherte 

insgesamt der gesetzli- 
, chen Krankenversiche- 

I I rung und mitversicher- 

I ten Familienangehörige 

’) Durch die gleichzeitige D'ynamisierung [75 v. H. der jährlichen Beilragsbemessungsgrexize der ArV und AnV) 
steigt diese Grenze in 1972 auf 1575 DM monatlich, 1973 auf 1725 DM, 1974 auf 1875 DM und 1975 auf 2025 DM. 
Entsprechend erhöhen sich die Beträge für die finanziellen Verbesserungen. 
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Krajikenversidierung aufgenommen werden können. 
Die Kommission berat gegenwärtig Grundsätze für 
ein Informationssystem und Vorschläge ftir ein For- 
schungsinstitut in der sozialen Krankenversicherung. 

Forschung, Dokumentation, Statistik 

27. Nach Auffassung der Sachverständigenkommis- 
sion können die Versicherten individueller betreut 
und Daten rationeller ausgetauscht werden, wenn 
ein bundeseinheitliches individuelles Kennzeichen 
für alle Mitglieder und mitversiclierten Familienan- 
gehörigen auch in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung eingeführt wird. Nach ihrem Vorschlag soll da- 
her in der Reichsversicherungsordnung festgclegt 
werden, daü — solange das bundeseinheitliche Per- 
sonenkennzeichen noch nicht eingeführt ist — die 
Krankenkassen für jeden Versicherten und für jeden 
Angehörigen, für den Anspruch auf Familienkran- 
kenpflege besteht, eine Versicherrmgsnummer ver- 
wenden und einen Versichertenausweis aussiellen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
soll ermächtigt werden, durch Rechtsverordnung 
auch eine Kennzeichnung der Arbeitgeber sowie 
der Träger der Sozialversicherung mit ihren Ver- 
tragspartnern einschließlich ihrer Mitglieder vorzu- 
schreiben. 

28. Die Arbeiten zur Weiterenlw'icklung der so- 
zialen Krankenversicherung haben insbesondere bei 
der Gesundheitssicherung deutlich gemacht, daß die 
sozialmedizinisdie Forschung intensiviert und die 
gesundheilspolitische .Aussagekraft der Statistik in 
der Krankenversicherung verbessert w^erden muß. 
Insbesondere im Hinblick auf die Früherkennungs- 
programme muß eine umfassendere Dokumentation 
ermöglicht werden. In der Sachverständigenkom- 
mission zur Weiterentwicklung der sozialen Kran- 
kenversicherung sind bereits Vorarbeiten in diese 
Richtung geleistet worden. Dabei sollen von An- 
fang an auch die Einsatzmöglichkeiten der elektroni- 
schen Datenverarbeitung beachtet werden. Die Bun- 
desregierung wird insbesondere prüfen, in welcher 
Weise durch Rechtsvorschriften der Einsatz von 
EDV-Anlagen in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung erleichtert und gleichzeitig der notwendige 
Pcrsönlichkeitsschutz gewährleistet werden kann. 

Erfahrungsberichte 

29. Auf drei Gebieten der ge.selzlichen Kranken- 
versicherung hatten die gesetzgebenden Körper- 


schaften die Bundesregierung gebeten, einen Erfah- 
rungsbericht zu erstatten. 

Die Berichte, die inzwischen vorgelegt wurden, be- 
fassen sich mit 

— der Begutaditung der Arbeitsunfähigkeit durch 
den Vertrauensärztlichen Dienst imd mit dem 
Zusammenwirken der Kassenärzte, der Kran- 
kassen und des Verlrauensärztlichen Dienstes, 

— den Erfahrungen mit dem neugefaßten § 188 der 
Reichsversicherungsordnung (Zahlung von Prä- 
mien für nicht in .Anspruch genommene ärztlidie 
Behandlung und Krankenhauspflege — Kranken- 
scheinprämie), 

— den Erfahrungen mit der Ablösung der V^erord- 
nungsblaltgebülir durch eine Beteiligung der 
Versicherten an den Arznei-, Verband- und Heil- 
mittelkosten nach § 182 a der Reichsversiche- 
rungsordnimg. 

Die Berichte w^urden außerdem der Sachverständi- 
genkommission zur Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversidierung zur Erörterung zugeieilet. 


4. Weiterentwicklung der Unfallversicherung 

30. Die gesetzliche Unfallversicherung wurde im 
letzten Jahr vor allem durch eine Ausweitung des 
gesicherten Personenkreises weiterentwickelt. Für 

— 430 000 Studierende an Hodischulen, 

— 9 Millionen Schüler allgemeinbildender Schulen 
und 

— etwa I Million Kinder, die einen Kindergarten 
besuchen, 

gilt seit dem 1. April 1971 ein bundeseinheitlicher 
Unfallschutz. Das Gesetz soll sowohl eine wirk- 
same Unfallverhütung in Schulen, Hochschulen und 
Kindergärten garantieren als auch Rehabilltations- 
und Rentenleistungen im Versicherungsfall gewähr- 
leisten. Jährlich ereignen sich etwa 170 000 Unfälle 
von Schülern, 17 000 von Studenten und 18 000 von 
Kindergartenkindem. 

31. Die seil dem Jahre 1928 geltende Verordnung 
über Krankenbehandlung und Berufsfürsorge würd 
durch eine Verordnung über die orthopädische Ver- 
sorgung Unfallverletzter abgelösl. Damit sollen die 
orthopädischen Leistungen der Unfallversicherung 
vereinheitlicht und auf eine neue rechtliche Grund- 
lage gestellt werden. 
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Gesetzliche Unfallversicherung 

Einbeziehung der Sdiüler, Studenten sowie der Kinder in Kindergärten 


Jahr 

Gesetzliche 

Betroffener Personenkreis | 

Finanzielle Verbesserungen j 

Regelung 

je Fall 1 

insgesaml ! 

1971 

(ab 

April) 

1 

Gesetz über 
Unfallversi- 
cherung für 
Sdiüler, Stu- 
denten sowie 
Kinder in Kin- 
dergärten vom 
18. März 1971 

9 Millionen Schüler 

l Million Kindergarten- 
kinder 

0,43 Millionen Studenten 

1 

geschätzte Unfälle pro 

Jahr: 

170 000 von Schülern 

18 000 von Kindergarten- 
kindern 

17 000 von Studenten | 

geschätzte Leistungen vom 

1. April bis 31. Dezember 1 
1971: 

über 40 Millionen DM 

Übersicht A— 1 1 






Gesetzlidhe Unfallversicherung 

Jäbrlidie Rentenanpassung 


Jdhr 

Gcsctzlidie 

Betroffener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen ' 

Regelung 

je Fall 

insgesamt 

1971 

13. Renten- 
anpassungs- 
gesetz vom 
in. Juli 1970 

1 Million Rentner mit Ren- 
ten für Unfälle aus 1968 
und früher 

9,3 V. H. Erhöhung der 
Geldleistungen 

0,20 Mrd. DM 

1972 

14. Renten- 
anpassungs- 
gesetz vom 

10. August 

1971 

l Million Rentner mit Ren- 
ten für Unfälle aus 1969 
und früher 

12,7 V. H. Erhöhung der 
Geldleistungen 

0,29 Mrd. DM 

1973 

15. Renten- 
anpassungs- 
gesetz (im 
Gesetzge- 
bungsver- 
1 fahren) 

l Million Rentner mit Ren- 
ten für Unfälle aus 1970 
und früher 

11,9 V. H. Erhöhung der 
Geldleistungen 

0,3 Mrd. DM 

1974 

■) 

l Million Rentner mit Ren- 
ten für Unfälle aus 1971 
und früher 

7,5 V. H. Erhöhung der 
Geldleistungen 

0,2 Mrd. DM 

1975 

’) 

l Million Rentner mit Ren- 
ten für Unfälle aus 1972 
und früher 

7,25 V. H. Erhöhung der 
Geldleistungen 

0,2 Mrd. DM 


') nach dem derzeitigen Stand der Voraussdhälzungen 
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5. Soziale Sicherung für besondere 
Personengruppen 

Soziale Sicherung In der Landwirtschaft 

32* Dfjr anhaltende Anpassungs- und Umstruk- 
turjerungspro^eß in der Landwirtsdiaft muß durdi 
begleitende sozialpolitisdie Maßnahmen abgesidiert 
werden. Dabei sind soziale Maßnahmen für land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer und Unternehmer glei- 
diermaßen erforderlich. 

Soweit landwirtsdiaftlidie Arbeitnehmer in früheren 
Jahren an der allgemeinen Lohnentwicklung unter- 
durchschnittlidi teilnahmen, ergibt sich für sie eine 
Verbesserung aus dem Renlenreformprogramm. 
Durdi die EinfQhxuDg einer Rente nach Mindest- 
einkommen werden diese land wirtschaftlichen Ar- 
beitnehmer bei der Rentenberedmung so gestellt, 
also ob sie wahrend ihres Arbeitslebens mindestens 
70 V. H. des Durchschnittsenlgelts aller Versicher- 
ten erreicht hätten. 

33, Eine wesentliche Verbesserung der sozialen 
Lage in der Landw'irtsdiaft wird cs durch die Eln- 
führung einer eigenständigen Krankenversidierung 


für Landwirte geberr Alle selbständigen Landwirte, 
niiliirbeitenden Familienängehoiigen und Alten - 
Leilei werden damit in einen umfassenden Kran- 
kenversicherungsschutz einbezogen. Die neue land- 
wirlschaftiiche KiankenversLcherung soll grundsätz- 
lich die gleichen Leistungen erbringen wie die geselz- 
Jidhe Krankenversicherung, Entsprechend den beson- 
deren Verhältnissen in der Landwirtschaft ist jedoch 
bei lang andauernder oder schwerer Krankheit des 
Landwirts oder seiner Ehefrau anstelle von Kran-» 
kengeld die Gestellung oder Bezahlung einer Er- 
satzkraJt für den Betrieb vorgesehen. 

Die Landwirte und ihre Familienangehörigen finan- 
zieren ihre Krankenversidiening durch Beiträge. Die 
Aufwendungen für die Altenlei 1er — das sind 1972 
17fi Millionen DM — werden durch Zahlungen des 
Bundes gedeckt, 

34, Die Bundesregierung hat den Entw'urf eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung und ETgänzung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte vorge- 
legt* Darin ist eine Erhöhung des Altersgeldes von 
175 DM auf 240 DM für Verheiratete und von 1 15 DM 
auf 160 DM für Unverheiratete vorgesehen. Die 
Landabgaberente erhöht sich für Verheiratete von 
350 DM auf 415 DM und für Alleinstehende von 
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Soziale Sfdieriing ln der Landwirtsdialt 
Krankenverstchening der Landivirte 


f 


Jahr 


Gesetzliche 

Regelung 


ßGlroffencr Fersouenlaeis 


Finanzielle Veibes&eiungen 
Je Fall I msgcsaml 


1972 

(ab 

Juli) 


Gesetz über 
die Kranken- 
versicherung 
der Landwürte 
(irr] Gesetz- 
gebungs- 
Verfahren) 


580 000 selbständige 
Landwirte 

220 000 mitarbeitende 
Familien- 
angehörige 

37ÜÜ00 Altenteiler 

60 000 mitarbeilende 
Familien- 
angehörige 
über 65 Jahre 


je Altenteiler: 625 DM 
I pro Jahr 


f 


l 230 000 Pfliditraitglieder 


1,2 Millionen als unter- j 
hültsbercchtigte | 
Familienange- 
hörige mit- 
versidiert 


gesamtes Leistungsvolu- 
men für die Zeit vom 
I. Juli bis 3L Dezember 
1972: 560 Millionen DM 
(ohne Berücksichtigung 
des Befreiungsrectils), 
davon finanziert durch 
Bundeszuschuß für die 
Zeit vom 1 , Juli bis 
31, Dezember 1972: 

176 Millionen DM (zur 
Finanzierung der Lei- 
stungen an Altenteiler) 


I 


2,4 Millionen insgesamt 
(ohne Berück- 
sichtigung des 
Befreiungs- 
redits) 
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230 DM auf 275 DM. Außerdem sieht der Entwurf 
die Möglichkeit vor, daß auch derjenige Landwirt, 
der seinen Hof abgeben möchte, aber niemanden 
findet, der zur Übernahme bereit ist, Altersgeld 
erhalten kann. Der Landwirt kann zu diesem Zweck 
seine landwirtschaftlichen Flächen aufforsten oder 
eine juristische Person, die sich mit Aufgaben der 
Strukturverbesserung befaßt, ermächtigen, für ihn 
das Land zu verkaufen oder zu verpachten. Im 
Fall der Ermächtigung entsteht der halbe Altersgeld- 


anspruch. Schließlich werden auch die Möglichkeiten 
der — für die Gewährung der Landabgaberente not- 
wendigen — Anerkennung, daß eine Hofabgabe 
strukturverbessemd erfolgte, flexibler gestaltet, um 
der besonderen Situation in einigen Regionen Rech- 
nung tragen zu können, 

Mit den in diesem Entwurf vorgesehenen Maßnah- 
men wird die Alterssicherung der Landwirte deut- 
lich verbessert. Darüber hinaus wird die Bundes- 
regierung im Rahmen der Fortschreibung der Finanz- 
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Soziale Sicherung in der Landwirtsdiait 
Altersgeld, Landabgaberente und Nachverslcherungsmögllchkeit 


Jahr * 

Gesetzliche 

Betroffener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen 

Regelung 

je Fall 1 

insgesamt 

1971 

Gesetz zur 
Verbesserung 
und Ergänzung 
sozialer Maß- 
nahmen in der 
Landwirtschaft 
vom 21. De- 
zember 1970 

9 000 Empfänger von 
Landabgaberente 

1 

1 

1 

a) Erhöhung der Land- 1 
abgaberente um 

27 V.H.: 

für Verheiratete um 
monatlich 75 DM auf 
350 DM, 

für Unverheiratete um 
monatlich 50 DM auf 
230 DM 

Mehrleistungen 

1971: 4- 16 Millionen DM 
1972: 4- 42 Millionen DM 




b) Verbesserung der Vor- 1 
aussetzungen für den 
Bezug der Landabgabe- 
renle 




6 000 Empfänger von Zu- 
schüssen zur Nachentrich- 
tung von Beiträgen (1972) 

a) Möglichkeit zur Nach- 
entrichtung von Beiträ- 
gen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 

Bundeszuscfaüsse ; 

1971: 13,2 Millionen DM 
1972: 39,0 Millionen DM 

1 



b) Bundeszuschuß von 

70 v. FL zu den nach- 
entrichteten Beiträgen 


1972 

(ab 

Sep- 

tem- 

ber) 

6. Gesetz zur 
Änderung 
und Ergän- 
zung des 
Gesetzes über 
eine Alters- 
hilfe für Land- 
wirte (im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren) 

über 550 000 Empfänger 
von Altersgeld 

Erhöhung des Alters- 
geldes 

für Verheiratete um mo- 
natlich 65 DM auf 240 DM 
(4- 37 V. R). 

für Unverheiratete um mo- 
natlich 45 DM auf 160 DM 
(4- 39 v. H.) 

Mehrleistungen 

1. September bis 31. De- 
zember 1972: 
über 115 Millionen DM 

1973: 

über 355 Millionen DM 


über 10 000 Empfänger 
von Landabgaberente 

Erhöhung der Landabgabe- 
rente um rd. 19 v. R: 

1 




für Verheiratete um mo- 
natlich 65 DM auf 415 DM, 

für Unverheiratete um mo- 
natlich 45 DM auf 275 DM 
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Planung prüfen, ob vom 1. Januar 1974 an die 
Leistungen nach dem Gesetz über eine Allershilfe 
für Landwirte wie die Leistungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung dynamisiert werden sollen und 
ob das Altersgeld nach der Dauer der Beitragszah- 
lung gestaffelt werden soll. 

35. Im Jahre 1972 werden — wie bereits in den 
Vorjahren — an die Empfänger von Renten aus 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung, die nach 
Durchschnittssätzen berechnet sind, Schwerverletz- 
tenzulagen gezahlt. Sie betragen 25 v. H. der Rente, 
wenn die Minderung der Erwerbsfähigkeit minde- 
stens 50 V. H. aber weniger als 75 v. H. beträgt, und 
50 V. H. der Rente, wenn die Minderung der Erwerbs- 
fähigkeil 75 V. H. oder mehr beträgt. Ausgangspunkt 
für die Berechnung der Zulagen sind die seit dem 
!. Januar 1971 — aufgrund einer allgemeinen An- 
ordnung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung zur Neufestsetzung der durchschnittlichen 
Jahresarbeilsverdienste — um etwa 20 v. H. er- 
höhten Renten. 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

36. Mit dem Gesetz zur Änderung des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und anderer Gesetze vom 
22. Dezember 1971 werden die von einer Stillegungs- 


oder Rationalisierungsmaßnahme betroffenen über 
50 Jahre alten Bergleute des Steinkohlenbergbaus 
oder Braimkohlentiefbaus versicherungsrechtlich 
weitgehend so gestellt, als ob die Beschäftigung erst 
in dem Zeitpunkt geendet hätte, in welchem die 
Voraussetzungen für ein Altersruhegeld erfüllt sind. 

Außerdem wird die Bergmannsprämie künftig ren- 
tensleigemd angerechnet, um ein Absinken des Ren- 
tenniveaus der Bergleute zu verhindern. 

Soziale Sicherung für langfristig Behinderte und fOr 
Minderjährige In Heimerziehung 

37. Viele körperlich, geistig oder seelisch Be- 
hinderte, deren Behinderung von Geburt an besteht 
oder im frühen Lebensalter eingetreten ist, sind 
nicht sozialversichert und daher bei Krankheit, In- 
validität und ira Aller auf die Hilfe ihrer Angehöri- 
gen oder die Sozialhilfe angewiesen. Es wird ge- 
prüft, inwieweit diese Behinderten in die Sozia Iver- 
sichenmg einbezogen imd ihnen angemessene Lei- 
stungen gesichert werden können. 

38. Auch ein Teil der Minderjährigen in Heim- 
erziehung ist noch ohne den Schulz der Sozialver- 
sicherung. Das gilt vor allem für die schulentlasse- 
nen Minderjährigen, die aus erzieherischen Gründen 
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Soziale Sicherung ln der Landwirtschaft 
Landwirtschaftliche Unfallversicherung 


Jahr 


Grundlage 


1971 I Anordnung allge- 
' meiner Zwischen- 
' festsetzungen der 
, durchschnittlichen 
Jahresarbeitsver- 
, dienste in der Land- 
wirtschaftlichen Un- 
j fallversicherung 
vom 4. November 
1970 


Betroffener Personenkreis 


190 OOO Unfallrentner 


Finanzielle Verbesserungen 


je Fall 


I 


insgesamt 


Rentenerhöhung 
um 20 V, H. 


1971 
und 

1972 


18 000 schwerbeschädigte 
Unfallrentner 


Sicherung der Weiter- 
zahlung der Schwervor- 
letztenzulagen; 

25 v, H. der Rente bei 
einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 
50 bis unter 75 v. H., 

50 V. H. der Rente bei 
einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 
75 oder mehr v. H. 


55 Millionen DM 


15 Millionen DM 
jährlich 
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längere Zeit hindurdi ohne Entgelt mit Tätigkeiten 
beschäftigt werden, die der Berufsfindung \md För- 
derung der Arbeitsbereitschaft bei gleichzeitiger 
Vermittlung von Grundkenntnissen dienen. Es wird 
erwogen, auch diese Personen in die Sozialversiche- 
rung einzubeziehen, damit ihnen aus dem Heimauf- 
enthalt keine Nachteile für ihre soziale Sicherung 
erwachsen. 


6. Weiterentwicklung der Kriegsopfer- 
versorgung 

39. Eine der ersten Geselzesvorlagen der Bundes- 
regierung in dieser Legislaturperiode galt der Ver- 
besserung der Kriegsopferversorgung. Das erste An- 
passungsgesetz vom 26. Januar 1970 brachte, neben 


einer linearen Rentenerhöhung für alle Versor- 
gungsberechtigten und erheblichen strukturellen 
Verbesserungen in der Versorgimg der Witwen und 
Schwerbeschädigten, insbesondere die alljährliche 
Anpassimg der Versorgungsbezüge an die wirt- 
schaftliche Entwicklung (Dynamisierung). Vom 1. Ja- 
nuar 1971 an müssen die Kriegsopferrenten im glei- 
chen Umfang wie die Bestandsrenten in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung an die allgemeine Ent- 
wicklung der Löhne und Gehälter angepaßt werden. 
Dem wurde mit dem zweiten Anpassungsgesetz vom 
10. Juli 1970 erstmals entsprochen. Inzwischen ist 
bereits das dritte Anpassungsgesetz mit einer wei- 
teren Erhöhung der Versorgungsrenten ab 1. Januar 
1972 in Kraft getreten. Gleichzeitig wurde eine wich- 
tige Harmonisierung der Anpassungs Vorschriften 
vorgenommen. Der Berufsschadensausgleich für Be- 
schädigte und der Schadensausgleich für Witwen 
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Kriegsopferversorgung 
Jährliche Anpassungsgesetze 


Jahr 

GesetzUche Regelung 

Betroffener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen 

je Fall 

insgesamt 

1970 

l. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz vom 

26. Januar 1970 
(BGBl. I S, 121) 

1,5 Millionen versorgungs- 
berechtigte Beschädigte, 
Kriegerwaisen und -eitern 

l.l Millionen Krieger- 
wilwen 

16 V, H. 

25,3 V. H. 

0,94 Mrd. DM 

1971 

2. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz vom 

10. Juli 1970 
(BGBl. I S. 1029) 

2,6 Millionen versorgungs- 
berechtigte Beschädigte, 
Kriegerwitwen, -waisen 
und -eitern 

5,5 V. H. 

0,28 Mrd. DM 

1972 

3. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz vom 

16. Dezember 1971 
(BGBl. I S. 1985) 

2,5 Millionen versorgungs- 
berechtigte Beschädigte, 
Kriegerwitwen, -waisen 
und -eitern (Rentenanpas- 
sung) 

120 000 Beschädigte und 
340 000 Kriegerwitwen 
(Anpassung des Berufs- 
schadensausgleichs u. a. 
Verbesserungen) 

6,3 V. H. 

0,34 Mrd. DM 

0.12 Mrd. DM 

1973 

4. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz (im Ge- 
setzgeb ungs ver- 
fahren) 

2,5 Millionen versorgimgs- 
berechtigte Beschädigte, 
Kriegerwitwen, -waisen 
und -eitern 

9,5 V. H. 

0,55 Mrd. DM 
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werden nunmehr audi jährlich, statt wie bisher alle 
zwei Jahre, an die geänderten ArbeitnehTnerpia- 
konimen an gepaßt - 

40, Zieht man eine Zwischenbilanz, so zeigt sich, 
daß die Kriegsopferrenlea seit Beginn der Legis- 
laturperiode um rd, 30v. H, für die Beschädigten. 
Waisen und EUera und um rd. 40v. H> für die 
Witwen gestiegen sind. Der dadurch bedingte Mehr- 
aufwand beträgt für die Jahre 1970 bis 1972 rd. 
3,6 Mrd. DM. Durch das vierte Anpassungsgesetz 
werden die Renten mit Wirkung vom 1. Januar 1973 
an um durdisdinitt!id:i 9,5 v, H. erhöht werden. Der 
Anpassungssatz wird 1974 voraussiditUch 11,4 v.H. 
und 1975 10,5 v. H. betragen. 

41, Mit dem dritten Anpassungsgesetz sind Mutter- 
schaftshilfe und Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten in den Leistungskatalog des Dundes- 
versorgungsgesetzes aufgenommen worden. Damit 
wird auch im Versorgungsrecht der Bedeutung von 
Vorsorgemaßnahmen im Rahmen der Gesund hei ts- 
sidberung Rechnung getragen. Der Umfang der Lei- 
stungen entspricht denen in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung. 

42, Die Heilbehandlung im Rahmen der Kriegs- 
opferversorgung, insbesondere bedingt durdi das 
zunehmende Alter der Versorgungsberechtigten. ge- 
winnt ständig an Bedeutung, Art und Umfang der 
Leistungen für den zu betreuenden Personenkreis 
müssen den sich ändernden Anforderungen an ge- 
glichen werden. Im dritten Anpassungsgesetz ist 
deshalb z. B. die rechtUche Möglidikeit geschaffen 
worden, im Rahmen von Badekuren neben den an- 
erkannten Schädigungsfolgen auch andere Leiden zu 
behandeln, um den Erfolg der Behandlungsmaßnah- 
men zu sichern und ura eine möglidist umfassende 
Wiederherstellung der Gesundheit zu erreichen. 
Außerdem haben nunmehr auch Eltern und Ehe- 
gatten als Betreuer von bestimmten pflegebedürfti- 
gen Schwerbeschädigten Anspruch auf eine Badekur. 
Damit wird die außerordentliche gesundheitliche Be- 
lastung durch eine langjährige Pflegetätigkeit in 
besonderer Weise berücksichtigt. 

Der Gesa m tauf w^and für die Heilbehandlung der 
Kriegs- und Webrdienstopfer belief sich im Jahre 
1971 auf rd. 590 Millionen DM. 

43, Die Kriegsopferfürsorge gewährt Besdiädiglen 
und Hinterbliebenen, in Ergänzung der übrigen Lei- 
stungen des Bundesversorgungsgesetzes, indivi- 
duelle, auf das Einzelsdiidtsal abgestellte Hilfen. 
Diese haben, trotz der beaditlichen Verbesserungen 
der Rentenleistungen, nichts von ihrer Bedeutung 
eingebüßt. Die im Jahre 1971 ausgegebenen Beträge 
waren vielmehr mit rd. 596 Millionen DM um ca. 
20v, H. höher als im Vorjahr und werden auch in 
diesem Jahre weiter ansteigen. 

An erster Stelle der Leistungen stehen die Er- 
ziehungsbeihilfen für Waisen und Kinder von Be- 
schädigten, gefolgt von Hilfen in besonderen Le- 
benslagen. Diese tragen den Bedürfnissen der älter 
werdenden Kriegsopfer vor allem durch Maßnahmen 
der Erholungsfürsorge Rechnung. 


7. Sozialgesetzbuch 

44. Wie in der Regierungserklärung vom 28. Okto- 
ber 1969 angekündigt, hat die Bundesregierung mit 
der Erarbeitung eines Sozialgesetzbuches begon- 
nen. Der Enlw^urf zürn Allgemeinen Teil dieses um- 
fangreidren Gesetzgebungswerks wurde vom Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnuug mit Unter- 
stützung der im Frühjahr 1970 berufenen Sachver- 
ständigenkommission vorbereitet. Er soll noch in 
dieser Legislaturperiode verabschiedet werden, 

45. Ziel des Gesetzbuches ist cs, das bisher ln 
zahlreichen Einzelgesetzen unübersithUlch geregelte 
Sozialrecht zusammenzufassen und zu vereinfachen, 
um das Rechtsverständnis des Burgers und damit 
sein Vertrauen in den sozialen Rechtsstaat zu för- 
dern, die Redilssicherheil zu gewährleisten und die 
Rechtsanwendung durch Verwaltung und Recht- 
sprechung zu erleichtern, ln die Kodifikation solleu 
nach einheitlichen Grundsätzen alle auf Dauer an- 
gelegten Soziallei stungsbereiche einbezogen wer- 
den. Dazu gehören Ausbildungs- und Arbeits- 
förderung einschließlich der besonderen Förderung 
Schwerbeschädigter, alle Zweige der Sozialversiche- 
rung, soziale ^tschädigung bei Gesuudheitsschä- 
den, insbesondere für Kriegsopfer, Kindergeld und 
Wohngeld sowie Sozialhilfe unci JugendhLlfe. Ob 
das Jugendhilferecht allerdings audi nach seiner 
Reform und der dabei angestrebten Erweiterung 
seines Gegenstandsbereichs im SozialgeseLzbudi zu 
belassen ist, wird zur gegebenen Zeit zu prüfen sein. 

46. Wegen des Umfangs des Sozial rechts und der 
Fülle der Probleme, die im Zuge seiner Einordnung 
in ein Gesetzeswerk zu lösen sind, kann das Sozial- 
gesetzbudi nur stufenweise verwirklidit werden. 
Der vorliegende Allgemeine Teil, der die erste 
Stufe bildet, enthält die Regelungen, die zur Verein- 
heitlichung der geltenden Soz i a Ir echts Ordnung und 
ihrer besseren Transparenz den einzelnen Sozial- 
lei stungsbereidien vorangestellt werden können 
und sollen; gleichzeitig werden die Vorsdiriflon der 
bestehenden Sozialgesetze an den Allgemeinen Teil 
angepaßl. 

Der Regierungsentwurf hat drei Schwerpunkte: 

— die Formulierung sozialer Rechte, die die sozial- 
rechtlichen Gnmdpositionen des Bürgers und die 
LelUdeen der einzelnen SozlaHeisluiigsbereiche 
aufzeigen und die bei der Rechtsanwendung zu 
beachten sind; 

— Omweisungsvorsdiriften, die dem Bürger den 
Zugang zu Sozialieistungen und zum Sozialrecht 
erleichtern sollen und u. a. den Anspnidi des 
Bürgers auf Beratung und die Einrichtung orts- 
naher Stellen regeln, die über alle Sozialleistun- 
gen Auskunft geben können; 

— Gemeinsame Vorschriften für alle Sozialleistungs- 
bereiche, die die Rechtsstellung des einzelnen 
und sein Vertrauensverhältnis zur Sozialverwal- 
tung stärken sollen, u. a. über die Anhörung 
vor belastenden Verwaltungsakten, die Geheim- 
haltung, insbesondere den Sdiutz der tnüm- 
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Sphäre, die Handlungsfähigkeit Minderjähriger, 
den Redhtsansprudi auf Sozialleistungen, Vor- 
schüsse und vorläufige Leistungen, Verzinsung, 
Übertragung, Pfändung und Vererbung von Geld- 
leistungen sovkfie die Milwirkungspflichten des 
Leis tung sb eredi Üg ten* 

47, Der Bundesmimster für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat bereits begonnen, im Zusammenwirken 
mit der Sadaverständigenkommission weitere Ab- 
schnitte des Sozialgesetzbudies vorzubereiten, in 
denen die überarbeiteten Vorschriften der einzelnen 
SoziaI]eistungsbereidie als besondere Teile in das 
Sozialgesetzbuch eingeordnet werden sollen. 

Zu den Gemeinsamen Vorsdiriflen für die Sozial' 
Versicherung soll ein Gesetzentwurf noch in dieser 
Legislaturperiode vorbereitet werden. 


8. Betriebliche Altersversorgung 

48, Die betriebliche Altersversorgung ergänzt für 
einen Teil der Arbeitnehmer in der privaten Wirt- 
schaft die gesetzliche Alterssidiening, Ihre ergän- 
zende Sicherungsfunküon ist jedoch heule vielfach 
noch beeinträchligt. So verlieren Arbeitnehmer bei 
Arbeitsplatzwechsel in der Regel ihre Versorgungs- 
anwartschaften, bei Zahlungsunfähigkeit eines Un- 
ternehmens gehen die Anwartschaften der Aktiven 
und die Ansprüche der Rentner unter, in zahlreichen 
Fällen werden die Betriebsrenten durch Anrechnung 
der steigenden gesetzlichen Renten gemindert und 
häufig fehlt die Anpassung der Betriebsrenlen an 
veränderte wirtschafüidie Verhältnisse. 

49 , Auf Anregung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung hat die Sozialpolitische Ge- 
sprächsrunde eine besondere Arbeitsgruppe aus 
Vertretern der Arbeitnehmer- imd Arbeitgeberorga- 
nlsationen sowie der Bundesressorts gebildet, die 
die bestehenden betrieblichen Versorgungseinrich- 
tungen durchleuchten und Vorsdiläge zur Weiter- 
enlwidclung erartem sollte. Diese Arbeitsgruppe hat 
der SozialpoUlischen Gesprächsrunde inzwischen be- 
richtet. Die Ergebnisse wurden von der Gesprächs- 
runde im Grundsatz gebilligt Danach sollen Versor- 
gungsanwart schäften unter bestimmten Vorausset- 
zungen bei einem Arbeitsplatzwechsel unverfallbar 
sein, Anwartschaften und Ansprüche unabhängig 
vom wirtschaftlichen Schicksal des Unternehmens 
weiterbestehen, andere Renten, insbesondere aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen, nur bei der 
erstmaligen Festsetzung der Betriebsrenten ange- 
reciinet werden dürfen und die Betrlebsrenten in 
angemessenen Abständen der wirtsdiaftlichen Ent- 
widclung angepahl werden, 

50, Als vordringliches Ziel wird zunächst eine Be- 
seitigung der Verfallbarkeit von Versorgungsan- 
wartsdiaften bei Arbeitsplatzwechsel in allen For- 
men der betrieblichen Altersversorgung (Rühegeld- 
zusage, Pensionskasse, Unterstützungskasse, Direkt- 
versichemng) angestrebt. Von einer Änderung 
steuerreditlicixer Vorschriften wird erwartet, daß 


stärker als bisher unverfallbare Ansprüche einge- 
räuint werden. Es ist beabsichtigt, die Rückstellungs- 
bildung für Pens Ions Verpflichtungen sowie den Be- 
triebsausgabenabzug von Beiträgen zu Direklver- 
Sicherungen und von Zuwendungen an Pensions- 
Oder Unterstützungskassen an die Voraussetzung 
einer bedingten Unverfallbarkeit zu knüpfen* Als 
Bedingung ist vorgesehen, daß die Unverfallbarkeit 
spätestens zehn Jahre nach der ersten Rückslellungs- 
bildung oder nach Abzug der Beiträge oder Zuwen- 
dungen als Betriehsausgabe einlreten muß. 

51* Es wird gegenwärtig geprüft, in weldier Weise 
sonst die betriebliche Altersversorgung für den 
Arbeitnehmer verbessert werden kann. So ist ein 
Forsdhungsauftrag zu Problemen der Insolvenzsiche- 
rung vergeben worden, der u. a. die Frage klären 
helfen soll, welche Form der Insolvenzsicherung 
— ' R ü ck V ers i dl erungsver träge oder Haftungs ver- 
band — angestrebt werden sollte und wie sie sich 
verwirklichen lassen wird* 


II. Arbeit und Beruf, berufliche Bildung 


1. Arbeitsmarkt und Arbettsförderung 

52, An die Arbeitsmarktpolitik sind durch die Ver- 
änderungen der gesellschaftlichen Strukturen und 
durch den würtschafllichen und techn Ischen Wandel 
neue Anforderungen gestellt. Sie ist darauf ge- 
richtet, einen hohen Beschäftigungsstand zu errei- 
chen und aufrecht zu erhalten, die Beschäftigungs- 
Struktur zu veibessem und damit zur Steigerung 
des gesamtwirlschafllichen Wachstums beizutragen, 
Audi auf der Grundlage systematischer Arbeits- 
marktforschung hat sie vor allem dem einzelnen zu 
helfen, eine seinen Kenntnissen und Fähigkeiten 
entsprechende berufliche Tätigkeit auszuüben. Sie 
muß ihm durda ein breitgefächertes Angebot von 
Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Bildung 
helfen, seine Chancen besser zu nutzen. Sie soll 
strukturelle Veränderungen und konjunkturell be- 
dingte Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt ver- 
hindern oder abschwächem 

Aus dieser umfassenden Aufgabenstellung leiten 
sich eine Reihe von Maßnahmen, insbesondere vor- 
beugender Axt, ab: 

— Förderung der beruflichen Qualifikation sowie 
der beruflichen und sektoraien Mobilität, 

— Beratung und Arbeits Vermittlung, 

— die Finanzierung von für den Arbeitsmarkt be- 
deutsamen Vorhaben struklurpolitischer Art, 

— Lohnersatzleistungen bei Arbeitsausfall durch 
Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit sowie durch wxtte- 
rungsbedingte Aibeilsunterbrechiingeii, 

— Information über die aktuelle und zu erwar- 
tende Arbeilsmarkteutwicklung. 
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Arbeitsmarktdaten 

Übersicht — 16 


197] 

1972 


1 000 

1 

Wohnbevölkerung > 

62 139 

62 219 

1 

Erwerbsbevölkerung ... - , . 

27 389 

27 250 

j Arbeitslose 

185 

260 

Erwerbstätige 

27 204 

26 990 

davon; Selbständige und mithelfende Familienangehörige . 

4 661 

4 560 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

22 543 

22 430 

davon: Arbeiter 

12617 

12 321 

Angestellte - 

7 934 

8 094 

Beamte * 

1 992 

2015 

i Ausländische Arbeitnehmer (einschließlich Einpendler) 

2 115 

2 075 


V, 

H. 

Erwerbstätige i) ............. 

44J 

43,8 

Arbeitslosenquote , 

0,8 

JJ 

Ausländerquote 

10,3 

10,2 


Erwerbsbevolkening ln v- H. der Wohnbevölkerung 
-) Arbeitslose in v. H. der besdiaftigten Arbeitnehmer und der Arbeitslosen 
*) ausländisdre Arbeitnehmer m v. H. dei Arbeitnehmer (ohne BeamteJ 


Arbeltsmarktsltuatlon 

53* Das Jahr 1971 hat die erwartete Beruhigung 
am Arbeitsmarkt gebracht Die Zahl der Beschäftig- 
ten ist kaum mehr gestiegen^ in der Industrie ist sie 
sogar leidit rückläufig- Die Entwidclung der Arbeits- 
losigkeit, die Lm Vergleidi zum Vorjahr anstieg, und 
die der offenen Stellen, die sich verminderten, waren 
Ausdruck der konjunkturellen Entspaimung. Diese 
Entspannung hat sich zu Beginn des Jahres 1972 
zunächst noch fortgesetzt, ohne aber die Vollbe- 
sdiäftigung zu gefährden. Die ßundesreglenmg wird, 
wenn notwendig, mit Hilfe der ihr zur Verfügung 
stehenden wirtschafts- und finanzpolitischen Instru- 
mente den Konjunkturverlauf stabilisieren. Die Kon- 
junktursiluation verlangt aber von den für die 
Arbeitsmarktpolitik verantwortlichen Stellen, insbe- 
sondere von der Bundesanstalt für Arbeit, Aufmerk- 
samkeit, um Fehlentwiddimgen zu erkennen und 
die geeigneten arbeitsmarktpolitisdien Maßnahmen, 
wo nötig, unverzüglich anzusetzen. Dies gilt vorran- 
gig für die Bereiche des Arbeitsmarktes, in denen 
strukturelle Veränderungen durch konjunkturelle 
Entwicklungen verschärft werden, wie in den struk- 


turschwachen oder einseitig strukturierten Gebieten 
der Bundesrepublik. Besondere Beachtung ist aber 
auch den Personengmppen zuzu wenden, die sich 
aus unterschiedlichen Gründen Beschäftigungs- 
Schwierigkeiten gegenübersehen. 

Arbeitsmarkt- und Berufsforsdiung 

54 - Die ArbeLtsmarktpolitik ist zur Erfüllung ihrer 
Ziele auf wissenschafUiche Grundlagen angewiesen. 
Die Arbeiten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be* 
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit in Erlan- 
gen haben für die Arbeitsmarktpolitik selbst und 
darüber hinaus auch für andere Bereiche der Sozial- 
und Gesellschaftspolitik wichtige Ergebnisse ge- 
bracht. 

Eine Berufsverlaufserhebung bei Männern, die 1971 
abgeschlossen wurde, gab Aufschlüsse über den 
Wechsel in den Tätigkeiten sowie über die mögliche 
Substitution von Berufen, Eine vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung in Auftrag gegebene 
Untersuchung der Teilzeitbesdiäftigung von Män- 
nern hat zur Klärung der Struktur des Arbeitsmark- 
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les für Teilzeitkräfte beigetragen und Hinweise für 
entsprediende arbeltsmaiktpoUtisdie Maßnahmen 
gegeben. 

Arbeitsberatung, Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 

55, Zn den Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
gehört es, Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf Ver- 
langen audi unabhangLg von der Arbeitsvermitt- 
lung über die Lage auf dem Arbeitsmarkt, die 
Entwicklung in den Berufeuj die Notwendigkeit und 
Möglidikeiten der beruf liehen Bildung und deren 
Förderung sowie über die Förderung der Arbeitsauf- 
nahme zu unterrichten und in Fragen der Wahl oder 
Besetzung von Arbeitsplätzen zu beraten. 

Die Zahl der Arbeitnehmer, die unabhängig von 
der Suche nach einem Arbeitsplatz, eine Axbeits- 
beratung in Ansprudi nahraea. hat sich seit 1960 
mehr als verdoppelt Angesichts der Zunahme des 
Angebots gezielter HUfen im Rahmen des Arbeits* 
förderungsgesetzes haben die Beratungsdienste ein 
besonderes Gewicht erhalten. Die Bundesanstalt 
wird deshalb Fachkräfte der Arbeits- und der Be- 
rufsberatung vom Wintersemester 1972/73 an wis* 
senschaftsorientierl ausbdden und kontinuierlich 
und umfassend fortbilden. 

56, Die Bundesanstalt entwideeite ihre Vermitt- 
lungsdienste weiter, um eine individuelle und 
qualifizierte Arbeitsvermittlung sicherzustellen. Sie 
hat 1971 rd. 2,8 Millionen Arbeitsvermittlungen 
durdigeführt. 

Im Zusammenhang damit erhielten 1971 rd. 241 000 
Personen Leistungen zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme einschließlich Eingliederungsbeihilfen, um 
finanzielle Flemmnlsse, die einer Arbeitsaufnahme 
entgegenstanden, zu beseitigen, 

57, Infolge der stetigen Änderungen im Berufs- 
inhalt vieler Berufe und der zunehmenden Differen- 
zierung des Bildungswesens wächst auch die Be- 
deutung der Berufsberatung. Nur bei einer gründ- 
lichen Information über das Bildungs- und Aus- 
bildungsangebol und über die absehbaren Entwick- 
lungstendenzen der Berufe und des Arbeitsmarktes 
kann der einzelne seine Chancen entsprechend sei- 
ner Neigung und Eignung voll nutzen. Im Jahr 1989/ 
70 wurden insgesamt rd, 1 Million Perscjnen von der 
Berufsberatung der Arbeitsämter individuell be- 
raten. Unter ihnen waren rd. 600 000 Schulabgänger; 
ein Fünftel davon ließen sich wegen des Eesudis 
einer Fach- oder Berufsfachschule oder wegen eines 
Hochschulstudiums beraten. Insgesamt nahmen rd, 
85 V, H. aller Schulabgänger die Dienste der Berufs- 
beratung in Anspruch. 

Um die Wirkung der individuellen Beratung für die 
Berufswahl zu verbessern^ wurde insbesondere die 
Berufsaufklärung von Schülern verstärkt Die 
Bundesanstalt plant die Errichtung beruflicher In- 
form ations- und Beratungszentren in Großstädten. 
Die ersten Zentren sind für Berlin und Hannover 
vorgesehen. 


Wegen der Bedeutung der vorberuflichen Bildung 
in den Schulen ist eine verstärkte Zusammenarbeit 
der Berufsberatung mit den Schulen unerläßlich- 
Die Bundesregierung legt Wert darauf, daß — ent- 
sprechend den Vorstellungen des Blldungsgesamt- 
pians der Bund-Länder-Kommission für BÜdungs- 
planung — die für das Bildungswesen relevanten 
Beratungsdienste unter Wahrung ihrer Eigenstän- 
digkeit möglichst eng Zusammenarbeiten, Das gilt 
namentUch für eine Kooperation zwischen den in 
der Entwicklung begriffenen Bi Ldungsbera Lun gss tei- 
len der Länder und den Berufsberatungsstellen der 
Bundesanstalt. 

2, Berufliche Bildung 

58, Maßnahmen zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung gehören zu den vorrangigen Aufgaben einer 
vorsorgenden GesensdiaftspoIitJk. Sie sind nidit 
nur Voraussetzung dafür, daß sich der einzelne in 
der Arbeits weh behauptet, sie tragen auch dazu bei, 
den technischen Fortschritt zu nutzen tmd sind eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für das wirtschaft- 
liche Wachstum* Die Bundesregierung hat die 
Dringlichkeit einer Verbesserung des beruflichen 
Bildungswesens wiederholt betont und bezieht diese 
in die Reform des gesamten Bildungswesens ein. 
Das im November 1970 veröffentlichte Aktions- 
programm Berufliche Bildung enthält über fünfzig 
Maßnahmen zur Verbesserung der verschiedenen 
Phasen und Bereiche der beruflichen Bildung, die in 
Zusammenarbeit mit allen an der beruflichen Bil- 
dung Beteiligten durdigeführt werden sollen. Sie 
wurden 1971 ausnahmslos in Angriff genommen. 

58. Der Bundesaussdiuß für Berufsbildung hat ent- 
sprechend seinem Auftrag* die Bundesregierung in 
Fragen der beruf li dien Bildung zu beraten, an der 
Ausführung des Aktionsprogramms erheblich mit- 
gewirkl. Er hat unter anderem Richtlinien für 
Abschluß- und Umsdiulungsprüfungsordnuogen so- 
wie entsprechende Musterprüfungsordnungen ver- 
abschiedet, das Muster eines Beruf sausbüdungs' 
Vertrages sowie eine Empfehlung für das Führen 
von Berichtsheften in der Form von Ausbildungs- 
nadiweisen beschlossen, Empfehlungen zur Förde- 
rung überbetrieblicher Bildungsmaß nahmen gegeben 
und Thesen zum Berufsgnmdbildungsjahr erarbeitet, 

60. Die Berufsbildungspolitik benötigt umfassende 
und zuverlässige Informationen über alle Aspekte 
der beruflichen Bildung. Dies gilt insbesondere für 
die Ausbildungspraxis und hier vor allem für In- 
formationen über die Eignimg der Ausbilder und 
Ausbildungsslätten, die Überwachung der Berufs- 
ausbildung* das Pr üfungs wesen und die Aus- 
bildungsberater, Die Bundesminisler für Arbeit und 
Sozialordnung und für Wirtschaft und Finanzen 
haben deshalb ein Programm für eine Umfrage bei 
den Kammern und sonstigen zuständigen Stellen 
im Sinne des Berufsbildungsgesetzes erarbeitet. 
Diese Erhebung soll möglichst in der ersten Hälfte 
des Jahres 1972 in Zusammenarbeit mit dem Bundes- 
insUtut für Berufsbildungsforschung durchgeführt 
w'erden. Für 1972 ist außerdem eine Befragung von 
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Ausmbildenden geplant, die Daten aber die von 
ihnen empfundenen Mängel ihrer Ausbildung 
liefern soll* 


Berufliche Bildung Im Blldurtgsgeeamtplan 

61, Die Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
Planung hat am 10* Oktober 1971 einen „Zwisdien- 
beridit über den Bildungsgesamtplan und ein Bü- 
dungsbudget" besdilossen und dem Bundeskanzler 
sowie den Regierungsdiefs der Länder übersandt. 
Jn dem Bericht werden insbesondere für den Sekun* 
darbereidi TI und für die Weiterbildung Zielvorstel- 
lungen entwidtell und Maßnahmen vorgesdilagen, 
die auch die Gestaltung der beruflichen Bildung ein- 
beziehem Vordringliche büdungspolilisdie Aufgabe 
ist. es nach Auffassung der Kommission^ Gleidi- 
w'ertlgkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung 
im Sekundarbereidh !I herzustellen, Die Büdungs- 
gänge im derzeitigen allgemeinen und beruflichen 
Büdungswesen sollen inhaltlidi und methodisdi ab- 
gestimmt und die theoretischen Elemente in den 
berufsqualifizierenden Bildungsgängen* besonders 
bei der Ausbildung im dualen System, verstärkt 
werden* Alle Bildungsgänge sind stärker zu diffe- 
renzieren, um dadurch bessere Möglichkeiten für 
eine individuelle Schwerpunktbildung nach Fähig- 
keit und Neigung zu bieten, 

62 - Das WeiterbUdungssystem soll zu einem 
Hauplbereich des Bildungs Wesens auf- und aus- 
gebaut und als öffentliche Aufgabe anerkannt wer- 
den. Wichtige Voraussetzungen hierfür sind nach 
Auffassung der Bundesregierung u, a* eine stärkere 
Vereinheitlichung und Verbesserung der Qualität 
sowie eine breitere Fädierung des Bildungs- 
angebots, das möglichst systematisch und übersicht- 
lich sein muß. Die Curricula (Lehrziele, Lehrlnhalte 
und Lehrmethoden} für die Fortbildung sind so zu 
entwickeln, daß sie den Lemvoraussetzungen er- 
wadisener Mensdien entsprechen und nach dem 
Baukastensystem die Ausbildung ergänzen und auf 
ihr weiter aufbauen* Auf dieser Grundlage sollen 
Forlbildungsordnungen erlassen werden* 

63* Der Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommis- 
sion geht davon aus, daß die Zahl der Jugend- 
lichen in ausschb’eßiidi berufsqualifizierenden Bil- 
dungsgängen von 1970 (72 v. H* eines Altersjahr- 
gangs) bis 1985 (60 bis 58 v, H. eines Altersjahr- 
gangs) zugunsten von Bildungsgängen abnimmt, 
die studienbezogen oder berufsqualifizierend und 
gleichzeitig studienberechtigend sind. Der Anteil 
der Berufsausbildung in Vollzeitsdiulen für die 
benifliche Grundbildung im ersten Jahr wird von 
15 V. H. der Jugendlichen eines Aitersjahrgangs 
(1970) auf 21 V. H. (1985) steigend angenommen. Bei 
der Forderung nach einem verstärkten Ausbau über- 
betrieblicher Ausbildungsslätten geht der Zwischen- 
beridit davon aus, daß der Bestand von 20 000 über- 
be triebll che n Ausbildungsplätzen im dualen System 
im Jahxe 1970 auf 50 000 im Jahre 1975 und auf 
210 000 für 1985 ansteigen wird. 


Forsdiung und Modellversuche 

64. Die wissenschaftliche Forschung hat für die 
systematische Entwicklung und Verbesserung der 
berufllcfien Bildung ein erheblidies Gewicht be- 
kommen* Die Gründung des Bimdesinslltutes für 
Berufsbildungsforschung trägt dieser Tatsache Rech- 
nung. Sein Forschungsprogramm umfaßte 1971 die 
Gebiete Methodologie der Berufsbild ungsforsdiung. 
zentrales Informationssystem, Ausbildungsordnun- 
gen, Curricula, berufliche Grundbildung, Stufen- 
ausblldung, Ausblldungsmitlel und Unterrichts^ 
tedmologie, Prüfungswesen, Eignung von Aus- 
bildungsslätten* Ausbildung der Ausbilder, beruf- 
liche Fernlehrgänge und Ökonomie der beruriidien 
Bildung, Auch für die Durdifühning und wissen- 
adiaftlidie Begleitung von Modellversuchen im 
Büdungswesen, die als Entscheidungshilfen für die 
Weilerentwiddung der beniflidien Bildung geeignet 
sind, wird das BundesinsLitut wertvoüe Hilfe leisten 
können* 

65. Im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung sind 3971 erstmals gemeinsam von 
Bund und Ländern zahlreiche Modetlversudie im 
Bildungswesen gefördert worden* Die Mocfell- 
versuche im Bereich der beruflichen Bildung be- 
ziehen sich hauptsächlich auf die Erprobung des 
Beruf sgrundbildungsjahies in verschiedenen Berufs- 
felde m, auf Versuche zur Entwicklung von Blodc- 
und Kurssystemen an der Teilzeitberufsschule und 
auf Versuche zur Integration beruflicher und all- 
gemeiner Bildungsgänge in der Sekundarstufe It. 

Berufliche Au&bllclung 

66. Zur Verbesserung der beruflichen Ausbildung 
sollen die Ausbildungsordnungen neugefaßt werden. 
Neun wurden 1971 verabschiedet, davon vier als 
Stufenausbildungsordnungen in der TexUl- und 
Bekleidungsindustrie, Dadurch wurden in der Tezlil- 
und Bekleidungsindustrie 29 technisch veraltete 
Berufe durch 11 moderne Ausbildungsberufe ab- 
gelösL Bis Ende 1972 sollen neue Ausbildungs- 
ordnungen für voran sslditlidi etwa 250 000 Aus- 
zubildende, das sind rd* 20 v. H, aller Auszubilden- 
den, erlassen werden. 

67. Aus einer vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung zusammengestellten. Dokumentallon 
ergibt sich, daß 1,225 Millionen Jugendliche (96 v. R} 
in nur 108, das sind ein Fünftel aller Ausbildungs- 
berufe, ausgebildet werden. Von den anerkannten 
Ausbildungsberufen sind besetzt 

— mehr als ein Viertel mit jeweils höchstens 10 
Auszubildenden, 

— mehr als die Hälfte mit jeweils hödistens 100 
Auszubildenden und 

— nur ein Fünftel mit jeweils mehr als 1000 Aus- 
zubildenden. 

Mehr als die Hälfte aller Ausbildungsberufe wurde 
vor mehr als 10 Jahren anerkannt, fast ein Drittel 
vor mehr als 20 Jahren* 
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Aufgrund dieser Ergebnisse sollen Ausbildungs- 
ordnungen schwach besetzter Berufe gestrichen 
werden. Die Ausbildungsordnungen, vor allem stark 
besetzter Ausbildungsberufe, sollen überarbeitet 
werden. 

68. Eine .stärkere Systematisierung und eine 
pädagogische Geslaltimg der beruflichen Ausbildung 
soll u. a, durdi die Einführung eines Benifsgnind- 
bildungsjahres erreicht werden. 

In Abstimmung mit den Ländern bereitet die Bun- 
desregierung eine Rechtsverordnung vor, nach der 
das in den Schulen vermittelte Berufsgrundbildungs- 
jahr auf die Ausbildungszeit anzurechnen Ist. Dabei 
soll sichergestellt werden, daß die in einer berufs- 
bildenden Schule vermittelte berufliche Grund- 
bildung praxisbezogen ist. Der Besuch von Berufs- 
fachschulen soll unter bestimmten Voraussetzungen 
auf die nachfolgende Berufsausbildung angerechnet 
werden. 

Modellversuche zur Erprobung eines schulischen 
Berufsgrundbildungsjahres sind inzwischen an- 
gelaufen. Es wird geschätzt, daß zunächst 2 bis 
3 V. H. der Absolventen allgemeinbildender Schulen 
ein Beruf sgrundbildungsjahr durchlaufen. Das Be- 
ruf sgrundbildungsjahr soll auch in geeigneten Be- 
trieben oder in überbetrieblichen Bildungsstätten 
absolviert werden können. 

69. Die Verbesserung der beruflichen Ausbildung 
hängt entscheidend von der Qualifikation der Aus- 
bilder ab, die vielfach nur unzulänglich auf ihre 
Aufgabe vorbereitet sind. Deshalb wird die Bundes- 
regierung benifs- imd arbeitspädagogische Eig- 
nungsanforderungen festsetzen. Die Eignung als 
Ausbilder soll künftig in einer Prüfung nach- 
gewiesen werden. Eine Verordnung über die berufs- 
und arbeitspädagogische Eignung der Ausbilder in 
der gewerblichen Wirtschaft soll voraussichtlich 
schon in der ersten Hälfte dieses Jahres in Kraft 
treten. Hiervon werden über 100 000 Berufsausbil- 
der betroffen. 

Es ist vorgesehen, auch für Berufsausbilder in an- 
deren Bereichen entsprechende Vorschriften zu er- 
lassen. 

Um die Ausbilder auf die künftigen Anforderungen 
vorzubereiten, fördert die Bundesregierung einen 
Fernsehlehrgang „Ausbildung der Ausbilder", der 
voraussichtlich ab 1973 gesendet werden kann. 

70. Ob die Ausbildung tatsächlich verbessert wird 
imd den gesetzlichen Normen entspricht, entscheidet 
sich überwiegend in den Betrieben. Darum hat das 
neue Betriebsverfassungsgesetz die Mitbestim- 
mungs- und Mitwirkungsrechte des Betriebsrates in 
der Berufsausbildung ausgeweitet und gestärkt. Der 
Betriebsrat hat zukünftig in allen Fragen der Berufs- 
bildung ein Beratungsrecht, für die Durchfühnmg 
betrieblicher Berufsbildungsmaßnahmen ein volles 
Mitbestimmungsrecht. Er kann insbesondere auch 
der Bestellung von Ausbildern widersprechen oder 
deren Abberufung verlangen, wenn er sie für fach- 
lich oder persönlich ungeeignet hält oder sie ihre 


Aufgaben vernachlässigen. Außerdem wurde die 
Stellung der jugendlichen Arbeitnehmer in Fragen 
der Berufsbildung dadurch verbessert, daß die 
Rechte der Jugendvertretung erweitert worden sind. 


Berufliche Bildung von FachkrSflen der 
Datenverarbeitung 

71. Die Bundesregienmg hat im Oktober 1971 das 
2. Datenverarbeitungsprogramm verabschiedet. Sie 
hat in diesem Programm erstmals auch die beschäf- 
tigimgspolitischen Aspekte der Technologieförde- 
rung berücksichtigt, weil noch auf lange Sicht mit 
einem Mangel an Fachkräften für alle Bereiche der 
Datenverarbeitung zu rechnen ist. 

So werden 1978 etwa 250 000 bis 400 000 ent- 
sprechend ausgebildete Personen benötigt, darüber 
hinaus wird eine ständig zunehmende Zahl von Be- 
schäftigten mittelbar mit der Datenverarbeitung in 
Berühnmg kommen. Sie müssen daher über ent- 
sprechende Gnmdkeimtrüsse verfügen. 

Aus diesem Grunde werden 1972 bis 1975 durch das 
2. Datenverarbeitungsprogramra der Ausbau be- 
stehender und die Errichtung neuer Berufsbildungs- 
zentren für Datenverarbeitung mit 162 Millionen 
DM gefördert. In diesen Berufsbildungszentren soll 
auf der Ebene der Sekundarstufe II und der Fach- 
schule möglichst herstellenmabhängig zu den Be- 
rufen des Datenverarbeitungskaufmanns, des In- 
formationselektronikers, des Informatikers, des 
Betriebswirtes für Datenverarbeitung und des 
Datenverarbeitungstechnikers aus- und fortgebildet 
werden. 

Die Bundesregierung will der Bundesanstalt für 
Arbeit die Durchführung der im 2. Datenverarbei- 
tungsprogramm vorgesehenen institutionellen För- 
derungsmaßnahmen durch Rechtsverordnung über- 
tragen. Ergänzend zu diesem Programm werden die 
in Frage kommenden kaufmännischen Ausbildungs- 
ordnxingen um eine Zusatzausbildung in Daten- 
verarbeitung erweitert. Dadurch sollen die Aus- 
bildungsbetriebe verpflichtet werden, diese Zusatz- 
ausbildung in der Datenverarbeitung selbst oder 
mit Hilfe außerbetrieblicher Einrichtimgen zu ver- 
mitteln. 

Förderung der beruflichen Bildung 

72. Die Zahl der Teilnehmer an Maßnahmen der 
beruflichen Bildung und die Ausgaben der Bundes- 
anstalt hierfür stiegen 1971 weiter stark an. 

1971 haben rd. 288 400 Personen neu an Maß- 
nahmen der beruflichen Fortbildung und Umschu- 
lung tellgenommen. Das sind 117 000 Personen mehr 
als 1970. Die Ausgaben für arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen stiegen um 1 Mrd. DM auf 
2,55 Mrd. DM. Für die Förderung der beruflichen 
Aus- und Fortbildung sowie der Umschulung wur- 
den rd. 1,5 Mrd. DM ausgegeben. Allein für das 
Unlerhaltsgeld, das während der Teilnahme an 
Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung und Um- 
schulung gewährt wird, wurden 770 Millionen DM, 


24 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidtsache VI/3432 


doppelt so viel wie ira Vorjahr^ aufgebradit. Audi 
die Ausgaben für die beruflidie Rehabilitation er- 
höhten sich auf mehr als das Doppelte* Die in- 
stitutionelle Förderung der beruflichen Bildung 
stieg etwa um xwet Drittel* 

Erstmals gab die Bundescmstalt damit mehr als 
50 V. H. ihrer gesamten Haushaltsmittel für arbeits- 
und berufsfördemde Maßnahmen aus. 


73. Besonders stark stiegen die Ausgaben für die 
individuelle Förderung. Von 1961 an bis zum In- 
krafttreten des Arbeitsfördernngsgesetzes am 
1, Juli 1969 wurden nur 290 Millionen DM zur För- 
derung der Berufsausbildung ausgegeben, dagegen 
sind 1971 allein 249 000 Auszubildende mit 300 
Millionen DM gefördert worden. Die Zahl der ge- 
forderten Teilnehmer an Um schul imgsmaßnahinen 


übersieh t A — 17 


Arbeits- und Beruf sförderuug 
Gesamtausgaben 




Ausgaben 


Ausgabenart 

insgesanil 


Veränderung gegen- 
über Vorjahr 


1 Millionen DM 

1 v.H. 

1 

i Berufliche Ausbildung * * ' 

192,0 

-h 

59,2 

+ 44,6 

Berufliche Fortbildung . . . , 

124,6 

-h 

78,2 

+ 168,5 

Beruflidie Umschulung . . 

76.9 


32,9 

+ 14.8 

Unterhaltsgeld 

370,9 


272,8 

+ 278,1 

Institutionelle Fördenmg der beniflidien Bildung , , » . . | 

17,8 1 

+ 

lue 

+ 196,7 

Zwischensumme ... 

782,2 

-h 

454,9 

+ 139,0 

1 

Förderung der Arbeitsaufnahme u. ä, Maßnahmen 

126,8 1 


25,6 

+ 25,3 

Berufliche Rehabüitation 

Anteilige Kosten für allgemeine Dienste und Leistungen 

66.7 ' 

1 

+ 

45,5 

+ 214,6 

(*/)>) 

562,9 , 

-h 

75,7 

+ i5,5 

insgesamt . . . 

Ln Vi H. der Gesamtausgaben der Bundesanstalt für 

1 1 538,6 

1 

+ 

601,7 

+ 6+2 

Arbeit * 

39,4 

1 

1 


- 


Beruflidie Ausbildung 

Berufliche Fortbildung 

Berufliche Umschulung * . . . i 

Unterhaltsgeld 

Institutionelle Förderung der beruflichen Bildung 

300.2 

342,4 

103,7 

769.2 

29.Ö 

+ 108,2 

+ 217.8 

4- 26,8 

+ 398,3 

1 + 12,0 

+ 56,4 

+ 774,8 

+ 3+9 

+ 707,4 1 

+ 67.4 1 

1 

Zwisdiensumme . . . 1 

1 545,3 

+ 763,1 

+ 97,6 ' 

Förderung der Arbeitsaufnahme u. ä. Maßnahmen . . . 

125,0 

, - I,B 

- 1,4 

Berufliche Rehabilitation .... * . , 

139,5 

H’ 72,8 

+ 709,7 1 

Anteilige Kosten für allgemeine Dienste und Leistungen 





1 730,3 

+ 167+ 1 

+ 29,7 


1 

insgesamt . * * 

2 540,1 

1 4 1 001,5 

1 + 65 J 

in V. H. der Gesamtausgaben der Bundesanstalt für 

1 Arbeit 

51,5 

1 

1 

1 

1 ' 1 
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nahm nur geringfügig zu, jedoch verdoppelte sich 
fast diejenige dei Teilnehmer an Forthildungsmaß- 
nahmen* Die Bundesanstalt -wird ihre Forderung im 
Jahr 1972 noch um rd. 10 v- H. erhöhen. 

74, Die Bundesanstalt hat 1971 rd. 30 Millionen DM 
für die institutionelle Förderung der beruf Uchen 
Bildung nadi dem Arbeilsförderungsgesetz aus- 
gezahlt* Für 1972 sind 66 Millionen DM vorgesehen. 

Die Bundesregierung förderte 197! in besonderen 
Bereichen überbetriebliche Einrichtungen der beruf* 
liehen Bildung. 


75, Nach dem Aktionsprogramm Beruflidie Bil- 
dung ist die Errichtung und der Ausbau überbetrieb- 
licher Ausbildungsstättetir in denen die betriebliche 
Ausbildung systematisch ergänzt werden kann, zu- 
nehmend zu fördern* überbetriebliche Ausbildtmgs- 
stätten unterstützen auch die Au sbüdungsbem Übun- 
gen in den Klein- und Mittelbetrieben, in denen 
die Mehrzahl der Auszubildenden tätig ist 

Allerdings wirft die Förderung überbetrieblicher 
Bildungsstätten viele Fragen auf, die zur Zeit noch 
beraten werden, u* a. audi vom BundesausschuQ für 
beruilidie Bildung* So werden gemeinsame Förde- 


Ubersicht A—l 8 


Förderung der benifUdien Fortbildung und Umschulung 
Teilnehmer an Maßnahmen; Unterhaltsgeld 


1 

Teilnehmer M an Maßnahmen zur beruflichen 

Fortbildung und Umschulung ' 

Ausgaben für Unterhaltsgeld für Teilnehmer an 
Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung und 
Umsdiulung 

Jahres- 
dur ch schnitt 

insgesamt 

Veränderung gegenüber 
Vorjahr 

Jahr 

insgesamt 

Veränderung gegenüber 
Vorjahr 

Anzahl 

v.H. 


MilUonen DM 

V. H. 

1969 

10 933 

-h 6218 

+ 131,9 

1969 

98,1 

+ 65,8 

+203,7 

1970 

34 030 

+23 097 


1970 

370,9 

+ 272,8 

+27S,T 

197! 

69 497 

f35 46? 

+ 204,2 

1971 

769,2 

+398,3 

+ 107+ 


g nur Empfänger von LlTiLEThaltsgcld 


Teilnehmei an Maßnahmen zur beruflichen Förderung 


Tt^ilnehmcr 


Monatsende 

Gesdiledit 

insgesamt 

Veränderung gegenüber 
Vorjahresmonat 

davon in beruflidier 
Fortbildung | Umsdiulung 

j Einarbeitung 



Anzahl | 

1 v.H. 

Anzahl 

1 

Mal 1969 

Männer 

Frauen 

40 898 

8312 

+ 7 493 

+ 2 451 

+ 22,4 

+41.8 

- 

: 


Juni 1970 

Männer 

Frauen 

60 016 

15 968 

+ 19 118 

+ 7 656 

+46,7 

+ 92.2 

38 7L2 

7 076 

14 066 

5 026 

7 238 

3 866 

Juni 1971*) 

Männer 

Frauen 

115 920 

23 073 

+55 904 

+ 7 105 

+ 93,1 ' 
-i 44.5 , 

94 995 

15 294 

16 636 

5 817 

' 4 289 

1 962 


'I Teilnehmer insgesamt 

-j Es sind — im Gegcnsal^ zu den früheren Erhebungen — Teilneluiiei nur auch bis zum Ablauf der vürdussLcbt- 
liehen Maßnahmen im Bestand geführt. Dadurch sind früheren Werte im Vergleich zu denen für 1971 tenden- 
ziell überhöht. 
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rungskriterien für die versdiiedenen Förderungs- 
prograimne angesLrebt. Geklärt werden muß audi 
nodi, in welchen Beziehungen überbetrieblicKe, be- 
triebliche und schulische Hinnditungen zueinander 
stehen sollen, 

76, Der sprunghafte Anstieg der Ausgaben für 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung äst in der 
Öffentlichkeit stark beaditet worden. Diese Kosten- 
entwidclung ließ sich nur schwer voraussehen,, da 
mit dem Arbeitsförderungsgesetz Neuland be- 
sdiritten wurde. Insbesondere ließ sldi die Bildungs- 
bereitsdiaft der Bürger nur schwer beurteilen. Auch 
war weitgehend unbekannt, in welchem Umfang 
bereits Bildungs Veranstaltungen durchgefiihrt 
Würden. 

Audi aus diesen Gründen verpflichtete das Arbeits- 
förderungsgesetz die Bundesregierung, bis zum 
Ende des Jahres I9?2 den gesetzgebenden Körper- 
schaften einen Bericht über Erfahrungen mit diesem 
Gesetz vorzulegen. 


3, Arbeltsmarktpolitfsche Maßnahmen fQr 
bestimmte Bereiche und Personengruppen 

Betriebliche Personalpfanung 

77. Die Bundesregierung hat die Personalplanung 
im neuen Betriebsverfassungsgesetz verankert, da- 
mit auf betrieblicher Ebene den ökonomischen und 
sozialen Aspekten der Besdiäfügung von Arbeit- 
nehmem vorsorgend entsprodaen werden kann. 
Allerdings fehlt es für diese Aufgabe im Rahmen 
der Unteraehmensp Innung noch weitgehend an 
geeigneten Inslrumenlen, Um die betriebliche Per- 
sonalplanung zu fördern, hat die Bundesregierimg 
in der Sozialpolitischen Gesprächsrunde mit Ver* 
tietern der Gewerksdiaflen und Arbeitgeber Thesen 
zur Zielsetzung betrieblicher Personalplanung und 
einen Katalog erforderlidier Aktivitäten zur Ver- 
wirklichung der Ziele erarbeitet Diese Ziele können 
nur durch gemeinsame Anstrengungen der Unter- 
nehmer und ihrer Verbände, der ArbeitnehmeT, der 
Gewerkschaften und des Staates erreicht werden. 

Die Bundesregierung erwartet von der betrieb- 
lidien Personal Planung auch einen Beitrag zur 
Lösung der Probleme der älteren Arbeitnehmer und 
zur besseren Integration der ausländischen Arbeit- 
nehmer im Unternehmen, Um die Klein-, Mittel- und 
Großbetriebe bei der Entwicklung der Personal- 
planung zu unterstützen, fördert der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung wissensdiofl liehe 
Untersuchungen über Formen und Methoden be- 
trieblidier Personalplanung, 


Ältere Arbeitnehmer 

78. Gerade die Gruppe der Männer im Alter von 
55 bis 65 Jahren ist überdurchschnittlich von 
Arbeitslosigkeit betroffen. Daß diese altersspezi- 
fisdie Arbeitslosenquote mit 1,4 v, H. doppelt so 


hoch ist wie die Gesamlarbeilslosenquote von 
0,7 V, H, [Ende September 1971), weist darauf hin, 
wie notwendig Maßnahmen für diese Personen- 
gruppe sind. 

79- Die Bundesregierung wird die besonderen 
Problenie der älteren Arbeitnehmer in verschiede- 
nen Gesetzgebungsvorhaben berücksichtigen. So 
kann die vorgesehene Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze denen ein Ausscheiden aus dem Er- 
werbsleben erleichtern, die sich den Anforderungen 
nicht mehr gewachsen fühlen. Auch das neue Be- 
triebsverfassungsgesetz wirkt sich zum Schutz der 
älteren Arbeitnehmer aus. Die Schaffung geeigneter 
Arbeitsplätze kann nach dem ,Arheitsförderungs- 
gesetz gefördert werden. 

80. Damit ältere Arbeitnehmer mit sich ändernden 
Techniken und Arbeitsverfahren Schritt halten kön- 
nen, sind gezielte beruflldie Anpassungsmaßnah- 
men erforderlich. Diese können aber nur dann mit 
Erfolg durchgeführt werden, wenn die besondere 
Lern- und LebenssituaÜon der alleren Arbeitnehmer 
berücksichtigt wird. Da das vorhandene Angebot 
an beruflichen BUdungsmaßnahmen diesen Anfor- 
derungen nicht genügt, hält es die Bundesregierung 
für geboten, eine entsprechende Modelleinrichtung 
zu schaffen. In ihr sollen nach dem jetzigen Stand 
der Überlegungen berufliche Anpassungsmaßnah- 
men für Arbeitnehmer zwischen 45 und 60 Jahren 
durchgeführt werden, die von Entlassung oder unter- 
werflger Beschäftigung betroffen oder bedroht sind. 

Teüieflarbeit 

81* Die demographische Entwicklung, die Verlän- 
gerung der Ausbildungszeiten, die Einführung der 
flexiblen Altersgrenze, die Verkürzung der Arbeits- 
zeit u. a, werden auf längere Sidit das Angebot an 
Vollzeitarbeitskräften begrenzen. Daraus resultie- 
rende Schwierigkeiten, vor allem im Dienstleistungs- 
bereidi, könnten durch zusätzliche Teilzeitbeschäiti- 
gung vermindert werden. Teilzeitarbeit entspricht 
zudem auch einem soziaipolitisdien Bedürfnis, da 
unterschiedliche Beschäftigungs wünsche und -mög- 
lichkeiten z, B. von Frauen mit Familienpnichten 
oder von Leistungsgemmderten berücksichtigt wer- 
den können. Der Teilzeitarbeitsmarkt in der Bun- 
desrepublik ist jedoch immer noch wenig entwickelt, 
1969 waren von den Erwerbstätigen rd 16 v. H. der 
Frauen und 1,3 v, H. der Männer teilbeschäfUgl. 
Während für Frauen das Angebot an Teilzeitarbeits- 
plätzen die Nachfrage überstieg, fehlen für Teilzeit- 
beschäftigung suchende Männer entsprechende An- 
gebote. Wie eine im Auftrag des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung durchgeführte Unter- 
sudiimg ergab, bestehen gegen die Teilzeitbeschäf- 
tigung von Männern generelle Vorbehalte. Solche 
Arbeitsplätze stehen in der Regel nur eigenen Be- 
triebsangehörigen offen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung bereitet eine Informa- 
tionssdirift vor, die den Unternehmen betriebsorga- 
nisato rische Möglichkeiten für die Einrichtung von 
Teilzeitarbeitsplätzen aufzeigt und erläutert, daß 
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diese Beschäfligringsform auch wirtschaftlich inter- 
essant ist. 

82. Zur Förderung des Teilzeitarbeitsmarktes, vor 
allem im DiensUeistungsbereich, sollten private und 
öffentliche Arbeitgeber in stärkerem Umfang als 
bisher Teilzeitarbeitsplätze einrichten und ent- 
sprechende Voraussetzungen (z. B. günstige Arbeits- 
zeiten, Kindertagesstätten) bieten. Die Bundesregie- 
rung prüft im Benehmen mit den Ländern ent- 
sprechende Möglichkeiten im Bereich des öffent- 
lichen Dienstes. 

Die Bundesanstalt fördert die Teilzeitarbeit in den 
größeren Städten durch Job-Vermittlungsstellen. 


Ausländische Arbeitnehmer 

83 . Die Zahl der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer hat 
Ende September 1971 mit 2,2 Millionen einen bis- 
herigen Höchststand erreicht. Auch in Zukunft ist 
die Wirtschaft auf die Mitarbeit ausländischer 
Arbeitnehmer in erheblichem Umfang angewiesen. 
Die Sozialpolitische Gesprächsrunde hat sich mit 
der Ausländerbeschäfligung befaßt und eine 
Arbeitsgruppe beauftragt, die damit zusammen- 
hängenden wirtschaftlichen, arbeitsraarklpolitischen 
und sozialen Probleme zu untersuchen und gegebe- 
nenfalls Empfehlungen vorzulegen. 

84 . Um die Bedürfnisse der ausländischen Arbeit- 
nehmer besser kennenzulemen und Aufschlüsse 
über ihre sozialen Verhältnisse zu gewinnen, wurde 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ein Forschungsauftrag über die sozialen Aspekte 
der Ausländerbeschäftigung vergeben. Die Ergeb- 
nisse werden im Laufe des Jahres 1972 vorliegen 
und sollen dann ebenfalls in die Erörterungen der 


Sozialpolitischen Gesprächsrunde einbezogen 
werden. 

85 . Das neue Betriebsverfassungsgesetz hat den 
ausländischen Arbeitnehmern, die bisher schon 
das aktive Wahlrecht hatten, nunmehr auch das 
passive Wahlrecht für die Wahl zum Betriebsrat 
gegeben. Die Mitarbeit ausländischer Arbeitnehmer 
in den Betriebsräten verstärkt ihre Intregration in 
die Betriebe. Zur besseren Information über die 
Rechte der Arbeitnehmer und des Betriebsrates 
wird das Betriebsverfassungsgesetz in mehrere 
Sprachen übersetzt. 

86. Die Bundesregierung prüft die Mögliclikeit, 
das Arbeitsförderungsgesetz so zu ergänzen, daß 
auch Ausländer aus Staaten außerhalb des EWG- 
Bereichs bei einer betrieblichen Berufsausbildung 
in der Bundesrepublik Deutschland gefördert wer- 
den. 

Um die Unterbringung der ausländischen Arbeit- 
nehmer zu verbessern, hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 1971 neue Richtlinien für 
die Unterkünfte ausländischer Arbeitnehmer er- 
lassen. 

Die Bundesregienmg hat den Entwurf eines Ge- 
setzes über Mindestanfordenmgen an Unterkünfte 
für Arbeitnehmer beschlossen, der auch die Unter- 
künfte für ausländische Arbeitnehmer einbezieht. 

87 . Fehlende oder mangelhafte deutsche Sprach- 
kenntnisse bereiten den ausländischen Arbeit- 
nehmern große Schwierigkeiten. Um die Sprach- 
ausbildung weiter zu verbessern, ist vorgesehen, 
eine Zentralstelle zu errichten, die alle Bemühungen 
zur Vermittlung von Deutsdikenntnissen koordinie- 
ren, Sprachlehrer schulen und sie mit Filmen und 
Begleilmaterial ausstatten soll. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung und die Arbeits- 
minister und Senatoren für Arbeit der Länder haben 


Übersicht A — 19 


Monatsende 


Ausländerbeschäftigung 

Beschäftigte ausländische Arbeitnehmer 


insgesamt 


Veränderung gegenüber 
Vorjahresmonat 


in V. H. der 
Arbeil- 



1 000 

I 000 

v.H. 

nehmer *) 

September 1968 

1 090 

-f- 99 

+ 10,0 

5,6 

September 1969 

1 501 

-f411 

4-37,7 

7,5 

September 1970 

1 949 

^448 

29,8 

9,5 

September 1971 I 

1 

2 239 

1 290 

i 14.9 

10,9 

') ohne Beamte (Jahresdurchschnitte des Mikrozensus) 
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gemeinsame Maßnahmen zur beruflichen Qualifi- 
zierung der ausländischen Arbeitnehmer und zur 
Förderung der sprachlichen Bildung vorgesehen. 
Die Bundesregierung bereitet außerdem eine in 
mehreren Sprachen erscheinende Zeitschrift sowie 
Merkblätter über den Schulbesuch von Gastarbeiter- 
kindem vor. 


Regelung der gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerüberlassung 

88. Die gesetzgebenden Körperschaften beraten zur 
Zeit den von der Bundesregierung vorgelegten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Regelung der gewerbs- 
mäßigen Arbeitnehmerüberlassung. Bei der sprung- 
haft gestiegenen Zahl von Firmen und Personen, 
die regelmäßig Arbeitnehmer Dritten überlassen — 
die Zahl der bekarmtgewordenen Unternehmen er- 
höhte sich gegenüber dem Vorjahr von 614 auf über 
1000 — ist eine gesetzliche Regelung der Leiharbeit 
dringend. Sie soll den Schutz der Leiharbeiler ver- 
bessern, illegale Praktiken unterbinden und Störun- 
gen des Arbeitsmarktes entgegenwirken, ohne die 
Bedürfnisse der Wirtschaft an der Arbeitnehmer- 
Überlassung außer Acht zu lassen. Nach dem Gesetz- 
entwurf bedarf die gewerbsmäßige Arbeitnehmer- 
überlassung künftig einer Erlaubnis der Bundes- 
anstalt für Arbeit. 

Der arbeilsrechüiche Schutz des Leiharbeitnehmers 
wird dadurch verbessert, daß der Verleiher ihn 
auch dann entlohnen muß, wenn der Arbeitnehmer 
nicht bei einem Entleiher beschäftigt werden kann. 
Handelt der Verleiher ohne Erlaubnis, kann der 
Leiharbeitnehmer den Entleiher arbeilsrechtlich als 
Arbeitgeber in Anspruch nehmen. 

In der Sozialversicherung, einschließlich der Arbeits- 
losenversicherung, wird eine Mithaflung des Ent- 
leihers für die Beiträge eingeführt. Die Strafen für 
das unerlaubte überlassen und Vermitteln von aus- 
ländischen Arbeitnehmern, die keine Arbeitserlaub- 
nis haben, werden verschärft. 


Anpassungshilfen für die Landbevölkerung 

89. Um der Bevölkerung in ländlichen Problem- 
gebieten, die vom Strukturwandel besonders be- 
troffen sind, neue Arbeits- und EinkommensmÖg- 
lichkeiten zu bieten, wurden 20 regionale Aktions- 
programme gemeinsam von der Bundesregierung 
und den Landesregierungen im Zusammenwirken 
mit den kommunalen Spitzenverbänden und der 
Bundesanstalt für Arbeit nach den Zielen der Raum- 
ordnung und Landesplanung aufgestellt. Vom l, Ja- 
nuar 1969 bis zum 31. Dezember 1971 wurden 
in diesen Gebieten Investitionen in Höhe von 17,4 
Mrd. DM gefördert, die die Voraussetzungen für 
rd. 300 000 neue Arbeitsplätze im Bereich der ge- 
w^erblichen Wirtschaft geschaffen haben. Erfahrungs- 
gemäß entsteht ohne besondere Förderung eine 
etwa gleich große Anzahl von Arbeitsplätzen im 
Dienstleistungsbereich als Folge der neugeschaffe- 
nen gewerblichen Arbeitsplätze, Die Bundesanstalt 


für Arbeit hat sich mit Krediten in Höhe von rd. 
1 Mrd. DM am regionalen Fnrderungsprogramm 
beteiligt. 

90 . Bund und Länder haben Sduitte unternommen, 
die regionale Wirtschaftsförderung durch gemein- 
same Planung und Finanzierung noch effektiver zu 
gestalten. Die Einfügung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaf tsslruktur" 
in das Grundgesetz hat dafür die rechtlichen Vor- 
aussetzungen geschaffen. Am 1. Januar 1972 trat 
der erste Rahmenplan für diese Gemeinschafts- 
aufgabe in Kraft. Mit einem Investitionsvolumen 
von 14,7 Mrd. DM sollen in den Jahren 1972 bis 1975 
insgesamt rd. 464 000 gewerbliche Dauerarbeits- 
plälze neu eingerichtet werden. Von den Förde- 
rungsmilteln sind rd. 500 Millionen DM speziell für 
die Sicherung vorhandener Arbeitsplätze und die 
Förderung von Investitionen im Fremdenverkehrs- 
gewerbe vorgesehen. 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft 

91 . Durch Änderung und Ergänzung des Arbeits- 
förderungsgesetzes wird die Winterbauförderung 
neu geregelt. Ein entsprechender Gesetzentwurf 
ist am 12. April 1972 vom Bundestag verabschiedet 
worden. Durch das Gesetz soll erreicht werden, daß 
das Angebot an Bauleistungen vergrößert und die 
jahreszeitlich bedingten Schwankungen in der Bau- 
produktion verringert werden. Auch sollen die Bau- 
berufe, die unter erhebllchejn Nachwuchsmangel 
leiden, durch die Möglichkeiten der ganzjährigen 
Beschäftigung und damit eines gesicherten Ein- 
kommens während des ganzen Jahres attraktiver 
gemacht werden. Zugleich sollen die Disproportio- 
nen verringert werden, die zwischen den Aufwen- 
dungen der Bundesanstalt für Arbeit für die Bau- 
wirtschaft und dem Beitragsaufkommen aus die- 
sem Wirtschaftszweig bestehen. Die Bauwirtschaft 
hat 1970/71 mit einem Beitragsaufkommen von 
288 Millionen DM (1969/70: 230 Millionen DM) 
jeweils einen Anteil von rd. 8,5 v. H. zu den Ein- 
nahmen der Bundesanstalt für Arbeit beigesteuert. 
1970/71 erhielt sie jedoch allein für SchleÄtwetter- 
geld und Arbeitslosengeld — also ohne sonstige 
Förderungsleistungen — 961 Millionen DM (1969/70: 
1393 Millionen DM); das sind 63,7 v. H. (1969/70: 
74,5 v. H.) der Gesamtaufwendungen der Bundes- 
anstalt für diese Leistungen. 

92 . Die Winterbaufördening soll durch folgende 
Maßnahmen reformiert werden: 

Die produktivitätssteigernden Förderungsleistun- 
gen, auf die künftig grundsätzlich ein Rechts- 
anspruch bestehen wird, werden erheblich ver- 
bessert und erweitert, Sie umfassen vor allem Zu- 
schüsse für Arbeitgeber zur Beschaffung von 
Winterbauausrüstungen und zu den laufenden wil- 
lerungsbedingten Mehrkosten des Bauens sowie 
Zuschüsse für Arbeitnehmer zur Abgeltung der 
witterungsbedinglen Mehraufwendungen bei Arbeit 
in der witterungsimgünstigen Jahreszeit (Winter- 
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geld). Das Winlergeld für Arbeitnehmer — 2 DM je 
Arbeitsstunde in der Förderungszeil vom 16. De- 
zember bis 15. März « — und der Mehrkostenzusdiuß 
für Arbeitgeber werden nicht aus dem allgemeinen 
Beitragsaufkommen zur Bundesanstalt, sondern 
durch eine ganzjährige Umlage der Arbeitgeber der 
Bauwirtschaft finanziert, deren Höhe der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnimg durch Rechts- 
verordnung festsetzen wird. Von den neuen Förde- 
rungsleistungen sind beachtliche Impulse zur Ver- 
wirklichung des kontinuierlichen Bauens zu er- 
warten, die witterungsbedingten Arbeitsausfälle in 
der Schlechtwetterzeit dürften zurüdcgehen und die 
Schlechtwettergeldbelastung der Beilragszahler zur 
Bundesanstalt für Arbeit wird sich vermindern. 

Die Leistungen der Produktiven Winterbauförde- 
rung erhalten den Vorrang vor dem Schlechtwetter- 
geld, das als subsidiäre Leistung für unvermeidbare 
witterungsbedtngte Arbeilsausfälle in der Schlecht- 
wetterzeit vorgesehen wird. Eine Beteiligung der 
Arbeitgeber an den sozialen Lasten des witterungs- 
bedingten Arbeitsausfalls ist auf den Beitrag zur 
gesetzlichen Krankenversichenmg der Bezieher von 
Schlechtwettergeld beschränkt. 

93. Mit gesetzgeberischen Maßnahmen allein las- 
sen sich die Probleme der ganzjährigen Beschäfti- 
gung in der Bauwirtschaft aber nicht lösen. Hinzu- 
kommen muß eine verstärkte Vergabe von Winter- 
bauaufträgen. Hier sind alle Bauherren gleicher- 
maßen angesprochen, die mannigfaltigen Vorteile 
des kontinuierlichen Bauens zu nutzen. Besonders 
gilt dies aber für die öffentliche Hand, die mit einem 
Anteil von 60 v. H. der Bauaufträge die Verhältnisse 
am Baumarkt besonders nachhaltig beeinflussen 
kann. 


4. Arbeitsschutz 

94. Die Humanisierung des Arbeitslebens erfordert 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes und der Unfall- 
verhütung. Die große Zahl von Unfällen und Berufs- 
krankheiten, 1970 allein 2,67 Millionen Fälle, darf 
nicht als unvermeidbar hingenomraen werden. 

Wenn auch die Zunahme der Wegeunfälle von 
4,7 v. H. zimächst besonders auffällt, so darf doch 
nicht übersehen werden, daß die Arbeitsunfälle das 
Unfallgeschehen bestimmen; 1970 erlitt jeder zehnte 
Beschäftigte an seinem Arbeitsplatz einen Unfall. 
Die vorläufigen Statistiken über das Unfallgesche- 
hen 1971 zeigen erstmals eine Abnahme der ab- 
soluten LTnfallzahlen, Mit rd. 2,55 Millionen Un- 
fällen und Berufskrankheiten im Jahre 1971 ist nach 
den bisher vorliegenden Unterlagen zu rechnen. 
Nach drei Jahren steigender Unfallzahlen ist da- 
mit die Entwicklung wieder rückläufig. 


Gesetz über Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit 

95. Zur Intensivierung des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung hat die Bundesregierung einen 
Gesetzentwurf vorgelegt. Danach sollen die Betriebe 
künftig gesetzlich verpflichtet sein, Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeilssicherheit zu bestellen. 
Der Entwurf geht davon aus, daß eine durchgrei- 
fende Verbesserung der Arbeitssldierheit nur er- 
reicht werden kann, wenn dem Arbeitgeber jeder- 
zeit ein sicherheitstechnischer und arbeitsmedizi- 
nischer Berater zur Verfügung steht. Diese Berater 
müssen mit dem Belriebsgeschehen vertraut sein 
und über eine auf die Unfall- und Gesundheits- 
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gefahren des jeweiligen Betriebes zugescfanitlene 
Fachkunde verfügen* Belriebsärxte und Sich er hei ts- 
fadikräfte sollen auch mit dem Betriebsrat eng Zu- 
sammenarbeiten. 

Der Arbeitgeber kann seine Pflicht zur Eestellimg 
von Betriebsdrzten und Sicherheitsrachkräften durth 
ihre Einstellung im Betrieb oder durch eine Ver- 
einbarung mit nebenamtlich tätigen Fadikräften 
oder durch Beteiligung an einer entsprechenden 
Gemeinsdiaftseinrichtung erfüllen. 

Entscheidend ist, daß dem Arzt und der Slcherheits- 
fachkraft genügend Zeit für die Aufgaben Im Be- 
trieb zur Verfügung steht. Der Umfang der Auf- 
gaben soll sich nach der besonderen Situation des 
Betriebes — z. B. Ausmaß der Unfall- und Gesimd- 
hei tsgef ähren, Zahl und Zusammensetzung der 
Arbeitnehmer — richten. 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfaltforschiing 

96* Ein wichtiger Beitrag zur Klärung der Unfall- 
Ursachen und ihrer Beseitigung soll von der neuen 
BundesanstaU für Arbeitssdiutz und Unfallforsdiung 
geleistet werden, die am 1. Januar IÜ72 ihre Tätig- 
keit in Dortmund aufgenommen hat. 

Zu ihren Aufgaben gehört es, ünfallursadien und 
die Möglidikeiten zur Unfallverhütung zu er- 
forschen. Sie soll die Ergebnisse den Betrieben, 
Einrichtungen und Behörden vermitteln. Die Auf- 
gaben erstrecken sich auch auf Unfälle im häus- 
lichen Bereich und auf die Verbesserung der Sicher- 
heit auf den Arbeitswegen. Für den gesamten Be- 
reidi des Arbeitsschutzes wird die Bundesanstalt 
u, a. Lehr- und Ausbildungsmodelle und Methoden 
entwldceln und Lehrveranstaltungen für Arbeits- 
sdiutzfachleute durchführen. 


5. Rehabilitation 

97 , Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt^ 
die Hilfen zu verstärken, deren Behinderte be- 
dürfen, um ein Leben zu führen, das ihren Fähig- 
keiten und Interessen entspricht. 

Ihre soziaipölitischen Vorhaben im Interesse der 
Behinderten hat sie schon im Jahre 1970 in einem 
Aktionsprogramm zu s am menge faßt und der Öffent- 
lichkeit vorgeslellt. Weiten Kreisen der Bevölke- 
rung ist dadurch die Rehabilitation der Behinderten 
als Problem und Aufgabe stärker als bishei bewußt 
geworden. Das ist besonders widitigj weil die Be- 
mühungen um die Wiedereingbedemng von Behin- 
derten nur dann erfolgreich sein können, wenn die 
Öffentlichkeit Verständnis für die besondere Situa- 
tion dieser Gruppe der Gesellsdiaft hat und die 
Notwendigkeit und Möglichkeiten kennt, ihre Lage 
durchgreifend zu verbessern. 

99 , Der Bund hat im vergangenen Jahr Einrich- 
tungen der medizinischen, beruflichen und sozialen 
Rehabilitation mit rd, 60 Millionen DM gefördert. 
Allein im Bereich der beruflichen Rehabilitation 
wurden 39 Millionen DM aus Bundesmitteln auf- 
gewandt, tim gemeinsam mit anderen öffentlichen 


Trägern das Netz der Rehabilitalionseinriditungen 
weiter auszubauen. Die Förderung uinfaöle Folgende 
Einrichtungen: 

— BerutsiörderungswerkG 
für erwachsene Behinderte 

Sie haben die Aufgabe, Behinderte für neue^ 
behinderten gerechte Berufe umzusdiulen. Im 
Jahre 1970 wurde ein Bedarf von rd. 6000 Um- 
schulungsplätzen in überbetrieblichen Einrich- 
tungen ermittelt. Seitdem sind 2! 00 moderne 
Umsdiulungsplätze geschaffen worden, 

— Bemisb/Jdu/igsw'erke für jagendUdie Behinderte 

Viele behinderte Jugendliche finden nach dem 
Abgang aus den allgemeinbildenden Sdrulen 
(Sou der schulen) in den Betrieben oft keine 
Plätze für eine angemessene Berufsausbildung, 
ihnen eine ihrer Behinderung entsprechende, 
erstmalige Berufsausbildung zu vermitteln, ist 
Aufgabe der Berufbildungswerke, Zur Zeit be- 
stehen rd. 3000 Ausbildungsplätze dieser Art. 
Mindestens weitere 6000 Plätze werden benötigt. 

— RehoöiJiiaf/onszenfren für 

spezielle Krankheits- und Behinderungsarten 

Neben den Berufsförderungswerken gewinnen 
Einrichtungen an Bedeutung, in denen Behin- 
derte während der Rekonvaleszenz neben den 
medizinischen Maßnahmen ein beruflidies 
Training durchführen können. Damit sollen 
Übergangsschwierig keiten bei der Rückkehr an 
den Arbeitsplatz oder bei der Übernahme in ein 
Bemfsförderungswerk weitgehend vermieden 
werden* Mit dem Bau von Modellzentren für so- 
zial-mediziniscii bedeutsame Kronkheits- und Be- 
hl nderungsarten wurde begonnen. 

— tVerÄs^ö^^c^ für Behinderte 

Behinderte, die nicht oder noch nicht auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt werden 
können, sollen geschützte, aber produktive 
Arbeitsplätze erhalten* Nach Schätzungen wer- 
den rd, 60 000 solcher Arbeitsplätze benötigt. 
Ihre Einrichtung wird maßgeblich von der 
Bundesanstalt für Arbeit gefördert. Sie hat 1970 
und |97t die Erriditung von Werkstätten für Be- 
hinderte mit etwa 7500 geschützten Arbeitsplät- 
zen ermöglidit. Auch im Rahmen der Zonenrand- 
förderung konnte der Bau von Werkstätten für 
Behinderte unterstützt werden. 

— Heime und Betreuungsstätten für Behinderte 

Aufgabe dieser Einrichtungen ist insbesondere 
die Aufnahme und Betreuung von jugendlichen 
und erwadisenen Behinderten, deren Pflege und 
Behandlung im elterlichen oder eigenen Haus- 
halt nicht sichergestelU ist* 

99, Am 17. Dezember 1971 ist das Gesetz über die 
Erriditung einer Stiftung ,Hüfswerk für behinderte 
Kinder“ verkündet worden. Die Stiftung soll die 
Eingliederung jugendlicher Behinderter Ln die Ge- 
sellschaft verbessern, indem sie entsprechende Ein- 
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riditungen und Forsdiungs Vorhaben fördert. Vor 
aüem aber wird die Stiftung contergangeschädig- 
ten Kindern Kapitalentsdiädigungen und Renten 
gewähren. Der Bund und die Herstellerfirma von 
Contergan statten die Stiftung mit je 100 Millionen 
DM aus. 150 Millionen DM des Stiftimgskapitals 
sind für die contergangesciädigten Kinder zu ver- 
wenden, 

100- Bislang fehlen statistisdie Unterlagen über 
die Zahl der Behinderten, die Art ihrer Behinderung 
und insbesondere ihre Rehabilita lionsbedürf tigkeit. 
Für die Jahre 1972 bis 1974 geplante Erhebungen 
über die körperlidie, geistige und seehstbe Behin- 
derung von Kindern sollen widilige Erkenntnisse 
für die Planung der medizinischen und beruflidien 
Rehabilitation und ihrer Einrichtungen sowie über 
den Bedarf an Sonderschulen bringen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit und die Träger der 
gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung wer- 
den in diesem Jahr erstmalig eine einheitliche Sta- 
tistik über Art und Zahl der RehabUitalionsfälle, 
die durchgeführten Maßnahmen und ihre Ergeb- 
nisse vorlegen. Durch die Verbindung mit den Sta- 
tistiken anderer Kostenträger soll ein Überblick 
über das gesamte Rehabililationsgesdiehen gewon- 
nen werden. 

101* Entsprechend der Ankündigung im Aktions- 
programm zur Förderung der Rehabilitation der Be- 
hinderten wird ein Gesetz zur Angleichung medizi- 
nischer und beruflicher Leistungen zur Rehabilita- 
tion vorbereitet. Es soll sicherstellen, daß die ver- 
schiedenen RehabilitaÜonsträger künftig, sowohl bei 
beruflichen als auch im Rahmen der medizinischen 
Maßnahmen zur Rehabilitation, bei gleichen Tat- 
beständen gleiche Leistungen gewähren. Darüber 
hinaus sieht der Entwurf die Aktualisierung und 
laufende Anpassung der UnterhaJtslelstungen an 
die wirtsdiaftlidie Entwicklung vor. 

Von besonderer Bedeutung ist die Einbeziehung der 
gesetzlichen Krankenkassen in den Kreis der Re- 
habiljtationsträger. Hierdurch werden die Kranken- 
kassen in die Lage versetzt, insbesondere den mit- 
versicherten Ehefrauen und Kindern, denen bisher 
entsprechende Ansprüche nicht zustanden, medizi- 
nische Leistungen zur Rehabilitation zu gewähren. 

Das Gesetz wird weiter eine Reihe von Grundsätzen 
über die Aufgabe der Rehabilitation* das Zusam- 
menwirken der Rehabilitationstrager und ihre be- 
sonderen Verpflichtungen gegenüber den Behin- 
derten enthalten. 

102. Die Vorbereitungen zu der ebenfalls im 
Aktionsprogramm angekündigten Novellierung des 
Schwerbeschädigtengesetzes stehen kurz vor dem 
Abschluß, Wichtigstes Ziel der Novelle ist es, allen 
schütz bedürft! gen Behinderten die Hilfen des 
Schwerbeschädigtengesetzes zu eröffnen. Deshalb 
sollen in den geschützten Personenkreis alle Behin- 
derten einbezogen werden* die in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit nicht nur vorübergehend um 50 v. H. ge- 
mindert sind. 


Die Stellung des Vertrauensmannes der Schwer- 
beschädigten, die bereits durch das neue Betriebs- 
verfassungsgesetz aufgewertet worden ist* soll 
w'eiter ausgebaut werden* Im Schwerbeschädigten- 
gesetz soll für die Hauptfürsorgestellen eine Ini- 
tiative zur Wahl des Vertrauensmannes vorgesehen 
werden. Das Verfahren zur Erfassung der Arbeits- 
plätze und zur Erhebung der Ausgleichsabgabe wird 
vereinfacht Für die Werkstätten für Behinderte 
werden besondere Förderungsmöglichkeiten er- 
öffnet* 

IM- Auch auf europäischer Ebene finden die Pro- 
bleme der Behinderten zunehmende Beachtung, Die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat 
mit der Ausarbeitung eines langfristigen Arbeits- 
programms für die Rehabilitation der Behinderten 
begonnen. Ein Ausschuß des Europarats hat bisher 
mehr als 30 Empfehlungen herausgegeben, die eine 
wichtige Hilfe für nationale Maßnahmen und die 
internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Rehabilitation waren* 


III. Arbeitsrectit, Betriebsverfassung und 
Mitbestimmung 

1. Arbeitsrecht 

104. Um das unübersichtlidi gewordene Arbeits- 
recht zeitgemäß zusammenzufassen, wurde 1970 
eine Sachverständigenkommission für ein Arbeits- 
gesetzbuch berufen, die 1971 ihre Beratungen er- 
folgreich fortgesetzt hat. Dte Absicht, ein einheit- 
liches und umfassendes Arbeitsgesetzbuch zu schaf- 
fen. kann wegen der Vielgestaltigkeit der Probleme 
nur in einem größeren Zeitraum verwirklicht wer- 
den. Es ist daher erforderlich* die Weiterentwicklung 
des Arbeitsrechts auf vordringlichen Teilbereichen 
vorzuziehen* ohne die Gesamtkodifikation abzu- 
wartem 

Welterentwldctung des Arbellsrechts 

105. Der Teilreform in einigen wichtigen Bereichen 
dient der Entwurf eines Gesetzes zur Weiter- 
entwicklung des Arbeitsrechts (Zweites Arbeits- 
reditsbereinigungsgesetz)* der inzwischen weit- 
gehend abgeschlossen werden konnte* Der Entwurf 
soll im Laufe des Jahres 1972 dem Kabinett vor- 
gelegt werden* um seine parlamentarische Ver- 
abschiedung noch in dieser Legislaturperiode zu er- 
moghäien. Die enge Zusammenarbeit mit den Tarif- 
partnera bei seiner Vorbereitung ist auf sadilich 
ausgewogene Regelungen ausgerichtet. Die erbetene 
Stellungnahme der Sachverständigenkommission zu 
diesem Gesetzes Vorhaben und die von ihr gegebe- 
nen Anregungen und Entstheidungshilfen gewähr- 
leisten im Rahmen des derzeit Möglichen auch seine 
übereinstimmtmg mit der Gesamtkonzeption des 
Arbeitsgesetzbuches. 
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106. Mil dem Entwurf soll sowohl eine weitere 
Bereinigung und VereinheiUicfaung der in mehreren 
Gesetzen verstreuten arbeitsvertragsredilUdieii 
Vorsdirifien als audi eine den modernen Gegeben- 
heiten gerecht werdende Fortentwicklung des 
Arbeilsredits erreicht werden, So sollen insbeson- 
dere die arbeitsvertragsreciitUdien Vorsdiriften des 
Handelsgesetzbuches und der Gewerbeordnung auf- 
gehoben und im Rahmen des Gebotenen durch für 
alle Arbeltsverhältnisse geltende, m das Dienst- 
vertragsredit des Bürgerlichen Gesetzbudies ein- 
zusteJlencle Bestimmungen ersetzt werden, 

107. Die Weiterentwicklung des Arbeitsredils be- 
zieht sich insbesondere auf die 

— Neuregelung der Lohnauszahlung und der Lohn- 
abrechnung, 

— - Neuregelung des Redits der Wettbewerbs- 
abreder 

— Neuregelung der Reditsfolgen bei vorsätzlichem 
Vertragsbmdi durdi Arbeitgeber oder Arbeit- 
nehmer» 

— weitere Gleichstellung der Arbeiter mit den An- 
gestellten im Bereich der totgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall, 

— Ausdehnung des Tarifvertragsgesetzes auf 
arbeitnehmerähnliche Personen. 


Sachverstindlgenkommls&lon (Qr ein 
Arbeitsgesetzbuch 

106. Die Sachverständigenkommission für ein 
Arbeitsgesetzbuch klart zur Zeit eine Reihe von 
Grundfragen (u. a, Verhältnis Gesetzgebung/Tarif- 
autonomie i Arbeiter/ Angestellte/leätende Ange- 
stellte), die für die spätere Kodifikation des Arbeits- 
rechts von grober Bedeutung sind, Vertreter ver- 
schiedener Wissenschaftsbereiche werden in Aus- 
sdiußberatungen gehört, weil deren Erkenntnisse 
in die Überlegungen der Kommission mit einbezo- 
gen werden sollen. 

Die Kommission wird voraussichtlich zu den einzel- 
nen Arbeilsrechtsbereidien Thesen erarbeiten, die 
dann der Bundesregierung Grundlage und Anhalt 
für Kodifikat ionsentwürfe sein können. Die Bun- 
desregierung hofft, aufgrund dieser Vorarbeiten zu 
einer stulenweisen Neuregelung zahlreicher Be- 
reiche des Arbeitsrechts zu gelangen. 

Holmarbelt 

109. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bereitet den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Heimarbeitsgeselzes vor, mit dem 
u. a, beabsichtigt ist, den Schulz der Heimarbeiter 
wirksamer zu gestalten und die Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Heimarbeiter zu verbessern. 
Da Heimarbeiter keine Arbeitnehiner sind, nehmen 
sie nicht automatisch an dem arbeits- und sozial- 
rechUichen Schutz teil» der an ein Arbeits Verhältnis 


gebunden ist Wegen ihrer wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeit und der Konjunkturbedingtheit ihrer 
Beschäftigung liegen ihre Verdienst möglichkeiten 
häufig unangemessen unter denjenigen der Arbeit- 
nehmer. Sie bedürfen daher eines besonderen 
Schutzes. Der Gesetzentwurf hat folgende Haupt- 
ziele 

— Einführung gesetzlicher Kriterien, an denen sidi 
die Festsetzung von Entgelten und sonstigen 
Vertragsbedingungen ausrichten soll, 

— Anpassung des Kündigungsschutzes der Heim- 
arbeiter an die für Arbeitnehmer geltenden 
Regelungen, 

— Verbesserung der AufklärungspfÜdii in Entgelt- 
fragea 

— UnterrLchtungspflicht insbesondere über Unfall- 
gefahren und deren Vermeidung. 

Mit dem Gesetz soll ferner die Möglichkeit geschaf- 
fen werden, Heimarbeit, die nach dem geltenden 
Recht noch nicht erfaßt werden konnte, nunmehr 
auch in den Schutz des Gesetzes einzubeziehen. 

Ferner soll das Gesetz rechtlidbe Zweifel ausräumen, 
die sich hinsichtlich der Ermächtigungen der Heim- 
arbeitsaussdiüsse zum Erlaß von Gleidistellungem 
der Verteilung der Heimarbeit und zum Erlaß von 
bindenden Festsetzungen von Entgelten und sonsti- 
gen Arbeitsbedingungen ergeben haben oder er- 
geben könnten. 


2. Betriebsverfassung 

110. Mit dem neuen Betriebsverfassungsgesetz ist 
ein weiterer bedeutender Teil der in der Regie- 
rungserklärung angekündigten inneren Reformen 
verwirklidiL 

Auch das neue Recht beruht auf den Grundsätzen 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat und auf der betrieb- 
lichen Friedenspflicht. Es bringt über das bisherige 
Recht hinaus vor allem 

— eine stärkere Rechtsstellung des einzelnen 
Arbeitnehmers im Betrieb, 

— einen umfassenderen sozialen Schutz der Arbeit- 
nehmer durch Erweiterung und Stärkung der 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte des 
Betriebsrats» 

— einen Ausbau der Rechte und Befugnisse der 
Gewerkschaften im Betrieb, 

— einen Ausbau der Rechte der Jugendvertretung. 


Rechte des einzelnen Arbeitnehmers 

111. Erstmals werden die Rechte des einzelnen 
Arbeitnehmers innerhalb der Betriebsverfassung 
festgelegt. Er erhält umfassende Unterrichtungs-, An- 
hörungs- und Erörterungsrechte in Angelegenheiten, 
die ihn und seinen Arbeitsplatz betreffen. So kann 
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er verlangen, daß ihn der Arbeitgeber über seine 
Aufgabe, seine Verantwortung und seinen Tatig- 
fceitsbereidi unterrichtet, ln betneblichen Angeie- 
genbeitenf die seine Person betreffen* hat er ein 
Anhörung s recht. Auf sein Verlangen hat ihm der 
Arbeitgeber die Zusammensetzung seines Arbeits- 
entgelts zu erläutern und mit ihm seine Leistungen 
sowie die Möglichkeiten seiner beruflichen Entwick- 
lung im Betrieb zu erörtern. Erstmals erhält der 
Arbeitnehmer im Bereich der Privatwirtschaft das 
gesetzliche Recht, in seine Personalakten Einsicht 
zu nehmen und deren Inhalt eigene Erklärungen 
beizufügen. Von besonderer Bedeutung ist auch das 
Recht des Arbeitnehmers, sich bei Benachteiligung 
oder ungerechter Behandlung beschweren zu kon- 
neriH Hierbei kann der Arbeitnehmer durch Ein- 
schaltung des Betriebsrats seiner Beschwerde größe- 
ren Nachdruck verleihen. 


Erweiterung und Stärkung der Rechte des 
Betriebsrats 

11Z Der Katalog der sozialen Angelegenheiten, 
die der Mitbestimmung unterliegen, ist wesentlich 
erweitert worden. So kann der Betriebsrat nunmehr 
u, a. mitbestimmen 

— ■ in allen Fragen, die die Verteilung der Arbeits- 
zeit betreffen, 

— bei der Einführung und Anwendung von tech- 
nischen Emrichtungen, die dazu bestimmt sind, 
das Verhalten oder die Leistung der Arbeit- 
nehmer zu überwachen, 

— bei der Zuweisung und Kündigung von Werks- 
wohnungen sowie bei der allgemeinen Fest- 
legung der Nutzungsbedingungen. 

— bei Regelungen über die Verhütung von Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten sowie über den 
Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften oder der Unfall Verhütungs- 
Vorschriften, 

— über die Grunsätze für das betriebliche Vor- 
schlagswesen, 

Von besonderer Bedeutung ist die Ausdehnung des 
Mithestinunungsrechts bei der Festsetzung von 
Leistungsentgelten, z. B. von Akkord- und Prämien- 
sälzen, auf den sogenannten Geldfaktor 

113, Erstmals hat der Betriebsrat Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsredite bei der Gestaltung von 
Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Arbeite Umgebung 
erhalten. 

In diesen Angelegenheiten hat der Arbeitgeber den 
Betriebsrat rechtzeitig zu unterrichten und die vor- 
gesehenen Maßnahmen, insbesondere im HLnblicfc 
auf ihre Auswirkungen auf die ArbeLtnehmer, mit 
ihm zu beraten. Dabei sollen Arbeitgeber und Be- 
triebsrat die gesicherten Erkenntnisse der Arbeits- 
wissenschaJt über die men sehen ge rechte Gestaltung 
der Arbeit berüdcsiditSgen. Verstößt der Arbeitgeber 
bei Änderungen der Arbeitsplätze, des Arbeils- 
ablaufs oder der Arb eits Umgebung gegen diese Er^ 
kenntnisse, so kann der Betriebsrat angemessene 


Maßnahmen zur Abwendung, Milderung oder zum 
Ausgleich von Belastungen für die Arbeitnehmer 
verlangen. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat über die Ausgleidis- 
maßnahmen entscheidet die Einigungsstelle. 

114. Das Gesetz dehnt die ßeteiligungsrechte auf 
die Personal Planung und Personalführung aus. Der 
Arbeitgeber hat daher den Betriebsrat über die Per- 
sonalpianung rechtzeitig und umfassend zu unter- 
richten und diese mit ihm zu beraten; für die Ein- 
führung und Durchführung einer Personalplanung 
kann der Betriebsrat Vorschläge machen. Auf sein 
Verlangen sind zu besetzende Arbeitsplätze inner- 
halb des Betriebes auszuschreiben. Personalfrage- 
bogen und die Aufstellung allgemeiner Beurtei- 
lungsgrundsätze bedürfen der Zustimmung des Be- 
triebsrats. Personelle Auswahlrichtlinien für Ein- 
stellungen, Versetzungen, Umgruppierungen und 
Kündigungen können nicht ohne Zustimmung des 
Betriebsrats aufgeslellt werden, In Betrieben mit 
mehr als 1000 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat 
die Aufstellung derartiger Richtlinien verlangen. 
Kommt eine Einigung über die Richtlinien nicht zu- 
stande, so entscheidet die Einigungsstelle. 

115. Entsprechend der Bedeutung der beruflichen 
Bildung sind die Mitbestimmungs- und Mitwir- 
kungsrechte des Betriebsrats in diesen Angelegen- 
heiten in einem eigenen Abschnitt des Gesetzes 
zusammenhängend geregelt. 

ln allen Fragen der Berufsbildung hat der Betriebs- 
rat ein umfassendes Beratungsrecht. Bei der Durch- 
führung betriebUdier Benifsbildungsmaßnahmen hat 
der Betriebsrat ein volles Mitbestimmungsrecht. 
Außerdem kann der Betriebsrat der Bestellung von 
Ausbildern widersprechen oder deren Abberufung 
verlangen, wenn er sie für fachlich oder persönlich 
ungeeignet hält oder sie ihre Aufgaben vernach- 
lässigen, Der Betriebsrat kann von sich aus Arbeit- 
nehmer zur Teilnahme an betrieblichen Benifs- 
bildungsmaßnahmen Vorschlägen, Kommt es hier- 
über mit dem Arbeitgeber zu keiner Verständigung, 
so entscheidet die Einigung sst eile, 

116. Bei personellen Einzelmaflnahmen — Einstel- 
lung, Eingnippierung, Umgruppierung und Verset- 
zung — sind die Beteiligungsredite des Betriebs- 
rats erheblich ausgebaul und verstärkt worden. In 
Betrieben mit in der Regel mehr als 20 wahlberedi- 
ligten Arbeitnehmern ist der Arbeitgeber ver- 
pflichtet, vor jeder dieser Maßnahmen den Betriebs- 
rat eingehend zu unterrichten, über ihre Auswir- 
kungen .Auskunft zu geben und die Zustimmung des 
Betriebsrats einzuholen* Aus bestimmten, im Gesetz 
näher bezeidineten Gründen kann der Betriebsrat 
seine Zustimmung verweigern. Der Katalog dieser 
Verweigerungsrecfite ist gegenüber dem bisherigen 
Recht erheblich erweitert worden. So kann der Be- 
triebsrat seine Zustimmung verweigern, wenn die 
personelle Einzelmaßnahme gegen eine Auswahl- 
richtllnie verstößt, eine vom Betriebsrat verlangte 
Ausschreibung unterblieben ist oder der unmitttel- 
bar betroffene Arbeitnehmer oder andere Beteiligte 
benachteiligt werden, ohne daß dies aus betrieb- 
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liehen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist. 
Macht der Betriebsrat von seinem Verweigerungs- 
recht Gebrauch, ist der Arbeitgeber nur dann zur 
vorläufigen Durchführung der Maßnahme berechtigt, 
wenn es aus sachlichen Gründen dringend erforder- 
lich ist. Bestreitet der Betriebsrat gegenüber dem 
Arbeitgeber, daß die Maßnahme aus sachlichen 
Gründen erforderlich ist, so hat der Arbeitgeber, 
wenn er die Maßnahme aufrechterhalten will, das 
Arbeitsgericht anzurufen und die Verweigerungs- 
gründe des Betriebsrats zu widerlegen. 

Anders als nach dem bisherigen Recht ist es also 
nicht mehr Sache des Betriebsrats, sich die Beredi- 
tigung seiner Zuslimmungsverweigerung durch das 
Arbeitsgericht bestätigen zu lassen. 

117. Die Beteiligungsrechle des Betriebsrats und 
damit der Schutz des einzelnen Arbeitnehmers bei 
Kündigungen sind erheblich ausgebaut. Jede Kün- 
digung — auch die fristlose — ist ohne vorherige 
Anhörung des Betriebsrates unwirksam. Ferner 
kann der Betriebsrat aus bestimmten, im Gesetz 
näher beschriebenen Gründen der Kündigung wider- 
sprechen, z. B. wenn 

— soziale Gesichtspunkte bei der Auswahl des zu 
kündigenden Arbeitnehmers nicht oder nicht 
ausreichend berücksichtigt worden sind, 

— die Kündigung gegen eine personelle Auswahl- 
richtlinie verstößt, 

— der zu kündigende Arbeitnehmer an einem ande- 
ren Arbeitsplatz im selben Betrieb oder im selben 
Unternehmen weiterbeschäftigt werden kann, 

— die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach 
zumutbaren Umschulungs- und Fortbildungsmaß- 
nahmen oder unter geänderten Vertragsbedin- 
gungen möglich ist. 

Wird die Kündigung entgegen dem Widerspruch des 
Betriebsrats ausgesprochen, so hat der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer mit der Kündigung die sdirift- 
liche Stellungnahme des Betriebsrats zuzuleiten. Im 
Kündigungsschutzprozeß kann sich der Arbeitneh- 
mer auf die vom Betriebsrat vorgetragenen Wider- 
spruchsgründe berufen mit der Folge, daß im Falle 
i^er Berechtigimg die Kündigung rechtsunwirksam 
ist. Hat der Betriebsrat einer Kündigung frist- und 
ordnungsgemäß widersprochen und der Arbeitneh- 
mer Kündigungsschutzklage erhoben, so muß ihn 
der Arbeitgeber auf sein Verlangen gnindsätzlich bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung bei unveränderten 
Arbeitsbedingungen weiterbeschäftigen. Die Unge- 
wißheit über die Wirksamkeit der Kündigung w’äh- 
rend der Dauer des Kündigungsschutzprozesses geht 
damit nicht mehr zu Lasten des Arbeitnehmers. 

118. Der Zuständigkeitsbereich des Wirtschafts- 
ausschusses ist erweitert worden und umfaßt u. a. 
auch das Investitionsprogramm, die finanzielle 
Lage des Unternehmens sowie Rationalisierungs- 
vorhaben. Der Wirtschaftsausschuß wird allein vom 
Betriebsrat bestellt; dieser kann die Aufgaben des 
Wirtschaftsausschusses auf einen Ausschuß des Be- 
triebsrats übertragen. Der Betriebsrat hat in den 


vom Gesetz näher bezeichneten wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten umfassende Informations- und Bera- 
tungsrechte. 

Nach neuem Recht gehören zu den Betriebsänderun- 
gen auch marklbedingte Änderungen des Betriebs- 
zwecks und der Belriebsanlagen sowie die durch den 
technischen Fortschritt bedingte Einführung neuer 
Arbeitsmethoden, Hinsichtlich der sozialen Auswir- 
kungen von Betriebsänderungen auf den Arbeitneh- 
mer hat der Betriebsrat ein Mitbestiramungsrecht 
erhalten. Können sich Betriebsrat und LTntemehmer 
über den Ausgleich oder die Milderung der wirt- 
schaftlichen Nachteile, die den Arbeitnehmern in- 
folge der geplanten Betriebsänderung entstehen, 
nicht einigen, so entscheidet die Einigungsstelle 
über die Aufstellung eines Sozialplanes. Darüber 
hinaus wird die Stellung des Arbeitnehmers beim 
Betriebsinhaberwechsel verbessert. 


Schutz und Erleichterung der Betriebsratstätigkeit 

119. Die Tätigkeit der Betriebsratsmilglieder würd 
stärker als bisher geschützt und erleichtert. So sind 
die Belriebsratsmitglieder unter Fortzahlung des Ar- 
beitsentgelts von der Arbeit zu befreien, soweit dies 
für ihre Tätigkeit als Betriebsrat erforderlich ist. 
Erstmals ist im Gesetz eine nach der Betriebsgröße 
gestaffelte Mindestzahl der ständig freizustellenden 
Betriebsratsmilglieder vorgesehen. 

Für Schulungs- und Bildungsveranstaltungen haben 
alle Betriebsratsmitglieder in jedem Fall einen An- 
spruch auf bezahlte Freistellung (Bildungsurlaub) für 
die Dauer von drei Wociien in jeder Amtsperiode. 
Für Arbeitnehmer, die erstmals Betriebsratsmitglie- 
der sind und auch vorher nicht Jugendvertreter 
waren, erhöht sich dieser Anspruch auf vier Wochen. 
Zusätzlich besteht noch ein Anspruch auf Freistel- 
lung für Bildungs\^eTanstaltungen. die Kenntnisse 
vermitteln, die für die Arbeit des Betriebsrats er- 
forderlich sind. 

Auch der Kündigungsschutz der Betriebsratsmitglie- 
der ist erheblich verbessert worden. Die Unzulässig- 
keit der ordentlichen Kündigimg während der Amts- 
zeit wurde auf die Dauer eines Jahres nach Beendi- 
gung der Amtszeit ausgedehnt. Für die außerordent- 
liche Kündigung eines Betriebsratsmitglieds ist die 
Zustimmung des Betriebsrats erforderlich. 


Rechtsstellung der Gewerkschaften in der 
Betriebsverfassung 

120. Auch das neue Recht geht davon aus, daß 
Betriebsräte und Gewerkschaften unterschiedliche 
Aufgaben erfüllen und organisatorisch unabhängig 
bleiben. Die Zusammenarbeit zwischen Betriebsrat 
und Gewerksdiaften wird aber durch eine verstärkte 
Präsenz der Gewerkschaften im Betrieb fortent- 
wickelt. Im Rahmen ihrer Aufgaben nach dem Be- 
triebsverfassungsgesetz haben die Gewerkschaften 
ein Zutrittsrecht zum Betrieb. Betriebsratsmilglieder 
sind durch ihr Arni nicht gehindert, Aufgaben für 
die Gewerkschaften wahrzunehmen. Die Gewerk- 
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schäften ihrerseits haben verstärkte Möglichkeiten, 
auf die Errichtung von Betriebsräten hinzuwirken. 


Verhiltnis zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber 

121. An dem Grundsatz der vertrauensvollen Zu- 
sammenarbeit zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber 
und der betrieblichen Friedenspflicht ist festgehal- 
ten worden. Audi nach dem neuen Betriebsverfas- 
sungsgesetz sind Arbeitgeber und Betriebsrat ver- 
pflichtet, eine parteipolitische Betätigung im Betrieb 
zu unterlassen. Zulässig ist aber die Behandlung 
tarifpolitischer, sozialpolitischer und wirtschaftlicher 
Fragen, die den Betrieb oder seine Arbeitnehmer 
unmittelbar betreffen. 

122. Das neue Betriebsverfassimgsgesetz hat die 
Institution der Einigungsstelle beibehalten, die der 
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat dient. Im wesentlichen 
lehnen sich die Vorschriften über die Einigungs- 
stelle an das bisherige Recht an. Neu geregelt wurde 
das Beschluß verfahren der Einigungsstelle. 


Ausbau der Jugendvertretung 

123. Organisation, Aufgaben, Stellung und Rechte 
der Jugendvertretung sind neu und fortschrittlich 
gestaltet worden. So kann die Jugend Vertretung, 
die vergrößert \^^I^de, eigene Sitzungen und Be- 
triebsjugendversammlungen durchführen. Behandelt 
der Betriebsrat Angelegenheiten, die besonders ju- 
gendliche Arbeitnehmer betreffen, so hat die ge- 
samte Jugend Vertretung ein Teilnahmerecht an der 
Sitzung. Die Jugend Vertreter haben ein volles 
Stimmrecht bei Beschlüssen, die überwiegend ju- 
gendliche Arbeitnenhmer betreffen. 


3. Mitbestimmung 

124. Die Prüfimg des Berichts der Kommission un- 
abhängiger Sachverständiger über die Mitbestim- 
mimg im Unternehmen hat nicht nur deutlich ge- 
macht, daß die Entscheidung über die zweckmäßige 
Ausgestaltung der Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in den Untemehmensorganen die Prüfung wei- 
terer, insbesondere gesellschaftsrechtlicher Fragen 
erforderlich macht, sondern hat auch erkennen las- 
sen, daß die Probleme, die die Bundesregienmg in 
ihrer Stellungnahme zum Bericht der Kommission 
aufgezeigt hat. nicht isoliert untersucht werden kön- 
nen, wenn eine befriedigende Mitbestimmungs- 
lösung gefunden werden soll; sie müssen vielmehr 
in den Gesamtrahmen eines zeitgemäßen Untemeh- 
mensrechts gestellt werden. 

Beim Bundesminister der Justiz wurde eine Sachver- 
ständigenkommission zur Untersuchung untemeh- 
mensrechtlicher Fragen eingesetzt. Sie hat den Auf- 
trag, die im Mitbestimmungsbericht aufgeworfenen 
Fragen und die Rechtsfragen zu untersuchen, die 
sich aus der notwendigen Fortentwicklung des Ge- 


sellschaftsrechts zu einem umfassenden Untemeh- 
mensrecht ergeben. Sie soll Vorschläge für die zu 
diesem Zweck erforderlichen Änderungen des Ge- 
sellschaftsrechts mit dem Ziel erarbeiten, ein den 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen unserer 
Zeit gerecht werdendes Untemehmensrecht zu 
schaffen. Schwerpunkte der Untersuchung werden 
die Organisation der Unternehmen einschließlich 
der Rechte der Eigentümer und Arbeitnehmer, das 
Konzemrecht und die Publizität der Unternehmen 
und Konzerne sein. 

125. ln der Zwischenzeit hat das Parlament eine 
Initiative der Bundesregierung zur Sicherung des 
Status cpio bei der paritätischen Mitbestimmung für 
eine Übergangszeit im Montanbereich angenom- 
men. Am 3. Dezember 1971 ist das Mitbestimmungs- 
fortgeltungsgesetz in Kraft getreten, das bis zum 
31. Dezember 1975 für die betroffenen Unterneh- 
men das Hinausgleiten aus der paritätischen Mit- 
bestimmung erschwert. Die Bundesregierung ist bei 
dieser Initiative davon ausgegangen, daß es in der 
verhältnismäßig kurzen Übergangszeit bis Ende 
1975 möglich sein wird, die Untemehmensmitbe- 
stimmung neu zu regeln. 


iV. Familien- und Jugendpolitik 


1. Famlllenpolltik 

126. Im Vordergrund der familienpolitischen Über- 
legungen standen die Neuordnung des Familien- 
lastenausgleichs und die Probleme der vorschuli- 
schen Erziehung. 

Famlllenlastenausglelch 

127. Die Weiterentwicklung des Famllienlaslen- 
ausgleichs führte zu wesentlichen Änderungen des 
Kindergeldrechts. Im Jahre 1970 war rückwirkend 
ab 1. September 1970 der Kindergeldsatz für das 
dritte Kind um 10 DM auf 60 DM pro Monat er- 
höht und die Jahreseinkommensgrenze für die Ge- 
währung des Zweitkindergeldes an Familien mit 
nicht mehr als zwei Kindern von 7800 DM auf 
13200 DM angehoben worden. Für diese Verbesse- 
rungen werden jährlich rd. 400 Millionen DM zusätz- 
lich aufgewendet. Durch das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Bundeskindergeldgesetzes vom 13. Dezem- 
ber 1971 wurde die genannte Jahreseinkommens- 
grenze vom 1. Januar 1972 an auf 15 000 DM erhöht. 
Ohne diese letzte Erhöhung hätte etwa ein Drittel 
der Familien mit zwei Kindern, die aufgrund der 
ersten Erhöhung am 1. September 1970 erstmalig 
einen Anspruch auf Zweitkindergeld erhalten haben, 
diesen Anspruch wegen der allgemeinen Verbesse- 
rung der Einkommen zum l. Januar 1972 wieder 
verloren. 
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128. Die Höhe des Kindergeldes beträgt seit dem 
1. September 1970 monatlich 

— 25 DM für das zweite Kind, 

— je 60 DM für das dritte und vierte Kind sowie 

— je 70 DM für das fünfte und jedes weitere Kind. 

Zur Jahresmitte 1971 zahlte die Bundeskindergeld- 
kasse (Zahlen in Klammem = Zahlen zur Jahres- 
mitte 1969) Kindergeld an 2 535 000 (2 067 000) Be- 
rechtigte für insgesamt 5 589 000 (4 954 000) Kinder; 
davon waren 

— 2 500 000 (2 030 000) zweite Kinder, 

— 2 549 000 (2 397 000) dritte und vierte Kinder, 

— • 540 000 ( 527 000) fünfte und weitere Kinder. 

129. In ihren Eck wer tbe Schlüssen zur Steuerreform 
vom 11. Juni und 28./29. Oktober 1971 hat die 
Bundesregierung über die Konzeption einer Reform 
des Familienlastenausgleichs entschieden. Danach 
sollen das Kindergeld, der den Angehörigen des 


öffentlichen Dienstes gezahlte Kinderzuschlag sowie 
die in Form von Kinderfreibeträgen gewährten Ein- 
kommensteuerennäßigungen durch ein einheitliches 
Kindergeld ersetzt werden. Das neue, vom Ein- 
kommen der Familie unabhängige Kindergeld soll 
für das erste Kind 50 DM, für das zweite Kind 
70 DM und für das dritte und jedes weitere 
Kind je 90 DM monatlich betragen. Ausgenommen 
hiervon sind Kinder, für die einem Eltemteil 
Kinderzuschüsse aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung oder Kinderzulagen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung zustehen. Diese dem 
Kindergeld vergleichbaren Leistungen werden schon 
jetzt vom ersten Kind an gezahlt; sie werden auch 
nach der Reform höher als die neuen Kindergeld- 
sätze, zumindest aber gleichhoch sein. Der jährliche 
Aufwand für den Familienlastenausgleich wird sich 
durch die Reform, die zusammen mit der großen 
Steuerreform in Kraft treten soll, um rd. 4 Mrd. DM 
erhöhen; es werden dann rd. 9,6 Millionen Berech- 
tige Kindergeld für rd. 18,2 Millionen Kinder er- 
halten. 


Übersicht A — 2 1 


Kindergeld 


Jahr 

j Gesetzliche Regelung 

Betroffener Personenkreis 

1 Finanzielle Auswirkungen 

1 pro Familie 

1 insgesamt 

1970 

(ab: 

1. Septem- 
ber 3970) 

2. Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bun- 
deskindergeldgesetzes 
vom 16. Dezember 1970 


1 

1 

1 

1 

1 

1 

a) Erhöhung der Einkorn - 1 
mensgrenze für die Ge- 
währung des Zweitkin- 
dergeldes von 7800 DM 
auf 13 200 DM pro Jahr 

^ rd. 500 000 Familien mit 
■ zwei Kindern 

1 25 DM monatlich! 

1 1 

1 

annähernd ^ 

400 Millionen DM ' 
pro Jahr 

i 

1 


b) Erhöhung des Kinder- 
geldes für das 3. Kind 
von 50 DM auf 60 DM 

rd. 1 800 000 Familien mit 
drei oder mehr Kindern 

1 10 DM monatlich 1 

1 ' 

' 1 

1 1 

1 1 

i 

1 f 

; 1 

1971 

(ab; 

1. Januar 
1972) 

3. Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bun- 
deskindergeldgesetzes 
vom 13. Dezember 1971 




1 

Erhöhung der Einkom- 
mensgrenze für die Ge- 
währung des Zweitkinder- 
geldes von 13 200 DM aut 
15 000 DM pro Jahr 

1 

rd. 150 000 bis 170 000 Fa- 
milien mit zwei Kindern, 
die ohne diese Erhöhung 
den Anspruch auf Zweit- 
kindergeld wegen Verbes- 
serung ihrer Einkommens- 
1 Verhältnisse wieder verlo- 
1 ren hätten 

25 DM monatlich 

keine Mehrauf- 
wendungen ge- 
genüber 1970/71, 
sondern Vermei- 
dung von rd. 

45 bis 50 Millio- 
nen DM jährlich 
Minderausgaben 
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Vorsdiullsche ErzleKung 

130. Die Bundesregierung hat Ihre ira Bildungs- 
bericht '70 miLgeleilten Vorstellungen über den 
Ausbau der vorschulischen Erziehung in die Be- 
ratungen der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung eingebracht. Gegenwärtig stehen zu 
wenig Plätze in Einrichtungen der faniilienergänzen- 
den Erziehung vor Eintritt in die Schule zur Ver- 
fügung* Bis 1970 konnte nur etwa ein Drittel aller 
Kinder im Kindergarten alter einen Platz erhalten. 
Der im Jahre 1071 von der Bund-Länder-Kommis- 
sion verabschiedete Zwisdienberidit für den Bil- 
dungsgesamtplan und ein Bildungsbudgel sieht nun- 
mehr vor, daJÖ bis 1985 70 v, H. der Drei- und Vier- 
jährigen und 100 V. H. der Fünfjährigen ein institu- 
tionelles Bildungsangebot erhalten sollen. 

Alleinstehende Elternteile mit Kindern 

131. Für alleinstehende Eltemteile mit Kindern, 
insbesondere für die alleinstehenden Mütter, stellt 


die Belastung durch Erwerbstätigkeit und Kinder- 
erziehung häufig eine Überforderung dar. Hier ist 
ein Mehrbedarf an Beratung, Sozialdiensten, Woh- 
nungsfürsorge und sozialer Sidierheit zu befrie- 
digen, Damit soll auch die vom Gesetzgeber ge- 
botene Gleidibereditigung der Frau und des nicht- 
ehelidien Kindes im öffentlichen Bewußtsein und 
in der gesellsdiaftlichen Wirklichkeit sidiergeslellt 
werden* 

Audi anläßlich der XIL Europäischen FamiUen- 
ministerkonferenz 1971 in Stockholm wurden Maß- 
nahmen der Erziehung und Ausbildung, der Arbeits- 
marktpolitik und der Kinderbetreuung erörterti 
welche die Erwerbsmöglidikeilen alleinstehender 
Frauen ln Einklang mit der Erziehung ihrer Kinder 
günstiger gestalten könnten. Die Notwendigkeit 
weiterer Forschungen wurde betont. 

Für die Kinder aus Ein-Eltemleilfamilien sind auch 
die Überlegungen zu einer Reform des Adoptions- 
und. Adoptionsvermittlungsrechts bedeutsam. 


Übersicht A — 22 


Refonn des Familienlastenausgleidis 



Form der Begünstigung 
(Zahl der begünsliglen 
Familien) 

Zahl der begün- 
stigten Kinder 

Leistungen 

Regelung 

je Kind und Monat 

Insgesamt 
pro Jahr 


Millionen 

DM 

Mrd, DM 

Derzeitige Regelung 
(Zahlen für 1971) 

B und e sk i nde rgeld - 
geselz {2,5 Millionen) 

5.6 

2. Kind 

3. und 4, Kind 

5. und weitere 
Kinder 

25 

60 

70 

3.2 


Kinderzuschläge im öf- 
fentlichen Dienst 
(1,9 Millionen) 

3,0 

für jedes Kind 

50 

1,8 


S teuerermäßigung 
durch Kinderfreibe- 
träge bei Einkommen- 
(Lohn) Steuer 

!6,0 

untersdiiedlich je nach 
steuerpflichtigem Ein- 
kommen 

4,8 

Regelung nach Reform 
ab 1. Januar 1974 

1 

Einheitliches Kinder- 
geld (9,6 Millionen) 

18,2 

1. Kind 

2. Kind 

3. und weitere 
Kinder 

50 

70 

90 

14.3 ») 

Mehr nach der Reform gegenüber den bis 1974 fortgeschriebenen 

Gesamtleistungen nach derzeitiger Regelung 

4,0 


*) mit Einkorn me ns grenzQ für Fsmilien mit 2 Kindern (L971 : 1 100 DM pro Monaij 
®) steuerpflichtig 

®) emsdilleßlidi Erhöhung des Ortszusdilags Lm öffentlichen Dienst rur Beaitzstandswahrung wegen des Wegfalls 
der Kinderzuschläge 
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2, JugencJpollfIk 

132. Wesentlidier Bestandteil einer zukiinfts* 
orienUerten Jugendpolitik ist die Jugendhilfe, die 
mit ihren vielfälligen Aufgaben sowohl zur gesell- 
schaftlidien Daseinsvorsorge als auch zum Bildungs- 
wesen gehört. Hier geht es im Grundsatz immer um 
die Verwirklichung des Eiziehungsansprudis. Da- 
zu bedarf es neuer Hilfen für junge Menschen, ins- 
besondere in folgenden Teilbereichen; Die Soziali- 
sation im Kindesalteir das Vorfeld der Heim- 
erziehung und diese selbst sowie die außerschulische 
Jugeudbiidung. Dieser Aufgabe dient die eingelei- 
tete Reform des Jugendhilferedils, mit dem Ziel der 
Erweiterung von Rechtsansprüchen auf erzieherische 
Hilfen, das BundesausbildungsfÖrdeningsgesetz und 
insbesondere der Bundesjugendplan, der mit seinen 
vielfälligen FörderungsTnöglidikeiten dazu bei- 
tragen will, daß junge Menschen ihre Persönlichkeit 
frei entfalten, ihre Rechte wahrnehmen und ihrer 
Verantwortung in Gesellschaft und Staat gerecht 
werden. 

133, Jugendpolitik im weitesten Sinne berührt 
nahezu alle Bereiche staatlidien Handelns. Das gilt 
insbesondere auch für die Sozialpolitik* in der den 
Erwartungen und Interessen der Jugendlichen mehr 
und mehr Beachtung geschenkt wird. 

So erhielten im Rahmen der WeiterenlwiciJung der 
gesetzlichen Unfallversicherung über 10 Millionen 
Jugendliche einen bundeseinheitlichen Unfallschutz. 
Die Sachverständigenkommission zur Weiter- 
en twLdcIung der sozialen Krankenversicherung prüft 
gegenwärtig die Frage^ inwieweit alle Jugendlichen 
in Ausbildung am Schutz der Krankenversicherung 
teilhaben sollen. 

Der Ausbau der Betriebsverfassung weist den Ju- 
gendlichen mit einer verstärkten Jugendvertrelung 
einen größeren eigenverantwortlichen Bereich zu. 

Insgesamt gesehen bemüht sich die Bundesregie- 
rung, gerade auch den Jugendlichen, eine größt- 
mögliche Chancengleichheit einzuräumen. 


Individuelle Ausblldungeförderung 

134. Der Verwirklichung des Zieles, für alle 
Jugendlichen die Unterschiede der Bildungschancen, 
soweit sie in den wirtschaftlichen Verhältnissen be- 
gründet sind, nach Möglichkeit auszugJeichen, dient 
das Gesetz über individuelle Förderung der Aus- 
bildung vom 26. August 1971 (Bundesausbildungs- 
förderungsgeselz). Es hat das Erste Ausbildungs- 
förderungsgesetz vom 19. September 1969, die Rege- 
lungen des sogenannten Honnefer Modells und die 
Vereinbarungen der Länder über die Förderung der 
Studierenden an Ingenieurschulen, Kunst- und 
Musikhochschulen sowie an Pädagogischen und 
Berufspädagogischen Hochschulen, Akademien und 
Instituten (sog. Rhöndorfer Modeül abgelöst und 
in einer bundeseinheitUchen gesetzlichen Regelung 
zusaramengefaßt. 


135. Nach diesem Gesetz besteht eine Rechts- 
ansprudi auf Förderung einer der Neigung, Eignung 
und Leistung entsprechenden Ausbildung, wenn 
dem Auszubildenden die für seinen Lebensunterhalt 
und seine Ausbildung erforderlichen Mitte! ander- 
weitig nicht zur Verfügung stehen. Ausbilciungs- 
förderung wird geleistet für 

— Schüler von Gymnasien und Faciioberschülen ab 
Klasse 11. 

— Schüler von Abenclhauptschulen, Eerufsaufbau- 
schulen, Abendrealsdiulen, Abendgymnasien 
und Kollegien, 

— Schüler von Benifsfachsdiulen, soweit für deren 
Besuch der RealschulabschluB oder eine ver- 
gleichbare Vorbildung Voraussetzung ist, 

— Sdiüler von Fadisdiulen, 

— Studierende an Höheren Fachschulen und Aka- 
demien, 

— Studenten an Fachhochschulen, Kunslhochsdiulen 
und wissenschaftlichen Hochschulen (einsthließ- 
lidi der Pädagogischen Hochschulen), 

— Teilnehmer an Fernunterrichtslehigängen, die 
unter denselben Zugangsvorausselzungen auf 
denselben Abschluß vorbereiten wie die oben 
bezeichneten Aushildungsslätten. 

— Praktikanten, die ein Praktikum in Zusammen- 

hang mit dem Besuch der genannten Ausbil- 
dungsstätten und Fernunt erricht slehigängen 

leisten müssen. 


136, Die monatliche Bedarfssätze betragen ab 
1. Oktober 1971 im Falle der Unterbringung bei den 
Eltern für 

Schüler von Gymnasien, Berufsfach- 
schulen und Pachoberschulklassen ohne 
die Zugaugsvoraussetzung einer abge- 
schlossenen Berufsausbildung . . * 160 DM, 

Schüler von Fachoberschulklassen mit der 
Zugangsvoraussetzung einer abgeschlos- 
senen Berufsausbildung, von 
Abendhauptschulen, ßenifsaufbausdiulen 


und Abendrealsdiulen 320 DM, 

Schüler von Fachschulen, Abendgymna- 

fiien und Kollegien 320 DM, 

Studierende an Höheren Fachschulen, 
Akademien und Hochschulen * . . . 340 DM. 


Bei auswärtiger Unterbringung erhöhen sich die 
Bedarfssätze in dieser Reihenfolge auf 320 DM, 
380 DM, 400 DM und 420 DM. 

Auch Ausbildungen außerhalb der Bundesrepblik 
Deutschland kommen als förderungsfähig in Be- 
tracht. 

Durch Rechtsverordnungen wurden folgende weitere 
Ausbildungsgänge als förderungs fähig bestimmt: 

— die Ausbildung in Lehranstalten für Heilhilfs- 
berufe, die nicht dem Schulrecht der Länder 
unterstehen j 
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— die Teilnahme an Vorkursen, die die Zulassung 
zu einem Kolleg oder zu einer Hochschule er- 
möglichen oder in geeigneter Weise vorbereiten; 

— die Ausbildung in Ausbildungsstätten für land- 
wirtschaftlich-technische, milchwirtschaftUch-tech- 
nische und biologisch-technische Assistentinnen 
und Assistenten. 

137. Die durch das Bundesausbildungsfördenmgs- 
gesetz entstehenden Kosten werden für das erste 
volle Jahr nach seinem Inkrafttreten auf über 
1 Mrd. DM veranschlagt. Sie werden zu 65 v. H. 
vom Bund und zu 35 v. H. von den Ländern ge- 
tragen. 

Neuordnung der Jugendhilfe 

138. Die Kommission für die Reform des Jugend- 
hilferechts befaßt sich gegenwärtig mit einem Vor- 
entwurf des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit und erarbeitet für ein neues Ju- 
gendhilfegesetz Zielvorstellxmgen, die noch vor 
Ende dieser Legislaturperiode allen fachlich interes- 
sierten Stellen zugeleitet werden sollen. 

Im September 1971 hat die beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit gebildete un- 
abhängige Kommission den Dritten Bericht über 
Bestrebungen und Leistungen der Jugendhilfe über- 
reicht Der Bericht, der das Thema ^ Aufgaben und 
Wirksamkeit der Jugendämter in der Bundesrepu- 
blik Deutschland* bringt, ist eine kritische Ana- 
lyse der gegenwärtigen Situation. Er enthält insbe- 
sondere Vorschläge zur Erarbeiümg sozial wissen- 
schaftlicher Gnmdlagen der Jugendamtsarbeit, zu 
den Bedingungen sozialpädagogischen Handelns im 
Jugendamt sowie zu den Aufgaben der der Organisa- 
tion der Jugendämter. Diesen Bericht hat die Bun- 
desregierung den gesetzgebenden Körperschaften 
mit einer Stellungnahme zugeleitet. Sie mißt ihm 
im Hinblick auf die Arbeiten am neuen Jugend- 
hilferechl und an einer Neuregelung des elterlichen 
Sorgerechts und des Adoptionsrechts besondere Be- 
deutung bei. Die Bundesregierung beabsichtigt 

1. bis zum Ende dieser Legislaturperiode einen 
Diskussionsentwurf eines neuen Jugendhilfe- 
rechts vorzulegen, 

2. noch innerhalb dieser Legislaturperiode eine 
Neufassung des Gesetzes zum Schutze der Ju- 
gend in der Öffentlichkeit vorzulegen und den 
Schutz der Jugend vor pornographischen Schrif- 
ten und Ablichtungen zu verbessern, 

3. einen Perspektivplan zum Bundesjugendplan 
vorzulegen und 

4. grundlegende Vorstellungen über Inhalt und 
Begriff moderner Jugendhilfe zu erarbeiten. 

Bundesjugendplan 

139. 1971 w'urden im 22. Bundesjugendplan rd. 
121 Millionen DM zur Förderung der Jugendarbeit 
bereitgestellt. Im Vordergrund stand die verstärkte 
Förderung des SLudentenwohnheimbaues sowie des 


Baues von Stätten der Jugendarbeit im Zonenrand- 
gebiet. Zu den weiteren Förderungsschwerpunkten 
gehörten u. a. politische Bildung und internationale 
Jugendarbeit, soziale und berufsbezogene Bildung, 
gesellschaftliche Eingliederung junger Menschen aus 
der DDR und den Aussiedlungsgebieten sowie die 
Fortbildung von Mitarbeitern in der Jugendarbeit 
Mit den neuen Förderungsprogrammen «Sportliche 
Jugendbildung" und «Erprobung neuer Wege in der 
Jugendarbeit" wurden erste Erfahnmgen gesammelt. 

Außerschulische Jugendblldung 

140. Die Bimdesregierung geht davon aus, daß die 
außerschulische Jugendblldung unter stärkerer 
Orientierung an den Zielen der Bildungsreform als 
eigenständiger Bereich fortentwickelt werden muß. 
Beim Ausbau der außerschulischen Jugendbildung 
soll besonderes Gewicht axif die politische Bildung 
und jene Bereiche der Jugendarbeit gelegt werden, 
in denen ein unmittelbares gesellschaftliches Enga- 
gement junger Menschen wirksam wird. Außerschu- 
lische Jugendbildung soll künftig stärker als bisher 
beim Ausgleich von sozial bedingten Benachteili- 
gungen mithelfen. Das Büdungsangebot soll insbe- 
sondere durch Fortentwicklung von Methcxiik und 
Didaktik, durch Erhöhung des Anteils hauptamt- 
licher pädagogischer Mitarbeiter sowie durch Inten- 
sivierung der Aus- und Fortbildung ehren- und 
hauptamtlicher Mitarbeiter verbessert werden und 
sich an eine größere Zahl Junger Menschen wen- 
den. Weitere Ziele sind die bessere Koordination 
der Bildungsarbeit öffentlicher und freier Träger 
sowie die Verstärkung der Kooperation der außer- 
schulischen Jugendbildung mit dem übrigen Bil- 
dungswesen. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
hat 1971 aufgnmd der Initiative der Bundesregie- 
rung einen besonderen Abschnitt über außerschuli- 
sche Jugendbildung in den Bildungsgesamtplan 
aufgenommen. 

Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs 

141. Die Bundesregienmg bekämpft in Zusammen- 
arbeit mit allen interessierten Stellen und mit allen 
geeigneten Mitteln den Drogen- und Rauschmittel- 
roißbrauch, insbesondere bei Jugendlichen. Auf der 
Grimdiage eines 1970 verabschiedeten Aktionspro- 
gramms konnten bereits 1971 auf verschiedenen 
Ebenen wichtige Fortschritte zur Lösung cwler Mil- 
denmg des Problems erzielt werden. 

142. Im Vordergrund standen zunächst fort- 
währende Aufklärungsmaßnahmen, die Mitte 1972 
in eine langfristig angelegte spezifische Aufklä- 
rungskampagne einmünden sollen. Die Einzelbera- 
tungen für Drogengefährdete und Drogenabhängige 
sollen verstärkt werden. Mit erheblicher Unterstüt- 
zung des Bundes wurden 1971 in den Ländern ins- 
gesamt 118 örtliche Beralungs-, ambulante Behand- 
lungs- und Betreuungsstellen eingerichtet. Sie sind 
zu einem Großmodell zusammengefaßt und dienen 
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der wissensdiafüidien Datenerfassung, Daraus sol- 
len Erkenntnisse für optimale BeratnngS“ und Be- 
handlungsmafSnahmen gewonnen werden. Ergän- 
zend hierzu werden Forsdiungsvcirhaben gefördert, 
die sich insbesondere auf klinische, psydiologisdie 
und biologische Fragenbereiche beziehen. 


143 . Um den illegalen Verkehr mit Rausthgiften 
zu unterbinden oder zumindest einzu schränken, wur- 
den die krüninal polizeilichen AbwehrmaUnahmeii — 
z. B. durdi Sdiaffimg von Spezialdiensts teilen — 
verstärkt und die gesetzlichen Strafandrohungen 
verschärft 


Übersicht A — ^23 


AnsbÜdangsfördenuig 


Jahr 

Gesetzliche Regelung 

Betroffener Personenkreis 

Finanzfelle Auswirkungen 

Auszubildender ( insgesamt 

1970 
(1. Juli 
1970 bis 
30. Septem- 
ber 1971) 

Erstes AusbüdungsfÖrde- 
rungsgesetz vom 19. Sep- 
tember 1969 in der Fas- 
sung des Ersten Ände- 
rungsgeselzes vom 

27. Juni 1970, Ausbil- 
dung sfördeiung unter 
Anrechnung von Einkom- 
men und Vermögen des 
Auszubildenden, des Ehe- 
gatten und der Eltern 

Schüler von Gymnasien 
und Fachoberschulen ab 
Klasse 31, von Berufsauf- 
bausdiulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien, 
Kollegs, Eenifsfadisdiu- 
len, soweit für deren Be- 
such der Realsdiulab- 
schluö oder eine vergleich- 
bare Vorbildung Voraus- 
setzung ist, und von Fadi- 
sdiulen, Praktikanten 
während eines Praktikums 
im Zusammenhang mit 
einer dieser Ausbildungs- 
stdtten (insgesamt rd. 

217 OOO Personen) 

Bedarfssätze Je 
nach Schulgat- 
tung und Unter- 
bringung bei den 
Eltern oder aus- 
wärts monatlich 
ISO bis 350 DM 

90 Millionen DM 
(1, Juli bis 

31. Dezember 
1970) 

1 

1 

1971 

(1. Januar 
bis 

30. Septem- 
ber 1971) 

Zweites Gesetz zur Ände- 
rung des Ersten Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes 
vom 9. März 1971 
Einführung von Freibe- 
tragen für Waisen ab 

1. Januar 1971 

Auszubildender die Wai- 
senrente und Waisengeld 
beziehen 

(rd. 23 000 Personen] 

monatlich 70 DM 
mehr 

20 Millionen DM 
(jährlich) 1 

1 1971 

(L Januar 
bis 

30. Septem- 
ber 1971) 

1 

Drittes Gesetz zur Ände- 
rung des Ersten AusbU- 
dungsförderungsgesetzes 
vom 14. Mai 1971 

Erhöhung von Bedarfs- 
Sätzen 

1 

Schüler von Fachschulen, 
Abend gymnasien und 
Kollegs 

Schüler von Fachober- 
schulklassen, deren Be- 
such eine abgeschlossene 
Berufsausbildung voraus- 
setzt (insgesamt 
rd. 45 000 Personen) 

20 bzw. 30 DM 
monatlich mehr 

150 bzw. 30 DM 
monatlich mehr 

24 Millionen DM i 
(jährlich) 

1 

1 

1971 

(ab 3. Ok- 
tober) 

! 

i 

B unde s au sb il du ng s f ör d e- 
rungsgesetz vom 26. Au- 
gust 1971 

Aush i 1 dungsf ördemng 
unter Anrechnung von 
Einkommen und Vermö- 
1 gen des Auszubildenden, 
des Ehegatten und der 
Ellern 

Wie Erstes Ausbildungs- 
förderxmgsgesetz i 
dazu: Sdiüler an Abend- 
hauptschulen, Studierende 
an Höheren Fachschulen, 
Akademien und Hoch- 
schulen, Teilnehmer an 

F e munte rrldi tsl ehrgänge n 
(insgesamt rd. 383 000 
Personen) 

Bedarfssätze je 
nach Sdiulgat- ^ 
tung und Unter- 
bringung bei den 
Eltern oder aus- 
wärts monatlich 
160 bis 420 DM 

10 bis 20 DM 
mehr 

266 Millionen DM 
(L Oktober bis 
31. Dezember 
1971) 

1068 Millionen 
DM (1972) 1 

1 

1 

1 
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V. Sozialhilfe 


1. Allgemeine Leistungsverbesserungen 

144. Das Sozialhilferechl ist in den Jahren 1970/ 

1971 durch den Erlaß von insgesamt sechs Redits- 

verordnungen zum Bundessozialhilfegeselz weiter- 

entwickelt worden. 

— Die Verordnung vom 24. Februar 1970 bestimmt 
den Personenkreis der besonders schwer Be- 
hinderten, dem bei der Hilfe zum Lebensunter- 
halt ein besonderer Mehrbedarf und bei Pflege- 
bedürftigkeit ein erhöhtes Pflegegeld zugebilligl 
wird ; 

— Sozialhilfe darf u. a. nicht abhängig gemacht 
werden vom Einsatz oder von der Verwertung 
kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geldwerte. 
Diese Beträge sind durch Verordnung vom 
9. November 1970 wesentlich erhöht worden; 
zugleich hat die Verordnung auch hier Familien- 
zuschläge eingeführt; 

— durch Änderung der Regelsatzverordnung für 
die Hilfe zum Lebensunterhalt vom 10. Mai 1971 
wurden unter Zugrundelegung gutachtlicher Vor- 
schläge des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge Inhalt und Aufbau der 
Regelsätze neu geordnet. Auf der so geschaffe- 
nen Grundlage erhöhten die Länder am 1. Juni 
1971 die Regelsätze um etwa 20 v. H.; 

— zur Eingliederungshilfe für Behinderte wurden 
am 28. Mai 1971 zwei Verordnungen erlassen. 
Sie beinhalten eine Abgrenzung des anspruchs- 
berechtigten Personenkreises, eine Verbesse- 
rung der Leistungen der Eingliederungshilfe und 
notwendige Klarstellungen für die maßgeben- 
den Einkommensgrenzen; 

— durch Verordnung vom 26. November 1971 
wurde der Familienzuschlag, der bei den Ein- 
kommensgrenzen für die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen gilt, von bisher 110 auf 150 DM er- 
höht. 


2. Weiterentwicklung des Sozialhilferechtes 

145. Das Bundessozialhilfegesetz soll durch eine 
Dritte Novelle, die voraussichtlich Anfang 1973 in 
Kraft treten wird, an die weitere wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung angepaßt werden. Schwer- 
punkte des Entwurfs sind: 

— Verbessenuig der Eingliederungshilfe für Be- 
hinderte, insbesondere zugunsten behinderter 
Kinder und Jugendlicher, 

— stärkere Hilfen für sozial Gefährdete, 

— Neufassung der Bestimmungen über die Alten- 
hilfe, 

— Gewährleistung einer laufenden Anpassung von 
Leistungen an die Lebenshaltungskosten oder 
die allgemeine Entwicklung der Erwerbs- 
einkommen, 


— Einschränkung der Möglichkeiten zur Heran- 
ziehung unterhaltspflichtiger Verwandter, 

— Aufhebung der Bestimmungen über die Zwangs- 
unterbringung Arbeitsscheuer, 

— Anhebung der für die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen geltenden Einkommensgrenze und 
Erweiterung des Anwendungsbereichs. 

Die beabsichtigten Änderungen und Leistungs- 
verbesserungen führen im ersten Jahr zu Mehr- 
aufwendungen von rd. 160 Millionen DM. 


3. Hilfen für besondere Personengruppen 

146. Die vielfältigen Hilfen von Bund, Ländern und 
Gemeinden, die den älteren Mitbürgern den eigenen 
Lebensraum möglichst erhalten und die Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben ermöglichen sollen, 
wurden ausgebaut und intensiviert. 

Die Ausgaben für die »Förderung gesellschaftspoli- 
tischer Maßnahmen für die ältere Generation* wur- 
den erhöht Aus diesen Mitteln sind Modelleinrich- 
tungen, Einrichtungen im Zonenrandgebiet, eine 
Informationsschrift sowie Forschungsvorhaben über 
die psychischen, medizinischen und sozialen Aspekte 
des Allems gefördert worden. Die mit der Informa- 
tionsschrift verbundene Fragebogenaktion läßt we- 
sentliche Aufschlüsse über die Probleme der älteren 
Bürger und ihre Situation in der Gesellschaft er- 
warten. 

Ein umfassendes Programm »Hilfen für ältere 
Menschen* wird vom Bundesminisler für Jugend. 
Familie und Gesundheit erarbeitet. Danach sollen, 
um der älteren Generation ihre Selbständigkeit zu 
erhallen und ihre Desintegration zu vermeiden, ins- 
besondere die gerontologische Forschung inten- 
siviert, die gesetzlichen Vorschriften verbessert und 
beispielgebende Maßnahmen gefördert werden. 

Zur Verbesserung der Altenhilfe ist die Grün- 
dung eines Deutschen Zentrums für Altenfragen 
beabsichtigt, das sich unter anderem der Intensi- 
vierung der gerontologischen Forschung, der bes- 
seren Zusammenarbeit von Forschung und Praxis, 
der Information und Kommunikation widmen soll. 

147. Zusammen mit den Bimdesländem wurde der 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz alter Menschen 
in Heimen erarbeitet, der den bisher bestehenden 
Schutz auf diesem Gebiet erweitern soil. Der Ent- 
wurf gibt die Möglichkeit, Mindestanfordeningen 
baulicher und personeller Art festzulegen und wird 
eine grundsätzliche Erlaubnispfiicht zum Betrieb von 
Heimen für alte Menschen sowie umfassende An- 
zeigepfliditen und KontroUmöglichkelten einführen. 

148. Für gezielte Hilfen für Personengruppen mit 
besonderen sozialen Problemen ist eine bundesein- 
heitliche Statistik beabsichtigt, die vor allem die 
Situation und Probleme der Obdachlosen, der Nicht- 
seßhaften und anderer Randgruppen sowie die be- 
reits vorhandenen Hilfseinrichtungen erfaßt. 
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149. 1971 wurde ein Abkommen zur Änderung 

des deutsdi-österreidiisdien Fürsorge- und Jugend- 
wohlfahrtsabkomniens von 1966 paraphiert, durdi 
das Angehörige beider Staaten, die blind, behindert 
oder an Tuberkulose erkrankt sind, Inländern hin- 
siditlidi des Bezuges von Sozialleistungen gleich- 
gestellt werden sollen. 


VI. Städtebau- und Wohnungspolitik 

150. Die Bundesregierung hat sich in ihrer Re- 
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969 die Auf- 
gabe gestellt, eine Reform des Städtebauredils ein- 
zuleilen, ein langfristiges Programm des sozialen 
Wohnungsbaues aufzustellen und das Wohngeld- 
gesetz zu verbessern. Dieses Programm der Städte- 
bau- und Wohniuigspolitik war bereits zur Mitte 
der Legislaturperiode erfüllt. Darüber hinaus ist 
es gelungen, die Rechtsstellung des Mieters und des 
Wohnungssuchenden durch eine Reihe gesetzlicher 
Maßnahmen wesentlich zu verbessern. 


1. Das Zweite WohngelcJgesetz 

151. Am 1. Januar 1971 ist das Zweite Wohngeld- 
gesetz in Kraft getreten. Während mit dem (ersten) 
Wohngeldgesetz zunächst ein Mindestmaß an 
Wohnraum wirtschaftlich gesichert und damit so- 
ziale Härten vermieden werden sollten, hat das 
Zweite Wohngeldgesetz qualitativ weilergehende 
Ziele. Es soll dazu dienen, angeme-ssenes und fami- 
liengerechtes Wohnen zu sichern. 

Das Zweite Wohngeldgesetz brachte vor allem fol- 
gende Verbesserungen: 

— Ausweitung des Kreises der Wohngeldberechtig- 
ten durch Erhöhung der Einkommensgrenzen, 

— Anhebung des Wohngeldes für viele Berech- 
tigte, insbesondere aufgrund der neuen Höchst- 
beträge für Mieten und Belastungen und der 
neuen Wohngeldtabellen, 

— Vereinfachung der Berechnung des Wohngeldes, 
und bessere Überschaubarkeit für den Bürger 


Übersicht A — 24 


Wohngeld 


Jahr 

Gesetzliche Regelung 

Betroffener Personenkreis 

Finanzielle Verbesserungen 

pro Familie | insgesamt 

1971 

Zweites Wohngeldgesetz 
vom 14. Dezember 1971 
Anhebung der Einkom- 
mensgrenzen, Einbezie- 
hung zusätzlicher Emp- 
fängergruppen, Umstel- 
lung auf ein vereinfachtes 
Verfahren (besser aus- 
gewogene, EDV-gerechte 
Wohngeldtabellen) 

1 Million Wohngeld- 
empfänger 

sehr unterschiedlich 
im Einzelfall 

300 Millionen DM 

1971 

! Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Wohngeld- 
gesetzes vom 15, Juli 1971 
(Ubergangsregelung) 




1971 

Zweites Gesetz zur Ände- 
rung des Zweiten Wohn- 
geldgesetzes vom 24. No- 
vember 1971 

Erhöhung des Wohngeldes 
für Haushalte mit mehr 
als acht Familienmit- 
gliedern 

12 000 Wohngeld- 
empfänger 1 

durchschnittlich 

20 DM monatlich 
für das neunte und 
jedes weitere 
Familienmitglied 

1 

9 bis 10 Millionen 
DM 
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durch die dem Gesetz beigefügten Wohngeld- 
tabellen, 

— die Verpflichtung zur Erstattung eines jährlichen 
Mietenberichtes als Grundlage für die Prüfung, 
ob eine Anpassung der Höchslbeträge erforder- 
lich wird. 

Die bundeseinheitliche Durchführung des Zweiten 
Wohngeldgesetzes wurde durch den Erlaß einer 
Wohngeldverordnung und einer allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift, beide vom 21, Dezember 1971, 
sichergestellt. 


2. Städtebauförderungsgesetz 

152. Mit dem Städtebauförderungsgesetz, das am 
1. August 1971 Ln Kraft getreten ist, wurde ein 
wichtiger Beitrag zur Politik der inneren Reformen 
geleistet. Der immer schneller fortschreitende Wan- 
del der Umwelt- und Lebensverhältnisse auf sozia- 
lem, wirtschaftlichem und technologischem Gebiet 
macht eine planvolle städtebauliche Sanierung und 
Entwiddung der Gemeinden notwendig. 

Um Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen zügig 
durchführen zu können, war es erforderlich, ein auf 
die Besonderheiten solcher städtebaulichen Vor- 
haben abgestelltes materiell- und verfahrensrecht- 
liches Instrumentarium zu schaffen. Dabei waren die 
berechtigten Interessen der Eigentümer aber auch 
der Mieter, Pächter und sonstigen Nutzungsberech- 
tigten zu wahren und zugleich sicherzustellen, daß 
durch die von der Allgemeinheit veranlaßten und 
weitgehend finanzierten Maßnahmen niemand einen 
ungerechtfertigten Vorteil erlangt. 

153. Im Rahmen der weitreichenden Ziele des 
Städtebauförderungsgesetzes ist es von besonderer 
sozialer Bedeutung, daß die Gemeinden bei der Vor- 
bereitimg und Durchführung von Sanierungsmaß- 
nahmen zur Aufstellung eines Sozialplans verpflich- 
tet wurden. Sanierung hat neben baulicher Gestal- 
tung der Umwelt auch Eingriffe in menschliche Le- 
bensumstände, vor allen Dingen Eigentums- und 
Wohnverhältnisse, in wirtschaftliche Existenzen 
und in nachbarliche Beziehungen zur Folge. Die Ge- 
meinden müssen daher ihre vorbereitenden Unter- 
suchungen auch auf die nachteiligen Auswirkungen 
erstrecken, die sich für die unmittelbar Betroffenen 
in ihren persönlichen Lebensumständen ergeben 
können. Sie sollen hierfür Lösungen entwickeln 
und mit den Betroffenen erörtern, wobei vor allem 
Berufs-, Erwerbs-, Familienverhältnisse, Letoens- 
aller, Wohnbedürfnisse, soziale Verflechtungen so- 
wie örtliche Bindung und Abhängigkeiten zu be- 
rücksichtigen sind. Die Ergebnisse sind schriftlich 
in einem Sozialplan festzuhalten, der laufend zu 
ergänzen ist. Durch diesen dynamischen Plan ist die 
Gemeinde gehalten, sich während der ganzen Dauer 
der Sanierung zu bemühen, die Eigentümer, Mieter, 
Pächter und sonstige von der Sanierung betroffenen 
Personen vor vermeidbaren Erschwernissen zu be- 
wahren. Entsprechend€^s gilt für Entwicklungsmaß- 
nahmen. 


3. Langfristiges Wohnungsbauprogramm 

154. Der soziale Wohnungsbau wird gemeinsam 
von Bund und Ländern getragen. In der Annahme, 
daß bereits ein hinreichender Ausgleich von An- 
gebot und Nachfrage auf den Wohnungsmärkten 
— mit Ausnahme weniger Ballungszentren — er- 
reicht sei, hatte der soziale Wohnungsbau Milte der 
60er Jahre seine Priorität verloren. Der Anteil der 
Bundesmittel an der Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaus erreichte 1966 seinen Tiefpunkt. Die Zahl 
der bewilligten Sozialwohnungen sank von 327 000 
im Jahre 1960 auf 172 000 im Jahre 1966. Erst durch 
die beiden Konjunkturprogramme des Jahres 1967 
wurde der Anteil des Bundes wieder erhöht, so 
daß in den Jahren 1967 und 1968 je 200 000 Woh- 
nungen gefördert werden konnten. 

155. Die Wohnungszählung 1968 bestätigte dann, 
daß von einem annähernd ausgeglichenen Woh- 
nungsmarkt noch nicht ausgegangen werden kann. 
Es wurde offenbar, daß bei einem Bestand von knapp 
20 Millionen Wohnungen rd. 800 000 Haushalte 
unzureichend mit Wohnungen versorgt waren. 
Zur Befriedigung des Nachholbedarfs, des Neu- 
bedarfs und des Ersatzbedarfs sowie zur Bildung 
einer für das Funktionieren des Wohnungsmarktes 
unerläßlichen Fluktuationsreserve ist es notwendig, 
in den nächsten zehn Jahren jährlich etwa 500 000 
Wohnungen zu bauen. Die Bundesregierung hat 
daher den sozialen Wohnungsbau bei der Finanz- 
planung des Bundes wieder entsprechend höher ge- 
wertet, um auch einkommensschwachen und be- 
nachteiligten Personengruppen einen angemessenen 
Wohnraum zu sichern und dem Ziel eines ausge- 
glichenen Wohnungsmarktes näherzukommen. 

Mit dem 1970 beschlossenen und 1971 wirksam ge- 
wordenen langfristigen Wohnungsprogramm soll 
der soziale Wohnungsbau wieder verstärkt werden. 
Ziel Ist es, jährlich etwa 200 000 bis 250 000 Sozial- 
wohnungen mit Mitteln öffentlicher Haushalte zu 
fördern. Um auch den Altbaubestand an das Niveau 
moderner Wohnansprüche heranzuführen, ist dar- 
über hinaus ein Modemisierungsprogramm einge- 
leitet worden. 

Im einzelnen hat das langfristige Wohnungsbau- 
programm folgende Schwerpunkte: 

156. In der Grundförderung des Sozialprogramms 
wird eine angemessene Wohnraumversorgung ein- 
kommensschwacher Personengruppen angestrebt. 
Innerhalb dieses Personenkreises sollen besonders 
benachteiligte Gruppen, z. B. kinderreiche Familien, 
alle Menschen imd Schwerbehinderte, die an der 
fortschreitenden Verbessenmg der Einkommens- 
Verhältnisse nicht angemessen Anteil haben, in 
einem Intensivprogramm zusätzlich begünstigt wer- 
den. Beides zusammen soll mit stärkeren Anstren- 
gungen der Länder zu einer Stabilisierung des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues auf 
höherem Niveau führen (Sozialprogramm). 
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157. Im Rahmen des Regionalprogramms^ das vom 
Bund finanziert wird, sollen jährlich 50 000 Woh* 
nungen in Regionen besonders großen Wohnbedarfs 
oder im Zusammenhang mit regionalen Struktur- 
maßnahmen in Form einer degressiv gestaffelten 
Miet- oder LastenverbillJgung durch Aufwendimgs- 
dailehen für 12 Jahre gefördert werden. 

Das Programm gilt den Personengruppen, deren Ein- 
künfte die Einkommensgrenzen des sozialen Woh- 
nungsbaues um bis zu 40 v. H. überschreiten, und 
die damit zwar nidit in der Lage sind, die Miete 
oder Lasten frei finanzierter Neubauten zu tragen, 
wohl aber im Laufe der Jahre zunehmend die Wohn- 
kosten selbst übernehmen können. Das Ausmaß der 
Subventionen wird daher an die Veränderung der 
Einkommensverhältnisse angepaßt. Damit werden 
die Erfahrungen berücksichtigt, die gezeigt haben, 
in welchem Maße sich die Fortdauer zunäch.st be- 
rechtigter Begünstigungen durch Verbesserung der 
Einkommensverhältnisse als unbereditigt erweisen 
kann. 

158* Neben dem Neubau wird auch die Moderni- 
sierung von jährlich 50 000 Altbauwohnungen ge- 
fördert Dazu sind die Möglidikeiten für die Ver- 
gabe von Darlehen an einkommensschwache Ge- 
bäudeeigentümer erweitert worden. Außerdem 
werden Aufwandszusdiüsse zur Verbilligung von 
Kapilalmarktmitteln für Mod ernisierungsz wecke 
gegeben. 

159. Mit dem Gesetz zur Durchführung des lang- 
fristigen Wohnungsbauprogramms wurde das 
Zweite Wohnungsbaugesetz auf das langfristige 
Wohnungsbauprogramm abgestimmt; außerdem 
wurden die Einkommens grenzen für die Wohn- 
bereditigung im sozialen Wohnungsbau den ver- 
änderten wirtschaftlichen Verhältnissen anpaßt 

Durch Änderungen des Wohnungsbmdungsgesetzes 
ist erreicht worden, daß freiwerdende ältere und 
damit billigere Sozialwohnungen jetzt nur solchen 
Wohnungssuchenden Vorbehalten bleiben, deren 
Einkommen die im Zweiten Wohnungsbaugesetz 
festgelegte Einkommensgrenze um mindestens 
20 V. H. unterschreitet. 

Die für den Fall vorzeitiger Rückzahlung der öffent- 
lichen Mittel festgesetzte Bindungsfrist ist von 
5 Jahren auf 10 Jahre verlängert worden. Damit 
bleiben diese Sozialwohnungen länger für die Woh- 
nungsversorgung wirtschaftlich schwächerer Fami- 
lien verfügbar, 

4. Neues Mietrecht 

160* Mit der Verabsdiiedung des Gesetzes über 
den Kündigungsschutz für Mietverhältnisse über 
Wohnraum und des Gesetzes zur Verbesserung des 
Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs 
sowie zur Regelung von Ingenieur- und Ardiitekten- 
letstungen im Herbst 1971 sind im wesentlichen 
folgende wichtige Verbesserungen für die Mieter 
in Kraft getreten. 

161. Im bisherigen Recht bestand der Grundsatz 
der freien Kündbarkeit des Mietverhältnisses, Die 


Wohnung smarktlage forderte dringend eine Ver- 
besserung der Rechtsstellung des Mieters und ins- 
besondere einen wirksamen Schutz gegen unmoti- 
vierte und willkürliche Kündigung. Das Kündigungs- 
schutzgesetz sieht daher vor. daß der Vermieter 
nur kündigen kann, wenn er ein berechtigtes In- 
teresse an der Beendigung des Mietverhältnisses 
hat. Gründe, die zur Kündigung berechtigen, sind 
z. B, 

eine nicht unerhebliche schuldhafte Verletzung 
der Vertragspfliditen durch den Mieter, 

— Eigenbedarf cles Vermieters oder seiner Fami- 
I ienang eh origen, 

— Verhinderung des Vermieters an einer angemes- 
senen wirtsdiafllichen Verwertung des Grund- 
stücks hei Fortsetzung des Miet Verhältnisses 
und dadurch drohende erhebliche Naditeile für 
den Vermieter. 

162. Einen besonderen Schutz sieht das Gesetz für 
die Fälle vor, in denen eine Mietwohnung während 
des Mi et Verhältnisses ln eine Eigentumswohnung 
umgewandelt wird. Der Erwerber kann sich eist 
nach Ablauf von 3 Jahren auf Eigenbedarf berufen. 
Außerdem berechtigt die beabsidiUgte Veräußerung 
einer Mietwohnung als Eigentumswohnung den 
Vermieter nicht zur Kündigung. 

163. Die Kündigung zum Zwecke der Mieterhöhung 
wird ausdrücklich ausgeschlossen. Der Vermieter 
kann aber vom Mieter die Zustimmung zu einer 
Mieterhöhung verlangen, wenn 

— der bisherige Mietzins seit einem Jahr unver- 
ändert fortbesteht und 

“der angestrebte Mietzins die üblichen Entgelte, 
die in der Gemeinde oder in vergleidibarea Ge- 
meinden für die Vermietung von Räiumen ver- 
gleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffen- 
heit und Lage gezahlt wenden, nicht übersteigt. 

164. Nach der SozialklauseJ des Bürgerlichen 
Gesetzbuches kann der Mieter der Kündigung des 
Mietverhältnisses widersprechen und die Fortset- 
zung des Mietverhältnisses verlangen, wenn die 
vertragsmäßige Beendigung des Mietverhältnisses 
für den Mieter oder seine Familie eine Härte bedeu- 
ten würde, die auch unter Würdigung der berech- 
tigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtferti- 
gen ist. Diese Vorschrift wurde dahin ergänzt, daß 
eine Härte auch vorliegt, wenn angemessener Er- 
salzwohnrauTO ru zumutbaren Bedingungen nicht 
beschafft werden kann. 

165. Nach der früheren Rechtslage konnten Woh- 
nungen uneingeschränkt einer anderen Nutzung zu- 
geführt, das heißt beispielsweise in Geschäfts- und 
Büroräume umgewandelt werden* 

Künftig muß in Gemeinden mit großem Bedarf an 
Wohnraum eine solche Umwandlung von der zu- 
ständigen Behörde genehmigt werden. Die Entschei- 
dung, ob und für welche Gemeinden diese Beschrän- 
kung gelten soU, liegt bei den Landesregierungen. 
Die gleiche Regelung güt bei der Umwandlung von 


45 



Drudisadie VI 73432 


Deutsdier Bundestag — ^ 6. Wahlperiode 


Wohnungen in Schlafstellen (besonders für GasUr- 
beilerj und gewerblich vermietete Zimmer. 

166. Bislang gab es keine besondere Strafvorsdirift 
gegen Mietwucher Nach der Vorsdirift des § 302 e 
d€js Strafgesetzhudies über den Sachwndier war mir 
der gewerbs* cxier gewohnheitsmäßig begangene 
Mietwucher Mrafbar, der sich so gut wie nie nadi- 
weisen ließ. 

Nach der Neuregeiung kann auch der nicht gewerbs- 
oder gewohnheitsmäßig begangene Mietwucher be- 
straft werden. Der Strafrahm'en umfaßt Geldstrafen 
und FreihelLsstrafnn bis zu drei Jahren. 

Die neuen Strafbestimmungen gegen Mietwucher 
werden ergänzt durch versdiarfte Maßnahmen ge- 
gen Mietpreis Überhöhungen, idie als Ordnungs Wi- 
drigkeiten nadi dem Wirtschaf tsstraJgesetz geahndet 
werden, 

167. Bisher konnten sich Wohnungsvermittler ver- 
tiagljdr auch eine Provision für den Fall ausbedin- 
gen, daß ihre Tätigkeit nicht zum Abschluß eines 
Mietvertrages führte. Das neue Recht erklärt solche 
Vereinbarujigen für unwirksam, Der Makler kaim 
also eine Provision nur dann beanspruchen, wenn 
er erfolgreich ist. Auch steht dem Wo hnungs Vermitt- 
ler — anders als früher — kein Entgelt zu, wenn er 
wirtsthafiUlch mit dem Vermieter identisch oder 
weitgehend identisch ist (Verwalter. Vermieter 
oder selbst Eigentümer}. Damit sichergestellt ist, 
daß der Wohnungssuchende nicht Zahlungen an den 
Vermittler leistet, ohne dafür eine Wohnung zu be- 
kommen, darf der Vermittler in Zukunft auch keiae 
Vorschüsse fordern oder arme hm en. 


VII, Drittes Vermögensbildungsgesetz 

16S, Mit dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
vom 27. Juni 1970 hat die Vermögensbildung über 
■den Tarifvertrag eine erhebliche praktische Bedeu- 
tung gewonnen. 

Die Zahl der insgesamt durch dieses Gesetz begün- 
stigten Arbeitnehmer hat sich bis Ende 1971 gegen- 
über 1966 mehr als verdreifadrL Im Jahre 1968 gab 
es insgesamt 4,6 Millionen begünstigte Arbeitneh- 
mer, während es Ende 1971 nach vorläufigen Schät- 
zungen !4,5 Millionen waren. Damit spanten 1971 
etwa zwei Drittel aller Arbeitnehmer nach dem 
Dritten Vermögensbild ungsgesetz. 

Die Zahl der Arbeitnehmer, die aufgrund eines Ta- 
rifvertrages (Beamte aufgrund eines Gesetzes) Ver- 
mögens wirksame Leistungen erhielten, hat sich im 
gleichen Zeitraum sogar verzehnfacht f sie ist von 
einer MUlion auf rd. 10 Millionen gestiegen, Grund- 
lage dieses Erfolges sind rd. 700 Tarifverträge über 
Vermögens wirksame Leistungen. 

1604 Entsdieidend für diesen Durchbruch waren die 
Verbesserungen des G Netzes und die Signal Wir- 
kung der Tarifverträge über vermögenswirksame 
Leistungen im öffentlichen Dienst vom 28. Januar 
1970. Die Verbesserungen des Gesetzes bestanden 
insbesondere Ln der Umstellung von der Steuer- 
urtd Sozialabgabenbefreiung vermöge ns wirksamer 
Leistungen auf das Zulagensystem und in der Ver- 
doppelung des begünstigten Betrages von 312 DM 
auf 624 DM je Jahr. 


Übersicht A — 25 


Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 



Begünstigte Arbeiinehmer 

Vermögens- 

Jahr 

Insgesamt 

mit Arbeit- 
geber lei- 
s tun gen 

wirksam an- 
gelegter 
Betrag 


1 000 

V. H,‘l 

1 000 

MilUonen 

DM 

1 1961 *) 

50 

0,2 



15 

1965 ») 

2 200 

10. t 

— 

620 

1969 

5 700 

26.0 

1 000 

1 600 

1970 *) 

12 100 

53.9 

7 600 

3 900 

1971 •) 

14 500 

64.2 

10 000 

6 300 


') begünstigte Arbeitnehmer in v. H. der abhängig Besdiäftigten 
Erstes Vennögensbildungsgesetz 
Zweites Vermogensbildungsgesetz 
*) Drittes Vermögensbildungsgesetz 

aufgrund tarifvertraglidier oder gesetzlicher Regelung 
vorläufige Schätzung 
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Durdi die UmsLelliiiig auf das Zulageasystein wurde 
die hisherlge MLnderung der Renten aus der Sozia]- 
versidienmg abgesdiafft Audi sind jetzt die 4 Mil- 
lionen .Arbeitnehmer, die wegen ihres niedrigen 
Einkommens oder der Zahl der Kinder ohnehin kei- 
ne Lohnsteuer zahlen, nicht mehr von den Vergün- 
stigungen ausgenommen. Vielmehr erhalten jetzt 
däe Arbeitnehmer bei Anwendung des Gesetzes zu- 
sätzüch zu den Spar- und Wohnungsbau prämien die 
neue Arbeilnehmer-Sparzulage von einheitlich 
30 V. H., kinderreiche Arbeitnehmer sogar von 
40 V. H.. 

Im Jahre 1971 belrngen die den Arbeitnehmern 
gezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen rd, 2 Mrd. DM, 
Diesem Betrag sind die Spar- und Wohnungsbau- 
Prämien und die Steuervergünstigungen für die 
nach dem VermÖgeiisbildungsgesetz angelegten Be- 
träge hinznzurechnen, Einschließlidi der Zinsen sind 
den Arbeitnehmern damit rd. 10 Mrd. DM gut- 
gesdirieben 

über die Frage, weldien Einkommenssdiichten diese 
öffentlichen Mittel zugute gekommen sind, gibt der 
Sparförderungsbericht vom 23. Februar 1972 Aus- 
kunft. 


V)ll. Internationale Sozialpolitik 

1. Europäische Gemeinschaften 

t70. Parallel zu den Bemühungen um eine Wirt- 
schafts- und Währungsunion werden Anstrengun- 
gen zu unternehmen sein, die Sozialpolitik wei- 
ter zu entwickeln. Hierzu hat die Kommission 
der Europäischeii Gemeinschaften das Dokument 
.Vorläufige Ausrichtung für ein Programm einer 
gemeinschaftlichen Sozialpolitik" vorgelegt. Die- 
ses Progranun, das die Bedeutung der Wirtsdiafts- 
und Währungsunion daran mißt, welche Beiträge 
sie zum Erreichen der sozial- und gesellsdiaftB- 
politisdien Ziele leistet, umfaßt alle Bereiche 
der Sozialpolitik. Das Programm nennt an erster 
Stelle der nach Auffassung der Kommission vor- 
rangigen Maßnahmen die beschleunigte Vollendung 
des gemeinsamen Arbellsmarktes sowie die Be- 
seitigung von Unterbeschäftigung und der struktu- 
rellen Arbeilslosigkell. In der Frage der Vorrangig- 
keit ist die Bundesregierung, die in der Vorberei- 
tung des Programms eng mit den Sozialpartnern zu- 
sammenarbeitet, mit der Kommission im Grundsatz 
einig. 

171 - Der Rat der Europäisthen Gemeinschaften hat 
im Juli 1971 ,, Allgemeine Leitlinien zur Ausarbei- 
tung eines gemeinschaftlichen Tätigkeitsprogramms 
auf dem Gebiet der Berufsausbildung" verabschie- 
det Diese Leitlinien sollen es der Kommission er- 
möglichen, ein Aktionsprogramm vorzu legen, das 
dann im Einvernehmen aller Mllgliedstaaten be- 
schlossen werden kann. Mit dem Aktionsprogramm 
soll die im EWG-Vertrag grundgelegte gemeinsame 
Politik der Berufsausbildung angestrebt werden. 

172, Entsprechend dem Auftrag des Rats ist ein 
Europäisches Sozialbudget erarbeitet worden. Diese 


Bestandsaufnahme der mittelfristigen Voraus- 
schätzungen der Sozialausgaben und ihrer Finan- 
zierung in den Mjtglledstaaten soll dem Rat als- 
bald zugeleitet werden. 

173, Die Reform des Europäischen Sozialfonds ist 
vom Rat am 1. Februar 1971 formell beschlossen 
worden. Dazu hat der Rat im November 1971 die 
Durchführungsverordnung und eine Verordnung 
über Beihilfen, zu denen Zuschüsse gewährt werden 
können, erlassen. Für seine Entscheidimgen über 
den neuen Sozialfonds hat der Rat die Auffassungen 
herücksichtigea können, die in der Diskussion des 
Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen 
zum Ausdruck kamen. Mit dem Wirksam werden 
des neuen Sozialfonds ist ln diesem Jahr zu rechnen. 
Der Sozialfonds alter Art hat indessen seinen bisher 
größten jährlichen Umfang angenommen. Mit 
206,7 Millionen DM hat er 1971 die Leistungen des 
Vorjahres um 71 Millionen DM überschritten* 

Im einzelnen haben die Mitgliedstaaten erhaUen; 

Bundesrepublik Deutschland 

109 Millionen DM für 31 900 Arbeitskräfte, 

Belgien 

5,6 Millionen DM für 1 600 Arbeitskräfte, 
Frankreich 

22,6 Millionen DM für 4 500 Arbeitskräfte, 
Italien 

64 Millionen DM für 101 300 Arbeitskräfte, 
Niederlande 

5,5 Millionen DM für 900 Arbeitskräfte* 

Der Fonds ist 1971 erstmalig aus den allgemeinen 
Haushai Iseiimahmen der Cemeinsdiaften finanziert 
worden. Eine erste erkennbare Auswirkung dieses 
Verfahrens war die sich unmittelbar an die Entschei- 
dungen anschließende Auszahlung der Zuschüsse, 
Rasches Handeln — es werden künftig sogar Vor- 
auszahlungen geleistet werden können — soll 
diarakterististh werden für den neuen Fonds. 

174 , Die am 14. Juni 1971 vom Rat beschlossene 
Verordnung Nr. 1408/71 wird die EWG-Verord- 
nung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer ersetzen. Die neue Verordnung be- 
rücksichtigt die bei der Anwendung der Verordnung 
Nr. 3 seit 1959 gesammelten Erf^ningen und die 
zwischenzeitlich eingetretenen Änderungen des 
innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten. 

Entsprechend dem Beschluß des Rates, zu klären, 
welche gemeinsamen Ziele in Zukunft mit den. im 
einzelnen unterschiedlich bleibenden Systemen der 
sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten anzustreben 
wären, arbeitet die Kommission mit Hilfe der Mit- 
gliedstaaten z* Z. an einer Studie über den persön- 
lichen Anwendungsbereich der Systeme der sozia- 
len Sidterheit, 

175, Zur Zeit läßt sidi nur schwer abschätzen, 
welche Probleme der Beitritt weiterer Staaten ira 
sozialpolitischen Bereich für die Gemeinschaft 
stellen wird* Für den Beitrittsvertrag war es die 
Arbeitsmarktpolitik, für die besondere Regelungen 
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yetrolfen werden mußten. So können Nordirland 
und die Republik Irland die Freizügigkeit der Ar- 
beitskräfte, die eine der Grundlagen der Gemem- 
sdiaft ist. wegen der arbeitsmarktpoltüsdien Situa- 
tion in diesen Gebieten für fünf Jahre einsdiränken. 

Wegen der Zugehörigkeit Dänemarks und Nor- 
wegens zum gemeinsamen nordisdien Arbeitsmarkt 

— auf diesem herrsdit völlige Freizügigkeit — 
werden für die erweiterte Gemeinsdiaft noch be- 
stimmte Sdiwierigk eiten zu lösen sein* 

2. Internationale Aiiteitsmarkt- und 
BerulsbMdungspolitIk 

176. Im Rahmen der üntersudning der Arbeits- 
marktpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
durdi die OECD hat die Bundesregierung dem 
OECD-Sekretariat einen umfangreichen Bericht 
übermittelt Hierauf gestützt haben von der OECD 
bestellte Beriditerstatter mit zahlreichen Stellen in 
der Bundesrepublik Gespräche geführt, um sidi über 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik zu Infor- 
mieren. Ihr Bericht wird zusammen mit einer aktua- 
lisierten Kurzfassung des Berichts der Bundesregie- 
rung Grundlage der absdiließenden Diskussion im 
OECD-Ausschuß für Arbeitskräfte und Soziale An- 
gelegenheiten sein. 

177. Die OECD-Untersuchung über BildungspoUük 
und ßildungsplanung in der Bundesrepublik 
Deutschland umfaßt ebenfalls die beruflidie Bil- 
dung. Tn dem OECD-Beridit werden vor allem zwei 
Probleme der gegenwärtigen Berufsausbildung be- 
handelt, nämlich ob und inwieweit das duale System 
der Berufsausbildung in seiner jetzigen Ausgestal- 
tung einer modernen Industriegesellschaft noch voll 
angemessen und die Trennung zwischen allgemei- 
ner Bildung und Berufsausbildung noch gerecht- 
fertigt ist. Ansätze zu einer moderneren beruflichen 
Bildung werden vor allem in folgenden bereits ein- 
geleiteten Vorhaben gesehen: 

— Herabsetzung der Zahl der anerkannten Aus- 
bLldungsberufej 

— Schaffung neuer AusbÜdungsgängej 

— Einführung eines Vollzeit-Benifsgrundbildungs- 
jahresj 

— Errichtung des Bundesinsütuts für Beruf sbil- 
dungsforschung; 

— verstärkte Ausbildung in beruflichen Teil- und 
Vollzeitschulen* 

Uber das Berufsgrund bil dun gsjahr hinaus wird eine 
Integration der verbleibenden zwei Jahre der Be- 
rufsausbildung in das allgemeine Bildungswesen bis 
zur Ebene des Sekundarabschlusses 11 für notwendig 
angesehen. Hohe finanzielle Aufwendungen für Ge- 
bäude, technische Einriditungen und Lehrkräfte, 
Uberdenken der Curricula und Veränderungen in 
den Verantwortlichkeiten sind als Voraussetzungen 
genannt Grundsätzlich ist he rvorge hoben, daß das 
auf schulischen Bildungsabschlüssen beruhende 
Berechtigungs wesen, das als „Laufbahnsystem'' be- 
zeichnet wird, junge Menschen schon mit Beginn 


der Schulzeit für ihren Berufs- und Lebensweg 
festlege, nicht mehr angemessen sei. 


з. Abkommen über Soziale Sicberhelt 

170. Im Europarat wird zur Zeit ein umfassendes 
Europäisdies Abkommen über Soziale Sicherheit 
vorbereitet, das für die Wanderarbeitnehmer inner- 
halb der Mitgliedstaaten gelten und die gegen- 
wärtig zwischen diesen Staaten bestehenden zwei- 
seitigen Abkommen nach und nach ablösen soll* Das 
Abkommen soll nodi in diesem Jahr zur Zeichnung 
durch die Mitgliedstaaten aufgelegt weiden* 

179. Im Jahre 1971 wurden im Europarat ferner 

и. a. Probleme des Arbeitsschutzes, der au-pair- 
Beschäftlgten sowie der Wanderarbeitnehmer, ins- 
besondere hinsichtlich ihrer sozialen Sicherheit be- 
handelt. Die Kontrolle der Durchführung der Euro- 
päischen Sozialcharta und der Europäischen Ord- 
nung der Sozialen Sicherheit nebst Protokoll dazu 
wurde weitergeführt. Das letztgenannte Vertrags- 
werk trat für die Bundesrepublik Deutschland am 
28. Januar 1972 in Kraft. 

Es schreibt vor, auf welchem Niveau die soziale 
Sicherheit in den Mitgliedstaaten stehen muß. Die 
Bundesrepublik hat die Verpflichtungen aus der 
Ordnung und dem Protokoll, das gegenüber der 
Ordnung noch höhere Anforderungen stellt, für alle 
Zweige der sozialen Sidierheit übernommen. 

100, Von den Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisaüonen über Soziale Sicherheit hat 
die Bundesrepublik Deutschland 1971 ratifiziert 

* das Übereinkommen 118 über die Gleithbehand- 
lung von Inländern und Ausländem in der So- 
zialen Sicherheit; 

— das Übereinkommen 121 über Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten (Das Zu- 
stimmung sge setz zu diesem Übereinkommen ist 
am 29, Oktober 1971 in Kraft getreten}; 

— das Übereinkommen 123 über Leistungen bei 
Invalidität und Alter und an Hinterbliebene* 

181. Schließlich werden mit der NordaÜantikpakt- 
organisation (NATO) und der Europäischen Welt- 
raumforsdiungsorganisaUon (ESRO) Vereinbarun- 
gen über den sozialversicherungsrechtlichen Status 
des von diesen Organisationen im Gebiet der Bun- 
desrepublik beschäftigten Dienstpersonals vor- 
bereitet* 

182. Die Beziehungen der Bundesrepublik Deutsdi- 
iand zu anderen Staaten auf dem Gebiet der Sozia- 
len Sicherheit wurden vertieft und weiter ausgebaut 
So ist am 30. März 1971 ein Abkommen über Soziale 
Sicherheit mit Kanada geschlossen worden, das im 
Laufe dieses Jahres in Kraft treten wird. 

Abkommen mit Israel, Japan, Rumänien und Polen 
sowie die Revision der in Kraft befindlichen Ab- 
kommen mit Spanien, der Sdiweiz und Usteneich 
werden vorbereitet 
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I. Soziale Sicherung 


Maßnahmen/Vorhaben | 

Zielsetzung 

Sachstand j Zielgruppe 

Gesetz zur weiteren Re- 
form der gesetzlichen 
Rentenversicherung 

— Einführung einer flexiblen Altersgrenze 

— Rentenbemessung nach Mindesteinkom- 
men 

— Zusätzliches Versi<her\mgsjahr (Baby- 
jahr) für versicherte Frauen 

— Öffnung der Rentenversicherung für 
Selbständige, mithelfende Familienange- 
hörige und nicht berufstätige Hausfrauen 

— Versorgungsausgleich bei Ehesciieidung 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Alle Bevölkerungs- 
schichten, insbeson- 
dere Arbeitnehmer, 
Frauen, Selbstän- 
dige und Rentner 

Gesetz über den Weg- 
fall des von Rentnern 
für ihre Krankenversi- 
cherung zu tragenden 
Beitrags 

Der mit dem Finanzändeningsgesetz 1967 
eingeführte Rentnerbeitrag zur Krankenver- 
sicherung in Höhe von 2 v. H. des Renten- 
zahlbetrages entfällt 

Gesetz vom 

14, April 1970 
BGBl. I S. 337 

Rentner der gesetz- 
lichen Rentenver- 
sicherungen 

Gesetz über die Rück- 
zahlung der einbehalte- 
nen Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der 
Rentner 

Die von den Rentnern in den Jahren 1968 
und 1969 getragenen Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Rentner sollen nach einem 
Pauschalverfahren zurückgezahlt werden 
(40 v. H. der im April 1972 gezahlten Rente) 

Gesetz vom 

15. März 1972 
BGBL I S. 433 

Rentner 

13. Rentenanpassungs- 
gesetz 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Lohn- und Ge- 
haltsentwicklung um 5,5 v. H., in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung um 9,3 v. H. ab 
1. Januar 1971 

Gesetz vom 

10. Juli 1970 
BGBl 1 S. 1037 

Empfänger von 
Leistungen aus der 
gesetzlichen 

Renten- und Unfall- 
versicherung 

14. Rentenanpassungs- 
gesetz 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Lohn- und Ge- 
haltsentwicklung um 6,3 V. H., in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung um 12,7 v, H. ab 
l. Januar 1972 

Gesetz vom 

10. August 

1971 

BGBL I S. 1257 

Empfänger von 
Leistungen aus der 
gesetzlichen 

Renten- und Unfall- 
versicherung 

15, Rentenanpassungs- 
gesetz 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Lohn- und Ge- 
haltsentwicklung um 9,5 V. H., in der gesetz- 
lichen Unfallversicherimg um 11,9 v. H. ab 
1. Januar 1973 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Empfänger von 
Leistungen aus der 
gesetzlichen 

Renten- und Unfall- 
versicherung 

Gesetz zur Änderung 
des Termins für die 
Vorlage des Entwurfs 
des Rentenanpassungs- 
gesetzes 

Durch eine Vorlage des Gesetzentwurfs bis 
zum 31. März jeden Jahres soll eine so 
rechtzeitige Verabschiedung des Gesetzes 
ermöglicht werden, daß die angepaßten 
Renten gleichzeitig mit dem Anpassungs- 
termin ausgezahlt werden können 

Gesetz vom 

22. Juli 1970 
BGBL I S. 1117 

Empfänger von 
Leistungen aus der 
gesetzlichen 

Renten- und Unfall- 
versicherung 

Gesetz zur Neurege- 
lung der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensions- 
versicherung im Saar- 
' land 

i 

■ Weiterentwicklung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung im Saarland in 
Richtung auf eine moderne überbetriebliche 
Zusatzversicherung. Die laufenden Zusatz- 
renten sollen um 10 v. H. erhöht und alle 
2 Jahre überprüft werden 

Gesetz vom 

22. Dezember 
1971 

BGBL 1 S. 2104 

1 

Beschäftigte von 
ca. 40 Unternehmen 
der eisenerzeugen- 
den und -verarbei- 
tenden Industrie im 
Saarland, Empfän- 
ger von Zusatz- 
renten 
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Maßnahmea' Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Gesetz zur Andenmg 
des Reichskjiappschafts- 
gesetzes und des Knapp- 
schaf tsrentenversidie- 
rungs-Neuregelungs- 
Gesetzes 

Erhaltimg des knappschaftlichen Versiche- 
rungsschutzes von Arbeitnehmern, deren 
Betrieb oder Betriebstell infolge Ver- 
schmelzung oder Umwandlung seine Eigen- 
schaft als knappschaftlicher Betrieb einbüßt 

1 

Gesetz vom 

20. Januar 

1971 

BGBL I S. 57 

Versicherte in Be- 
trieben, die ihre 
Eigenschaft als 
knappschaftlicher 
Betrieb verloren 
haben 

Ändenmg des Reidis- 
knappsdiaftsgesetzes 
und anderer Gesetze 

Rentenversicherungsrechlliche Sicherung 

der infolge einer Rationalisierungs- oder 
Stillegungsmaßnahme entlassenen Arbeit- 
nehmer im Steinkohlenbergbau oder Braun- 
kohlentiefbau 

Gesetz vom 

22. Dezember 
1971 

BGBl. 1 S. 2110 

über 50 Jahre alte 
Bergleute, die ohne 
Entlassung in läng- 
stens 5 Jahren eine 
Knappschafts- 
leistung hätten er- 
halten können 

Gesetz zur Verbesse- 
rung und Ergänzung 
sozialer Maßnahmen in 
der Landwirtschaft 

Verbesserung der Landabgaberente, Mög- 
lichkeit zur Nachentrichtung von Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 

1 

Gesetz vom Landwirte und mil- 

21. Dezember helfende Familien- 
1970 angehörige, die 

BGBl. I S. 1774 Arbeitnehmer wer- 
den, Empfänger 
von Landabgaben- 
rente 

6. Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung 
des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Land- 
wirte 

Erhöhung des AHersgeldes und der Land- 
abgaberente. Erleichterung der Landabgabe 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Landwirte, insbe- 
sondere Empfän- 
ger von Altersgeld 
und Landabgabe- 
rente 

Gesetz zur Weiterent- 
widelung des Rechts der 
gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

(2. KV-Änderungs- 
gesetz) 

Dynamisierung der Einkommensgrenze auf ' 
75 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze 
der Arbeiterrentenversicherung. Einführung 
eines Arbeitgeberanteils zum KV-Beitrag 
für freiwillig versicherte Angestellte. Ein- 
führung von Vorsorge- und Frülierken- 
nungsmaßnahmen 

Gesetz vom 

21. Dezember 
1970 

BGBl. I S. 1770 

Versicherte der ge- 
setzt i eben Kranken - 
Versicherung, nicht 
Versicherungs- 
Pflichtige Ange- 
stellte 

Berufung einer Sach- 
verständigenkommis- 
sion zur Weiterentwick- 
lung der sozialen Kran- 
kenversicherung 

Die Kommission, der Sachverständige der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Arzte, 
der Krankenkassen sowie Wissenschaftler 
angehören, erarbeitet Vorschläge für eine 
Weiterentwicklung der sozialen Kranken- 
versicherung auf der Grundlage von wis- 
senschaftlich abgesicherten Bestandsaufnah- 
men 

Kommission 
hat Ende April 
1970 ihre Ar- 
beiten aufge- 
nommen 

Ergebnisse der 
Weiterentwicklung 
der sozialen Kran- 
kenversicherung 
kommen ca. 90 v. H. 
der Bevölkerung 
zugute 

Gesetz über die Kran- 
kenversicherung der 

Landwirte 

Die Krankenversicherung der selbständigen 
Landwirte, der mitarbeitenden Familien- 
angehörigen und der Altenteiler soll gesetz- 
lich geregelt werden. Versicherungsträger 
sollen eigenständige Selbstverwaltungs- 
körperschaften werden 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
Verfahren 

Selbständige Land- 
wirte, mitarbeiten- 
de Familienange- 
hörige, Altenteiler 

(1972 ca. 1,2 Mil- 
lionen Mitglieder) 
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MaßnahmenyVorhaban | 

Zielsetzung 

Sadist and 

Zielgruppe 

Gesetz übei ergänzende 
MaSBahmen in der 
Krankenversidierung 
zum Fünften Strafiedits- 
reformgesetz (Kranken- 
versidierungsergan- 
zungsgesetz) 

Das Gesetz soll die Reformbestrebungen 
des 5, Strafrechtsreformgesetzes zu § 218 
StGB durch flankierende sozialpolltisdie 
Maßnahmen unterstützen 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Frauen 

Gesetz über Unfallver- 
sicherung für Schüler, 
Studenten sowie Kin- 
der in Kindergarten 

Gesetzlicher Schutz von Schülern, Studenten 
und Kindern in Kindergärten bei Unfällenj 
insbesondere Unfallverhütimg, Heilverfah- 
ren, Rehabilitation, Renten 

Gesetz vom 
f8. März 1971 
BGBL I S. 237 

Schüler, Studenten, 

1 Kinder, die einen 
Kindergarten be- 
suchen und Begleit- 
personen 

L Anpassungsgeselz 
zum ßundesversor- 
gungsgesetz 

^Dynamisierung der Rentenleistungen, line- 
are Erhöhung der Beschädigten-, Walsen- 
und Eltemrenten um durchschnittlich 16 
v> H. und der Witwengrund- und -aus- 
gleichsrenten um durchschnittlidi 25 v. H. 
vom 1. Januar 1970 an 

Gesetz vom 

26* Januar 

1970 

BGBL IS. 121 

! 

Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer 

2. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz 

Anpassung der Versorgungsbezüge enLspre- 
diend der Anpassung der Bestandsrenten in 
der Arbeiterrentenversidienmg um rund 
5,5 V, H, ab 1. Januar 1971 

Gesetz vom 

10* Juli 1970 
BGBL I S. 1029 

Kriegs- und Webr- 
dienstopfer 

3. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz 

Anpassung der Versorgungsbezüge entspre- 
(hend der Anpassung der Bestandsrenten in 
der Arbeiterrentenversicherung um 6,3 v. H. 
ab L Januar 1972 

Gesetz vom 

16, Dezember 
1971 

BGBL 1 S, 1985 

Kriegs- und Wehr- 
d lens topf er 

4. Anpassungsgesetz 
zum Bundesversor- 
gungsgesetz 

Anpassung der Versorgungsbezüge entspre- 
chend der Anpassung der Bestands renten in 
der Arbeiterrenten Versicherung um 9,5 v. H. 
ab 1* Januar 1973 

Gesetz in Vor- 
bereitung 

Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer 

Gesetz zur Sicherstel- 
lung der Grundrenten- 
abfindung in der Kriegs- 
Opferversorgung 

Im Rahmen eines neuen Renteokapitalisie- 
rungsverfohrens sollen die erforderlichen 
Abfindungsmitle] zur Förderung der eigen- 
tumsbildenden Wohnraumbeschaffung aul 
dem Kapitalmarkt beschafft werden 

Gesetz vom 

27. April 1970 
BGBl. I S. 413 

Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer 

Sozial gesetzbucb (Be- 
rulung einer Sachver- 
ständigen-Kommission) 

Die auf Dauer angelegten Sozialleistungs- 
bereiche soUen in einem Gesetzbuch zusam- 
mengefaßt und dabei mit dem Ziel der Ver- 
einfadiung und Modernisierung neu gere- 
gelt werden 

Gesetz zum 
„Allgemeinen 
Teil“ in Vor- 
bereitung 

Alle Bevölkerungs- 
kreise 

Gesetz zur Weiteren^ 
Wicklung des Selbst- 
verwaltungsrechts und 
zur Vereinfadiung des 
Wahlrechts (8. Gesetz 
zur Änderung des 

Selbstverwaltungs- 
gesetzes) 

Verbesserung der Funktionsfälligkeit der 
Organe und des Kontaktes zwisdren Ver- 
sicherten und Versicherungsträger, Ver- 
einfachung des Wahlrechts 

^Gesetz in Vor- 
bereitung 

1 

Versicherte und 
Arbeitgeber sowie 
ihre Vertreter in 
den Organen, Ver- 
sidierungslräger 
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Maßn ahme rv' Vorhaben 

Zielsetzung 

Sadistnnd 

Zi eigruppe 

Gesetz zur Änderung ' 
des Sozialgerichtsgeset- 
zes 

Einführung eines schnelleren und verein- 
fachten Verfahrens in der Sozialgerichtsbar- 
keit 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Rechtsuchende 

Gesetz zur wirtsdiait- 
lidien Sicherung der 
Krankenhäuser und zur 
Regelung der Kranken- 
hauspflegesätze 

Finanzierung der Bereitstellung von Kran- 
kenhäusern als öffentliche Aufgabe, Über- 
nahme der Investitionskosten durch Bund 
und Lander 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Krankenhäuser, 

Benutzer, 

Krankenkassen 

Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung der 
Vorschriften über die 
Wiedergutmachung na- 
tionalsozialistischen 
Unrechts in der Sozial- 
versicherung 

Verbesserung und Neufassung des Redits 
zur Wiedergutmachung von Verfolgungs- 
sciiäden bei Ansprüchen und Anwartschaf- 
ten aus der gesetzlichen Renten- und Unfall- 
versicherung 

Gesetz vom 

22. Dezember 
1970 

BGBL IS. 1846 

Versicherte, die 
Verfolgte im Sinne 
des BEG sind 

Gesetz über die Sozial- 
versicherung Behinder- 
ter 

Einbeziehung Behinderter in den Schutz der 
Sozialversicherung 

Gesetz in Vor- 
bereitung 

Behinderte 

Strafvollzugsgesetz 

Vermeidung von Nachteilen für Gefangene 
und ihre Familien auf dem Gebiet der 
Sozial- und Arbeitslosenversicherung 

Gesetz in Vor- 
bereitung 

Strafgefangene 

II. Arbeit und Beruf, berufliche Bildung 

MaßnahmenVorhaben 

Zielsetzung 

Sadistand 

Zielgruppe 

1. Gesetz zur Änderung 
des Arbeitsförderungs- 
gesetzes 

1 

Verbesserung des Unterhaltsgeldes im Ver- Gesetz vom 
hältnis zum Arbeitsentgelt; Automatische 22, Dez. 1969 
Anpassung des UnterhaJtsgeldes BGBL I S. 2360 

Teilnehmer an be- 
ruflichen Bildungs- 
maßnahmen 

2. Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Ar- 
beitsförderungsgeset- 
zes 

Reform der Vorschriften über die Förderung 
des Winterbaus, Sicherung der ganzjährigen 
Beschäftigung und eines gleichmäßigen Ein- 
kommens für die Bauarbeiter, dadurch Er- 
höhung des Bauvolumens und gleichmäßige 
Ausnutzung der Untemehraenskapazität, 
Einführung eines Wintergeldes 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Arbeitnehmer und 
Unternehmen des 
Baugewerbes 

Verordnung über Fach- 
ausschüsse für die 
Fachvermittlungsstel- 
len für Seeleute (Ver- 
ordnung zu § 207 des 
Arbeitsförderungs- 
gesetzes) 

Einbeziehung der gesamten Arbeitsver- 
mittlung für Seeleute in den Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeit. Damit verbesserte 
Betreuung der Seeleute bei der Vermitt- 
lung, Arbeitsberatung und beruflichen För- 
derung 

Verordnung 
vom 8. April 
1970 (BGBl, I 

S. 325) 

Seeleute 
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Maßnahmea' Vorhaben 

Zielsetzung 

Sadist and 

Zielgmppe 

1 

EinberuFvmg einer Kam- 
raission für wirtsdiaft- 
liehen und sozialen 
Wandel 

Gutadilen über die mit dem ledinisdien* 
wLrtschaftlidien und sozialen Wandel zu- 
satamenhängenden Problerne im HinbUdi 
auf eine Weiterentwicklung der Gesell- 
schaf Ispolitik (Vorlage bis 1974) 

1 

Mitglieder ara ' 
9. Februar i 

1971 berufen 

1 

1 

1 

Änderung der Rieht’ 
Linien zur Förderung 
der Arbeitsaufnahme in 
Berlin 

Verbesserung der finanziellen Leistungen 
und Schaffung zusätzlicher Anreize für eine 
Arbeitsaufnahme in Berlin 

Richtlinien 
vom 10 h Fe- 
bruar 1970 
BAnz. Nr 23 
vom 18, Fe- 
bruar 1970 

Arbeitnehmer 
in der Bundes- 
republik Deutsch- 
land 

Gesetz zur Änderung 
des BeriinhilEegesetzes 
und anderer Vorsdirif' 
ten 

Verbesserung der Vergünstigungen für in 
Berlin tätige Arbeitnehmer — Einführung 
eines Kinderzusch Jags für alle Kinder und 
einer Steuer- und sozialabgabenfreien Lohn- 
zulage von 8 V. Hh 

Gesetz vom 

23. Juni 1970 
BGBL I S. 826 

Arbeitnehmer 
in Berlin 

Neuregelung der Ar- 
beitserlaubnis für nicht- 
deutsdie Arbeitnehmer 

LiberalLsiemng der Bestimmungen über die 
Geltungsdauer und den räumlichen Gel- 
lungsbereidi der Arbeitserlaubnis, Verein- 
fachung des Verfahrens 

Verordnung 
vom 2. März 
1971 

BGBL 1 S, 152 

Ausländische 

Arbeitnehmer 

Gesetz zur Regelung 
der gewerbsmäßigen 
AibeitnehmerübeTlds- 

1 

sütig 

Einführung einer Erlaubnispitscht für die 
gewerbsmäßige Arbeitnehmer Überlassung. 
Ausbau des arbeits- und sozialversidie- 
rungsreditlidien Schutzes der Leiharbeit- 
nehmer, 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Arbeitnehmer! 
Verleiher, Ent- 
leiher von Arbeits- 
kräften 

Gesetz über die Min- 
destanforderungen an 
Unterkünfte für Arbeit- 
nehmer 

Verbesserungen bei der Unterbringung 
von Arbeitnehmern, insbesondere auslän- 
dischen Arbeitnehmern, in Gemeinschafts- 
Unterkünften 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

Arbeitnehmer 

Gesetz zur Änderung 
des Berufsbildungsge- 
setzes 

Beseitigung von Schwierigkeiten, die im Be- 
reich des öffentlichen Dienstes bei der 
Durchführung des BerufsbUdungsgesetzes 
aufgetreten sind. Die Länder haben über- 
gangsweise das Recht erhaltenr für den Be- 
reich cier Heil-Hilfsberufe Rechts Verordnun- 
gen zu erlassen 

Gesetz vom 

12, März 1971 
BGBL I S. 185 

Auszubildende 
und Ausbildende 
im Öffentlichen 
Dienst 

Zonenrandförderungs- 

gesetz 

Fördertmg von Einriditungen der beruf- 
lichen Bildung und überregionaler Einrich- 
tungen der Rehabilitation und Werkstät- 
ten für Behinderte im Zonenrandgebiet 

Gesetz vom 

5. August 1971 
BGBL I S. ] 237 

Teilnehmer an be- 
mflidien Bildungs- 
maßnahmen in die- 
sen Einrichtungen 

Aktionsprogramm «Be- 
ruflLche Bildung“ 

Intensivierung der vorberuflichen Bildung 
und Berufsberatung, Reform der beruflichen 
i Ausbüdungi Ordnung der beruflichen Fort- 
bildung, Intensivierung der beruflichen Bil- 
dungsmaßnahmen 

Vom Kabinett 
am 5- Novem- 
ber 1970 ver- 
absdiiedet 

Alle an der beruf- 
Itdien Bildung Be- 
teiligte 
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M a ßn a hmen ' V o rh ab en 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Erricfalimg des Bundes- 
iastituls für ßerufsbll- 
dungsforsdiung in Ber- 
lin 

Erforschung der Grundlagen der Berufsbil- 
dung, ihre Ziele und Inhalte, Anpassung der 
Berufsbildung an die ledinisthe, wirtsdiaft- 
Udic imd gesellschaftliche Entwicklung 

Institut ist 

1970 errichtet 
worden 

Alle an der beruf- 
lichen Bildung Be- 
teiligte 

Eeridbit über den Um- 
fang der Fördemng der 
beniflidien Bildung, die 
Höhe der finanzieUen 
Aufwendungen und die 
Maßnahmen zur Ar- 
beitsbeschaffung für äl- 
tere Arbeitnehmer nach 
§ 239 AFG 

Der Bericht soll Auskunft über die Aus- 
gabenentwicklung geben und Möglichkeilen 
aufzeigen, wie diese Maßnahmen anders als 
durch Beiträge der Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber finanziert werden können 

Bericht in 
Vorbereitung 

Sozialpartner 

Einberufung einer Sadi- 
verständigenkommis- 
sion zur Untersuchung 
der Kosten und Finan- 
zierung der beruflichen 
Bildung 

Vorlage eines Berichtes an das Parlament 
mit Vorschlägen, die eine für die Einzel- 
betriebe gleidirangige beruHiche Bildungs- 
finanzierung gewährleisten 

Die Kommis- 
sion ist am 

L April 1971 

berufen 

worden 


— 2. DV^Programm 
der Bundesregie- 
rung (Teil: DV* 
Berufsbildung) 

Schaffung eines qualitativ und (quantitativ 
ausreidienden Angebots an DV-Fachleuten 

- 2 . DV-Pro- 
gramm vom 
Kabinett 
am 2ß. Ok- 
tober 1971 
verabschie- 
det 

DV-Fachkräfte. 
Träger von DV- 
Berufsbüdungs- 
zentren, DV-Her- 
steller und 
-Anwender 

— Verordnung über 
die Beauftragung 
der Bundesanstalt 
für Arbeit mit der 
Förderung von DV- 
Berufsbildungszen- 
tren 


— Verord- 
nung im 
Bundesrat 


— Richtlinien der Bun- 
desregierung über 
die Förderung von 
von DV-Benifsbih 
dungszentren 


— Richtlinien 
in Vor- 
bereitung 


Ordnung der Berufs- 
ausbildung (nach g 25 
Berufsbildungsgesetz} 

Erlaß neuer Ausbtldungsordnungen zur An- 
passung der Berufsausbildung an die durch ' 
1 den technischen und wirtsdiaftlichea Fort- 
schritt bedingten Veränderungen der Ar- 
beitswelt 

1971 wurden 9 
Ausbildungs- 
ordnungen 
verabschiedet. 
Bis Ende 1972 
werden neue 
Ausbildungs- 
ordnungen für 
ca, 250 000 
Auszubilden- 
de vorliegen 

Auszubildende, 

Ausbildungs- 

betriebe 
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Maünalunea'Vorhaben 

21ielselzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Verordnung über die 
Bestimmung der zu- 
ständigen Stelle in der 
Hauswirtschaft nach § 93 
Berufsausbildungs- 
gesetz 

Verbesserte Durchführung und Überwa- 
chung der hauswirtschaftlichen Berufsaus- 
bildung durch Kompetenzübertragung auf 
Landesbehörden 

Verordnung 
im Bundesrat 

Auszubildende und 
Ausbilder in der 
Hauswirtschaft 
(ohne ländliche 
Hauswirtschaft) 

Verordnung über die 
Anrechnung eines schu- 
lisch vermittelten Be- 
rufsgrundbildungsjah- 
res auf die Berufsaus- 
bildung 

V^erzahnung und Abstimmung schulischer 
und betrieblicher Berufsausbildung 

Verordnung in 
Vorbereitung 

Auszubildende 

Verordnung über die 
Anrechnung des Be- 
suchs einer Berufsfach- 
schule auf die Berufs- 
ausbildung 

Verzahnung und Abstimmung schulischer 
und betrieblicher Berufsausbildung 

Verordnung in 
Vorbereitung 

Auszubildende, 

Benifsfachschüler 

Verordnung über die 
berufs- und arbeilspäd- 
agogische Eignung für 
die Berufsausbildung in 
der gewerblichen Wirt- 
schaft 

Einheitliche Ausbildung der Berufsausbil- 
der, Nachweis berufs- und arbcitspädagogi- 
scher Kenntnisse durch eine Prüfung 

Verordnung in 
Vorbereitung 

Betriebliche 

Berufsausbilder 

Streichung überholter 
Ausbildungsberufe 
durch Rechtsverordnung 
nach § 25 Berufsbil- 
dungsgesetz 1 

Revision des Systems der Ausbildungs- 
berufe? Konzentration der Ausbildungsbe- 
rufe und Verbesserung der beruflichen 
Mobilität 

Verordnung in 
Vorbereitung 

Auszubildende, 
Ausbildungs- 
! betriebe 

Gesetz über Betriebs- 
ärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit 

Verbesserung der innerbetrieblichen Sicher- 
heitsorganisation durch hauptamtliche Si- 
cherheitsingenieure und Betriebsärzte 

Gesetz im Ge- 
setzgebungs- 
verfahren 

l 

Arbeitnehmer in 
der gewerblichen 
Wirtschaft 

Aufbau der Bundesan-^ 
stalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung 
(Dortmund) 

Förderung und Koordinierung des Arbeits-' 
und Unfallschutzes der Unfallforschung, 
der Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet 
des Unfallschutzes 

Aufnahme der 
Tätigkeit mit 
einer For- 
schungs- 
gruppe. Pla- 
nung der Bau- 
arbeiten 

1 

alle Bevölkerungs- 
gruppen 
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1 

1 M3ßnaiiiiieEL''Vorhaheii 

Zielsetzung 

Sachs Ltind 

Zielgruppe 

Gesetz über die Er- 
riditung einer Stiftung 
»Hilfswerk für behin- 
derte Kinder“ 

1 

1 

j 

Die Stiftung soll die Eingliederung vor 
allem von jugendlidren Behinderten in die 
GeseUsdiaft verbessern, indem sie Ein- 
riditungen sowie Forsdiungs- und Erpro- 
bungsvorhaben der RehabiUtation fördert. 
Außerdem wird die Stiftung contergan- 
gesdiadigten Kindern Kapitalentschädigun- 
gen und Renten gewähren 

1 

Gesetz vom 

17. Dezember 
1971 

BGBL T S. 2018 
(Inkrafttreten 
erst gern. Be- 
kanntgabe im 
BGBL nach 
Einbringung 
der sogenann- 
ten Grünen- 
, Ihalmittel in 
die Stiftung 

1 

Alle BehindeiteDr [ 
insbesondere sol- i 
die unter 21 Jahren 
und die thalidomid- 1 
geschädigten Kin- 
der (sogenannte 
Contergan- Kinder) i 

1 

1 

Aktionsprogrararn Re- 
habilitation 

1 

Verstärkte Maßnahmen auf allen Gebieten 
der Rehabilitation und Koordinierung aller 
Rehabiiitationsmaßnahmen 

Interministe- 
rietJer Arbeits- 
aussdiufl hat 
die Arbeiten 
aufgenommen 

Alle an der 
Rehabilitation 
bc^Leiligten Stellen 

1 

Gesetz über die Anglet- 
diung der Leistungen i 
zur Rehabilitation ' 

Angleidiung der RehabilitatioDsvorschrif- 
1 ten der einzelnen Leistungsgesetze (RVO, 

1 AVG, RKG, GAL, BVG, AFGl 

Gesetz Ln 
Vorbereitung 

Behinderte und 
von einer Behinde- 
rung Bedrohte 

Novelle zum Gesetz 
über die Besdiäftigung 
Sdiwerbesdiädigler 

1 

Ausdehnung des gesdiützten Personen- 
kreises auf alle schutzbedürftigen Behin* 
derten, Neufassung der Pflicht zur Beschäf- 
tigung und zur Zahlung der Ausgleidis- 
abgabe. Einbeziehung der Werkstätten für 
Behinderte in das Gesetz 

Gesetz in 
Vorbereitung 

I 

1 

Schwerbehinderte 1 
und ihnen Gleich- 
zuslellende * 

1 

111. Arbeitsredit, Betriebsverfassung und Mitbestimmung 

1 

MaOnahmen' Vorhaben 

Zielsetzung j 

Sadistünd | 

Zielgruppe 

, Arbeitsgesetzbuch Be- 
rufung einer Sadiver- 
' ständigenkommission ^ 

1 1 

1 

1 

Zusammenfassung und Weiterentwicklung 
des Arbeitsredits in einem Arbeitsgesetz- 1 
buch 

1 

Sacfiverslän- 
digenkommis- 
Sion konsti- 
tuiert am 

3, Nov. 1970 

Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber 

Gesetz zur Weiterent- 
wicklung des Arbeits- 
redl Is 

Vereinheitlichung und Fortentwicklung des 
in mehreren Gesetzen enthaltenen Arbeits- 
vertragsrechts, Änderung des Arbeits- 
gerichtsgesetzes, Erweiterung des Taiifver- 
tragsgesetzes ' 

Gesetz in 1 

Vorbereitung 

Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber 

' 1 

f 1 
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Maßnahmen/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Betriebsverfassungs- 

gesetz 

Verbesserung der Rechte des einzelnen Ar- 
beitnehmers im Betrieb, der Jugendvertre- 
tung, der Mitbestimmungs- und Mitwir- 
kungsrechte des Betriebsrates, der Präsenz 
der Gewerkschaften in den Betrieben und 
Neugestaltung der Zusammenarbeit von Be- 
triebsrat und Arbeitgeber 

Gesetz vom 

15. Januar 

1972 

BGBl. I S. 13 

Arbeitnehmer, 
Betriebsräte, und 
Arbeitgeber, 
Gewerkschaften 

Gesetz über die be- 
fristete Fortgeltung der 
Mitbestimmung in bis- 
her den Mitbestim- 
mungsgesetzen unter- 
liegenden Unternehmen 

Das Ausscheiden mitbestimmter Unterneh- 
men aus der paritätischen Mitbestimmung 
infolge Änderung der Produktionsstruktur 
soll für eine Übergangszeit bis Ende 1975 
erschwert werden 

Gesetz vom 

29. November 
1971 

BGBL I S. 1857 

Produktions- 
gesellschaften der 
Montanindustrie, 
Konzerne mit 
Montancharakter, 
Arbeitnehmer, 
Gewerkschaften 

Novelle zum Heim- 
arbeitsgesetz 

1 

Verbesserung des Schutzes für Heimarbei- 
ter und Beseitigung verfassungsrechtlicher 
Zweifelsfragen 

Gesetz in 
Vorbereitung 

In Heimarbeit 
Beschäftigte 

IV. Familien- und Jugendpolltik 

1 

1 Maßnahmen/Vorhaben 

Zielsetzung j Sachstand 

Zielgruppe 

Reform des Familien- 
lastenausgleichs 

Kindergeld, Steuerbegünstigungen und an- 
dere materielle Hilfen für die Familie sollen 
— im Zusammenhang mit der großen 
Steuerreform — aufeinander abgestimmt 
werden 

Gesetz in 
Vorbereitung 

Familien 

2. Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bun- 
deskindergeldgesetzes 

Anliebung der für das Zweitkindergeld maß- 
geblichen Einkommensgrenze von 7 800 
DM auf 13 200 DM jährlich und Erhöhung 
des Kindergeldes für das 3. Kind von 50 
auf 60 DM monatlich 

Gesetz vom 

16. Dezember 
1970 

BGBL I S. 1725 

Familien mit gerin- 
gerem Einkommen 
oder mehreren 
Kindern 

3. Gesetz zur Änderung 
des Bundeskindergeld- 
gesetzes 

Anhebung der für das Zweitkindergeld maß- 
geblichen Einkommensgrenze von 13 200 
DM auf 15 000 DM jährlidi 

Gesetz vom 

13. Dez, 1971 
BGBL I S. 1969 

Familien mit gerin- 
gerem Einkommen 

1 

Gesetz zur Änderung 
sozial- und beamten- 
reditlidier Vorsdiriften 
über Leistungen für 
verheiratete Kinder 

Fortfall der Verheiratetenklauseln der sich 
vor allem zugunsten von Kindern imd Wai- 
sen auswirkt die nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres in weiterführender Ausbil- 
dung stehen 

Gesetz vom 

25. Januar 

1971 

BGBL 1 S. 65 

Verheiratete Kin- 
der oder Waisen, 
die noch in der 
Ausbildung stehen 

1 

1 
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Maßnahmen.' Vorhaben 

Zielsetzung Sadistand 

Zielgruppe 

Gesetz zur Änderung 
des l, Gesetzes über 
individuelle Förderung 
der Ausbildung (Aus- 
bildungsförderungs- 
gesetz) 

Anpassung von Bedarfssätzen des Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes an die angehobe- 
nen Bedarfssätze des lionnerer Modells 

Gesetz vom 

27. Juni 1970 
13GBh J S. 919 

Schüler von Fach- 
schulen, Berufs- 
aufbauschulen, 1 

Abendrealsduil en , 

A b e ndgv mn as ien 
und Kollegs 

2. Gesetz zur Änderung 
des 1. Gesetzes über 
individuelle Förderung 
der Ausbildung 

Teilweise Freistellung der Waisenrenten 
und Waisengelder von der Anrechnung auf 
den Bedarf des halb- oder Vollwaisen Aus- 
zubildenden nach dein Ausbildungsförde- 
rungsgesetz 

Gesetz vom 

9. März 1971 
BGBl. J S. 177 

Auszubildende, die 
Waisenrenten oder 
Waisengelder und 
gleichzeitig Mittel 
nach dem Ausbil- 
dungsförderungs- 
gesetz erhalten 

3- Gesetz zur Änderiuig 
des 1, Gesetzes über 
individuelle Förderung 
der Ausbildung 

Angleidiung von Bedarfssätzen des Aus- 
bildungsförderungsgesetzes an die zum 

1 . J anuar 1 97 1 angehobenen ßedarfssätze 
des Honnefer Modells 

Gesetz vom 

14, Mai 1971 
BGBL I S. 666 

Schüler von Fach- 
schulen, Abend- 
gymnasien. Kollegs 
und Fachoberschü- 
!er mit abgeschlos- 
sener Berufsaus- 
bildung 

Bundesgesetz über die 
individuelle Förderung 
der Ausbildung (Eun- 
desnusbüdungsförde- 
rungsgesetz) 

Stufen weiser Ausbau eines umfassenden 
einheitliciien Systems der Ausbildungsför- 
derung^ das jedem Auszubildenden einen 
Recbtsansprufh auf Leistungen nach dem 
Gesetz zubilligt 

Gesetz vom 

26. August 

1971 

BGBl. 1 S. 1409 

Sdiüler, Studenten 

Gesetz zur Ändenmg 
und Ergänzung des Ge- 
setzes für Jugendwohl- 
fahrt 

Angleidiung an die durch Gesetz über die 

1 lechllidie Stellung der nidilehelidien Kin- 
der geschaffene Rechtslage* Das Jugendamt 
hat die Pflicht zur Beratung und Unterstüt- 
zung alleinstehender Elternteiie 

Gesetz vom 

27* Juni 1970 
BGBl* I S. 920 

Nichtehe liehe 

Kinder, Kinder in 
unvollständigen 
Ehen, werdende 
Mütter 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über den 
Verkehr mit Betäu- 
bungsmitteln (OpLum- 
gesetz) 

Verschärf ung der Bestrafung für Rausdi- 
giflhändler, Verschärfung der Kontrollen 
beim VerkeJir mit Betäubungsmitteln 

Gesetz vom 

22* Dezember 
fl9?l 

BGBl. I S. 2092 

Suchtgefährdete 

V. SozIslhIHe 

Maß Qfl hm em' V o rhabe n 

Zielsetzung 

Sadhsland Zielgruppe 1 

Drittes Gesetz zur Än- 
derung des Bundes- 
soziaihilfegesetzes 

Weiterentwicklung des Sozialhilferechts, ' 
Anpassung an die wirtschofUidie und so- 
ziale Entwicklung, vor allem auf den Ge- 
bieten der Eingliedemngshilfe für Behin- 
derte, der Hilfe zur Pflege, der Hilfe für 
sozial Gefährdete und der Altenhüfe; Dytia- 
misiemng von Leistungen und des Einkom- 
menssdiützes ; Einschränkung der Heran- 
ziehung Unterhaltspflichtiger 

Gesetz in 
Vorbereitung 

Empfänger von 
Sozialhilfe, vor 
allem Behinderte, 
Pflegebedürftige, 
sozial Gefährdete, 
alte Menschen; Un- 
te rh alts p f 1 i diti ge 
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VL Städtebau- und Wohnungspolitik 


Sadistanc! 


Zielsetzung 


Zielgruppe 


Maönahmea^ orhaben 


Maßnahmea^Vorhaben 

Zielsetzung 

Sadistand 

ZLelgmppe 

Bendit der Bundes- 
regierung nach § 1 26 c 
des Bundessoztalhilfe- 
gesetzes (BSHG) 

Beridit zum I, Oktober 1972 über Durch- 
führung und Erfolg der Maßnahmen auf 
Grund des 12, Abschnitts des BSHG (recht- 
zeitige Sicherung der Einglledening Behin- 
derter) 

Beridit in 
Vorbereitung 

1 

1 



Zweites Wohngeld- 
gesetz 

Anpassung des Wohngeldes an die verän- 
derten Wohn- und Eiiikommensverhältnisse, 
Beseitigung unbilliger Harten und Einfüh- 
1 mng eines vereinfachten, sdinelleren und 
billigeren Verfolirens 

Gesetz vom 

14. Dezember 
1Ö70 

BGBl. I S. 1637 

Mieter und Eigen- 
tümer von Wohn- 
raum^ deren Wohn- 
kosten im Einzel- 
fall im Verhältnis 
zum Einkommen 
zu hoch sind 

Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Wohngeld- 
gesetzes 

j Neubewilligimg von Wohngeld nach In- 
krafttreten des Zweiten Wohngeldgesetzes 
bei Versdilediterung der finanziellen Ver- 
hältnisse (übergangsregelang) 

Gesetz vom 

15 , Juli I97t 
BGBL I S. 974 

wie zuvor 

1 

Zweites Gesetz zur 
Änderung des Zweiten 
W 0 hngeld ge s e tzes 

Erhöhung des Wohngeldes für Haushalte 
mit mehr als acht Familienmitgliedern 

Gesetz vom 

24. November 
1971 

BGBIM S, 183? 

Wohngeld- 
empfänger mit 
mehr als acht 
Familienmit- 
gliedern 

Gesetz über Städtebau- 
liehe Sanierungs- und 
Ent wi cklimgsmafln ah- 
men in den Gemeinden 
(Städlebauförderungs* 
gesetz) 

Vorbereitung und Durdifühning städtebau- 
licher Sanierungs- und Entwidclungsmaö- 
nahmen 

Gesetz vom 

27. Juli 1971 
BGBl. I S. 1125 

1 

Gemeinden, Bevöl- 
kerung in Sanie- 
rungsgebieten und 
Entwicklungs- 
bereichen 

Langfristiges Woh- 

nungsbauprogramm 
(vgL auch Wolinungs- 
bauanderungsgesetz 
1971) 

Verstärkung des sozialen Wohnungsbaues 
und der Modernisierung von Altbauten 

finanziell 
durch Bundes- 
haushalt und 
Finanzplan 
abgesidiert 

Wohnungs- 
suchende, die nicht 
auf den freien 
Wohnungsmarkt 
verwiesen werden 
können, Inhaber 

1 TTiodemisierungs- 
; bedürftiger Altbau- 
wohnungen 

Gesetz zur Durchfüh- 
rung des langfristi- 
gen Wohnungsbaupro- 
gramms (Wohnungs- 
bau anderu n g s ges etz 
1971) 

Anpassung des 11. WoBaoG an neue Förde* 
rungsmethoden des langfristigen Woh- 
nungsbauprogramms, Anhebung der Ein-| 
kommensgrenzen, Bevorrechtigung beson- j 
ders einkommens schwacher Wohnung- 1 
suchender bei der Vergabe älterer und da- 
mit billigerer Sozialwohnungen, Verlänge- 
rung der Bindungsfrist auf 10 Jahre bei frei- 
williger vorzeitiger RüdczaJiLung der öffent- 
lichen Mittel 

Gesetz vom 

17, Dezember ^ 
1971 ' 

BGBL I S. 1993 

Mieter und Eigen- 
tümer von Sozial- 
woh nungen 


60 




Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


Maßnahmen.' Vorhaben 

Zlielsetzung 

Sachsland 

Zielgruppe 

Gesetz zur Verbesse- 
rung des Mietredits 
und zur Begrenzung des 
Mielanstiegs sowie zur 
Regelung von Inge- 
nieur- und Architekten- 
leistungen 

Schulz von Mietern, Wohnungsuchenden 
und Bauwilligen 

Gesetz vom 

4. November 
1971 

BGBL 1 S. 1745 

1 

Mieter, Wohnung- 
suchende und Bau- 
willige 

1 

Gesetz über den 

Kündigungsschutz für 
Mietverhältnisse über 
Wohnraum 

Verstärkung des Kündigungsschutzes auf 
Grund der dem Vermieter gegenüber 
schwächeren Stellung des Mieters auf dem 
Wohnungsmarkt 

Gesetz vom 

25. November 
1971 ' 

BGBL I S. 1839 

Mieter 

I 


VII. Vermögensbildungsgesetze 


Maßnahmen Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachsland 

Zielgruppe 

Drittes Gesetz zur För- 
derung der Vermögens- 
bildung der Arbeitneh- 
mer 

Verdoppelung des Begünstigungsrahmens 
von 312 auf 624 DM. Einführung einer Ar- 
beitnehmer-Sparzulage anstelle der Lohn- 
steuer- und Sozialabgabenbefreiung. An- 
reiz für die Tarifvertragsparteien, zusätz- 
liche vermögenswirksame Leistungen zu 
vereinbaren 

Gesetz vom 

27. Juni 1970 
BGBL I S. 925 

Arbeitnehmer mit 
Jahreseinkommen 
bis 24 000 DM 
(Verheiratete 

48 000 DM) 

Gesetz übervermogens- 
wirksame Leistungen 
für Bundesbeamte, Rich- 
ter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit 

Vermögenswirksame Leistungen für Be- 
amte, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten in 
Höhe von monatlich 13,- DM , 

1 

1 

Gesetz vom 

17. Juli 1970 
BGBL I S. 1097 

Beamte, Richter, 
Berufs- und Zeit- 
soldaten 

1 

1 

! 


VIII. internationale Sozialpolitik 


Maßnahmen.' Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachsland 

Zielgruppe 

Reform des Europä- 
ischen Sozialfonds 

Finanzielle Unterstützung arbeits- und be- 
schäftigungspolilischer Maßnahmen, die Ar- 
beitslosigkeit verhüten und beseitigen und 
zugleich die allgemeine Wirtschafts-, Agrar- 
üder Verkehrspolitik in der Gemeinschaft 
flankierend unterstützen sollen 

Vom Rat der 
EG am 1. Fe- 
bruar 1971 be- 
schlossen. 3 
Durdifüh- 
ningsverord- 
nungen sind 
am 8. Novem- 
ber 1971 erlas- 
sen worden; 
der Erlaß 
einer Finanz- 
Verordnung 
steht bevor 

Erwerbstätige in 
struklurschwachen 
Gebieten oder in 
Berufen, die nicht 
mehr wie früher 
gefragt sind 

i 

Europäisches Sozial- 

budgel 

Um die Sozialleislungssysteme in allen 
Ländern der EG durchschaubar und ver- 
gleichbar zu machen, wird nach dem Vorbild 
des deutschen Sozialbudgets und auf der 
Basis der Europäischen Sozialkonten ein 
Europäisches Sozialbudgel geschaffen. 

Deutsche Ini- , 
tiative vom 

Rat der EG 
am 26. No- 
vember 1970 
angenommen. 
Untersuchun- 
gen der Korn- ' 
mission laufen 

1 

1 


61 



Drucksadle VI/3432 


Dgutsdier Bun destag — 6 h W ahlperiode 


MafinahmerL Vorhaben 

ZielselzuDg 

Sadist and 

Zielgmppe 

Revision der EWC-VO 
Nr. 3 über die Soziale 
Sidiemng der Wander- 
arbeitiieh.mer 

Für Familienleistungen und für Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung wird das Be- 
sdiäftigungslandprinzip eingeführt. GLeidi- 
sLellung der Arbeitnehmer des Gastlandes 
und der Arbeitnehmer aus anderen Ländern 
der Gemeinschart hinsiditHch ihrer Sozialen 1 
Sicherheit i 

Vom Rat der 
EG am 

14. Juni 1971 
verabschiedet I 
Durdifüh- 
rungs-Verord- 
inung vom Rat 
beschlossen 

Wander- 

arheitnebmer 

Rdtiiizienmgsgeselzzur 
Europdlschen Ordnung 
der Sozialen Sicherheit 

Mindesmorrnen in allen Zweigen der Sozia- 
len Sicherheit für den Kreis der zu schüt- 
zenden Personen* der Anspruchsvorausset- 
zungen sowie der Art des Umfangs und der 
Dauer der Leistungen 

Gesetz vom 

15, September 

1970 

BGBL II S. 909 1 
Ratifikations- 
urkunde hin- 
terlegt am 

27. Januar 

1971 

durch soziale Siche- 
rung geschützte 
Personen 

1 

Ratüizierungsgesetz 
zum Übereinkommen 
Nr* 118 der IAO über 
die Gleichbehandlung 
von Inländern und Aus- 
ländem in der Sozialen 
Sidierhelt 

1 

Gleichbehandlung der Ausländer mit den' 
Inländern hinsichtlidh. der Rechte und Pflich- 
ten in bezug auf die Soziale Sicherheit 

Gesetz vom , 
2t. August 1 

1970 

BGBL U S, 802 
Ratifikations- 
urkunde hin- 
terlegt am 

19. März 1971 

1 

durch soziale Siche- 
rung geschützte 
Ausländer 

RatÜizieningsgesetz 
zum überein kommen 
Nr, 128 der IAO über 
Leistungen bei Invali- 
dität und Alter und an 
Hinterbliebene 

Mindestnormen für den Kreis der zu schüt- 
zenden Personen, der Anspruchsvorausset- 
zungen sowie cier Art, des Umfangs und 
der Dauer der Leistungen 

1 

• Gesetz vom 

2L August 

1970 

BGBL 11 S. 813 
Ratifikations- 
urkunde hin- 
terlegt am 

15. Januar 
'l9?l 

1 durch die Systeme 
für Leistungen bei 
Invalidität* Alter 
und an Hinterblie- 
1 bene geschützte 
Personen 

Ratifiziemngsgesetz 
zum Übereinkommen 
Nr, 122 der IAO über 
die BeschäUtgungspoli- 
tik 

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, eine 
aktive BeschäfÜgungspoütik zu betreiben* 
die die innerstaatlichen Verhältnisse, den 
Entwicklungsstand und die Wechselbezie- 
hungen zwischen den Besdiäftigungszielen 
und anderen wirtschaftlichen und sozialen 
Zielsetzungen berücksichtigen 

Gesetz vom 

15. Februar 

1971 

BGBL II S. 57 
Ralifikations- 
^ urkunde hin- 
terlegt am 

|l7. Juiü 1971 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Gewerkschaften 

Ratifizieningsgeselz 
zum Übereinkommen 
Nr. 121 der IAO über 
Leistungen bei Arbeits- 
Unfällen und Berufs- 
krankheiten 

Mindestnormen für den Kreis der zu schüt- 
zenden Personen, die Anspruchs Vorausset- 
zungen sowie Art, Umfang und Dauer der 
Leistungen 

Gesetz vom 

29. Oktober 
1971 

BGBl. 11 S, 

1169 

Arbeitnehmer 

Deutsdi- 

österreidiischer Zusatz- 
vertrag über Kriegs- 
opferversorgung und 
Beschäftigung Schwer- 
beschädigter 

Anwendung des Vertrages vom 7. Mai 1963 
auf weitere Personenkreise hinsichtlidi der 
Heilbehandlung, Vereinfachungen zur ver- 
fahrensredulidien Durchführung des Ver- 
trages 

Gesetz vom 
|27. April 1970 
BGBl, n S. 197 

Kriegsopfer 
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Maßnahmen/V orhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Ziel gruppe 

Abkommen zur Ände- 

Angehörige beider Staaten, die blind, be- 

Am 25. Juni 

Sozialhilfe- 

rung des deutsch-öster- 

hindert oder an Tuberkulose erkrankt sind, 

1971 para- 

empfänger 

reidiisdhen Fürsorge- 

sollen Inländern hinsichtlich des Bezuges 

phiert 


und Jugend Wohlfahrts- 
abkommens 

von Sozialleistungen gleichgestellt werden 



Zwischenstaatliche Ver- 

Verbesserung der Sozialen Sicherung für im 

Ratifizierungs- 

Arbeitnehmer der 1 

einbarungen im Bereich 

Ausland lebende Berechtigte der Vertrags- 

gesetze vom 

Verlragsstaaten 

der Sozialen Sicherheit 

staaten 


1 

a) abgeschlossene Ver- 
einbarungen 
mit den Nieder- 
landen 


21. Mai 1970 
BGBl. II S. 277 
Ln Kraft: 

24. Juli 1970; 
11. Februar 

1971 

BGBl. II S. 37 

i 

mit Italien 


21. August 

1970 

BGBl. II S. 797 
Ln Kraft: 

22. November 

1971 


mit Luxemburg 

i 


11. Februar 

1971 

BGBl. II S. 40 
in Kraft: 

24. März 1971 


mit Spanien 


19. März 1971 
BGBl. II S. 162 
in Kraft: 

17. Mai 1971 


1 mit Belgien 


25. Juni 1971 
BGBl. II S. 857 
in Kraft: 

1. Oktober 

1971 


mit den USA 


3. März 1972 
BGBl. II S. 97 


mit Jugoslawien 


in Vorberei- 
tung 


mit Kanada 


20. März 1972 
BGBl. 11 S. 217 


mit der Türkei 


3. Januar 1972 
BGBl. II S. 1 


b) Vereinbarungen 




ln Vorbereitung 
mit den Nieder- 
landen 

mit Rumänien 
mit Spanien 
mit Österreich 

mit Israel 
mit Japan 
mit der Schweiz 
mit der NATO 
mit der ESRO 
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tX. Datenverarbellung und Statistik 


M aß nahm en/ V o rha bc n 

Zielsetzung | 

1 

Sachstand 

Ziel gruppe 

Verordnung über die 
D<itenübermitllujig in 
der gesetzUdien Ren- 
tenversidiemng 

Erleiditenmg der Datenübermittlung in der 
gesetzlLdien Rentenversichening zwischen 
Arbeitgeber und Versicherungsträger. Er- 
satz der Versicherungskarten durch maschi- 
nell lesbare Datenträger, Ein Schritt zur Ein- 
führung individueller Konten der Versicher- 
ten 

Verordnung 
vom 21. April 
197t 

BGBl. I S, 362 

Arbeitgeber, 

Versicherungs- 

träger 

Verordnung über den 
x'onzeitjgen Unitausdr 
von Versidierungskar- 
ten 

Zur Ausgabe von masctiinell lesbaren Ver- 
sicherungskarten ab Ih Januar 1973 bedarf 
es der vorherigen Erfassung der Versicher- 
ten und der Vergabe einer Versicherungs- 
nummer an jeden Versicherten. Der be- 
schleunigte Uratausdi der bisherigen Kar- 
'ten ist Voraussetzung hierfür , 

Verorchiung ! 
vom 27. Mai 
1971 

BGBl. I S. 725 

Versicherte 

Verordnung über die 
Einführung inasdüneU 
lesbarer Versidiemngs- 
karten in den Renten- 
versidrerungen der Ar* 
beiter und der An- 
gestellten sowie zur i 
Durchführung der An- 
zeigepflidit nadi dem 
Arbeitsfördenings- 
gesetz 

Erleichterung der Datenerfassung für Ren- 
tenversidrerung, Krankenversicherung und 
Bundesanstalt für Arbeit 

1 

1 

Verordnung 
vom 22. Fe- 
bruar 1972 1 

BGBl. I S. 195 

Versicherte, 

Arbeitgeber* 

Versidienmgs- 

träger 

Einsdlz von EDV-Anla- 
gen und Eröffnung ln- 
dividueller Konten der 
Versicherten in der 
Rentenversicherung 

Schaffung der Voraussetzungen für eine 
automatische Datenverarbettung, die eine 
Transparenz des Leistungsrechts, Verwal- , 
timgserleichlerungen bei den Versiche- 
rungsträgem und Arbeitgebern und Konto- 
auszüge für die Versicherten ermöglichen 

Maßnahmen 
in Vor- 
bereitung 

Versicherte, 

Rentenversiche- 

rungsträger 

Verordnung über die 
Erfassung von Daten 
für die Träger der So- 
zialversicherung und 
die Bundesanstalt für 
Arbeit 

Regelung der Einzelheiten für eine inte- 
grierte Datenerfassung in der Sozialver- 
sicherung und für die ArbeitsEörderung ^ 

1 

Verordnung 
wird vor- 
, bereitet 

1 

Arbeitnehmer 

(Versicherte), 

Arbeitgeber 

Aufbau eines mit EDV 
betriebenen Informa- 
tions b an ken s y s te ms 

Erriditung je einer Rechtsprechungs-Daten- 
bank beim Bundesarbeitsge rieht und beim 
Bundessozialgericht und einer Soziaidaten- 
bank beim Bundesrainisteriiim für Arbeit 

Aufbau in 
Vorbereitung 


Ausbau einer umfas- 
senden Beschäftigten- 
statistik 

1 

Sciiaffung grundlegender Voraussetzungen 
für die Information über den Arbeitsniarkt. 
Unmittelbarer öberbUde über die jeweilige 
Arbeitsmarktlage (nadi Regionen, Wirt- 
sdiaftszweigeHj Berufen). Prognosefähige 
Grunddaten 

Erprobung 
des Erfas- 
sungsschemas 
in einem 
: Großversuch 
in Berlin 


Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die 
Löhnstaüstik 

Das Gesetz berücksichtigt die Auswirkun- 
gen der Verflechtung der deutschen Lohn- 
stallstik mit der EWG 

Gesetz vom 

4. August 1971 
BGBL LS, 1217 


Schaffung einer ein* 
heitlidien RehabiUta* 
Lionsstatistik 

Eine einlieilliche RehabiUtalionsstatistik 
aller Träger soll es ermöglidien, Verlauf, 
Erfolg, Kosten und Finanzierung der Reha- 
bilitation zu ermitteln 

Vorhaben 
teilweise ver- 
wirklicht 

Träger 

der Rehabilitation 
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Soziaibudget 1972 


Das Sozidlbudget 1972 ktiüfift an die bereits vorliegenden Budgets (Druck- 
sachen Vl/'643 und W2155| dOn Tn einigen Punkten und in der Systematik 
geht es jedodi darüber hinaus. Der Einsatz datenverarbeitender Maschinen 
ermöglidii es, das rabeltenprogramm erheblich zu erweitern (Anhang U 
Und ni) und in ein insUtuliöneU-funktiünalfis Cesamtkonzept einzubringen. 
Die Beriditerstattung ist darauf übgestellt. 

Die Bundesregierung gehl davon aus^ daß damit der Anfang für eine kon- 
linuierlidie Beriditerstatlung in einem gesichelten Rahmen werk gesetzt 
wurde. Das schließt nidit aus, daß weiter an der Verbesserung der Daterj- 
ermittluny und der Prognosetedinik gearbeitet wird. Um die statistischen 
Daten, %^or allem Jur das Ausgangsjahr der Prognosen, so aktuell wde mög- 
lich zu erhalten, w'ird insbesondere angeslrebtr die Verbindung zu den 
benditendei^ Institutionen zu verbessern, so daß im Endzustand eine direkte 
Verbindung zu den Kategorien des SoziaJbudgets hergestellt werden kann 
|vg!, dazu die im Anhang V abgedruckle Liste der Leistungstypen). 

Bei der Kategorienbildung nach Insütutionen und Funktionen, Leistungs- 
lypen und Leistongsarten, Fiiianzierungsarten und -quellen wurde darauf 
geachtet, daß eine Abstimmung mit interrialionalen Scheniala möglich ist. 
Das ist sowohl wegen der Marmonisierungsbestrebungen in den Euro- 
päisdien Gemeinsdiaften notwendig, als auch im Hinblick auf ein euro- 
paisdies Sozialbudget, das vorbereitet wird und sich auch auf die Erfah- 
rungen stülzL, die mit dem Soziaibudget der Bundesrepublik Deutschland 
gemacht wurden. 

ln der vorliegenden Form läßt sidi das Sozialbudget in die vorhandene 
Rechnung der europäischen Sozialkonten und voraussiditlidr in das euro- 
päisdie Sozialbudget integrieren. 


I. Sozialleistungsquote 

Die Sozialleistungsquote erreichte 1971 rd. ein Viertel des Bruttosoziah 
Produkts. Bis 1976 würd mit einem weiteren Anstieg gerechnet. 

Die folgende Übersicht zeigt die wichiigstun Werte 


*) Die Kurzfassung des nädtslen Kapitels befindet sich auf S. 72 


Übersicht B — I 


Sozialbudget und Sozialleistungsquote 



j 1965 1 

1970 

1 !97l 1 

1972 

1 1976 

Sozialbudgel 

110,6 

460,4 

169.0 

682.1 

Milliarden DM 

191.3 

756.4 

208,7 

291,7 

1 103,6 

Bruttosozialprodukt 

813,5 


Sozialleistungsquote in v. H. 

24,0 

24,8 

25,3 

25,7 

26,4 
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1. Die Sozialleislungsquole ist das Verhaltais, in 
dem die Summe der Sozialleistungen (Sozialbudget) 
zur Summe aller Güter und Leistungen (Brutto- 
sozialprodukt) steht, die ini gleichen Zeitabsdinilt 
hergestellt werden. 

Die Höhe der Sozialleislungsquole ist demnach von 
zwei Größen abhängig: von dem. was als Sozial- 
budget definiert ist, und vom Bruttosozialprodukt. 

Die Definition des Sozialbudgets w'ird in Nr. 18 
abstrakt und in Nr. 20 konkret gegeben. Das 
Sozialbiidget umsdilieflt zum ersten Mal Teile, die 
bisher im Sozialberichl gesondert beschrieben, in die 
Sozialleistungsquote aber nicht eingeschlossen 
waren: betriebliche und indirekte Leistungen. Die 
einheitliche Aufbereitung und Darstellung aller Lei- 
stungen (und der gesamten Finanzierung) hat auch 
die Berechnung der Sozialleistungsquote beeinflußt. 
Die Quote ist dadurch um rd. 5 Prozenlpunkte höher 
als die vergleichbare Rechnung aus dem Sozial- 
budget 1971 (Drucksache \1/2155. S. 78). 

An dieser Erhöhung sind beteiligt mit 

— je rund Punkt die freiwilligen Soziaüeistun- 
gen der Arbeitgeber, die 1971 in der hier ver- 
wendeten Abgrenzung mit rd. 4,4 Mrd. DM in 
die Rechnung einbezogen wurden, und die neu 
aufgenommenen Leistungen im Wohnungswesen 
mit 4.1 Mrd. DM (vgl. Nr. 87). 

— mit etwa 3' 's Prozentpunkte (gleich 26,5 Mrd. 
DM) die steuerlichen Vergünstigungen, die teils 
schon früher (z. B. Steuerfreibeträge für Kinder 
und Ehegatten) im Sozialbudget beschrieben 
wurden, wenn auch nicht in der Quote enthalten 
waren, teils neu, wie die Sparförderung, ins 
Sozialbudgel und die Sozialleislung.squole aul- 
genommen wurden. 

— mit je rund Punkt die Krankenversicherung, 
deren Ausgaben 1971 um rund 3 Mrd. über der 
Vorausschdtzung lagen, und die Familienzu- 
schläge im öffentlichen Dienst, die inhaltlich er- 
weitert wurden (vgl. Nr. 72). 

2. Die Entwidclung der Sozialleistungsquote ist 
aussagekräftiger als ihre absolute Höhe. Aber auch 
die Entwicklung hängt von tendenziell unterschied- 
lichen und unterschiedlich zu bew'crlcnden Faktoren 
ab. 

Die Faktoren lassen sich aufteilen in 

— demographische Faktoren, z. B. Zahl der Kinder, 
Rentner, Kriegsopfer, Altersaufbau einer V'er- 
sichertengemeinschdft ; 

— rechtliche Faktoren, z. B. Höhe der Leistungen, 
Änderung der Zahl der Bezugsberechtigten; 

— konjunkturelle und saisonale Faktoren, z. B. Zahl 
der Arbeitslosen, Schlechtwettergeld u. a. 

Hinzu kommt, in welchem Verhältnis private und 
öffentliche Dascinsvorsorge zueinander stehen. 

Dazu ist die Quote wesentlich von der unregelmäßig 
steigenden Bezugsgröße, dem Bruttosozialprodukt, 
abhängig. Sie wird damit konjunkturabhängig, aber 
mit umgekehrten Vorzeichen. Steigt das Brutto- 


sozialprodukt rasch an. folgen die Sozialleislungen 
mit Verzögerung: die Quote sinkt normalerweise, 
und umgekehrt. Eine zunehmende Sozialleistungs- 
qiiole in der beginnenden Rezession kann also als 
normal angesehen werden, im wirtschaftlichen Auf- 
schwung ist sie eine Besonderheit. 

Für die Vorausschau hat die Abhängigkeit von der 
schw'onkenden Bezugsgroße Sozialprodukt keinen 
störenden Einfluß, weil für das Sozialprodukt eine 
lineare Entwicklung unterstellt wird. 

3. Die.se Überlegung bestätigt sich in der Entwick- 
lung der Sozialleistungsquote im Beobachtungszeit- 
raum. 1970 lag sie bei 24,8. Von 1970 bis 1971 war 
das reale Wachstum des Bruttosozialprodukts mit 
2,9 V. H. relativ gemäßigt. Die Differenz zum nomi- 
nellen Wachstum (10,5 v. H.) entfiel au! Preissteige- 
rungen, an denen Sozialleistungen mindestens im 
gleichen Maße leilnahmen. Die Sozialleislungen 
stiegen 1971 um insgesamt 13,2 v. H., infolgedessen 
stieg die Sozialleistungsquote relativ stark auf 25,3. 
Am Wachstum der Sozialleistungen waren vor 
allem die Gesundheitsleistungen beledigt. Zum Teil 
ist das indessen die Folge einer rein monetären 
Expansion, verursacht z. B. durch Erhöhung der 
ärztlichen Gebührensätze. Das gilt auch für die 
hohe Wachstumsrate in der Funktion Mutterschaft, 
die nicht auf eine Zunahme der Zahl der Geburten 
zurückzuführen ist. 

Stark zugenommen haben außerdem die Leistungen 
für berufliche Bildung — die Ausgaben hierfür 
haben sich nahezu verdoppelt — sowie für Woh- 
nung. 

4. Von 1971 auf 1972 steigt das Bruttosozialpro- 
dukt voraussichtlich um 7,5, das Sozialbudgel um 
9.1 V. H. Die Sozialleistungsquote erhöht sich dem- 
zufolge weiter auf 25,7. Ursächlich für das weitere 
Wachstum ist eine verhältnismäßig starke Zunahme 
der Leistungen für berufliche Bildung und für 
Arbeitslosigkeit (vgl. Nr. 49) für vorbeugende Lei- 
stungen bei Krankheit (vgl. Nr. 42) sowie für Woh- 
nung. 

Die Voraussdiau Jur das Jahr 1972 ist mit den An- 
nahmen der Jahresprojektion ^) abgestimml. Das 
wirkt steil besonders aut die Sachleistungen restrik- 
tiv aus. Die leicht überdurchschnittliche Zunahme 
bei den Gesundheitsleistungen erklärt sich daher 
vorwiegend aus dem mengenmäßigen Wachsliirn, 
u. a. im Zusammenhang mit der Einführung der 
Krankenversicherung der Landwirte. 

5. Im mlltelfrisllgen Zeitraum 1971 bis 1976 ist 
eine weitere Zunahme der Sozialleistungsquote auf 
26,4 V. H. des Sozialprodukts errechnet worden. Die 
Ursachen sind unterschiedlicher Natur. 

In einem erheblichem Maße wirkt sich die Sozial- 
gesetzgebung der laufenden Legislaturperiode aus. 
Das macht sich vorwiegend bei den Leistungen für 
Alter bemerkbar (Rentenreforragesetz), welche die 
größte absolute Zunahme aufweisen. Außerdem 

*) Jahreswirtschaftßbericht 1972 der Bundesregierung 
(Drucksache VP3Ü7Ö) 
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Übersicht B — 2 


Tellquölen 

zum Vergleich mit früheren Budgets 


1 

1 1965 

1 »970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

' 1 

Arbeitgeberleistungen (bishen Betrieb- 






tidie Leistungen) 

0,6 

0.6 

0.6 

0.6 

0,6 

Endirekle Leistungen 

4,5 

4.0 

4.1 

3,9 

3.4 

Soziale Sicherung» Entschädigungen» 






Soziale Hilfen und Dienste . ^ .w . • 

13.9 

20.2 

20,6 

21.2 

22,4 


nehmen die BjJdungs- und ArbeUsförderungsleislun- 
gen weil üherdurdiscfmitLlidi zu sowie auf dem Ge- 
suntiheiLSiseklor die Leistungen für Vorbeugung. 

Daneben zeigt sidi ein starkes Wadistum bei den 
Pdnillieiileistungen, und zwar Ln der Funktion Ehe- 
galten. Utsadie hierfür Ist das Hinein wachsen brei- 
terer Sthidiien in den Bereich steigender Steuerpro- 
qression, so dah die Familienleistungen aus dem 
Ehegaltensplilting /.miehmen {vgt. Sdraublld 9], 

6. Um den Vergleich mll früheren Berechnungen 
zur Sozia lleistungsquole zu erleUhlefn wird in 
der Ubersidit B — 2 die Quote in die bischer übüdien 
Bestandteile zerlegt. 

7^ AufschlußrciciiBr dürften TeiUjuoLen sein, die 
den Ordnungsprinzifiien des Sozialbudgets folgen: 
Zunächst in Übersicht B-3 die Teilquoten, die von 
den einzelnen Institutionen erreicht werden,- dann 

Sozialbudgel 1971, NT. 32, S, 78 IDrucksache VI 2155) 


in UbersidiL B-4 die auf die Funktionen entfallenden 
Quoten, 

8, Die Übersicht B — 3 über die Teilquolen der In- 
stituUonGn zeigt, daß die Rentenversicherungen ins- 
besondere die Renlenversidierung der Angestellten, 
stetig expandieren. Die gesetzliche Kranken vec- 
sidiening dagegen verlangsamt gegen 1976 ihren 
bisherigen Ausweitungsprozeß. Kindergeld erhöht 
1976 seinen Anteil; insgesamt heben sich die beiden 
Veränderungen gegenseitig auf. Die Entschädi- 
gungsleistungen haben abnehmende Tendenz, we* 
niger in der Krlegsopferversorguog, deren Leistun- 
gen ab 1971 dynainiaierl wurden, als vielmehr bei 
LrislenausglBidn und Wiedergutmadiüiig. Die Sozia- 
len Hilfen und Dienste nehmen insgesamt zu, be- 
sonders Jugendhilfe und Ausbildungsförderung, Die 
mdirekten Leistungen nehmen anteilmäßig ab. Zum 
Teil ist das auf die Neuordnung des Familienlasten- 
susgleichs zurückzuführen. Zum Teil hat es aber 
audi seine Gründe in der Schwierigkeit, diese Lei- 
stungen fortzuschreiben. 


69 


Drucksache VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Übersicht B — 3 


Institutionen 

Leistungen *) in v, H. des Bruttosozialprodukts 



1 

>965 

1 1970 

( 1971 1 

1972 

1 1976 




Milliarden DM 


Bruttosozialprodukt 

460.4 

682,1 

756,4 

813,5 

1 103,6 



Leistungen *) in 

V. H. des Bruttosozialprodukts 

10 

Allgemeine Systeme 






101 

Rentenversicherung der Arbeiter ...... .. . • . 

3.48 

3,84 

3,74 

3,86 

4,38 

102 

Rentenversicherung der Angestellten 

1.90 

2,18 

2,17 

2,25 

2,70 

103 

Krankenversidierung 

3,48 

3,72 

4,14 

4,28 

4,30 

104 

Unfallversicherung 

0,67 

0,60 

0,58 

0,61 

0,60 

105 

Arbeitsförderung 

0,31 

0,53 

0,60 

0.71 

0,62 

106 

Kindergeld 

0,60 

0,42 

0,43 

0.40 

1,25 


10 zusammen... 

10.45 

11,29 

11,66 

12,11 

13,86 

11 

Entgeltfortzahlung 

1,01 

1,74 

1,81 

1,79 

1,78 

12 

Sondersysteme 






121 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

0,79 

0,78 

0,74 

0,76 

0,82 

122 

Altershilfe für Landwirte 

0.11 

0,13 

0,13 

0,14 

0,15 


12 zusammen... 

0,90 

0,91 

0,87 

0.90 

0,96 

13 

Systeme nach beamtenrechtlichen Vorschiiften 






131 

Pensionen 

2,31 

2,31 

2,40 

2,39 

2,40 

132 

Familienzuschläge 

1,03 

0,86 

0,80 

0.82 

0,40 

133 

Beihilfen 

0,18 

0,22 

0,24 

0,25 

0,24 


13 zusammen . . . 

3,52 

3,39 

3,45 

3,45 

3.05 

14 

Ergänzungssysteme 






141 

Zusatzyersicherung im öffentlichen Dienst .... 

0,12 

0,17 

0.20 

0,20 

0,20 

142 

Zusaü^ersicherung für einzelne Berufe 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 


14 zusammen... 

0,13 

0,18 

0,21 

0,21 

0,21 

1 

Soziale Sicherung 

16,00 

17,53 

18,00 

18,46 

19,86 

2 

Freiwillige Leistungen 






201 

Arbeitgeberleistungen 

0,64 

0,61 

0,59 

0,59 

0,57 

3 

Entschädigungen 






301 

Versorgimg der Kriegs- und Wehrdienstopfer . . 

1.24 

1.07 

1,03 

1,03 

1,06 

302 

Lastenausgleich 

0,43 

0,25 

0,23 

0,20 

0,12 

303 

Wiedergutmachung 

0,35 

0,28 

0,26 

0,23 

0,12 

309 

Sonstige Entschädigungen 

0.09 

0.05 

0,06 

0,08 

0,08 


3 zusammen . . . 

2,11 

1,65 

1,59 

1^54 

1,38 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 






401 

Sozialhilfe 

0,43 

0,46 

0,47 

0,47 

0,40 

- 402 

Jugendhilfe 

0,17 

0,22 

0,24 

0,26 

0,34 

1 403 

Ausbi Idungsförderung 

0,03 

0,06 

0,11 

0,14 

0.15 

404 

Wohngeld 

0,04 

O.IO 

0,13 

0.18 

0.17*T 

1 405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

0.14 

0,12 

0,12 

0,12 

0,11 


4 zusammen . . . 

0.81 

0,96 

1,07 

1.17 

1,15 

5 

Indirekte Leistungen 






501 

Steuerermäßigungen 

3,66 

3,44 

3,50 

3,38 

3,03 

509 

Sonstige Vergünstigungen 

0,81 

0,59 

0,55 

0,52 

0,40 


5 zusammen . . . 

4,47 

4,03 

4,05 

3,90 

3,44 


insgesamt . . . | 

24,03 

24,78 

25,29 

25,65 

26,40 


•) Leistungen ohne Verrechnungsausgaben 
siehe Anmerkung Seite 331 
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9, Die g] eidien Tendenzen lassen sich bei der Be- 
Lraditung der Ubersidit B-4 beobachten, in welcher 
die auf die FunkUonen entfallenden Quoten am 
Hrullosoziatprodukt dargestellL werden. Bemerkens- 
wert ist nodi die abnehmende Quote in der Funk- 
tion Kinder, die mit der sinkenden Geburtenquote 
zusammen hangt (vgl. Nr. 14). 


Übersicht B — t 


Funktionen 

Leistungen *) m v. H, des Bruttosozialprodukts 


1 

1 1965 

1970 

[ 1971 1 

1972 

1 1976 



Milliarden DM 



Brutlosozialprodukl * ^ , 







460,4 

682,1 

756,4 

813,5 

1 103,6 


Leistungen *) in v. H. des Bruttosozialprodukts 

Familie 






Kinder , .... . i *., k** , 

2,69 

2,22 

2,18 

2,15 

2,10 

Ehegatten . . , . * . . . . . * i , 

2,56 

2,30 

2,21 

2,23 

2,41 

Mutterschaft . ..... . . ^ 

0,20 

0,19 

0,21 

0,21 

0,20 

zusammen . . - 

5,44 

4,71 

4,60 

4,58 

4,71 

Wohnung 

1.09 

0.90 

0,86 

0,89 

0,76*') 

Gesundheit 






Vorbeugung 

0,41 

0,41 

0,44 

0.47 

0,47 

Krankheit 

4,47 

5,20 

5,58 

5,70 

5,69 

Arbeitsunfall, Berufskrankheit . . . . ..... — 

1,01 

1,05 

1,07 

1,10 

1,08 

Invalidität (allgemeine) 

0,97 

1,01 

1,00 

1.01 

1,02 

zusammen . - . 

6,86 

7,66 

8,t0 

8,28 

8,26 

Beschäftigung 






Beriiflidje Bildung 

0,10 

0,26 

0.42 

0,49 

0,47 

Sonstige Mobilität .... ...i, ^ 

0,03 

0,06 

0,06 

0,07 

0,07 

Arbeitslosigkeit 

0,25 

0.36 

0,29 

0,35 

0,29 

zusammen . . . 

0,39 

0,67 

0J7 

0,91 

0,83 

Aller • • . . 

5.31 

5,82 

5,80 

5,92 

6,62 

Hinterbliebene 

2,51 

2,84 

2,85 

2,91 

3,10 

Folgen poUiisdier Ereignisse * 

1,97 

1.55 

1.47 

1,42 

1,29 

Sparförderung .... 

0.45 

0,63 

0,84 

0,75 

0,86 

insgesamt . , . 

24,03 

24,78 

25,29 

25,65 

26,43 


1 LeistungGn ohne Verrechnmigsausgaben 
) siehe Anmerkung Seite 331 
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II. Wirtschaftliche Grundannahmen 


Das Sozialbudget ist keine isolierte Vorausberedinung. Vielmehr wird es 
durch wechselseitige Anpassung mit anderen kurz- und mittelfristigen 
Rechnungen der Bundesregierung verzahnt. Das bedeutet, daß 

— das Sozialbudget zunächst wirtschaftliche Annahmen gesamtwirtschafi- 
licher Projektionen seinen Berechnungen zugrunde legt, 

— sodann seine Ergebnisse m die gesamtwirtschaftlichen Projektionen 
einbringl, 

— und schließlich in sogenannten Rückkoppelungsprozessen Annahmen 
und Ergebnisse in allen Rechnungen in Einklang gebracht werden. 

Das gleidie gilt für den mittelfristigen Finanzplan, der auch seinerseits mit 
dem Sozialbudget abgeslimmt wird. 

Auf die wirtschaftlichen Grundannafimen des vorliegenden Sozialbudgets 
weisen die folgenden Ausführungen hin. Die Abstimmung seiner Ergeb- 
nisse wird im Kapitel .Volkswirtschaftliche Gesamtrechnimg “ dargestellt*). 


10. Das Sozialbudget 1972 basiert auf den im Jah* 
reswirtschaftsbericht 1972 der Bundesregierung*) 
veröffentlichten Daten der Jahresprojektloa 1972 
und der mittelfristigen Zielprolektion bis zum Jahr 
1976. 

Die Werte der Jahresprojeklion 1972 können nicht 
befriedigen. Bei der konjunkturellen Ausgangslage 
— Spatphase einer Hochkonjunktur — hält es die 
Bundesregierung jedoch für unrealistiscii, eine gün- 
stigere Zielkombination anstreben zu wollen. Die 


Übersicht B — 5 

Daten der Jahresprojeklion 1972 



Verände- 
ningsrate 
1972/1971 
ln V. H. 

Abhängig Beschäftigte 

- Vi 

Arbeitslose 

+ 40’) 

Bruttolöhne und -gehältcr je ab- 


hängig Beschäftigten 

+ 7'/t 

Bruttolohn- und -gehaltssumme . . 

+ 7 

Preisniveau des privaten 


Verbrauchs 

+ 4*/* 

Bruttoinlandsproduki in Preisen 


von 1962 (reales Wachstum) , * . 

+ 2'/t 

Bruttosozialprodukt zu Markt- 


preisen 

+ 7‘/t 



•| Das bedeutet einen Anstieg der Arbcitslosenquole 
von 0,8 V. H auf gut 1,0 v. H. 


immer noch zu kräftige Preissteigerung bei zu ge- 
ringem Wachstum und leichtem Anstieg der Arbeits- 
losigkeit schlägt sich zwangsläufig auch in den 
Ergebnissen des Sozialbudgets und der Entwick- 
lung der Realverdienste nieder. Im einzelnen lauten 
die für das Sozialbudget entscheidenden Daten: 


11* Die Jahresprojektion 1972 bietet immerhin die 
Chance, die Wirtschaftsentwicklung schrittweise 
wieder zu versteligen und sich mittelfristig einem 
Entwicklungspfad zu nähern, der eine optimale 
Zielkombination darstelll. Dennoch kann die Aus- 
gangssitudtion 1971 mit ihren zwangsläufig in die 
Jahresprojeklion 1972 hineinreichenden Fehlent- 
wicklungen nicht ohne Rückwirkung auf die jahres- 
durcbschnittliche Entwicklung im mittelfristigen 
Zeitraum bis 1976 bleiben. In ihrer Zielprojektion 
bis 1976 hält daher die Bundesregierung für die im 
Stabilitätsgesetz verankerten Ziele folgende Ent- 
wicklung für unvermeidlich bzw. für erreichbar: 

— für die Preise des privaten Verbrauchs eine 
jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des Preis- 
niveaus von 2,5 v. H. bis 3 v. H., 

— für die Beschäftigung eine jahresdurchschnitt- 
liche Arbeilslosenquote von 0,7 v, H, bis 
1,2 V.H., 

— für das Wirtschaftswachstum eine jahresdurch- 
schnittliche Zuwachsrate von 4 v. H. bis 4,5 v. H., 

— für den Außenbeilrag einen Anteil am Brutto- 
sozialprodukt von 1,5 V. H. bis 2 v. H, 


*) vgl. Kapitel V. 

Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich 
auf S. 73 

») Diudksadie VI/307B 
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12. Aus dieser Projektion leiten sich für die Berechnungen des Sozial* 
budgets 1972 die nachstehenden Grundannahmen ab: 


Übersicht B— ti 


Daten der mitlelfiistigen Zielprojektion 


Abhängig Beschäftigte 

Bruttolöhne und -gehälter je abhängig Beschäftigten 

Bruttolohn- und -gehaltssumrae • , , , - 

Preisniveau des privaten Verbrauchs ► 

Brultoinlandsprodukt in Preisen von 1971 (reales Wachstum) 
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 


Steigerungsrate in v. H. 
1976/1971 I 1976/1972 •) 


0.4 

0.6 

7.3 

7.25 

7.7 

7.9 

2'/» bis 3 

2 bis 2V» 

4.5 

5.0 

7.8 

7.9 


’j Nach Berücksichtigung der ln der Jahresprojeklion 1972 (vgl. Nr. 10) elngesetilen Werte verbleibende ReslgröDe der 
ln der Vorspalle aufgoiührten Tniltelfristigen Jahresdurchschnitte bis 1976 (Basisjahr 1971). 


III. Demographische Daten 

Bei längerfristiger Betrachtung sind viele Veränderungen des Sozialbudgets 
Folgen einer veränderten Bevölkerungsstruktur. So zeigt vor allem der 
Altersaufbau der Bevölkerung im Beobachlungszeilraum eine stetige Zu- 
nahme des Anteils der älteren und eine relative Abnahme des Anteils der 
jüngeren Menschen 


13. Die Altersslruktur der Bevölkerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland wird noch immer durch 
die Ereignisse zweier Weltkriege und die Folgen 
der Weltwirtschaftskrise wesentlich beeinflußt. Hin- 
zu kommen Veränderungen, die auf eine rückläufige 
Geburtenentwicklung sowie eine durchschnittlich 
längere Lebensdauer zurückzuführen sind. 

Nach den vorläufigen Ergebnissen der Volkszäh- 
lung vom 27. Mül 1970 hat die Zahl der Bevölke- 


rung seil der letzten Volkszählung von 1961 um ca. 
4,5 Millionen zugenommen. Dies entspricht einer 
Veränderung um 7,9 v. H. Die Zahl der Frauen be- 
trug zu diesem Zeitpunkt 31,8 Millionen und lag 
damit um 2.9 Millionen über der Gesamtzahl der 
Männer (rd. 28,9 Millionen). Da zur Zeit noch keine 
weitere Untergliederung dieser Ergebnisse vorliegt, 
wird im folgenden auf die älteren Ergebnisse und 
Vorausschalzungen zunickgegriffen. 


Übersicht B — 7 

Wohnbevölkerung *) insgesamt 1961 und 1970 


Stichtag 

Wohn- 

bevölke- 

rung 

insgesamt 

Männer 

1 

Frauen 



1000 

■■ 

196t 

56 185 

26 418 

29 767 

1970 

60 649 

28 866 

31 783 


•) Ergebnisse der Volkszählung am 6. Juni 1961 und 
27. Mai 1970 


14. Der Altersaufbau der Bevölkerung unterliegt 
einer allmählichen Veränderung, die nach den 
neueren Vorausschätzungen des Statistischen Bun- 
desamtes •) vom August 1971 gegenüber der bis- 
her absehbaren Entwicklung noch cieulhcher hervor- 
tnlt. Es handelt sich insbesondere um den infolge 
des anhaltenden Geburtenrückgangs rückläufigen 
Anteil jugendlicher Personen im Alter unter 15 Jah- 
ren an der Gesamlbevölkerung, der im Zeitraum 
1970 bis 1976 voraussidillich von 23,3 v. H. auf 
21.9 v. H. sinken wird. Gleichzeitig erreicht der 


") Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich 
auf S. 76 

‘1 Slalistisdies Bundesaml. Sonderbeitxag „ Votausschäl- 
zung der Bevölkerung für die Jahre 1971 bis 2000*. 
August 1971 
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Anteil der über 60 Jahre allen Personen mit 
19,8 V. H. im Jahre 1975 einen ersten Höhepunkt 
und geht im Endjahr des Beobach lungszeitraumes 
dul 19.4 V. H. leicht zurück. DLe Veränderung der 
Zahlen dieser Personengruppen im überwiegend 
nicht erwerbsfähigen Alter ist von großer Bedeu- 


tung für den Umfang der Maßnahmen zur sozialen 
Sicherheit und deren finanzielle Auswirkungen. 

Die Gruppe der 15- bis unter 30jähngen Personen 
erhöht ihren Ajiteil an der Gesamtbevölkerung auf- 
grund der geburtenstarken Jahrgänge der 50er 


Übersicht B — 8 


Veränderungen Im Altersaufbau der Bevölkerung •) 
V. H. 


Stichtag 

Altersgruppe 

unter 15 

15 bis 30 

30 bis 45 

45 bis 60 

60 und 
mehr 

Jahre 


insgesamt 





13. September 1950 * 

23,6 

22,2 

20,8 

19,6 

13,8 

31. Dezember I960 — 

21,6 

22,4 

18,5 

21,0 

16,5 

31. Dezember 1970 

23,2 

19,8 

21,3 

16,5 

19,3 

31. Dezember 1971 

23,1 

19,5 

21,6 

16,4 

19,5 

31. Dezember 1975 

22.3 

20,1 

21,3 

16,5 

19,8 

31. Dezember 1976 

21,9 

20,5 

21,2 

17,0 

19.4 


Männer 





13. September 1950 

25,7 

22,6 

19,5 

19,1 

13,1 

31. Dezember 1960 

23,5 

24,4 

17,8 

19,8 

14,4 

31. Dezember 1970 

24,9 

21,5 

23,1 

14,6 

16,0 

31. Dezember 1971 

24,8 

21,1 

23,6 

14,6 

16,0 

31. Dezember 1975 

23,8 

21,5 

23,3 

15,6 

15,8 

SI.Dezonber 1976 

23,4 

21,8 

23,2 

16,2 

15,4 


Frauen 





13. September 1950 

21,7 

21,8 

22,0 

20,1 

14,4 

31. Dezember 1960 

19,8 

20,7 

19,2 

22,0 

18,3 

31. Dezember 1970 

21,6 

18,3 

19,6 

18,2 

22,3 

31. Dezember 1971 

21,5 

18,1 

19,B 

18,0 

22,6 

31. Dezember 1975 

20,8 

18,9 

193 

17,4 

23,4 

31. Dezember 1976 

20,6 

19,3 

19,4 

17.7 

23,1 


Jdhre von 19.8 v. R im Jahre 1970 auf 20,5 v. H. im 
Jahre I97f5. Der Anteil der Frauen in dieser Alters- 
gruppe an den Frauen insgesamt liegt hinter dem 
Anteil der Männer an den gesamten männlichen 
Personen relativ zurücic, da die Zahl der älteren 
Frauen infolge der höheren Lebenserwartung und 
wegen einer größeren Zahl von überlebenden nach 
den Weltkriegen stärker ins Gewicht lallt. Die 
Anteile der 30- bis unter 45jährigen Frauen und 
Männer bleiben in den Jahren 1970 bis 1970 annä- 
hernd konstant. 

15. Von größerer Bedeutung sind auch die Ent- 
wicklungen der Erwerbslätigkell ira allgemeinen so- | 
wie Aufschlüsse über Tendenzen der Zahl der Er- 
w’^erbstätigen nach ihrer Stellung im Beruf. Mittel- 
fristig ist mit einer unveränderten Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen zu rechnen, wobei die Zahl der ein- 
heimisctien Erwerbstätigen aufgrund demographi- 
scher Faktoren leicht zurückgehl und durc^i einen 
Anstieg der Zahl ausländisdier Arbeitnehmer kom- 


pensiert wird (Übersicht B-9). Die Zahl der Selb- 
ständigen und mithelfenden Famitienangehörigen 
wird aufgrund der Umstrukturierung in der Land- 
wirtsdiafl und durch anhaltende Konzentrationsbe- 
wegungen in den übrigen Bereichen der Wirtschaft 
auch weiterhin zurückgehen. Entsprechend ist mit 
einer Zunahme der Zahl der abhängig Beschäftigten 
zu rechnen, die im Jahre 1976 ca. 23 Millionen er- 
reichen dürften. 

16. Eine Untergliederung der abhängig Beschäf- 
tigten in Beamte, Angestellte und Arbeiter zeigl, 
daß die Zahl der Beamten und Angestellten absolut 
und relativ ständig zunimml. Ursächlidi hierfür 
sind der steigende Bedarf an öffentlichen und priva- 
I len Dienstleistungen. Die Zahl der Arbeiter geht im 
gleichen Zeitraum leicht zurück, obwohl mit einem 
gewissen weiteren Anstieg der Zahl ausländischer 
I Arbeitnehmer, die zu über 90 v. H. als Arbeiter tätig 
sind, gerechnet werden kann. 


Übersicht B — 9 


Erwerbstätige nach der Stellung Im Beruf 


Jahres- 

durch- 

schnitt 

Erwerbs- 

tätige 

davon (Spalte 1) 

davon (Spalte 4) 

Selbständige 
und milhellende 
Familien- 
angehörige 

abhängig 

Beschäftigte 

Beamte 

einschließlich 

Soldaten 

Angestellte 

Arbeiter 

1000 

1 v.H. 

1000 1 

1 v.H. 

1000 ( V. H. 

lOOO 

1 v.H. 

1000 1 

1 v.H. 

i 1 

1 2 

1 3 1 

4 1 

5 1 

1 6 1 

7 1 

8 

I 9 1 

10 

1 11 

1950*) 

20 376 

6413 

3i,5 

13 963 

68,5 

852 

4,2 

3 211 

15,8 

9 900 

48,6 

1960 

26 247 

5 916 

22,5 

20 331 

77,5 

1 504 

5.7 

5 835 

22,2 

12 992 

49,5 

1970 

27 204 

4 771 

/7.5 

22 433 

82,5 

1969 

7.2 

7 774 

28,6 

12 690 

46,6 

1971 

27 204 

4 661 

17.t 

22 543 

82,9 

1 992 

7.3 

7 934 

29,2 

12617 

46,4 

1972 

26 990 

4 560 

16.9 

22 430 

83.1 

2015 

7.5 

8 094 

30,0 

12 321 

45,7 

1976 

27 204 

4 213 

15,5 

22 991 

84.5 

2 148 

7.9 

8 734 

32,1 

12 109 

44,5 


•) ohne Berlin 
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IV. Ergebnisse des Sozialbudgets 1972 


1. Sozialpolitische und technische Grundannahmen 

Dds Sozialbudget gibt einen überblidc über die Gesamtheit sozialer Lei- 
stungen in der Bundesrepublik Deutschland, verbunden mit einer kurz- und 
mittelfristigen Vorausschau. 

über die Leistungen und ihre Finanzierung wird auf der Basis der Gesetz- 
gebung (einschließlich vom Kabinett verabschiedete Entwürfe) von Anfang 
1972 berichtet. 

Die Leistungen und ihre Finanzierung werden nach Institutionen, nach 
Zweck und Ursache (Funktionen) und nach ihrer Herkunft gegliedert. 

Durch Einsatz der EDV konnte das Tabellenprogramra erweitert werden. 
Um Wiederholungen früherer Berichte zu vermeiden, wurde in diesem 
Bericht die Beschreibung der Institutionen stark gekürzt und in den Tabel- 
lenanhang III eingearbeitet '®). 


17. Ein Sozialbudget soll die Vielfalt sozialer Lei- 
stungen vollständig, geordnet, detailliert und exakt 
darstellen. 

18. Eine voUsländlge Darstellung hängt ab 

— von der Definition dessen, was unter Soziallei- 
stungen zu verstehen ist. und 

— von der Möglichkeit, das Definierte quantitativ 
und cpialitaliv zu erfassen. 

Definiert wurden „Sozialleistungen'' im Budget 
1971 ♦). Die überarbeitete Definition lautet: 

Sozialleistungen sind vorbeugende, wiederherstel- 
lende und wiedereingliedemde Maßnahmen und 
Einkommensleistungen, einschließlich der Vergün- 
stigungen in Form von Steuer- und gesetzlich vor- 
geschriebenen Preisermäßigungen, die von beson- 
deren gesetzlichen Einrichtungen, von Gebietskör- 
perschaften und von Betrieben bei bestimmten 
sozialen Tatbeständen gesetzlich, satzungsgemäß, 
tarifvertraglich oder freiwillig zugewendet werden. 

Der Umfang des Sozialbudgets hat sich gegenüber 
1971 wie folgt geändert: 

Zusätzliche Leistungen wurden vor allem auf dem 
Gebiet des Wohnungswesens (Sozialer Wohnungs- 
bau) und der Sparförderung (Sparprämien), ein- 


T Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sieb 
auf S. 83 
•) S. 67 (Nr. 4) 

S. 68 (Nr. 10) 

"I vgl. die Tabellen II — 5 im Tabellenanhang II, sowie 
die Übersichten im Text des Kapitels IV. 5, S. 104 11. 
^*) vgl. Kapitel V (S. 141 ff.} 


schließlich der indirekten Leistungen auf diesen 
Gebieten, aufgenommen; außerdem in der Kriegs- 
opferversorgung die Leistungen für Schwerbeschä- 
digte im Personennahverkehr (vgl. Nr. 76, S. 123) 
sowie die Zuschläge in den sogenannten Orlszu- 
schlägen der Löhne und Gehälter im öffentlichen 
Dienst für Verheiratete. 

Der Plan, die Alterssicherung der Selbständigen zu 
erfassen und die Zusatzversichcrungswerke zu ver- 
vollständigen konnte noch nicht verwirklicht 
werden. Auf die Hereinnahme von Fahrgeldermäßi- 
gungen bei öffentlichen Verkehrsmitteln für Arbeit- 
nehmer und Kinderreiche wurde verzichtet, da es 
sich hier mehr um Preisdifferenzierungen als um 
Sozialleistungen handelt. Als sozialpolitischer Ne- 
beneffekt wurde das im Sozialbudget nicht erfaßt. 

19. Größere Änderungen wurden hinsichtlich der 
geordneten Darstellung eingeführl, liier wirkte sich 
vornehmlich aus, daß zum ersten Male als techni- 
sches Hilfsmittel die elektronische Datenverarbei- 
tung eingesetzt werden konnte,* dadurch verbesser- 
ten und vervielfältigten sich die Gliederungsmog- 
lichkeiten. 

Schaubild 1 stellt schematisch die Ordnungsmerk- 
male des Sozialbudgets zusammen. 

Aus der Kombination verschiedener Ordnungs- 
merkmale entstehen die Zahlenübersichten, die 
durch die Verkettung der verschiedenen Jahre (in 
diesem Budget: 1965, 1970, 1971, 1972 und 1976) 
vervollständigt wurden. Das Merkmal „Leislungs- 
erapfänger" ist erst im Ansatz gebracht worden ’’). 
Darüber hinaus werden die Großen des Sozialbud- 
gets in den Zusammenhang der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung eingeordnet '*). 
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20. Die Ordnung des SoziaJbudgets in Institutionen 
ist schematisch in Schaubild 2 2 u erkennen, im ein- 
zelnen sind es folgende Institutionen: 

1 Soziale Sicherung 

10 Allgemeine Systeme 

101 Rentenversicherung der Arbeiter 

102 Rentenversicherung der Angestellten 

103 Krankenversidierung 

104 Unfallversicherung 

105 Arbeitsforderung 

106 Kindergeld 

11 Entgeltfortzahlung 

12 Sondersysteme 

121 Knappschaf tliche Rentenversicherung 

122 Allershille für Landwirte 

123 Alterssicherung der Selbständigen ”) 

13 Systeme nach beamtenrechllichen Vorschriften 

131 Pensionen 

132 Familienzuschläge 

133 Beihilfen 

14 Ergänzungssysleme 

141 Zusatzversichorung im öffentlichen Dienst 

142 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

2 Freiwillige Leistungen 

201 Arbeitgeberleistungen 


3 Entschadigungsleistungen 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer 

302 Lastenausgleich 

303 Wiedergutmachung 

309 Sonstige Entschädigungen 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

401 Sozialhilfe 

402 Jugendhilfe 

403 Ausbildungsförderung 

404 Wohngeld 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

5 Indirekte Leistungen 

501 Steuerermäßigungen 
509 Sonstige Vergünstigungen 

Nach der Einbeziehung der freiwilligen (bisher „be- 
triebliche'') und der indirekten Leistungen in die 
institutionelle Ordnung dürfte der Rahmen des 
Sozial budgels im großen und ganzen festliegen. Ge- 
wisse Ergänzungen sind noch möglich, vor allem 
bei den freiwilligen und den indirekten Leistungen, 
die inslilutionell weiter aufgefacherl werden kön- 
nen, und im Hinblick auf das Schließen von statisti- 
schen Lücken, z. B. bei der Alterssicherung der 
Selbständigen. 

Um Wiederholungen zu vermeiden sind die Einzel- 
berichte zu den Institutionen stichwortartig verkürzt 
und mit dom Redienwerk kombiniert worden (vgl. 
Anhang III). 

**) z Z. noch nicht erfaßt 
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Schaubild 2 


Sozialbudget nach Institutionen 
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Struktur von 1971 

Volumen: ce. 190 MHharöen DM 
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21. Die funktionale Ordnung ist durch die EDV- 
bedingte tiefere Aufgliederung etwas differenzier- 
ter geworden, wobei alle Leistungen (auch die allge- 
meinen) funktional aufgegliedert wurden. Das 
konnte oft nur durch Schätzungen erreicht werden. 
Da die Institutionen um einige Bereiche ergänzt 
wurden, die in früheren Budgets nur im funktiona- 
len Teil enthalten waren (indirekte Leistungen, frei- 
willige Arbeitgeberleistungen etc.), stimmen in die- 
sem Budget die Summen für die institutionelle und 
funktionale Aufgliederung voll überein. Mitein- 
ancicr verwandte Funktionen wurden zu Gruppen 
zusammengestellt. Schaubild 3 zeigt schematisch den 
Aufriß, 

Die Liste der Funktionen sieht nunmehr so aus: 

Familie 

Kinder 

Ehegatten 

Mutterschaft 

Wohnung 

Gesundheit 

Vorbeugung 

Krankheit 

Arbeilsunfall, Berufskrankheit 
Invalidität (allgemeine) 

Beschäftigung 

Berufliche Bildung 
Sonstige Mobilität 
Arbeitslosigkeit 

.Alter 

Hinterbliebene 

Folgen politischer Ereignisse 

Sparförderung 


Schaubild 3 
Sozialbudget nach Funktionen 



Struktur von 1971 

Volumen: ca. 190 Milliarden DM 
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Die Bezeichnungen „Funktion“ und „funktional“ sind 
beibehallen worden, obwohl sie den Sachverhalt 
nicht genau und hinreichend beschreiben 

22. Wenig verändert wurde die Einordnung der 
Leistungen in Lelslungsarlen, Das Prinzip ist bei- 


•^) Im einzelnen; Die alte Funktion „Familie“ wurde auf- 
geteilt in die Funktionen „Kinder“ und „Ehegatten", 
Die alte Funktion „Krankheit" wurde aufgeteilt in die 
Funktionen „Vorbeugung“ und „Krankheit". Die Funk- 
tion „Vorbeugung“ enthalt audi Vorbeugungsleistun- 
gen aus anderen Funktionen, vor allem der Funktion 
„ Arbeitsunfall. Berufskrankheit". Die alle Funktion 
„Invalidität“ wurde zerlegt in die Funktion „Arbeits- 
unfalL Berufskrankheit“, „Invalidität (allg.)“ und „Fol- 
gen politischer Ereignisse“. Die alten Funktionen „Be- 
schäftigung“ und „Bildung“ wurden aufgegliedert in 
die Funktionen „Berufliche Bildung", „Sonstige Mobi- 
lität" und „Arbeitslosigkeit“ und zur Gruppe „Beschäf- 
tigung" zusammengefaöl. Die alte Funktion „Tod“ 
trägt nunmehr die Bezeichnung „Hinterbliebene"; Hin- 
lerbliebenenleislungen infolge politischer Ereignisse 
sind in der Funktion „Folgen politischer Ereignisse“ 
enthalten. Die Funktion „Sparförderung" w'urde neu 
eingerichtet. 


behalleri worden, zur Verdeutlichung wurden Unter- 
ordnungen geschaffen. Die Liste der Leistungsarien 
gliedert sich wie folgt; 

Einkommensleislungen 
laufende Leistungen 
einmalige Leistungen 

Sachleistungen 
Barerstaltungen 
W^aren- und Dienstleistungen 

Allgemeine Dienste und Leistungen 
Zuschüsse 
Maßnahmen 
Innerer Dienst 

Verrechnungen 

Beitragsvonechnungen 

Leistungsverrechnungen 

Verwaltungsverrechnungen 

Der Begriff „Emkommensleistungen“ ersetzt die frü- 
her verwendeten Bezeichnungen „Barleistungen" 


Schaubild 4 


Schema des Finanzienings- und Leistungseinflusses im Sozlalbudgel 


Leistungen 

◄ 


4 - 




C 



Finanzierung 

4 


4 


4 - 


4. 8. C - Institutionen: L = Leistungen; F = Finanzierung 
Schraffur — Verrechnungen 
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oder «Geldleistungen“. Er deutet zugleich die Be- 
deutung dieses Glieder\mgsschemas für die Zuord- 
nung zu den Kategorien der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrectinung an. 

Die Unlcrgliederung der Einkommens- und Sach- 
leistungen bedarf keiner weiteren Erläuterung. Die 


S c h a u b i l d 5 

Sozialbudget nach Leistungsarien 



Struktur i'on 1971 
Volumen: ca, 190 Milliarden DM 


Kategorie «Allgemeine Dienste und Leistungen“ 
wurde ira Sozialbudget 1971 ‘®) beschrieben. Die 
Position umfaßt die Leistungen, die nicht unmittel- 
bar einer bestimmten begünstigten Person zuge- 
redinet werden können. Die UntergUederung trennt 

'») S. 92 (Nr. SS) 


Schau bild 6 
Finanzierung nach Arten 





dm v«r«ichsr.iw 





Direktieittungen der Arbeftgeber 


öffentliche Mittet 

Sonitige Einnahmen 


Veiiiibwnwti^faa 1 





Struktur von 1971 

Volumen' ca. 190 Milliarden DM 
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nun Zuschüsse, also Geldleistungen, die über Dritte 
2 U bestimmten Vergünstigungen führen, von Maß- 
nahmen, vor allem beratenden, beaufsiditigenden 
und betreuenden Leistungen, die früher nicht 
systemgerecht als Verwaltungs-,. Kosten“ bezeich- 
net wurden, und dem inneren Dienst, dessen Auf- 
gabe darin gesehen w'ird, bestimmte Einrichtungen 
in sich zu erhalten und der Allgemeinheit zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Verrechnungen wurden ebenfalls im Sozialbudget 
1971 beschrieben *®). Als zusätzliche Erläuterung 
zeigt Schaubild 4 die Standorte von Verredmungs- 
posilionen im System des Sozialbudgels. Die Dar- 
stellung ist schematisch und sehr stark vereinfacht. 
In einer Vielfalt von Strömen bewegen sich immer- 
hin rd. 12,5 Mrd. DM innerhalb des Systems (1971). 
Die Zuordnung der Leistungen auf einzelne Lei- 
stungsarien ist zum Teil nicht unproblematisdi. Im 
großen und ganzen wurde eine Zuordnung gewählt, 
die der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ent- 
spricht. 

Schaubild 5 zeigt schematisch die Ordnung des 
Sozialbudgels in Leislungsarten; darin ist zugleich 
angedeulet, inwieweit Leistungen für Angehörige 
zugewendet werden, soweit sich das statistisch fest- 
steilen läßt. 

23 . Entsprechend der Leistungsseile Ist die Finan- 
zierungsseilc des Budgets gestaltet. Den Leistungs- 
arien entsprechen die Finanzierungsarien. Aus den 
„Beiträgen der Arbeitgeber" wurden die „Direkt- 
leislungen der Arbeitgeber“ ausgegliedert, das sind 
solche Leistungen, die unmittelbar vom Arbeitgeber 
an Begünstigte geleistet werden |z. B. Entgeltiort- 
zahlung). Die Position «öffentliche Miller tragt neu 
die Bezeichnung „öffentliche Mittel (Zuweisungen)", 
weil auch m anderen Finanzierungsarten (z. B. Bei- , 
trägen der öffentlichen Arbeitgeber) öffentliche Mit- i 
tel enthalten sind (vgl. hierzu Nr. 24). Die öffent- 
lichen Mittel umfassen auch Einnahmeverzichte. 

Schaubild 6 zeigt die Aufteilung des Sozialbudgets 
nach Finanzierungsarten. 

24 . Neu eingeführl wurde die Gliederung nach 
Finanzieningsquellen. Bisher wurde nur die Finan- 
zierungsart „öffentliche Mittel“ in einer Neben- 
rechnung '^) untergliedert, jetzt wird jede Position 
nach folgenden Quellen aufgeschlüsselt; 

Unternehmen 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Sozialversicherung 

Private Organisationen 


*•) Nr. 56 (S, 92) 

”) vgl. Sozialbudgel 1971 T«ibetlen Il~lOff. (S. 258 ff.) 

^’) vgl. S. 136 ff. und Tabellen im Anhang 11 — 4. TI— 6 
und fll 


Private Haushalte 
übrige Well 

Die Kombination der Kategorien Fmanzlerungs- 
arten und FinanzierungsquelJen ergibt neue Infor- 
mationen '**). Schaubild 7 zeigt die Ordnung des 
Sozialbudgels in Finanzierungsciuellen. 


Schaubild 7 

Finanzierung nach Finanzlerungsquellen 



Strvktur von 1971 

Volumen: ce. 190 Milliarden DM 
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25, Die Ordnung des Budgets nach den bisher be- 
schriebenen Gesi dl Lsp unkten v^ar nidglidi durdi 
eine detaillierte Eingabe der verarbeitenden Da- 
ten. Leistungen und Finanzierung wurden in allge- 
mein gültige Leislungs- und Finanzierungslypen zer- 
legt. Die als Anhang V abgedruckte Typenliste, die 
der Eingabe zugrunde liegt, kann die Grundlage für 
eine Vielzahl von Einzel analysen werdeur so daß 
für zukünftige Budgets von da her mit wesenllichen 
Bereitherungen geredinet werden kann. 

Die gesamte Typenliste ist darüber hinaus als Kata* 
lüg für eine Bank sozialpülitisdier Daten gedacht. 
Es W'ird angeslrebt, unniillelbare Verbindungen zwi* 
sehen Datonhank ^ Sozia Ibudget und Datenquellen 
herzustellen. 

Weitere VeTbosseningen sind nunmehr iiir die kurz- 
und mittellristigo Fortsdireihung des Budgets mög- 


lich. Bisher w-urden relativ große Einheiten en bloc 
fortgeschrieben, für zukünftige Budgets zeidinen 
sidi erhebliche VerfeinerungeTi ab, die vor allem für 
Detailanalysen von Wert sein werden. 

26 , Schließlidi soll ein Sozialbudget die Wirklid;- 
keil möglichst genau, wiedergeben. Die deutsche 
Sozialslalistik hat einen vergleidiswelse hohen 
Standard. Für Zwecke des Sozialbudgets erschiene 
es jedoch wünschenswert, wenn die Kategorien der 
Statistik und die des Sozialbudgels kompatibel wa- 
ren, lind wenn beim Abfahren des Budgets alle Da- 
ten für das ßasisjahr (hier: 19711 gesichert wären. 
Das ist vor allem dort nicht der Fall, wo die Daten 
über mehrere Zuständigkeitsgrenzen und aus wei- 
ter Verzweigung zusammengezogen werden fz^ B, 
Krankenversicherung, Sozial- und Jugendhilfe 
u, V. a. m.), 


2, Entwicklung von Verdiensten und Kaufkraft 

Die Arbeitnehmer haben in der Vergangenheit in wadisendem Maße zur 
Finanzierung der sozialen Sicherung beigetragen. Dennoch stiegen ihre 
Nettoverdienste in allen Jahren seit 1950 nominal wie auch real; von 1950 
bis 1971 real um Lnsgesamt 175 v. H, Für die Jahre 1972 bis 1976 kann trotz 
w-eiler steigender Abzüge mit einer j ah resdurdisdhn Etlichen Erhöhung der 
realen Nettoverdienste von 3 v. H. bis 4 v. hl. gerectinet werden 


27 , Das Sozial Budget hat es sich von vornherein zur 
Aufgabe gestellt nicht nur Ausmaß, Struktur und 
Enlwitklujig der sozialen Lcislüngen und deren Fi- 
nanzierung, sondern auch deren Umverleiluögswtr- 
kung darzusteUen. Wie in den bisherigen drei So- 
zialbudgets der Bundesregierung muß sich diese 
Darstellung allerdings nodi aut die HeranzLehung 
der abhängig Besthäfliglen zur Finanzierung der 
Sozidlleistiingen beschränken. Dies geschieht direkt 
über die Beiträge zur Sozialversicherung sowie — 
wenn auch zu einem nfdu exakt zurechenbaren 
Anteil — über die Lohnsteuer. Eine eingehendere, 
insbesondere über die abhängig Beschäftigten hin- 
ausgehende Untersuchung der Umverleiiungswir- 
kungen müßte auch die indirekten Steuern mit ein- 
beziehen, über die selbst die aus dem Erwerbspro- 
zeß ausgescinetlenen Sozi alle isfungsempfänger an 
der Aufbringungsseile des Umverteüungsprozesses 
beteüjgl sind. 

28 , Die insbesondere im ersten Sozialbudget ein- 
gehend untersuchte Heranziehung der Arbeitneh- 
mer über SoziaJverslcheniiigsbeiträge und Lohn- 
steuern und die damit verbundene Verminderung 
ihrer BruLtoarbeilsenlgeUe bat zu Ergebnissen ge- 
führt, die ducii in den folgenden Sozialbudgels be- 
stätigt und im vorliegenden erneut unterstridien 
werden können. 


^^1 Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich 
auf Seite Ö5 


— Mit wachsenden SozialleisLungen stiegen die 
Abzüge der Arbeitnehmer absolut wie relativ, 
und zwar von 32,6 v. H. der Bruttolöhne und 
-gehälter im Jahr 1950 auf 24,0 v. H. im Jahr 
1971. Allein die letzten beiden Jahre erbraditen 
einen Anstieg um 3 v. H.-Punkle. (Hierbei war 
allerdings der Konjunkturzusdilag mit gut 
0,5 V. H. -Punkt beteiligt, um den sich bei absolut 
weiter anhaltender Zunahme der Abzüge ihr 
relatives Gewidii durch Rückzahlung des Zu- 
schlags in diesem Jahr vermindern wird). 

— Das Wachsen der Abzüge ist vorwiegend durch 

die Lohnsteuern bedingt, deren Gewußt sich von 
1950 bis 1971 nahezu verdreifadit hat und den 
relativen Anteil der Sozialversicherungsbeiträge 
bereits im Jahr 1970 übertraf, Letzterer ist da- 
gegen von 1950 bis 1971 nur um ein DriüeL ge- 
stiegen. In den vergangenen drei Jahren blieb 
der Anteil infolge zum Teil gegenläufiger Ent- 
wicklungen (Erhöhung von Beitragssätzen und 
Bemessungsgrenzen, Beilragssenkung infolge 
Lohnfortzahlung und Beitragsübe mahme nichl 
kranken versidierungspfliditiger Angestellter 

durch den Arbeitgeber] im Durchschnitt sogar 
konstant, 

— Trotz zunehmender Abzüge sind die Nettover- 
dienste der ATbeilnehmer m allen Jahren seit 
1950 nominal wie öueh real gewachsen. Von 1950 
bis 1971 stieg der reale Nettoverdienst um rund 
175 V. H.; m. a. W. ein durchsdmitüichei Netto- 
verdienst von 100 DM im Jahre 1950 ist bis zum 
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Jahr 1971 zu einem solchen mit einer Kaufkraft 
von 275 DM angewachsen, 

Auch für den Zeitraum des vorliegenden Sozialbud- 
gets kann trotz weiter steigender Abzüge und 
einer durch die Ausgangssiluation stark vorbela- 
steten, überdurchschnittlichen Erhöhung der Ver- 
braucherpreise mit einem zufriedenstellenden 
Wachstum der realen Nettoverdienste gerechnet 
werden. Im Durchschnitt der Jahre 1972 bis 1976 
wird es 3 v, H. bis 4 v. H. betragen. Wie Über- 
sicht B — 10 im einzelnen zeigt, liegt diese Spanne 
etwas niedriger als für die Zeiträume der beiden 
letzten Sozialbudgets veranschlagt, die besonders 


von der Hochkonjunkturperiode 1969/1971 geprägt 
waren. Sie entspricht etwa der Entwicklung der 
Jahre 1965 bis 1970 und den im ersten Sozialbudget 
angeselzten durchschnittlichen Raten, die — wie 
Übersicht B — 10 weiter zeigt — inzwischen weitest- 
gehend anhand der tatsächlichen Entwicklung über- 
prüft werden können. Wenn man dabei die Tat- 
sache berücksichtigt, daß diese Raten seinerzeit be- 
wußt vorsichtig angesetzt waren und die tatsächliche 
Entwicklung des Jahres 1970 durch die Einführung 
der Lohnfortzahlung nach oben beeinflußt wurde, 
kann man den seinerzeitigen Ansatz als in durch- 
aus zufriedenstellendem Maße verifiziert ansehen. 


Übersicht B — 10 


Steigerungsrate der realen Nettoverdienste je beschäftiglen Arbeitnehmer 

V. H. 


Jahr 


1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 


Werte Sozialbudget 

1968 1 1969/70 | 1971 | 1972 


jahresdurdischnitUich 


3 bis 4 


4 bis 5 


gut 4 


3 bis 4 


Tatsächliche Werte 


gegenüber 

Vorjahr 


4,7 


3.2 
4,4 
8,1 

4.3 
3,7-) 


Zeitraum 


1955/1950 

1960/1955 

1965/1960 

1970/1965 


Zum Vergleich: 


Jahresdurchsdinitilidi 


6,1 

4,6 


5,3 

3.8 


*) aus Jahresprojektion abgeleitet 
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3. Umfang und Wachstum des Sozialbudgets 

Insgesamt erreichten die Sozialleistungen 1971 ein Volumen von 191 Mrd. 
DM. Für das laufende Jahr wird ein Wachstum uni 9,1 v. H. auf rund 
209 Mrd. DM erwartet. 

Im mittelfristigen Zeitraum wird unter den Annahmen der mittelfristigen 
Wirtschaftsprojektion und auf der Basis der bis Anfang 1972 beschlossenen 
Gesetze und der vom Biindeskabinett verabschiedeten Entwürfe ein Wachs- 
tum von 52,5 V. H. auf 292 Mrd. DM erwartet. Pro Jahr ist das eine durch- 
schnittliche Steigerung um 8,8 v. H. 

Wie bereits erwähnt, ist das rd. ein Viertel des Bruttosozialprodukts. 

Je Kopf der Bevölkerung entfielen 1971 3088 DM Sozialleislungen, Bis 
1976 wird dieser Betrag auf 4596 DM steigen? das sind 48,8 v. H. insgesamt 
oder 8,3 v. H. im Durchschnitt pro Jahr 


29. Mil rund einem Viertel des Bruttosozialpro- 
dukts erreichten die Sozialleislungen 1971 ein Vo- 
/u/nen von 191,3 Mrd. DM. Die Jahreswerte und 
Wachstumsralen sind aus der folgenden Übersicht 
zu entnehmen. 

Volumenmäßig wird das Wachstum im Vorausbe- 
rechnungszeitraum vorwiegend von den Leistungen 
für Aller und für Familie ibesonders für Ehegatten) 


Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich 
auf S. 88 


Umlang 


getragen. Daneben zeigen sidi hohe Raten, die sidi 
aber auf geringere Ausgangswerte beziehen, bei 
den Leistungen für Vorbeugung und berufliche Bil- 
dung (vgl. Übersicht B — 16). 

Unter den Institutionen (vgl. Übersicht B — 23) ragt 
neben den Rentenversidierungen die Jugendhilfe 
mit weit überdurchschnittlichen Steigerungsraten 
hervor. Die hohe Rate beim Kindergeld ist die Folge 
einer strukturellen Veränderung (vgl. Nr. 39, 67 
und 86). 

Im einzelnen wird auf die .Abschnitte 4 und 5 ver- 
wiesen. 


Übersicht B — 1 1 


Wachstum 


1 

1965 1 1970 1 1971 1972 | 1976 

Sozialbudget in Millionen DM 

110 622 169 043 191278 208 677 291 705 


1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 

Insgesamt | pro Jahr 

insgesamt | pro Jahr 

Veränderung in v. H. 

52.8 8,9 

J3,2 

9.1 

52,5 8,8 
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30. Setzt man Daten des Sozialbudgets zur Bevöl- 
kerung ins Verhältnis, so ergeben sich die folgen- 
den Sozialleislungsziffern (Übersichten B — 12 bis 
B— 15). 

Bei einer Zunahme der Bevölkerung um etwa ein 
Prozent pro Jahr vor 1971 und einer erwarteten 
Zunahme von jährlich etwa einem halben Prozent 
zwischen 1971 und 1976 steigen die Sozialleistungen 
pro Kopf etwas schwächer als das Sozialbudget ins- 
gesamt. 


Übersicht B — 12 


Sozialieistungsziffer gesamt 



1965 1 1970 1971 | 1972 | 1976 

Sozialbudget pro Kopf der Bevölkerung 
in DM 

1888 2 762 3 088 3 350 4 596 



1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 

insgesamt pro Jahr 

insgesamt pro Jahr 

Veränderung in v. H 

46^ 7.9 

il.8 

8.5 

48,8 8.3 


31. Einige Zahlen des Sozialbudgets lassen sidi, 
wenn auch mit dem Vorbehalt, daß die Abgrenzun- 
gen nur grob übereinstimmen, zur Gesamlbevölke- 
rung oder zu Teilbevr3Jken4ngcn ins Verhältnis 
setzen. So entsteht beispielsweise die Sozialleistungs- 
ziffer der Gesundheitsleistungen pro Kopf der Be- 
völkerung. 

Im Zeitraum 1971/1976 nehmen demnach die Ge- 
sundheitsleistungen, so wie sie im Sozialbudget be- 
schrieben werden, pro Kopf um jahresdurchschnitt- 
lich 8,1 V. H. zu. 


Übersicht B — 13 


Sozialieistungsziffer Gesundheit 



1 1965 

1 1970 

1 1971 

1 1972 1 

1976 

Sozialleistungen für Gesundheit pro Kopf 
der Bevölkerung in DM 

539 

854 

9R9 

1 082 

1 459 







1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 


insgesamt | 

pro Jahr 

insgesamt | 

pro Jahr 


Veränderung in v. H 


58,4 9ß 


15,8 


9,4 


47,5 


8,1 


86 


Dculsdier Bundestag — 6. Wahlperiode Drucks acfae Vl/3 432 


32. Selzt man die Leistungen aus der Funktion Kin- 
der zur Bevölkerung im Alter bis unter 15 Jahren 
ins Verhältnis, so ergeben sich die in Übersicht 
B — 14 beschriebenen Sozialleistungsziffem: 


Übersicht ß — 14 

Sozialleistungsziffer Kinder 



1965 

1 1970 

1 1971 1 1972 1 

1976 

Sozialleistlingen für Kinder pro Kopf der 
Bevölkerung im Alter bis unter 15 Jahren 
in DM 

939 

1 065 

1 155 1 223 

1 652 






1965/1970 



1971/1976 


Insgesamt 

pro Jahr 

1970/1971 

1971/1972 

insgesamt 

pro Jahr 

Veränderung in v. H 

13.4 

2,5 

8,5 

5,9 

43.0 

7.4 


33. Setzt man die Leistungen aus den Funktionen 
Alter und Hinterbliebene (ohne Walsen) zur Be- 
völkerung von 60 und mehr Jahren ins Verhältnis, 
so errechnen sich die Sozialleistungsziffem Alter 
(Übersicht B — 15) ; 


Übersicht B — 15 


Sozialleistungsziffer Alter 


1965 1970 1971 1972 1976 


Sozidlieistungen für Aller und Hinterblie- 
bene (ohne Waisen) pro Kopf der Bevöl- 
kerung von 60 und mehr Jahren in DM . , 

3 447 

5 077 

5 539 6 006 

8 781 


1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

«971/1976 


insgesamt 

pro Jahr 

insgesamt 

pro Jahr 

Veränderung in v. H 

47,3 

8,1 

9,1 

8,4 

58,5 

9,7 


34. Diese Ziffern zu verfeinern, besser abzugren- 
zen und weitere Ziffern dieser Art zu entwidceln, 
wird in künftigen Sozialbudgets versucht werden. 
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4. Funktionen 

Sozialleistungen knüpfen an bestimmte soziale Tatbestände an. Unabhän- 
gig von der Institution, welche die Leistung vcrmiltell, wird im Sozial- 
budget versucht, die Sozialleistungen diesen Tatbeständen, die als «Funk- 
tionen“ bezeichnet werden, zuzurechnen. 

Zur Zell konzentrieren sich die Sozialleislungen auf die Tatbestände Ge- 
sundheit (rd. ein Drittel). Aller und Hinterbliebene (zusammen rd. ein 
Drittel) und Familie (gut ein Fünftel). 

Die folgende DbersLchl B — 16 und das Schaubild 3 (S. 79) vermitteln einen 
Gesamtüberblick über die Verteilung des Sozialbudgets auf Funktionen*^). 

Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich auf S. 104. 


Übersicht B — 16 


Funktionen 

A. Leistungen in Millionen DM und Struktur in v. H. 



1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

MHlionen 

DM 

▼. H. 

Millionen 

OM 

V H 

Mililonon 

OM 

v.H. 

Mililonen 

OM 

T. H. 

Millionen 

DM 

▼. H. 

Familie 











Kinder 

12 369 

n .2 

13 131 

9,0 

16 483 

8,6 

17 461 

8,4 

23 141 

7,9 

Ehegatten 

11 764 

10,6 

15 670 

9.3 

16 695 

8,7 

18 114 

8,7 

26 598 

9.1 

Mutterschaft 

942 

0,9 

1 305 

0.8 

1 583 

0,8 

1712 

0,6 

2 209 

0.8 

zusammen , . , 

25 075 

22,7 

32 106 

19.1 

34 761 

18.1 

37 287 

17,9 

51 948 

17,8 

Wohnung 

4 998 

4,5 

6 129 

3.6 

6 528 

3.4 

7 204 

3,4 

8 417 

2,9 

Gesundheit 











Vorbeugung 

1 793 

Iß 

2 805 

1.7 

3335 

1.7 

3 827 

Iß 

5 147 

1.8 

Krankheit 

20 489 

18,5 

35 400 

20.9 

42 234 

22.1 

46 354 

22,2 

62 745 

21.5 

Arbeilsunfall, Berufs- 











krankheit 

4 662 

4.2 

7 172 

4.2 

8 106 

4,2 

8 927 

4,3 

11 943 

4.1 

Invalidität (allgemein) ... 

4 656 

4.0 

6 877 

4.1 

7 562 

4.0 

8 284 

4,0 

11 324 

3,9 

zusammen . . . 

31 600 

28,6 

52 254 

30.9 

61 237 

32.0 

67 391 

32.3 

91 158 

3U 

Beschäftigung 











Berufliche Bildung 

480 

0.4 

l 774 

1.0 

3198 

1.7 

4 007 

1,9 

5 182 

1.8 

Sonstige Mobilität ....... 

133 

0,1 

391 

0.2 

420 

0,2 

539 

0.3 

786 

0.3 

Arbeitslosigkeit 

1 171 

1.1 

2 436 

1.4 

2213 

1.2 

2 831 

1.4 

3 163 

1.1 

zusammen . . . 

1784 

1.6 

4 601 

2,7 

5 831 

3.0 

7 376 

3.5 

9 131 

3,1 

Alter 

24 467 

22,1 

39 704 

23,5 

43 891 

22.9 

48 122 

23.1 

73 096 

25,1 

Hinterbliebene 

11 565 

10.5 

19 404 

11,5 

21 546 

11.3 

23 651 

11.3 

34 160 

11.7 

Folgen politischer Ereignisse 

9 082 

8.2 

10 543 

0,2 

11 138 

5.8 

11 575 

5,5 

14 263 

4.9 

Sparförderung 

2 051 

1.9 

4 300 

2,5 

6 345 

3.3 

6 071 

2,9 

9 530 

3.3 

insgesamt . . . 

110 622 

WO 

169 042 

100 

191 277 

100 

208 677 

100 

291 704 

100 
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35, Die Zuordnung jeder einzelnen SozlalJeistung 
auf zweckmäßig abgegrenzLe funktionale Einheiten 
hat sich als ein rectil sdiwieiiges Problem heiausge- 
stelltK 

Den Zusammenhang zwischen Institutionen und 
Funktionen zeigen die Jahresübersichleii II — 2 des 
Tabellenatihangfi IJ. Weitere Informationen sind in 
den Übersichten If — 5 des Ta bei len an ha ngs 11 und in 
den Einzeltabellcn der instituliojiellen Darslellung 
des Tabcllenonhangs HI enthaHen. 

36, Die Aussagen zu den Funktionen beschränken 
sich entsprediend der Anlage der Sozialbudgets der 


Bundesregierung auf die Darstellung der tatsadi' 
Lichen Leistungen für den beschriebenen Tatbestand. 
Sie sagen noch wenig aus über den Nutzen der 
aufgewandlen Mittel Sie zeigen auch nidit das für 
raijonale Sozialpolitik entscheidend Widitige: die 
Lücken, die nodh zu schließen wären, und die über- 
sdineidung von Leistungeu versdiiedener HerkunÜ. 
Sic zeigen nodi nidiL einmal zwingend^ ob die be- 
schriebenen Leistungen überhaupt oder in dieser 
Form sinnvoll zugewendet oder verwaltet werden. 

Zur Zeit wird notb am Ledinisdien Unterbau und in 
Ansätzen an den Methoden zu diesen schwierigen 
und differenzierten Aussagen gearbeitet. 


Übersicht B — 16 


B, Veränderungen in v* H. 



1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 


UUräifttflLiim 

jahrbUl 

btigoisuat 

DuiciwcimUt 

Ifthrbdt 

Familie 







Kinder 

22,3 

4.1 

8,9 

5,9 

40,4 

7,0 

Ehegatten .... 

33.2 

5.9 

6,5 

8.5 

59.3 

9,8 

Muttersdiöfl 

38,5 

6.7 

21,3 

8,1 

39,5 

6,9 

zusammen . . . 

28.0 

5.1 

8,3 

7.3 

49.4 

8.4 

Wohnung 

22.6 

4.2 

6,5 

10,4 

28.9 

5,2 

Gesundheit 







Vorbeugung . . , , . * - 

56,4 

9.4 

18,9 

14,8 

54.3 

9,1 

Krankheit . . • , ^ ^ . , , . * 

72,8 

11,5 

19,3 

9,8 

48,6 

8.3 

ArbellsunXalli Berulskrankheit 

53,8 

7.4 

13,0 

10,1 

47,3 

8.1 

rnvaliditäl 

47,7 

8.1 

10,0 

9,5 

49,7 

8,4 

zusammen ... 

65,4 

10,6 

17,2 

10,0 

48,9 

8,3 

Beschäftigung 







Berufliche Bildung 

269,6 

30,0 

80,3 

25,3 

62,0 

10,2 

Sonstige Mobilität 

194,0 

24,0 

7,4 

28,3 

87,1 

13,4 

Arbeitslosigkeit 

108,0 

15,8 

-9,2 

27,9 

42,9 

7,4 

zusammen . . , 

157,9 

21.0 

26,7 

26,5 

56.6 

9,4 

Alter 

62,3 

10,2 

10,5 

9,6 

66,5 

10,7 

Hinterbliebene 

67,8 

10,9 

U.O 

9,8 

58,5 

9i7 

Folgen politischer Ereignisse . 

16,1 

3,8 

5,6 

3,9 

28,1 

5.1 

Sparförderung 

109,7 

16,0 

47,6 

-4,3 

50,2 

8,5 

insgesamt . . . 

52,8 

8,9 

13,2 

9.1 

52,5 

8p8 
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Übersicht B— 17 


Familienleistungen im weiteren Sinne 
Millionen DM 



1965 

1 1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Funktionsgruppe Familie und Funktion 






Wohnung 

30 072 

38 236 

41 289 

44 490 

60 365-) 

Funktionsgruppe Gesundheit 






Sadileislungen für Angehörige 

4611 

8 407 

10 255 

n 317 

15 197 

Summe , . . 

34 683 

46 643 

51 544 

55 807 

75 562 

Anteil am Sozialbudget in v. H 

31,4 

27,6 

26,9 

26,7 

25,9 


•) siehe Anmerkung Seile 331 


Fannilie 

37. Für die Gruppe Familie wurden die Funktionen 
Kinder. Ehegatten und Mutterschaft zusammenge- 
slelll. 

In einem weiteren Sinne müßten auch ein großer 
Teil der Leistungen für Wohnung sowie die Sach- 
leistungen für Angehörige, insbesondere in der 


Funktionsgruppe Gesundheit, den Familienleistun- 
gen zugerechnet werden. Die Tabellen II — 5 des 
Anhangs geben einen Einblick, Übersicht B — 17 
stellt die Leistungen für Familien im weiteren Sinne 
zusammen. 

Die Beteiligung von Institutionen an den Leistun- 
gen der Funktionsgruppe Familie und der Funktion 
Wohnung zeigt das Schaubild 8: 


Schaubild 8 


Funktionen Familie und Wohnung 
— Institutioneile Beteiligung — 



Kinder. 

geld 

Faitiiiiefv 

n/vrhUge 

Ju* Ren- 

gencl. iw Sonst Indirekte Letstungen 
hüte vets. 

ftfnllieri- 

js^Tilige 

•> So. 

todirekte Letstungen 



K/Kikanaaktanoia 


Q*btr 

Wohn- 

i 

Indirekt« Letstungen 


® Sontt 




Eh». 

^gattvn 

f Khaft 
^Wohnung 


Struktur von 1971 
Volumen: ca. 4 1 Milliarden DM 
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In Schaubild 9 (verkleinerter Maßstab) sind die An- 
teile der indirekten Leistungen an den Leistungen 
für Familie und Wohnung zu erkennen, besonders 
diejenigen, die sich aus der Strukturveränderung 
beim Kindergeld ergeben. 


Schaubild 9 


Funktionen Familie und Wohnung 
— Anteil der indirekten Leistungen — 

1971 1976 



38. Im einzelnen lassen sich folgende Tendenzen 
beobrtditen: 

Die Zahl der Kinder nimmt im Berichlszeilraum bis 
zur Gegenwart leicht zu; für die Zukunft wird mit 
einer leichten Abnahme gerechnet. Da die stagnie- 
rende Zahl der Kinder ihre Ursache im Geburten- 
rückgang hat, entwickeln sich die. Leistungen für 
Mutterschaft besonders schwach. Ab 1974 ist unter- 
stellt, daß die steuerlichen Begünstigungen für Kin- 
der entfallen und statt dessen Kindergelder gezahlt 
werden (vgl. Nr. 67 und Schaubilder 9 und 15). Auf 
die funktionale Zuordnung wirkt sich das nur inso- 
fern aus. als die Schätzungen nach dem Zeitpunkt 
der Strukturänderung (also für 1976) einen zusätz- 
lichen Unsidierheitsfaklür enthalten. 

Die Leistungen für Ehegatten fließen zum größten 
Teil aus steuerlichen Vergünstigungen (Splitting). 
Ihr Wachstum beschleunigt sich entsprechend der 
Progression der Lohn- und Einkommensteuer (vgl. 
Schaubild 8). 


Wohnung 

39. Die Funktion Wohnung ist neu in das Sozial- 
budget auJgenommen worden. Ihr werden alle So- 
zia llcislungen zugerechnel, die bei den begünstigten 
Wohnungsnutzern direkt oder indirekt zu einer 
Minderung der finanziellen Belastung aus der Woh- 
nungsnutzung führen. Neben dem direkt den Woh- 
nungsnutzern zufließenden Wohngeld, das schon 
bisher in das Sozialbudget cinbezogen war, sind 
nunmehr auch indirekte Leistungen erfaßt. Es han- 
delt sich hierbei um Zinsermäßigungen bei Dar- 


lehen aus öffentlichen Haushalten, um Aufwen- 
dungszuschüsse und um Steuervergünstigungen, die 
zwar auf das Objekt (Wohnungsbauvorhaben) be- 
zogen sind, im Ergebnis aber durch entsprechend 
ermäßigte Mieten bzw. Belastungen den Wohnungs- 
nutzern zugute kommen. 

Wegen statistischer Schwierigkeiten konnten die in- 
direkten Leistungen für das Wohn ungs wiesen, vor 
allem die Höhe der Zinsermäßigungen für Darlehen 
aus der Vergangenheit, nur grob geschätzt werden. 
Die SoziaJleistungen für das Wohnen nehmen im 
Zeitraum bis 1976 nur wenig zu, da bei der seit 
einigen .Jahren bevorzugten Förderung mit degres- 
siv gestaffeUen Aulwendungszusdiüssen dem Zu- 
gang neuer Aufwendungszuschüsse laufend Ab- 
gänge früher bewilligter Hilfen dieser Art gegen- 
überstehen. 


Gesundheit 

40. Zur Funklionengruppe Gesundheit wurden die 
Funktionen 

— Vorbeugung 

— Krankheit 

— Arbeitsunfall und 

— Invalidität (allgemein) 

wegen ihres inneren Zusammenhanges zusammen- 
gestelU. 

Die Funktion Vorbeugung umfaßt Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten und zur Verhü- 
tung von Krankheiten und Arbeitsunfällen. 
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Die Funktion Krankheit enthält kurative und nach- 
gehende Maßnahmen und Einkommensersatz bei 
Arbeitkunfähigkeit, insbesondere Entgeltfortzah- 
]ung bei Krankheit und Krankengeld. Soweit in den 
Einkommensleistungen erkennbar Familienzu- 
sdiläge enthalten sind, wurden diese den Funktio- 
nen Kinder und Ehefrauen zugerechnet, sind also in 
den Gcsundheilsfunktioncn nicht enthalten 

ln der Funktion Arbeitsuniall sind die Leistungen 
enthalten, die bei Arbeitsuniall und Berufskrankheit 
entstehen. Es gilt das oben Gesagte über Vorbeu- 
gung und Familienzuschläge 

Die Funktion Invalidität (allgemein) umschließt die 
Leistungen bei Berufs- und Erwerbsunfähigkeit, die 
nicht Folgen von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten 
und politischen Ereignissen sind. 

Das zuletzt Gesagte weist darauf hin, daß die Funk- 
tionengruppe Gesundheit noch in einem weiteren 
Sinne gefaßt werden kann, indem die Gesundheils- 
maßnahmen und Versorgungsrenten aus der Funk- 
tion Folgen politischer Ereignisse einbezogen wer- 
den (vgl. Nr. 47). 

41 . Die Funktionen der Gruppe Gesundheit um- 
fassen fast ein Drittel des gesamten Budgets. Bis zur 
Gegenwart hat ihr Anteil am Budget ständig zuge- 
nommen. Im miltelfrisligen Zeilraum bis 1976 ist 
allerdings erstmals eine Abflachung des Wacfistums 
festzustellen, vor allem, weil die Leistungen für 
Alter und Hinterbliebene höhere Wachstumsralen 
zeigen (vgl. Übersicht B — 16). 

42 . Die Leistungen für Vorbeugung nehmen nur 
einen kleinen Raum im Sozialbudgel ein. Sie set- 
zen sich überwiegend aus den Maßnahmen zur Er- 
haltung und Sicherung der Erwerbsfähigkeit der 
Rentenversicherungen (1971 rund 18v. H.), denVor- 
sorgeleislungen der Krankenversicherung (14 v. H.) 
und den Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes (24 V. H.) zusainmen. Ein großer Anteil 
kommt von der Entgellfortzahlimg für Löhne und 
Gehälter während der Zeiten der Vorsorgekuren 
(29 V. H.). Daneben tragen freiwillige Arbeitgeber- 
leistungen (4 V. H.) und die Lfnfallversichemng mit 
Vorsorge- und Verhütungsmaßnahmen (vgl. Schau- 
bild 10) sowie die Beihilfen (im öffentlichen Dienst) 
mit Vorsorgekuren bei. 

Der Anteil der Krankenversicherung steigt im Vor- 
ausberechnungszeitraum wegen der 1971 eingeführ- 
ten Vorsorgeuntersuchungen auf rund 20 v. H. an. 


**) Familicmzusdiläge bei Krankengeld 1971 ca. 350 Mil- 
lionen DM 

”) FamiHcnzusdilägo beim Verletzlcngeld und zu Ver- 
letztenrenten 1971 ca. 220 Millionen DM. Zusammen 
mit dem unter Fußnote ”) ausgewiesenen sind das 
rd. 0,25 V. H. des Sozialbudgets. 


43 . Zwei Drittel der Gesundheitsleistungen entfal- 
len auf die Funktion Krankheit. Krankenversiche- 
rung und Entgeltfortzählung im Krankheitsfall sind 
zu 90 V. H. hieran beteiligt (vgl. Schaubild 10). 

Die Ausgaben für Krankheit halten in den letzten 
Jahren besonders hohe Steigerungsraten zu ver- 
zeichnen, die beträchtlich über denen des allgemei- 
nen Durchschnitts lagen. Besonders deutlich ist das 
zuletzt im Jahre 1971 zu erkennen, in dem die Arzl- 
gebühren stark heraufgesetzt wurden und auch 
andere Preise für Dienstleistungen und Waren des 
Gesundheitswesens überdurchschnittlich anzogen. 
Für die Zukunft wurde mit einer Renormalisierung 
dieser Leistungen gerechnet. Die Ärzteeinkommen 
wurden mil der dem Jahreswirtschaftsbericht der 
Bundesregierung ^^) zugrunde liegenden millelfristi- 
gen Rate der Arbeitnehmereinkomraen pro Kopf 
fortgeschrieben. Darüber hinaus sind aus der Her- 
einnahme der selbständigen Landwirte und Allen- 
leiler in die gesetzliche Krankenversicherung wei- 
tere Zuschläge enthalten. Für Krankenhausleistun- 
gen wurde ein über dem Durchschnitt liegendes 
Wadistum unterstellt. Die Leistungen für Krankheit 
nehmen somit immer nodi stärker zu als die allge- 
meinen Einkommen und das Bruttosozialprodukt. 
Ihr Wachstum liegt aber knapp unter dem Durch- 
schnitt des Sozialbudgels insgesamt, der allerdings 
durch die hohen Raten der Funktion Alter kräftig 
beeinflußt wird (vgl. Nr. 51). Der Anteil der Gesund- 
heitsleistungen am Bruttosozialprodukt expandiert 
daher weiter von 8,1 v. H. 1971 auf 8.3 v. H. 1976 
(vgl. Übersicht B — 4). 

44 . Die Leistungen für Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten nehmen rund 4 v. H. des Sozialbudgets 
ein. Ihr Anteil zeigt keine größeren Schwankungen. 
An den Ausgaben sind die Unlallversicherung imd 
die Entgeltfortzahlung zu etwa je einem Drittel be- 
teiligt (vgl. Schaubild 10); außerdem tragen die 
Krankenversicherung, die Arbeitgeber und die Ren- 
tenversicherungen dazu bei. Die Leistungen sind 
überwiegend Einkommensleistungen (Verletzten- 
renten und Entgeltfortzahlung) und wegen der 
Einkommensdynamik eng mit der Lohn- und Ge- 
haltsentwicklung verbunden, die sich bei den Ren- 
ten mit zweijähriger Verzögerung auswirkt. 

45 . In die Funktion Invalidiläf (allgemein) sind alle 
die Leistungen eingebracht, die für Berufs- und Er- 
werbsunfähigkeit gezahlt w^erden, wenn die Inva- 
lidität nicht Folge eines Arbeitsunialls oder einer 
Berufskrankheit oder eines politischen Ereignisses 
(Kriegsfolge u. a,) ist. Hier sind demzufolge die 
Rentenversicherungen (Invalidität) und die Sozial- 
hilfe überwiegend Leistungsträger (vgl. Schau- 
bild 10). Die Funktion Invalidität hat einen Anteil 
am Sozialbudgel von etwa 4 v* H. mit leicht sin- 
kender Tendenz. 


vgl. Nr. 10 und 12 
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FunktEon Gesundhell 
— Inslitutlonelle Beteiligung — 



Smiktur van t97t 

Vofvman ca, 61 MiUtafdan DM 


46. Die prozentuale Beteiligung der Institutionen 
an den Funktionen der Gruppe Gesundheit zeigt das 
SdiaubLId 10. Nach Leistungsarten aufgeteilt. ent- 
fallen 50 V. H. auf Sachleistungen, 43 v. H. auf ELn- 
kommensleistungen und 7 v. H. aui allgemeine 
Dienste und Leistungen (Tabellen 1! — 2 des An- 
hangs IT), An allen Sachleistungen nehmen die für 
Gesundheit 90 v. H. ein (Tabellen II — 5 des An- 
hangs II). 

47 - Addiert man zu den Leistungen der Funktions- 
gruppe Gesundheit die Versorgungsrenlen und Ge- 
sundheit smaßnah men für Beschädigte aus der 
Kriegsopfer Versorgung (KOVL so erhält man eine 
Summe, welche Gesundheitsleistungen in einem wei- 
teren Siime repräsentiert®*) 


Die Gesund he (ismaDnahmeii für Angehörige von 
Sdiwerbesdiädigten der KOV sind ohnehin ln der 
Funktion Cieaundhcit 


Funktionen Gesundheit 1971 61,2 Mrd, DM 

Versorgungsrenten KOV ..... 7,3 Mrd. DM 

Gesuneiheitsmaßnahmen für 

Beschädigte KOV , , . 0,5 Mrd- DM 

69,0 Mrd. DM 

Der Anteil der Gesundheitskistunyen am Sozial- 
budgel erhöht sidi nach dieser Rechnung von rd. 
32 auf rd. 36 v, H. 

Am Bruttosozialprodukt ist der Anteil der Gesund- 
heit nach dieser Rechnung 9,1 v. H. (ohne die Zu- 
sätze 8,1 V. H.j vgL Übersicht B — 9). Damit ist aller- 
dings bei weitem nicht alles erfaßt, was innerhalb 
und außerhalb des Sozialbudgets m eine Rechnung 
„Gesundheit“ eingebrachl werden müßte. Der Spiel- 
raum reicht von medizimscher (pharmazeuUscher 
usw.) Forschung bis zum ReformhausartikeL um- 
sdiHeßt private Formen der Krankenversicherung, 
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aber auch den gesamten Sektor Erholung, reicht von 
Lebensmilteihygiene bis Umweltreinhaltung, Die 
Grenzen sind fließend. 


Beschäftigung 

48. Die Gruppe Beschäftigung umfaßt die Funk- 
tionen 

— BeR- .liehe Bildung, 

— Sonstige Mobilität, 

— Arbeitslosigkeit. 

Unter beruflicher Bildung sind die hierunter fallen- 
den Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz (einschl. Unterhalts- 
geld), die Berufsförderungsmaßnahmen der Renten- 
iind L7nfallversicherungsträger. gleichartige Leistun- 
gen der Sozial- und Jugendhilfe, die durch an- I 
erkannte Steuerfreibelräge bei beruflicher Ausbil- 1 


düng und besonderer Belastung entstehenden 
Steuerausfälle und schließlich die Leistungen nach 
den Ausbildungsförderungsgesetzen erfaßt. 

Als Sonstige Mobilität erscheinen die Leistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung der Ar- 
beitsaufnahme, für die Maßnahmen zur Arbeits- 
beschaffung und zur Forderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft (ohne Schlecht- 
wettergeldh Arbeitsberatung und -Vermittlung. 

Die Funktion Arbeitslosigkeit erfaßt schließlich das 
von der Bundesanstalt gezahlte Arbeitslosengeld, 
das SchJechtwcttergcld, das Kurzarbeitergeld, die 
Arbeitslosenhilfe (jeweils ohne Familienzuschläge), 
die Knappschaftsausgleichsleistung nach § 98 a RKG 
und die von der Sozialhilfe bei Arbeitslosigkeit er- 
brachten Leistungen (insbesondere Hilfe zum 
Lebensunterhalt). 

49. Die Anteile der einzelnen Funktionen an der 
Gruppe Beschäftigung zeigt die Übersicht 18. 


Übersicht B — 18 


Funktionsgnippe Beschäftigung 
Wichtigste Daten 


1 

1965 1 1970 1 1971 | 1972 | 1976 

Berufliche Bildung 

Sonstige Mobilität 

Arbeitslosigkeit 4. 

Beschäftigung insgesamt . . . 

Millionen DM 

480 1774 3 198 4 007 5 182 

133 391 420 539 786 

1 171 2 436 2 213 2 830 3 163 

1 784 4 601 5 831 7 376 9 131 

Berufliche Bildung 

Sonstige Mobilität 

Arbeitslosigkeit • - 

V. H. 

27 39 55 54 57 

7 8 7 8 9 

66 53 38 38 35 

Anteil am Sozialbudget 
in V. H 

1,6 2.7 3.0 3,5 3,1 

0,4 0,7 0.8 0,9 0,8 

Anteil am Bruttosozialprodukt 

in V, H. 


1965/1970 

Insgesamt | pro Jahr 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 

Insgesamt | pro Jahr 

Veränderung 

ln V. H. 

157,9 21,0 

26,7 

26,5 

56,6 9,4 
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DeuÜidi tritt die zunehmende Bedeutung der berul- , 
liehen Bildung m dem dargestellten Zeitraum in 
Erscheinung. Die Institutionen Arbeitsförderung und | 
Ausbildungsförderung sind maBgebfidi an den Lei- | 
sLungen beteiligt. Hier wird das Bemühen der 
Bundesregierung sidilbar, den einzelnen durch be- I 
ru Fliehe Ausbildung besser auf seine BeTufstätigkeil i 
vorzubereiten und darüber hinaus dem Erwerbs- | 
tätigen die Anpassung an veränderte Arbeitsbedin- 
gungen zu ermöglidien. Die Funktion Arheitslosig- . 
keit verringert sidi demgegenüber in ihrer Bedeu- 
tung, Ausdruck einer auf Vorbeugen gerichteten 
aktiven Arbeitsmarktpol Ltik. 

Die geschilderte Entwicklung hat zur Folge, daß der 
Anlei] der Funktionsgruppe Besdiäfügung am So- 
ziaJbudget tendenziell von 1965 auf 1976 steigt. 
Während die Anteile von Sonstige Mobilität und 
Arbeitslosigkeit ziemlich unverändert bLeihen, er- 
höht sidi im gleichen ZelLraum der Anteil der becuf- , 
lidien Bildung von 0,4 auf 1,8 v, H. |vgl. Übersicht | 
B— 16). I 

50. Die Beteiligung der einzelnen Institutionen an 
der Funktioiisgruppe Beschäftigung ist im Schau- 
bild 1 1 dargestellt. 

An den einzelnen Funktionen sind die Institutionen 
recht unlersdiiedlidv beteiligt. Die Funktionen Mo- 
bilität und Arbeitslosigkeit werden fast ausschlleß- 
lich oder überwiegend durch die IndsUtution Ar- 
b ei Is f Order ung besetzt; bei Arbeitslosigkeit leisten 
ferner die knappsdiaftlidie Rentenversicherung 
(Zahlungen nadi § 96 a RKG) und die Sozialhilfe. 


Zur Funktion Beruflidie Bildung tragen die Renten- 
Versicherungen^ die Llnrällversidiemng und die 
Kriegsopferversorgung mit iliren beruflichen Reha- 
biUtationsmaBnahmen bei, ferner die Insütulion 
ArbeilsfÖrdening und die sozialen Hilfen und 
Dienste. Bei der letztgenannten Instil utionsgruppe 
ist maflgeblich die Ausbildungsförderung beteiligt, 
deren Anteil an den gesamten Leistungen der Funk- 
tion von 1970 an ständig zunimmL (1970: 23 v. H.* 
1976: 33 V. IT.)^ 


AHer 


51. Die Leistungen, für den sozialen Taihestand 
Alter steigen im Berichtszeitraum kräftig, und zwar 
absolut und relativ. Das ist einmal zurudtzuführen 
auf den ständig wach.senden Anteil der alteren 
Menschen an der Gesamtbevölkerung, zum anderen 
auf die Leistungsverbesserungen. die sich aus den 
von der Bundesregierung vorgel egten Reform- 
gesetzen und der Dynamisierung der Renten- 
leistungen herleiten. Aus Ubersichl B-16 ist ersicht- 
lich, daß sicti die Leistungen von 1965 bis 1976 an- 
nähernd verdreifachen. Die durchschnittlidie Stei- 
gerung pro Jahr wird voraussichtlich für die näch- 
sten Jahre bis 1976 mit 10,7 v. TI. sogar leithl über 
den schon beachtlidrien Steigerungsraten der letzten 
Jahre liegen. Der Anteil am Sozialbudget erhöht 
sich von 22,1 v. H. im Jahre 1965 auf voraussichtlich 
25,1 V, H. in 1976. Die für Alter aufgewandlen So- 
zialloisLungen erreichen damit ein Viertel aller 
Sozialleistungen. Entsprechend nehmen audi die 
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Funktion Beschäftigung 

— Instil uLlonelie Beteiligung — 
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Anteile am Bnitlosozialprodukl In den betrachteten 
Jahren von 5,3 auf v. H. zu. Der leichte Rüdi- 
gang des Anteils der Leistungen für Alter an den 
Sozialleistungen im Jahre 1972 hangt mit der Ver- 
zögerung bei der Rentenanpassuiig zusammen: Die 
Anpassungsraten folgten 1971/72 der schwachen 
Konjunktur von 1966. Dennodi liegen die Zuwachs- 
raten in den beiden Jahren bei 10,5 bzw, 9,6 v. H. 
Zum Teil hängt die verringerte Anteilsrate audi 
mit den außerordentlichen hohen Steigerungsraten 
der Gesundheitsleistungen in 1971 und 1972 zu- 
sammen (vgl. Nr. 40 ff.). 

52. Unter den Einkommensleistungen der Funktion 
Alter wird nur ausgewiesen, was den Bctroffeneu 
selbst zukoHimt. Alle Pensionen und Renten an 
Hinterbliebene, also audi die an über 60 Jahre alte 
Frauen und über 65 Jahre alte Männer, werden bei 
der Funktion Hinterbliebene ausgewieserii audi an- 
dere Sozialleistungen für ältere Menschen, wie z. B. 
Gesundheitsleistungen, sind unter den spezielleren 
Funktionen enthalten. So enthalten die Leistungen 
für den sozialen Tatbestand Alter fast ausschüeß- 
lldi Einkommensleistungen. 

53, Knapp zwei Drittel der insgesamt für den Tat- 
bestand Alter aufgewandten Leistungen wurden 
1971 von den geselzlichen. Rentenversicherungen 
aufgebradht (Schaubild 12). Der Anteil steigt in 1976 
auf zwei Drittel, der der übrigen Institutionen 
[Beamtenreditliche Systeme, Ergänzungssysteme, 
Arbeitgebcrleistungen, Altershilfe der Landwirte, 
Sozialhilfe, Steuerermäßigungen) nimmt entspre- 
chend ab. 


S c h a u b i l d 12 

Funktion Alter 

— Instilutionelle Beteiligung — 
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Funktion Alter 

Wichtigste Daten 



1965 

1970 

1971 1 

1972 1 

1976 

Leistungen in Millionen DM 

24 467 

39 704 

43 891 

48 122 

73 096 

Anteil am Sozialbudget in v, H, 

22J 

23,5 

22,9 

23,/ 

25,1 

Anteil am Bruttosozialprodukt in v, H* * • * * 

j 5,3 

5.8 

5,a 

5,9 

6,6 



1965/1970 

lti£gesäint| pro Jahr 

1970/ 

1971 

1971/ 

1972 

197 

insgesamt 

1/1976 

pro Jahr 

Veränderung in v. H 

62,3 /0,2 

10,5 

9,6 

66,5 

10,7 


96 


Hinterbliebene 

54. Die Leistungen für Hinterbliebene weisen eine 
ähnlidie, wenn auch etwas schwächere Aufwärts- 
entwicklung auf wie die Leistungen für die Funk- 
tion Alter. Zum großen Teil werden sie von den 
gleichen Bestimmungsfakioren beeinflußt (vgl. Nr, 
51 ff.J. Ihr Anteil an den Sozial leistungen in 1971 
ist mit 11,3 V. H. etwa halb so groß wie der Anteil 
der Funktion Alter (v^gl. Übersicht B — 16|. Die Lei- 
stungen steigen in dem elfjährigen Beobachtungs- 
zeitraum von 1L6 Mrd. DM in 1965 auf 34,2 Mrd, 
DM 1976 auf nicht ganz das Dreifadie, der Anteil 
am Bruttosozialprodukt im gleichen Zeitraum von 
2.5 auf 3,1 V. H. 

55. Neben Renten und Pensionen an Hinterblie- 
bene enthält die Funktion noch Sterbegelder, Ab- 
findungen und ähnliche Leistungen, die soziale Här- 
ten von den Familien abzuwenden suchen, die durch 
den Tod des Ernährers auftreten. 

56. Die Institutionen, die in die Funktion Hinter- 
bliebene leisten, zeigen die gleiche Konzentration 
wie die Leistungen für den Tatbestand Alter (vgl. 
Sdiaublld 13). 1971 wurden etwa zwei Drittel der 
Sozialleislungen für Hinterbliebene von der gesetz- 
lichen Rentenversicherung aufgebracht. Das übrige 
Drittel verteilt sich institutionell auf Pensionen im 


öffentlichen Dienst (etwa ein Fünftel) sowie Unfall- 
versicherung, Krankenversicherung, freiwillige Ar- 
beitgeberleistungen, Ergänzungssysteme und Steuer- 
ermäßigungen. 


Schaubild 13 

Funktion Hinterbliebene 
— Institutioneile Beteiligung — 
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Funktion Hinterbliebene 
Wichtigste Daten 


1965 1970 1971 1972 1976 


Leistungen in Millionen DM 

Anteil am Sozialbudgel in v. H 

Anteil am Bruttosozialprodukt in v. H 

11 565 19 404 21 546 23 651 34 160 

10.5 11,5 11.3 11,3 11,7 

2,5 2.8 2.9 2,9 3,1 

IF 

1965/1970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 

insgesamt) pro Jahr 

insgesamt 1 pro Jahr 

Veränderung in v.H 

67,8 10,9 

11,0 

9,8 

58,5 9,7 
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Folgen politischer Ereignisse 

57. Diese Funktion erfaßt in erster Linie die kon- 
sumtiven LeistungeUr die als Entschädigungen für 
Folgen politischer Ereignisse erbracht werden. Ent- 
schädigungen für Vermögensverluste sind dabei 
nicht enthalten. Erstmals wurde versucht, die im Be- 
reidi der Rentenversicherung eingelretene Belastung 
durch vorzeitige Berufs- und Erwerbsunfähigkeits- 
renten. soweit sie auf Kriegsfolgen zuruckgehen, 
dieser Funktion zuzuordnen. 

58. Die Zahl der Personen, die die hier beschrie- 
benen Leistungen in Anspruch nehmen, gehl zu- 
rück. Da die Leistungen jedoch zum überwiegenden 
Teil aus Renten bestehen, die entweder dynamisiert 
sind oder von Zeit zu Zeit durch Einzelgesetze den 
veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßl 
werden, steigen die Leistungen ständig. Gleidiwohl 
geht ihr Anteil am Sozialbudgel zurück: 1965 rd. 
8 V. H.. 1976 knapp 5 v. H. Der Anteil am Brutto- 
sozialprodukt sinkt etwa im gleichen Ausmaß von 
etwa 2,0 v. H. auf l,.l v, H. Die Entwicklung dieser 
Zahlen ist der Übersicht B — 16 zu entnehmen. 

59. Die Beteiligung der Institutionen an der Funk- 
tion „Politische Ereignisse^ zeigt das Schaubild 14. 


Schaubild 14 

Funktion Folgen poUtisdier Ereignisse 
— Inslilulionelle Beteiligung — 
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Der Schwerpunkt der Leistungen liegt bei der 
Kriegsopferversorgung, alle übrigen InsLilulionen 
folgen erst mit weitem Abstand. 
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Funktion Folgen politischer Ereignisse 
WidhÜgsle Daten 



1 

1 1970 1 

,97, 1 

1972 

1 1976 

Leistungen in Millionen DM 

9 082 

10 543 

11 138 

11 575 

14 263 

Anteil am Sozialbudget in v. H 

8,2 

6.2 

5,8 

5,5 

4,9V 

Anteil am Bruttosozialprodukt in v, H 

2,0 

1,6 

J .5 

U 

«1 



19Ö5/'l970 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 IPI 

insgesamt 1 pro Jahr 

insgesamt | pro jahrj 

Veränderung in V. H. , 4 .................. j 16,! 3,8 

5,6 

3.9 

28,1 5.1 
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Sparförderung 

60. Der Tatbestand Sparförderung ist neu in das 
SüZidlbudgcl auf genommen w<jrden. In Dbereinsliin- 
raung mit dem Sparförderungsbericht der Bundes- 
regierung*®) sollen darunter alle Maßnahmen zur 
Förderung der Ersparnis- und Vermögensbildung 
im engeren Sinne verstanden werden. Im einzelnen 

— das Spar-Prämiengesetz. 

— das Wohnungsbau-Prdmiengeselz und die steuer- 
liche Begünstigung des Bausparens, 

das Zweite und Drille Gesetz zur Förderung der 
Vermogensbildung der Arbeitnehmer. 

Jn diesem Bereich gibt es nur Einkommensleistun- 
gen. 

61. Die Leistungen der öffentlichen Hand zur För- 
derung der Ersparnis- und Vermogensbildung stei- 
gen bis 1976 weiter an. Ab 1974 Ist dabei unter- 
slelJl, daß die Reform der Sparförderung verwirk- 
licht Ist. Der Rückgang der Leistungen im Jahre 1972 
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erklärt sich daraus, daß die Festlegungsfrisl der 
Sparvertrage, die nach dem 1, Januar 1967 abge- 
schlossen worden sind, lun 1 Jahr verlängert wurde. 
Da die Sparprämien erst nach Ablauf der Fest- 
legungsfnst gezahlt werden, verschiebt sich diese 
Belastung entsprechend um 1 Jahr. 

Der starke Anstieg der Finanzhilfe zur Förderung 
der Ersparnis- und Vermögensbiidung in den Jah- 
ren 1970 und 1971 ist insbesondere darauf zurück- 
zuführen, daö seit Verabschiedung des Dritten Ver- 
mogensbildungsgesetzes Mitte 1970 die Zahl der 
Arbeitnehmer, die aufgrund eines Tarifvertrages 
vermogenswirksame Leistungen erhallen, stark an- 
gestiegen ist. 

Die Leistungen im Rahmen der Sparförderung hallen 
1971 einen Anteil von 3,3 v. H. an allen Sozial- 
leistungen; ihr Anteil am Bruttosozialprodukt belief 
sich 1971 auf 0.8 v. H. 

62. Alle Leistungen der Sparförderung sind der 
Institution Steuerermäßigung zugeordnet worden. 
Es wird erwogen, die direkten Leistungen Spar- 
pramien und VVohnungsbaupramien spater in eine 
neue Institution der alJgemeinen Systeme einzubrin- 
gen |vgl. Nr. Ö6). 


Übersicht B— 22 


Sparförderung 
Wichtigste Daten 



Sparprämie 

Steuerbegünstigung des Bausparens 

Wohnungsbauprämie 

Arbeitnehmer-Sparzulage *) 

Arbeitgebervergünstigung . * 

insgesamt . . , 

Millionen DM 

440 1 170 1 345 550 2 770 

670 890 960 820 500 

810 1 620 2140 2 400 3 380 

130 590 1 850 2190 2 590 

30 50 110 290 

2 050 4 300 6 345 6 070 9 530 

Anteil am Sozialbudget in v. H 

Anteil am Bruttosozialprodukt in v. H. , . , » 

1.9 2,5 3,3 2,9 3,3 

0,5 0,6 0,8 0,8 0,9 


1965/1970 

insgesamt | pro Jahr 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 

insgesamt 1 pro Jahr 

Veränderung in v. H 

109,7 16,0 

47,6 

- 4.3 

50,2 8.5 


•) 1965 und 1970 Lohnsteuerfreiheitr ab 1971 ArbcitDehmer-Sparzulage in haushaltsmäßiger Abgrenzung 
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Übersicht B — 23 


Institutionen 

A, Leistungen *) in Millionen DM und Struktur in v. H. 




1965 


1970 


1971 


1972 


1976 




MUliunen 

DM t 

v.H. 

Millionen 

DM 

y. H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen | 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

v.H. 

10 

101 

Allgemeine Systeme 

Rentenversicherung der 
Arbeiter 

16017 

14,5 

26 195 

15,5 

28 291 

14,8 

31 418 

15,1 

48 389 

16,6 

102 

Rentenversicherung der 
Angestellten 

8 763 

7,9 

14 891 

8,8 

16 427 

8,6 

18 322 

8.8 

29 772 

10,2 

103 

Krankenversicherung . . 

16 037 

14,5 

25 391 

15,0 

31 306 

16,4 

34 830 

16,7 

47 479 

16,3 

104 

Unfallversicherung . . . 

3 088 

2,8 

4 118 

2,4 

4 421 

2,3 

4 944 

2,4 

6 659 

2,3 

105 

Arbeitsförderung 

1 410 

1.3 

3 607 

2,1 

4 530 

2,4 

5 741 

2,8 

6 884 

2,4 

106 

Kindergeld 

2 778 

2,5 

2 841 

U7 

3217 

1.7 

3 291 

1,6 

13 830 

4.7 


10 zusammen... 

48 093 

43.5 

77 043 

45,6 

88 192 

46.1 

98 546 

47,2 

153 012 

52,5 

11 

Entgeltfortzahlung .... 

4 666 

4,2 

11 870 

7,0 

13 709 

7.2 

14 594 

7,0 

19 656 

6,7 

12 

121 

Sondersysteme 

Knappsdiaftliche 
Rentenversicherung . . . 

3 636 

3,3 

5 334 

3,2 

5 620 

2,9 

6 180 

3,0 

8 999 

3,1 

122 

Altershilfe für Land- 
wirte 

487 

0,4 

906 

0,5 

963 

0,5 

l 139 

0,5 

1 650 

0.6 


12 zusammen . . . 

4 123 

3,7 

6 240 

3,7 

6 583 

3,4 

7 319 

3,5 

10 649 

3,7 

13 

131 

Systeme nach beamten- 
rechtlichen Vorschriften 

Pensionen 

10 625 

9,6 

15 744 

9,3 

18 190 

9,5 

19 420 

9.3 

26 533 

9,1 

132 

Familienzuschläge .... 

4 729 

4,3 

5 885 

3,5 

6 073 

3,2 

6 633 

3,2 

4 391 

1.5 

133 

Beihilfen 

834 

0,7 

1 528 

0,9 

l 850 

1.0 

1 994 

1.0 

2 682 

0,9 


13 zusammen... 

16 188 

14,6 

23 157 

13,7 

26 113 

13,7 

28 047 

13,4 

33 606 

11,5 

14 

141 

Ergänzungssysteme 

Zusalzversicherung im 
öffentlichen Dienst . . . . 

548 

0,5 

1 186 

0,7 

1 501 

0,8 

1 627 

0,8 

2 219 

0,8 

142 

Zusatzversicherung für 
einzelne Berufe 

29 

0,0 

44 

0,0 

54 

0,0 

58 

0,0 

77 

0,0 


14 zusammen . . . 

577 

0,5 

1 1 230 

0.7 

1 1 555 

0,8 

1 1 685 

0,8 

2 296 

0,8 


■} Leistungen ohne Ausgabeverreciinungen (vg!. Tnbellen 11t im Anhang) 
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noch Ubersidit B — 23 




1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

MiUloneri 

Otit 

V, H 

HilUuQua 

DM 

V, H. 

1 

DM 1 

V. H. 

MitUoafin 

DM 

V. H. 

MlDicmen 

OM 

¥, H. 

1 

Soziale Sldierung .... 

73 647 

66,6 

119 540 

70,7 

136 152 

71,2 

ISO 100 

72,0 

219 219 

75,2 

2 

Freiwillige Letsluagen 











201 

Aibciitgeberleistungeh . 

2 960 

2.7 

4 160 

2.5 

4 435 

2,3 

4 764 

2,3 

6285 

2,2 

3 

Hfl t ü diddl gimgen 











301 

Versorgung der 












Kriegs- und Wehr- 












dienstopfer < - * 

5692 

5,1 

7296 

4,3 

7816 

4,1 

8 383 

4.0 

11690 

4,0 

302 

Lastenausglefd) . * 

1 984 

t.8 

1 738 

1,0 

1 760 

0,9 

I 636 

0,8 

1 334 

0.5 

303 

Wiedergutmachung r . * 

1 &10 

1.5 

1 915 

1,1 

I 929 

1,0 

1 842 

0,9 

1337 

04 

309 

Sonstige 












Hntsdiädigungen , . ^ ^ . 

417 

0,4 

329 

0,2 

485 

0,3 

656 

0,3 

923 

0.3 


3 zusammen.. . 

0711 

«,8 

11 278 

6,7 

11 990 

6,3 

12 517 

6,0 

15284 

5,2 

4 

Soziale Hilfen und 












Dienste 











401 

Sozialhilfe 

I 994 

1.8 

3 148 

1,9 

3 548 

1.9 

3 832 

1,8 

4 375 

1.5 

402 

Jugendhilie . . . . > ^ « 

791 

0,7 

1 480 

0,9 

I 781 

0.9 

2 086 

1,0 

3771 

1.3 

403 

Ausbildungsfbrderung . 

122 

0,1 

416 

0,2 

863 

0,5 

1 157 

0,6 

1708 

0,6 

404 

Wohngeld . » . 

175 

0,2 

657 

0,4 

952 

0,5 

1 44S 

0.7 

I 916 **) 

0,7 

405 

DJfentlidiei Gesund- 












heitsdienst . ..... > 

626 

0,6 

849 

0,5 

920 

0,5 

982 

0,5 

1225 

0.4 


4 zusaminen. . . 

3 708 

3.4 

6 550 

3,9 

8 064 

4.2 

9504 

4,6 

12 996 

4,5 

5 

Itidlrekle Leistungen 











SOI 

Steuerermäßigungen 

16 356 

15,2 

23 485 

13.9 

26506 

13,9 

27 472 

13,2 

33 491 

11,5 

509 

Sonstige 












Vergünstigungen . , , i - 

3 740 

3.4 

4 030 

2.4 

4 130 

2,2 

4 230 

2,0 

4 430 

1.5 


5 zusammen a . * 

20 596 

18.Ö 

27 515 

16,3 

30 636 

16,0 

31 702 

15,2 

37 920 

13,0 


insgesamt , . , 

110 622 

WO 

169 043 

100 

191 277 

100 

208 677 

100 

291 704 

lÖÖ 







mm 







Siehe Anmerkung S. 33 t 


lOL 


noch ITbersidit B — 23 


noch Institutionen 
B- Veiänderungen in v. H. 



I965/1S70 

1970/1971 

1971/1972 

1971/1976 


OuvduiciiiilU 

JiJiiUdi 


Durcfiftdialil 

jahrJiiii 

10 

Allgemeine Systeme 







101 

Renteiwersidiemng der Arbeiler . ... . 

63, S 

10,3 

8,0 

n,i 

71,0 

11,3 

102 

Renteixversidieruiig der AngeslelUen 

69,9 

n.2 

10,3 

11,5 

81,2 

12,6 

103 

Krankenversidierung * - 

58,3 

8,0 

23.3 

11,3 

sil? 

8.5 

104 

Unfallv-ersicfaerung t . ^ . 

33.4 

4,9 

7.4 

11,8 

50,6 

8,5 

105 

Arbeitsförderung . < »4 

155,8 

21,0 

25,6 

26,7 

52,0 

8,7 

106 

Kindergetd » * * - * - 1 

2.3 

0,5 

13,2 

2,3 

329,9 

34,0 


10 zusammen .. i 

60,2 

9,9 

14,5 

11.7 

73.5 

n,6 

ti 

EntgeiUortiahlimg 

154,4 

21.0 

15,5 

6.5 

43.4 

7,5 

12 

Sondersysieme 







121 

Knappsdialtlldie Renteaversldierung i 

46,7 

B.0 

5,4 

10.0 

60,1 

9.9 

122 

Allershiüe für Landwirte , , i ^ ..... 

86,0 

13,2 

6.3 

18,3 

71,3 

11,1 


12 zusammen * , . 

51.3 

8.6 

5,5 

U,2 

61,8 

10.1 

13 

Systeme nach beamtenrediUldieii 








Vorschriften 







131 

Pensionen 

48,2 

8,2 

154 

6,8 

45,9 

7,9 

132 

FamiÜenzusdiläge . 4 ... . 

24,4 

4,5 

3,2 

9,2 

-27,7 

-6,3 

133 

Beihilfen .* ^ . . . * ^ . * * 

83,2 

12.9 

21,1 

7.8 

45,0 

7,7 

1 

1 3 zusanunen . . . 

43,1 

7,4 

12,8 

7,4 

28,7 

5,2 

14 

Ergänzunsssi^steme 







141 

ZusatzversicberuQg im OffenÜidieQ 








Dienst 

UM 

16,7 

26,6 

8,4 

47,8 

8.1 

142 

Zusatzversidtörung fiir einzelne 






T?“ 


Berufe 

51,7 

8,7 

22.7 

7,4 

42,6 

?p4 


14 zusammen... 

113,2 

16,4 

26,4 

8,4 

47,7 

8,1 
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noch Übersicht B — 23 


1965/1970 


latg<44ifnt 


Durdutbntu 

lAhrtldi 


1970/1971 


1971/1972 


1971/1976 




Durdurtinltt 

Jährlldi 


1 Soziale Sicherung 

2 Freiwillige Leistungen 

201 Arbcitgebcrleistungen 

3 Entschädigungen 

30! Versorgung der Kriegs- und 

Wehrdienslopfer . . . 

Lastenausgleich 

Wiedergutmachung 

Sonstige Entschädigungen ....... 

3 zusammen 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

ä 

“401 Sozialhilfe 

402 JugendhiUe . 

403 Ausbildungsförderung , . 

404 Wohngeld 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst ... 

4 zusammen 

5 Indirekte Leistungen 

501 Steuerermäßigungen 

509 Sonstige Vergünstigungen ....... 

5 zusammen 
insgesamt 

•) Vgl. Anmerkung S. 331 


62,3 

10,2 

13,9 

10,3 

! 

61,1 

10,0 

40,5 

7,0 

6.6 

7.4 

41.7 

6,0 

28.2 

5.1 

7,1 

7.3 

49,6 

6.9 

-12,4 

-2.6 

1.3 

-7.0 

-24,2 

-5,8 

18,4 

3,5 

0.7 

-4.5 

-30,7 

-7.1 

-21,1 

-4.6 

47.4 

35,3 

90,3 

11,3 

16,1 

3.0 

6,3 

4.4 

274 

5,0 

57,9 

9.6 

12.7 

8.0 

23,3 

4,3 

87,1 

13,3 

26,3 

17.1 

111,7 

16,2 

241,0 

28,0 

107,5 

34.1 

97,9 

14,6 

275,4 

30,0 

44,9 

52,1 

101,3 

15.0**] 

35,6 

6,3 

8.4 

6.7 

33,2 

5,9 

76,6 

12,0 

24,4 

17,9 

61,2 

10,0 

39,3 

6,9 

12.9 

3.6 

26,4 

4.8 

7.8 

liS 

2.5 

2.4 

7,3 

1,4 

33,6 

6,0 

11,3 

3,5 

23,8 

4,4 

52,8 

8,9 

13,2 

9,1 

52,5 

8.8 


103 


Drudesache VI/3432 


Deutsdicr Bundestag — 6. Wahlperiode 


5. Institutionen 

Institutionen als Einheiten von gesetzlichen und oft audi organisatorischen 
Aggregaten spielen für das Sozialbudget und planerische Maßnahmen eine 
wichtige Rolle. 

Für das Sozialbudgel sind sie die Quellen, aus denen die Daten fließen; in 
der Regel aus den Rechnungsabschlüssen der Vcrsicherungs- und Leistungs- 
träger, teilweise auch aus daraus abgeleiteten Statistiken, über die Ver- 
mittlerstelle der Leistungstypen (vgL Anliang V) gehen die Daten Ln die 
Rechnung des Budgets ein. 

Kleinere Institutionen sind der übersichllithkeit halber in sich ( 2 . B. Zusatz- 
versicherungen für einzelne Berufe) oder mit größeren (z. B. Fahrgelderstal- 
lung für Sdiwerbesdiadigle an Nahverkehrsbetriebe mit der Kriegsopfer- 
versorgung und Kriegsopferfürsorge) zu.sammcngcfdßt. 

Eine ausfuhrlidie Beschreibung jeder einzelnen Institution wurde in allen 
bisherigen Sozialbudgets gebracfit. Das soll auch ln Zukunft geschehen, 
aber in größeren zeitlichen Abständen. Eine Kurzbe Schreibung der wich- 
tigsten für das Verständnis der Zahlen notwendigen Daten ist jeder Insti- 
tution im Tabellenanhang III vorangestellt. 

Die Sozldlleistungen werden rund zur Hälfte v'on allgemeinen, das heißt 
im Grundsatz die gesamte Bevölkerung schützenden Sicherungssyslemen 
aufgebracht. Eine zunehmende Tendenz ist hierbei deutlich ausgeprägt. Das 
gilt audi für die ähnlidi angelegten Sozialen Hillen und Dienste. Abneh- 
mende Tendenz haben die Syslerae nach beamlenreditlichcn Vorsdiriften, 
die von Anfang an ein Leislungsnivcau hallen, welches andere Systeme 
anstrebten oder noch anstreben, und die Entschadigungsleistungen, deren 
Volumen zwar absolut noch steigt, aber anteilmäßig mit dem zeillidien Ab- 
stand von den auslosenden Ereignissen allmählich an Bedeutung verliert. 

Die folgende Übersicht B — 23 und das Schaubild 2 (S. 78) vermitteln einen 
Gesamtüberblick über die IiistilutionerL Detaillierte übersiditen finden sich 
in den Jahresübersichten 11 — 1 dc.s Tabelicnanhangs II und den Einzeltabel- 
len der institutionellen Darstellung des Tabelicnanhangs III 


*’) Die Kurzfassung des nächsten Kapitels belindel sich auf S. 136 
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63- Die Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten stellen gemeinsam die größte Position 
unter den tnstitulionen dar. Ihr Anteil wächst von 
22r4 V. H. im Jahre 1965 auf 23^4 v.H. 1971 und 
weiter auf 26, ß v, H, 1976 als Folge des wadisenden 
Anteils alter Menschen in der GcsamtbevöJkerung 
(vgl- Nr, 13 ff.) und der Verbesseningen der Lei- 
stungen auf diesem Gebiet, Bezieht man die Bei- 
träge dieser Zweige zur KrankenveTslctieniTig der 
Rentner, dm als Verredmuogsausgaben in der 
tlbeisrdit B-23 nicht erscheinen, mit ins Leistungs- 
Volumen ein, so erhöht sich dieses uni weitere rd. 
3 V, H. 

In absoluten Zahlen geredinel, verdreifacht sidi 
das Leis tungsvü Lumen der Rentenversidierungen im 
Beobaditungszeitraum von 1965 bis 1976^ wobei das 


Wachstum im Prognosezeitraum das de.s Vergleichs- 
Zeitraumes 1965.-70 noth übertrifft. 

Die Leisluogen der Rentenversichenmgerir die über- 
wiegend Einkonimensleistungen sind, gehen in fast 
alle Funktionen des Sozialbudgeis em^ vor allem 
in die Funktionen Aller und Hinterbliebene, ein 
bet räcbtli eher Teil aber audr in die Gesundheits- 
fuoktiünen (vgL die Übersichten II — 2 und vor allem 
UI— lOI und Ul— 102 iin Anhang). 

Die Finanzieiung erfolgt überwiegend aus BeLtragen 
(vgl. hierzu Ubersidit B — 52, S. 124). 

Ab 19?3 ist ein Anstieg der Gesamtbeitrage von 
!7 auf 18 V. H. des beitragspflichtigen Einkommens 
unterstellt 

vgl kentenanpaiisiingfibE^rtdit 1973. Dradesache VI 3254 


Übersicht B — 24 

Leistungen nach Arten und Funktionen 1971 

Rentenversicherung der Arbeiter 1071 
]n Millionen DM 




M M n Qv 11 


AUaiemeiliic 

DlBrbSls 

lind 

ruiikiJOneai 



äfirujitcT 


1 ilnruntur 


1 

1 

im 

liUQt^dirRl 

rui 

1 

Familie - - 

899 

888 

886 





n 

Kinder 

BH8 

677 

m 

— 

— 

u 

. MhegüUen 

n 

U 

11 

— 

— 

— 

Muffer^chüil • . , ^ - - , » » , . . . » ^ ► * - - . ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wolinung .... 

5 

S 

— 

— 

— 

— 

Gesundhei t - / 

4 612 

3537 

_ 

l 166 

45 

109 

VorbeugLing *.4 ^ , 

388 

83 

— 

257 

4 

48 

Krankheif 

1 142 

228 

— 

899 

40 

75 

Afbc/fsiin/a// ....... ... . . . .......... 

m 

181 

— 

— 

— 

8 

/nvclidifäf (aligemei/i) . .. - - . ... , 

3 093 

304 a 


JO 


36 

Beschäftigung 

f)6 

45 

— 

45 

— 

6 

Berufliche Bildung , . . . . ,v. . . . . . ; . . . 

m 

45 

— 

45 

— 

6 

Sonstige Möbillldf , ....... . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aibeiislosigkelt i * .v. , 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

Aller ,4 ... i - - * e* - . . ... i r 

14 453 

14 18t) 

— 

— 

— 

273 

Hinterbliebene ..... t ^ . 

7681 

7 480 

7 480 

— 

— 

181 

Folgen politisdhei Ereignisse ^ 

365 

362 

— 

— 

— 

3 

finarforrffininfT . . . * . . . * ^ 














Insgesamt - . > > ■ , | 

28291 

28 497 

6 366 

1 211 

45 

583 
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Übersicht B — 25 


1971 Leistungen oadi Arten und FnnkÜonen 

Renlenversidierutig der Angestellten 1971 
in Miilioneii DM 




Hitko Diifi cft«Liiljittf n^ttb 

Skdltf^UtttinQöfi 

Allgam^ina 




itAruniar 

tUf 

AngpiiPritliv 

inägAiHtitil 

datimiMf 

fÜf 

AtigttJl^CurrgA 

Dttllülrr 

imil 


306 

306 

306 


— .. 


Kinder ^ . i , * - - ^ . 

304 

304 

304 

■ 

= 

— 

Ehegarteri - 

Z 

2 

2 


— 

— 

Müf tersä\afi .*,i , 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wolinung .... ..i. 

3 

3 

— 

„ 

— 


^j65ÜTldh6it ■ 

2 022 

1 302 

— 

680 

34 

40 

Vorbeugung .... 

192 

2S 

— 

145 

4 

22 

KronkJteJl ... . ...,. ..... ... 

5m 

58 

— 

526 

2U 

2 

Arhci/^un/aii • . , 

2n 

28 

— 

— 

— 

— 

J/iva/idi/äf (aWgeme/nJ . . , . _ , 

l 214 

1 IQi 

— 

7 

2 

10 

Beschäftigung 

1 ? 

6 

— 

10 

— 

1 

Bem/iJdie B//c2ung 

17 

6 

— 

10 

— 

l 

Sonstige Mobil] tät 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aibeitslosigkeit ^ ^ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter vi 

9 209 

9 055 

— 

— 

— 

154 

Hintorbliebene ^ . ^ , 

4 717 

4 600 

4 600 

— 

— 

117 

Folgen poUtisdier Ereignisse , , , , . — , . 

153 

138 

— 

— 

— 

15 

Sparförderung , . * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . ..s ... i ... .4. s ... 

16 427 1 

lS4t0 

4 906 

690 

34 

S27 



64, Die gleid^e erstrangige Bedeutung hat die ge- 
set2lidie Krankenversldierung, die mit rd. 16 v. H. 
nm SozialbüdgeU mU gut 4 v. H. am Sozialprodukt 
bctüUigt ist. Audi hier steigt der Anteil am Sozial- 
produkt über den gesamten. Beridütszeilratim stetig 
an, der Anteil am Sozialbudget allerdings stagniert 
im PrognosezeiLraviin, hauptsariilidi, weil andere 
Institutionen besonders stark expandieren. Von 1965 
bis 1976 verdreifacht sich das LeisUingsvolumen 
knapp. Wegen des hohen Anteils an Sachleistungen 
(last 8f> V. H-l spielen hierbei Pieiserhbhungen, be- 
sonders für Dienstleistungen, eine maßgebliche 
Rolle, 

Die Leistungen gehen überwiegend in die Funk- 
ttonengruppon Familie und Gesundheit. Von den 
Sachleistungen wird gut ein Drille! Igesdiatzt) an 
PamilienangehÖTige von Mitgliedern der Kranken- 
versicherung geleistet (Tabellen 11—2 und llI^KLI 
im Anhang), 

öbersidiL B — 2ä zeigt die Entwicklung der wichUg- 
slen SachieistimgspQsitionen Lm Vnraiissdiätzimgs- 
zei träum. 

Die Ausgaben für Ärzte und für Krankenhäuser 
steigen überduidssciinittlJdi öii. Unter anderem sind 
dafür bei den ArzLen die Vorsorgeuntersuchuiigcn 
iirsdthlicii, für die J972 ein Betrag von 170, für 1976 
uin Betrag von ZlüO Millionen DM eingesetzt w'uxde. 


Bei den Krankenhäusem setzt sich der seit längerem 
beobadilete Wadistumsirend fort, der sich aus Lohn- 
entwdckhing, Technisierung und zimehmender Jn- 
anspruchnahme zusammensetzt. Für Änderungen 
aufgrund des geplanten Krankenhausgesetzes (Drudt- 
sadie VI/ 1874} wurde für 1972 ein Betrag von 300^ 
für 1976 ein Betrag von 700 Millionen DM einge- 
setzt. Die Krankenversicherung der Ldadwixle und 
AitenteUer ist über alle Positionon verstTeut. Es 
wird mit Mehrleistungen des Bundes für die Allen- 
teiler von rund 200 Millionen DM 1972 und 550 Mil- 
lionen DM 1976 gerechnet^). Die Betrage können 
sich allerdings im Gesetzgebungsverfahren nodr 
ändern. 

Tm übrigen wird die Krankenversidmrung fast allein 
aus Beiträgen finanziert, Die durchschnittlichen Bei- 
träge für Pflichtmitglieder mii EnlgeltfüiLxahlung bis 
zu sechs Wödben lagen 1971 um 8,2 v. H. des bei- 
Iragspfliditigen Entgelts. Es wird damit gerechnet, 
daß 1972 ein Anstieg auf B,4 bis 8,5 v. El- eintrilt. 
Bis 3976 muß mit einem weiteren Steigen bis etwa 
8.8 V. H. geredmet werden, wobei zur Ausgaben- 
dc^ckimg zum Teil audi auf tJbersdiiisse vergangener 
Jahre zurückgegriflen sverden kann. 


=“) vgl. Drucksache V!.''3ÖL2 


Übersicht B — 26 


Ärzte . , , , , 
Zahnärzte . 
Arzneimittel 
Zalinersatz * 
Krankenhaus 


Sachleistungen der Krankenversidieriing 1971, 1972, 1976 


j 1971 

1 1972 j 

1976 

1971/1976 

6 900 

.".UlJJonen DM 

7 660 

10 270 

v.H. 

48.$ 

. 2050 

2220 

2 970 

44.9 

5 850 

6 460 

8460 

44.6 

1 250 

1 380 

1 770 

41,6 

7 550 

8 600 

13 010 

72.4 
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Übersicht B — 27 


1971 Leistungen nach Ajien und Funktionen 

Kranken Versicherung 1971 
jji Milliünea DM 


funkt Idiicxi 


ELnkU4niii«n]i Lu 


Atlüwin^int 

Wtd, 

tiiUriiiitlltli 1 


f dimißi«r I 
i für 

1 Antr^ittig« 

ftijrgctaixit 

1 

für 

1 

ft Font Hie «i « » » • « * ^ ^ 

1 Bll 

>140 

420 

323 

256 

t48 

1 Kinder 

127 

121 

m 

— 

— 

6 

1 ^te^raden '> • • ■ •5“ 

240 

231 

231 

— 

— 

9 

MuUersdtüft 

t 444 

788 

63 

523 

256 

03 

Wohnung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesuttdheit , , , r , 

! ^8719 

2 963 

— 

24 166 

8 520 

1591 

Vorbcugiujg 

1 453 

5 

— 

^25 

20B 

23 

Krankheif ^ - 

' 27 m 

2 904 

— 

22 8t2 

8112 

1 45B 

ArbcUstinfal} * - 

1 1092 

34 

— 

929 

— 

109 

1 

Invulidität (oHgcmeini ..... • ... .... 

1 _ 

i ~ 

— 

— 


— 

BeschafUgung , . - ^ 

“ ! 

1 - 

— 

— 

— 

— 

Beru///die fi/Zdung 

— 1 

1 

— 

— 

.— 

— 

SonsUcre Moöüifdi , i . -Ä 


1 — 

~ 

— 

— 

— 

i^rbe/fsJosigAe/t .*•. . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— : 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


m 

620 

620 

— 

— 

28 

Folgen polltisdier Ereignisse 

127 

. — 

— r 

124 


3 

Sporfordbiung • ^ » . w. « ►'* > « * *1* # 

1 . . - - - - /-L-"- 

— , 


— 

— 

— 

— 

llnsgesaml .pr,. .... ..| 

1 31 306 

4723 

1 040 

24 B13 

8 778 

1 770 


loe 


65. Der Anteil der gesetzlichen Unfall Versteuerung 
om SoziaJbudget beträgt etwa 2 bis 2,5 v. H. Rund 
drei Vierte] der Leistungea sind Einkommonslei- 
stungen, so daß das Wadrstumstempo hauptsach- 
lich von der Rentendynamik bestimmt wird. 

Der größte Teil der Leistungen Fließt naturgernäß 
der Funktion Arbeitsunfall (rd. 75 v. H.) zu. Der Rest 
verteilt sich auf Familie und Hinterbliebene (Ta- 
bellen J1 — 2 und 111— 104 im Anhang), 

Die UnfaUvcrsLchcmng wird überwiegend aus Um- 
Jagebeilrägen der Arbeitgeber finanziert. 


Übersicht B^28 


Leistungen nach Arten und Funktlanen 1971 

Unfallversicherung 1971 
in Mit Honen DM 


\ j 

■ 

, j 

F l fl 'tT ^ QVM»‘ 


ANgenif^EniY 

Dtfvcul» 

UJi4 

Lei hty open 

w . “ ^ 


1 tiltttuktnr 
(üi 

1 Afifebfirigo 


\ 4«runt«i 

1 m 

■- i 

Familie . .r r 

( 

226 

226 

226 





Kinder * . . 

m9 

209 

ao9 

— 

— 

— 

Ehegatten 

17 

n 

f7 

— 

— 

— 

Mufferschtiff x 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Wohnung . 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit .............. ........... 

3!Hä 

2 197 


635 


516 

Vorbeuyung .. 

t20 


— 



/20 

KronMci/ .i.,i — ... 

— 1 

1 — 

— 

— 

— 

— 

ArbettsuntaU 

$ m 1 

zm 

— 

635 

— 

396 

invaliülfät (altgemelni 

— ' 

— 

— 

— 

— 

— 

ßesdiaftigung . . . ^ « v. . . > 

'30 

j 13 

— 

17 

— 

— 

Berulllctie Bildung 



— 

}1 

— 


Sonstige Mobilität . 

^ 1 

1 - 

— 

— 

“ 

— 

Arbeitülosigkek . , , . . . .............. 

— 

— 

^ — 

— 

— 

— 

Aller ?. 

— 

— 

— 

— 


~ 

Hint^bliebenc • ■ 

817 

816 

816 

1 

1 

— 

Foigea polltJsdier Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

SpÄrfdrderimg * - . ■<« . • ■ • « • 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1421 

1 3 252 

1 042 

553 

l 

516 
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66. Die Institution Arbeitsförderung umfaßt die 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
Arbeilsförderungsgesetz (AFG) sowie Aullragsge- 
sdiäfle, die von der Bundesanstalt wahrgenommen 
werden und gleichartige Leistungen des Bundes 
(vgl. Einführung zu Tabelle ITl — 105 im Anhang). 
Der Anteil dieser Institution betragt 2 bis 2,5 v. H. 
mit zunächst im Zuge der Verwirklichung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes stark wachsender Tendenz. 
Die Leistungen gehen überwiegend in die Funk- - 


lionsgruppe Beschäftigung, daneben Familie (vgl. 
Tabellen II — 2 und III — 105 im Anhang). 

Die Inslilulion wird überwiegend aus Beitragen 
finanziert. .Ab 1. Januar 1972 wurde der Beitrag zur 
Bundesanstalt für Arbeit von 1,3 auf 1,7 v.H. der 
beilragspfliciiligen Entgelte erhöht. Die Erhöhung 
der Beiträge ist in erster Linie zur Finanzierung der 
Leistungsverbesserungen für berufliche Bildung vor- 
gesehen. 


Übersicht B— 29 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Arbeitsförderung 1971 
in Millionen DM 


faakiioturfl 

m«9o«ttmi 

BinkominefuUütiunoan 

S<irhI««uiuAyttii | 

Allyttmftljiv 
Dumaio 
nud 1 

L«i«tung<n 

lri»ga«inQC 

aaftmtcf 

tur 

Attyiihdrlyv 


1 durajites | 
füx 

! Ano«h/)no* ! 

Familie 

417 

1 269 

269 

— 

, — 

I4R 

Kinder 

249 

1 135 

»35 

— 

— 

;i5') 

Ehegatten 

167 

1 t34 

134 

— 

— 

33 

Mutierschali 



_ 

_ ^ 

^ 


Wohnung 


1 

— 

— 

— 

— 

Clesxindheit 

— 

1 — 

— 

— 

— 

— 

Vo/beuqung 

— 

1 

1 - 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 


1 _ 

— 

— 

— 

— 

Arbcitsuniall 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Involidttät (atlgemelnt ; . i ., , i . I 

! _ 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

4 114 

2 201 

— 

797 

— 

t 115 

BeruiUche Bildung i . , . . > v . . i * 

1778 

847 

— 

739 

— 

392 

Sonstige Mobilität 

419 

75 

— 

58 

— 

28ß 

ArbeitslosigkHt ^ 

1917 

1479 

. 

— 

— 

438 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

Hinlerbliebene 

— 

— 


— 

— 

— 

Folgen politischer Erelgnisso 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

4 530 ' 

1 

1 2 470 

1 

269 

797 

— 

1263 


*) einschließlich DardifOhrung des Bundeskindergeldgeselzes 
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67, Die Institution Kindergeld zeigt bis 1972 keine 
großen Wachslumsraten. Ihr Anteil am Sozialbudgel 
sinkt alJmählidi von etwa 2,5 v. H. auf 1,5 v. H. 
(vgl. Übersicht B — 23). Ab 1974, mit Auswirkung 
Also Auf 1976, wurde unterstellt, daß die ErmaOi- 
guncjun clor Einkommensteuer (vgJ. Nr. 86) Weg- 
fällen und sldtl dessen ein einheitJidres Kindergeld 
gezahlt wird (vgl, auch Nr, 72 FAmilienzusdildge im 
öffentlichen Dienst), Os soll 50 DM für das erste, 
70 DM für das zweite und 90 DM für jedes weitere 
Kind betragen (vgl, Tabellen 11—7 und ITI — 106 im 
Anhang). 


Übersicht B- 30 

Leistungen nach Arten und Funkllonen 1971 

Kindergeld 1971 
m Millionen DM 


PDnkllcrvna 


£ltikotpm4M»aiei»Unxg«n | 


1 dumntet { 

1 ^ 
Armithütia« 1 

All^otnritio 

Dhmtti« 

nn4 

UUüiiii^tto 


ilAntnt«^ I 

Anu*iiüil^ 1 


Farallio 

3 217 

3217 

3217 

- 

- 


Kinder , ...... ^ . 

3 217 

3 2!7 

32J7 

— 

— 

— 

Ehegatten 1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Muiteredia/t 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung . . * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung . i.. , . - . . ... . . ... . 

— 

— 

— 

— 

— 


t^mnJfhei r ,.•« k«..« , 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbettsunfall . 

; — 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalldllßl (fülgemeinf 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

BesdiäfUgung . . . , ... ............ 

— 

— 

— 

— 

— 



BeruIJiche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

SoasUge MabiUlül 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Atbeilaloslgkeil — 

... B -^1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter .T 






■ 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 


— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt j 

1 3 217 

3 217 

3 217 

— 

— 

— 


in 
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S c h a u b i 1 d 15 


Strukturveränderimg durdi Neuordnung des FamUien laste tiausg Leichs 


1971 


Kinc^getd 


Famitiefgüschläqe 


^ ‘ä “ ■ V ^ V»"- -- 




Vafumsn,- ca. Milfisrd^n ÜM 


1976 




Kind gyggld 


Familiemusnhla^m off entJ. Dienst 




Votumen: ca. 290 MilUAfxicn ÖM 
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Drucksadle V 1/3432 


68, Die Efilgellfortzahlung gewann mil der 1970 
emgefuhrten Lohnfortzahlüng an erkrankte (und I 
verletzte) Arbeiter durch ihre Arbeitgeber an Be- 
deutung und wurde audi erst nach diesem Zeitpunkt 
in das SaziaJbudget eingeführt Die Tostitution 
enthält auQerdem die FortZählung der Gehälter an 
erkrankte Angestellte und Beamte (in allen Jahren) 
und 1965, als während der ersten sedis Wodien der 
Krankheit noth Krankengeld von der geset'z liehen 
Krankf'nversichenmg gezahlt wurde^ die Arbcit- 
geberzijschüssc zum Krankengeldn 

vgL SuzialüudgeT 1971, Kr 4, S. C7. iiiü^rdetn Nr. 131 ff., 

S. 141 ff. 


Die Leistungen werden aus Entgelisumme und 
I Krankenstand errechnet. Da im mittelfristigen Fort- 
sdireibungszeitraurn ein gl eidib leibender Kranken- 
stand unterstellt wurde, sdilägt sich in den Wadis- 
tumsraten das S1 eigen der Löhne und Gehälter 
nieder- 

Die Finanzierung erfolgt zum überwiegenden Teil 
aus Direkizahlungen der Arbeitgeber an die beredi- 
tigten Arbeitnehmer, Ein kleiner Teil wird über 
Lohnausgleichskassen finanziert, zu denen der Bund 
übergaiigsweise einen Zuschuß lelsteL So entstehen 
kleinere Finanzierungssalden (vgl. Tabellen ll-l 
IIl-llO im Anhang). 


Übersicht B—3 1 


Leistungen, nach Arten und Funktionen 1971 

Entgeltfortzahlimg 1971 
in Millionen DM 


FunkUauetn 

jtuytiiiimi 

EitiicoiamtmiiliieiiTitttgitH 1 

1 5idiT«niiuci!].«ii 

Ailiirdwlti« 

IJDlJ 

L«9tiTTHri;i[ 


f «t^ryule; 
rQt . 

ftilgrjititil j 

auruuivf 

iüt 

Familfe * • . . . i , . l 



_ 

_ 

- 





Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

— 








Muff tTSiho/i * * 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Woiinung * 

— 


— 

— 

— 

— 

GesundliQil 

13709 • 

13543 

— 

_ 

— 

166 

Vorbeugung •- » . . 

955 

948 

— 

— 

— 

7 

Kranfcheit , . .... ..... .... . ..... . 

10Q3I 

9 me 

*— 

— 

— 

144 

ArbeUsmüal! 

2 723 

i 270Ö 

i 

— 

— 

— 

15 

invclid/föf (QÜgemein} * 

\ 


— 

— 

— 

— 

Bnsciiälligung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beru/l/dte Bildung 

— 

i 

— 

— 

■ 

— 

Sonsfige Mob/l//ä< j 


— 

— 

— 

— 

— 

ArbeUBlosigkeh j 


! 

— 

— 

— 

— 

AJtex ^ ^ . 

— 

1 ' 

— 

— 

— 

— 

Hmlerbliebene 

— 


— 

— 

— 

— 

Folgen polUisdUex EEeigniBi^ . . , 


— 

— 

— 

— 

— 

SparföideriLiig ^ 


— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt . 

j 13709 

1 13 543 

— 

— 

— 

ISO 




Drucksache VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


69. Die knappschaftllche Rentenversicherung ist 
mit rd. 3 v. H. dm Sc>7jalbuclget beteiligt, der Ten- 
denz nach ganz leicht rückläufig. Die Leistungen 
der knappsdiafllichen Rentenversidherung nehmen, 
ähnlich wie die der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten, verhältnismäßig 
stark zu. Ebenso sind ihre Leistungen über fast alle 
Funktionen verteilt, hauptsächlich allerdings auf 
Aller (rd. 50 v. H.) und Hinterbliebene (rd. 30 v, H.). 
Hierzu Tabellen II — 2 und III — 121 im Tabellenan- 
hang. 

Die Finanzierung erfolgt überwiegend aus Bundes- 
mitteln. Der Bundeszuschuß wird von 1971 (3.7 Mrd. 
DM) bis 1976 |7,0 Mrd. DM) um rd. 87 v. H. steigen. 
Die Beitragseinnahmen steigen zugleich um rd. 
20 V. H. bei rückläufiger Zahl der Versicherten 
(-13 V, H.). 


Den Berechnungen hegen die gleichen Annahmen zu 
Grunde wie dem Rentenanpassungsberichl auf 
den wegen Einzelheiten verwiesen wird. Für das 
Sozialbudgel war es notwendig, die Verrechnungen 
mit den anderen Zweigen der Rentenversicherung 
aus der Wanderversichcrung, die im Renlenanpas- 
sungsberichl nicht in den Vorausberechnungstabel- 
len enthalten sind, mit einzubeziehen. Das ver- 
bleibende Defizit 1972 ist die Folge einer Kredit- 
aufnahme im Zusammenhang mit der Rückzahlung 
der Rentnerbeilräge zur Krankenversicherung der 
Rentner; entsprechendes gilt für die Rate 1976, die 
als Überschuß ausgewiesen ist (vgl. Tabelle 111—121), 


*') Drutksdditi Vl'3254. S. 83 ff. 
Übersicht 34, S. 84, a. a. O. 


Übersicht B — 32 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Knappschaitliche Renten versidierung 1971 
in Millionen DM 




EinkuinmonU«t*Uin7«X) | 

1 SüiiU«Utun0es) 

Alfitemeiiio 

l*tmkUoa«fi 



danmtot 

iiU 

AAt|llllÖtlVC 


«Lminf^r 

Ittf 

Aogühörto« 

ntenUc 

unil 

tiUilUDQtfn 

Füinilie , 

153 

152 

153 

152 

153 

152 




Kinder 



— 

Ehe^aUen 

1 

1 

1 

— 

— 

— 1 

MutleTsduUt 

! 

— 

— 

— 

— 

— H 

Wohnung ... .... ..... 

_ ! 


— 

— 

— 


Gesundheit 

700 

653 

— 

37 

3 


Vorbeugung 

20 

3 

— 

16 

1 

1 

Krankheit 

31 

a 

— 

21 

2 

-2 ..4 

Arbeiisuntall ..C 

116 

1/3 

— 

— 

— 

3 

InvQlidilQt f allgemein) 

533 

529 

— 

— 

— 

Y 

4 

Beschäl itguiig 

91 

89 

— 

2 

— 

— 

Deru/liche Bildung ► . . * 

5 

3 

— 

2 

— 


Sonssige Mobililät 

— 

— 

— 

— 

— 

~Jh 

Arbe/UUosigMeil 

66 

aa 

— 

— 

— 


Alter , 

2 826 

j 2785 

— 

— 

— 

41 ^ 

HUilerbliebene 

1 776 

i 1 764 

i 

1764 

— 

— 

!2 

II 

Folgen politischer Ereignisse 

74 

^ 71 

1 

— 

— 

— 

'li 

3 1 

Sparförderung 

— 

i - 

— 

— 

— 

:i' 

insgesamt 

1 5 620 1 

55IS 

1917 

39 

3 

60 ’ 

.1* 


114 


70. Die Altershilfe für Landwirte ist mit einem hal- 
ben Prozent, am Sozialbudgel beteiligt. Die Leistun- 
gen für AllcrsgeJcler und Landabgaberente betragen 
(in Millionen DM); 



1971 

1 1972 

1973 

Alter.sgeld 

865 

1 010 

1 342 

Landabgaberente 

26 

55 

210 

Die Altersgelder 

steigen 

überdurchschnittlich an, 


Ursächlich sind die wachsende Zahl von Leislungs- 


empfängem und Leistungsverbesserungen, einsdiL 
des Beschlusses des Bundeskabinelts vom 22. Marz 
1972, da.s Allersyeld für Verheiratete von 175 auf 
240 DM und für Alleinstehende von 115 auf 160 DM, 
die Landabgaberente für VcTheiratete von 350 auf 
415 DM und für Alleinstehende von 230 auf 275 
vom Septembei 1972 an zu erhöhen. 

Die Finanzierung der Allershilfe erfolgt überwie- 
gend aus Mitteln des Bundes Die Beiträge der Ver- 
sicherten sind für 1970 und 1971 auf 27 DM, für 
1972 auf 30 DM und ab 1973 auf 36 DM pro Monat 
festgesetzt bzw. vorgesehen. 


Übersicht B— 33 


Leistungen nach Arten und Funktionen 1971 

Altershilfe für Landwirte 1971 
in Millionen DM 


hmkiionsn | 

inx^^nHü 

1 

fijnJioauvinnila)«luuo«i) [ 

S^uttWütuii^foxi 

und 

tnUfungan 

in«9tf4amt 

1 diiftmivy 1 
für 

; AnQ4!bUtloN 

inagoiamt 

fiafunt«! 1 
für 

Familie | 

157 ' 

1 

154 

154 

_ 

■ 

3 

Kinder , — , 

__ 1 


— 

— 

— 

— 

Eh&gaden r.., 

157 

' IW 

J54 

— 

— 

3 

MutteT8(^(Ut 

“ 1 

1 - 

— 

— 

— 

— 

Wohnung ^ . 

1 

1 

i _ 

l 

— 

— 

— 

— 

1 

Gesundheit | 

1 107 

58 

6 

45 

12 

4 

Vorbeugung 


— 

— 

il 

5 

2 

Krankheit 

36 

— 

— 

34 

7 

2 

Afbeitsun/alJ w ...... * . 

t 

/ 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemetn) 

57 

57 

6 

— 

— 


Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

— ► 

Berulliche Bildung ....... i . . ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 


Sonstige Mobilität 

— 

— 

— ► 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

405 

392 

27 

— 

— 

13 

Hiuterbliebene 

294 

287 

287 

— 

— 

7 

Folgen politischer Ereignisse 

1 — ■ ' 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 1 

1 ^ 

— 

— 

— 

— 


insgesamt j 

1 963 

891 

474 

45 

12 

27 
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Dnicksa^e V 1/3 432 

71. Pensionen im öffenllidien Dienst nehmen rund 
9 V. H. des Sozialbudgels ein. Ihr Anteil nimmt äb, 
well die durchsdinittlidie Leistungsberechnunn 
(75 V. H. des Endgehalts) seil langem im Prinzip 
unverändert ist und noch immer aLs erstrebenswerte 
Alterssicherung von anderen Verslcherungs- und 
Versorgungssystemen angesehen wird (vgl. die Zu- 
satzverslcherungssysteme — Nr. 74 und 75 — , die 
teilweise Lücken zur allgemeinen Versicherung nach 
dem Vorbild der Pensionsregelung zu sdilleßen ver- 
suchen). 


den und private Organisationen (das sind vor allem 
die Kirchen) zusamengefaßt. 

Die Leistungen steigen von 1965 bis 1976 auf das 
Zw^eieinhalbfache. Sie sind zum überwiegenden Teil 
für Aller und Hinterbliebene bestimmt, ein kleinerer 
Teil für Invalidität. Außerdem sind in der Funktion 
Aller auch die Pensionen enthalten, die an Beamte 
ira einstweiligen Ruhestand gezahlt werden. Eine 
Herausnahme war technisch nicht möglich; auch 
wäre es schwer gewesen, eine angemessene Funk- 
tion dafür zu ermitteln. 


Pensionen ist im Sozialbudget eine Sammelinslitu- Qjg Finanzierung erfolgt durch Direktleistungen der 
lion. Es werden Bund einschl. Bundesbahn und öffentlichen Hand. 

Bundespost, die in den Tabellen 11-6 im Anhang als 

Unternehmen ausgewiesen sind. Lander, Gemein- j Hierzu Tabellen 11 — 2 und lll — 131 im Anhang. 


Übersicht B — 34 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Pensionen 1971 
io MllUonen DM 


Punkiiöficn 

inj^^oAiut 

Einkoni nimtlfttfeliinqvn 

SndiliiiUuiigpn 

Ailgarnttlap 

Oipnitp 

una 

LfiUtujiopn 


1 äätanlet 

1 tar 

AnqrhuriQe 


ilernnliFT 

für 

Ail9«h6x|g^ 

Familie 

- 



___ 

__ 



_ 

Klndet 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

MullerBdiafi 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

390 

370 

— 

— 

— 

20 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit * . 

368 

348 

— 

— 

— 

20 

Arbeitsuntalt 

22 

22 

— 

— 

— 

■1 

Invctiüitöl fallgemein) 

— 

— 

— 

— 

— 


Beschäftigung 

1 

— 

— 

— 

— 


ßeruJIidie Bildung ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

T J 

Sonstige Mobilität 

r 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

1 

— 

— 

— 

— 

T« 

Alter ... 

13 531 1 

12 79! 

— 

— 

— 

740 

Hlnterbliebctno 

4 269 

4 029 

4 029 

— 

— 

240 

Folgen politischer Ereignisse 


— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

18 190 ' 

17 190 

4 029 

— 

— 

1 000 
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72. Die FamlUenjusdiläge im öffentlidien Dienst 
nehmen etwa 3 v- H. des Sozia Jbudgets in An- 
spruch. Sie umfassen die Kmderzuschläge und Er- 
höhung der Ortszusdilage zum Gehalt für Ehegatten 
und je Kind; die Ehegattenzusdiläge sind erstmals 
im Sozial budget aufgenoiiimen worden. Der Anteil 
der Fdmilierizusdiiäge ist leidit sinkend; irn End- 
jdhr (L97ß) fällt er stark, weil diu Kinderznsdiläge 
(50 DM je Kind) von 1974 an entfallen und als 
Kindergeld gezahlt Werden (vgl. Nr. 67). 

Die Finanzierung erfolgt als Direktleislung. 

Hierzu Tabellen If — 2 und Hl — 132 im Anhang so- 
wie Schaijbild 15. 


U b e r fi J c h L ß — 35 

Leistungen nadi Arten und FunkUonen 1971 

FamiUenzuschläge 197 t 
in Mmian<!Ti DM 




1 


1 

AtitlttfnuuKt 


JjUguttMl 

i iiArni^Int 

m 

1 /VngfihdrigiE 


adLfitittvr 

m 

Antrthönp* 

IfjtBIUt» 

^«4 

Li^tfJunQ^ 

! 1 

6 D73 

5 663 

5 963 





110 

3 520 

3 463 

3 463 

— 

— 

m 

2 5^4 

2 500 

2500 

— 

— 

44 

1 

1 — ■ 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 1 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— ' 

— 

— 

— 

. 

\ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

1 * 

— 

— 

— 

“ 

6 073 

3 063 

5963 

— 

— 

110 


Familie 

Kinder , . . . . 
Ehegaffen . . 
Muffcrschoif 


Wohnung i ... . 

Gesundheit 

Vorhcagimg ^ . . . - . . , * , . ^ 

Kmnicheif 

Arbelinuniail 

invcdidUüt (altg^metn) 

Besdiafttgung .... ... . 

Beridliche Bildung 

Sonstige MoblUiÜt . . . . , . , . 
ArbeltHtosigkeil 

Aller . .... 

HmterbUebene ....... . . . . . , 

Folgen politischer Ereignisse 
Sparfdrdcnmg * . . , , * 


insgesamt 
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73. Beihilfen im öffentlichen Dienst waren bisher 
in den freiwilligen Arbeitgeberleislangen (bisher: 
betriebliche Leistungen) enthalten, aber nidit aus- 
gegliedert. Sie werden zu über 90 v, H. für Krank- 
heiten gezahlt. Ihr Anteil am Sozialbudget ist rd. 
1 V, H. Ihr Wachstum entspricht dem der übrigen 
Leistungen für Gesundheit, ist also relativ hoch. 

Finanziert werden sie als Direktleistungen. 

Hierzu Tabellen 11 — 2 und 111 — 133 im Anhang. 


ü her Sicht B— 36 

1971 Leistungen nadi Arten und Funktionen 

Beihilfen 1971 
in Millionen DM 




£iAko«mint fe ifiist ungfln 

Sa chloisl linken 

AiigemNUi« 

Ptmktloiicn 


Ui»{|e«Aiai 

dAnsntnx 

lOr 

Inü^fUiainl 

tiAttinitr 

fUf 

AAgoMilgf 

Dim«L9 

uuU 

Leibi üDQcm 

FamOie 

82 

' _ 


77 

24 

5 

Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

MuttefBcha/t 

82 

— 

— 

11 

24 

5 

Wohnung ♦ . . . * . - • . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

l 706 

— 

— 

t 616 

572 

90 

Vorbeugung .r^ . 

2 t 

— 

— 

2\ 

— 

— 

Krankheit 

t 630 

— 

— 

1544 

572 

66 

Arbeilsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (ailgemein) 

54 

— 

— 

50 

— 

4 

BesdiäfUgung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beratlidie Bildung 

— 

— 

Q 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 


— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene * - . . • 

62 

— 

— 

57 

57 

5 

Folgen politiseber Ereignisse 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

1 - 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

1 850 

— 

— 

1 750 

653 

100 


Ü8 


74. Die Ergänzungssysleme — Zusatzversicheriing 
jm öffentlichen Dienst für Angestellte und Arbeiter 
und Zusa^zversjcherungen für einzelne Berufe — 
nehmen mit insgesamt weniger aLs l v. H. einen be- 
scheidenen Raum Im Sozialbudget ein. Ihr Wachs- 
tum auf mehr als das Dreifache von 1965 bis 1976 
ist allerdings ubcrdurchschnilllich und entspricht 
dem der Rentenversicherungen. 

Die statistischen Grundlagen konnten dank der Mit* 
arbeit der Kommunalen Zusatzversorgungskassen 
und der Bayerischen Versicherungskaramer gegen- 
über früher verbessert werden. 


Übersicht B — 37 

Leistungen nach Ajten und Funktionen 1971 

Zusalzversichcrung im öffentlichen Dienst 1971 
in Millionen DM 







Funktioium 

1 

ItnonMiut 

1 diininUrf 
für > 

1 An^iAit^e 


«tunnuer 
tikt 1 

AnoiüiOflga 

Dictoil« 

nnd 

Familio 

15 

14 

14 

- 

- 

1 

Kinder 

15 

N 

14 


— 

/ 

Bliegalten ♦ , » . • ^ . * . * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mü/lef5Qfifl// 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit ^ ......... 

1 183 

! - 

171 

1 _ 




12 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

Krankheit 

1 

— 

— ^ 

— 

— 

— 

Aiheitsunfall 

1 29 

27 

— 

— 

— 

2 

Invalidität (aUgemein) 

1 J54 

144 

— 

— 

— 

W 

Beschäftigung 

i _ 

— 

— 

— 

— 

— 

Berullichc Bildung 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

1 

! 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit — 



— 

— 

— 

— 

Alter 

945 

875 

— 

— 

— 

70 

Hinterbliebene 

337 

311 

3)1 

— 

— 

26 

Folgen politischer Ereignisse 

21 

19 

— 

— 

— 

2 

Sparförderung 

1 i 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt • s«» 

1 501 

' 1 390 

1 

325 

— 

— 

ill 
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Übersicht B — 38 


Leistungen nach Arten und Funktionen 
Zusatzversicherung für einzelne Berufe 1971 
in Millionen DM 


1971 


FunlüloirftQ 


£ioku<iim«ufleUUn)tftta 

SAdilgiAtttagco 

Ailadingltis 

Oiontto 

Ulllt 

LftUtiinggn 

ituigrsAiAl 

4 «riintar 

für 

. Aiiqnhötigi 


d4tUtltfT 

ttu 

AogehöriQg 

Familie 

l 

l 

1 



... 

Kinder .v. « 4 #., 

J 

1 

/ 

— 

— 

— 

Ehegatten * < ».t « » . * « 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutteradxaft ...4. ^ 4 ..... . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 4 4>« 4«*« 4 «*. 

10 

9 

— 

— 

— 

l 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit . . . ♦ . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbeiUtunfall . ^ . . ♦ , , . 4 ; , . 4 ^. . i . . ► ,4 . . 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

InvaUdltäi (allgemein} 

9 

8 

— 

— 

— 

1 

Beschäftigung . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berutltcbe Bildung . « . , . . . « . . . • . . 4;« . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeltalosigkell 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

^Vlter . a.-.a aa-.a »a-.. 

20 

20 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

22 

19 

19 

— 

— 

3 

Folgen ]>oliti8cher Ereignisse 

l 

1 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

54 

50 

20 

— 

— 

4 
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75. Als freiwillige Arbeitgeberleistungea werden 
freiwillige, tarifvertraglidne und belriebsverlraglidie 
Soziallcistungen der privaten Unternehmen aufge- 
fühn. 

Wegen der Lüdcenhafligkeit der slalislisdien Unter- 
lagen wurden nur Schätzbeträge angesetzt, die im 
einzelnen mindestens lüü Millionen DM betragen. 

Wie Übersicht B — 40 zeigt, verteilen sich die Arbcil- 
geberleistungen, die im Sozialbudget dargeslcllt 
werden, gleichmäßig auf die Funktionen Familie* 
Wohnung, Gesundheit und Alter/Hinlerbliebene. 


Übersicht B— 39 


Freiwillige Arbellgeberleislungen 



MilHünen 

DM 


1972 1 

1976 


1965 1 

1970 1 

1971 1 

Betriebliche Altersversorgung 

1 500 

2 100 

2 250 

2419 

3 200 

Beihilfen bei Krankheit 

230 

300 

330 

355 

469 

Familienzulagen 

320 

380 

400 

430 

569 

Aufwendungen für Wohnung 

500 

700 

670 

717 

932 

Betrieblicher Gesundheitsdienst 

350 

600 

700 

753 

995 

zusammen . • « 

2 900 

4 080 

4 350 

4 674 

6165 
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Übersicht B — 40 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Freiwillige Arbeitgeberleistungcn 1971 
in Millionen DM 



ln» 0 v't 4 inl 

CiflicaiiüiiQtiiliiitluiiOcB 

SadiUtUluugefl 

Allgtmamo 

Olmta 

LfllktUügen 


anruntoT 

lür 

Ang^baiig« 

IfUigeaamt 

dArtifiiat 

lüt 

Angahortg« 

Familie 

457 

421 

421 

26 

12 

to 

Kinder «4 

365 

359 

359 

— 

— 

5 

Ehegatten 

65 

62 

62 

— 

— 

3 

Mutterschaft . . . . 4 . . i 

28 

— 

— 

26 

12 

1 

Wohnung . . 

684 

670 

— 

— 

— 

14 

Gesundheit 4 . . . 

1 469 

427 

— 

304 

131 

738 


139 

— 

— 

102 

44 

36 

Krankheit ....... ... ........ 

349 

— 

— 

184 

87 

165 

Arbeitsunlall 

597 

43 

— 

18 

— . 

537 

Invaitdität fallgemein) 

385 

385 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

BerutUche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbeilslosigheU 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

j Aller 

1 170 

1 IS3 

— 

— 

— 

17 

Hinterbliebene 

654 i 

i 649 

649 

— 

— 

G 

Folgen poUtisdier Ereignisse .77 

1 

i 

l _ 

1 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

1 — 

— 

— 

— 

— 

-- 


1 





Insgesamt * - • ^ . • » . . ► ^ 

1 4 435 

3 320 

1 070 

330 

143 

785 


122 


76. Die Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer ist im Sozialbudget mit den Fahrgeldermäßi- 
gungen für Schwerbeschädigte zusammengefaßt und 
wird in den Tabellen aus technischen Gründen als 
Institution Kriegsopferversorgung bezeichnet. 

Bei rückläufigem Anteil der Versorgungsberechtig- 
ten an der Gesamtbevolkerung bieibt das Wachstum 
der Leistungen für Kriegs- und Wehrdienslopfer 
kaum hinter dem Durchsdmitl zurüdc, und der An- 
teil am Sozialbudget, insbesondere seitdem die Ver- 
sorgungsrenten ab 1971 dynamisiert wurden, hall 
sich mit rund 4 v. H. konstant. 


Die Leistungen sind vorwiegend der Funktion Fol- 
gen polilisdier Ereignisse zugeordnet worden, die 
Familienzulagen den Funktionen unter Familie, die 
Gesundheitsmaßnahmen für Angehörige von Schwer- 
beschädigten sind der Funktion Krankheit, die Ge- 
sundheitsmaßnahmen für Beschädigte wieder der 
Funktion Folgen politischer Ereignisse zugeorclnel 
(vgl. Übersicht B — 41), 

Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Bundes, 
die Lander führen die Gesetze durdi und linan- 
zicren die Vcrwallungslcistungim. 

Hierzu die Tabellen 11 — 2 und Hl — 301 im Anhang. 


Übersicht B— ^l 

Leistungen nach Arten und Funktionen 1971 

Kriegsoplerversorgung 1971 
in Millionen DM 




einkoinmmttleUiung*fi 1 

SudUrltfluntien 

Dlnnii« 

und 

LelMunaen 

Fanktiojion 


imovtomt 

d« runter j 
lür ' 

InfttjQiosit 

1 daiontcr 
Ittr 

Familie 

429 

398 

393 



32 

Kinder 

3/7 

291 

29! 

— 

— 

26 

Ehegatten 

99 

94 

94 

— 

— 

5 

Müttorschait • 

13 

12 

8 

— 

— 

t 

Wolinung 

3 

2 

l 

— 

— 

I 

Ge55undbeit 

249 

11 

7 

222 

172 

16 

Vorbeugung 

aj 

4 

2 

70 

35 

7 

Krankheit i , , 

f50 

7 

4 

135 

/35 

8 

ArbeitsunlaU — ... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein! 

Iß 

— 

— 

17 

2 

; 

Beschäftigung . ..i. .... .... ... 

14 

9 

3 

4 

1 

1 

^ Beruflidte Bildung 

14 

9 

3 

4 

t 

1 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 


— 

— 

— 

~ ! 

Hinterbliebene .... . . . . ...... 

— 


. — 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse ........... 

7 121 

6 374 

3742 

443 

15 

304 

Sparförderung . . . . 4 

V. 

r'” - 

— 

— 

— 

— 

■ 

1 1. ^ 





1 

insgesamt • 

7 8iö 1 

l »793 

414S 

669 

188 

354 
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77. Die Institution Laslenausgleich enthält die lau- 
fenden Sozidlleistungen nach dem Laslenausgleicbs- 
geselz. Ihr Anteil am Sozialbudget ist absolut und 
relativ rückläufig (von 1,8 v. H. 1965 auf 0.5 v. H. 
1976). Es handelt sich um Einkommensleislungen. 
die bis auf die Familienzuschläge der Funktion Fol- 
gen politischer Ereignisse zuzuordnen waren. 

Hierzu Tabellen II — 2 und III — 302 im Anhang. 


Übersicht B — 42 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Lastenausgleich 1971 
in Millionen DM 


FuntUiotivn 


£inkommntflotMutio»n 

S«dilei«tuD{|ra 

ADfromMinM 
Difiiuta 
' und 

pjfl Uttiifigun 


ünnnitfir 

für 

Angeh6li5}c 


4anniioi 

fUs 

AngtthOiiQ« 

Familie 

323 

323 

323 

- - 


- 

Kinder 

W9 

109 

109 

— 

— 

— 

EheqQlien 

214 

214 

214 

— 

— 

— 

Müttersdiaft 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfali 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

InvaJidUdt faUgemeJn} 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

BesduüUgung 

4 

3 

3 

— 

— 

l 

Berullldie Bildung 

4 

3 

3 

— 

— 

t 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbeJlBloslgkcU 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aller 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hlnierbliobene 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse . ^ . 

1 433 

1 259 

1 

91 

57 

B3 

Spülförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1 

1 760 

1 585 

327 

91 

57 

84 
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Drucksache Vr/3432 


78* Ebenso wie die laufenden Leistungen des La- 
stenausg Leichs zeigen die laufenden Leistungen der 
WiedergutmadiuDg lückläufige Tendenz. Ihr Anteil 
am Sozialbndget rückt von 1,5 auf 0.5 v. H. {I9ei5/76), 
Dio funklionale Aufteilung der Leistungen ist wie 
beim Lastenausgleich- 

Hierzu Tabellen 11 — 5 und UI — 303. 


Übersicht 


Leistungen nach Arten und Funktionen 1971 

Wiedergutmachung 1971 
Ln Millionen DM 






1 

AHierafHup 

nlrtut» 

UJlü 

1 L^iittmgcn 



IlUf^RiPDlt 


1 .amtinliür 1 
tm I 

1 .A^gÄfipjlg« 1 


dtntnter 

m 

( Famliie ****** ****** 


1 

302 1 

302 

t82 





— 

Kinder *********************** 


60 

ÖO 

36 

— 

— 

— 

Eherfallen , . * * * . * * 

i 1 1 

242 

242 

146 

— 

— 

— 

Muttersdta/l , 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung •***.,****. i..* , 

y w m ^ m 

— 

— 

_ 

— 

— 

— 

Gesundheit i . . .v . . . . . 


15 

.■ — 

— 

15 

6 

— ** 

Vorbeugung * » * . . 

*V'* • ► 

' — 

— 

— 

— 

— 

_ 

Krtin&Jteit 


J5 

— 

— 

15 

B 

— 

A/hei (sunfoi/ 

. j 

— 

— 



— 

— 

- J 

invci/idJfcf/ ^a//gemeinj r • 

J\ W 7 ^ 

— 

— 

— 

— 

— 


Beschäftigung 

IP * ^ « P 

— 

1 

— 

— 

— 

_ 

BemÜichQ Bildung . * ,.* * * » . * 


— 

— 

— 

— 

— 

_ -i 

..*■ H'i 

Son-sti^e MobllKät ..... ..... . , , . 



1 

— 


— 

-'i 

ArbettBlostgkcil 


— 


— 

— 


— -iJ 

Aller *.,* *^ * 

* * ’ * 1 * 

— 

! 

— 

— 

— 

-i 

Hinterbliebene **** .,****,* 

» *.4P 4 • 

— 

1 “ 

— 

— 

— 

109 ' ' 

Folgen poliUsdier Ereignisse — 

* - * ^ ■* 

1 612 

1503 

419 

— 

— 

Sparförderung * * . , * * . * 

****** 

— 

j 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt . * * * ^ ♦ -v- * ► , ^ ^ 


1 920 

1805 

601 

IS 

0 

100 ? 
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79 , Die SonsUgen EnUchädlgungen cnthalt£?n im 
BeabädiUingszeilraum in erster Linie die Untere 
hfiltssldierungsleislungen für Wehl- und Ersatz- 
dieTi5>U<^istende und ihre Angeh origen. Die übrigen 
Leistungen {vgLTabelJen — 309 im Anhang) treten 
demgegenüber weit zurück. 

Der Anleii am Sozialbudgel ist mit etwa v. H. 
relativ gering. Bemerkenswert ist die Zunahme der 
Lelslnngcn (1971/1976 = rd. 9ü v, H.), die auf Ver- 
besserungen der Unierhaltssidierung znriiekzufüh- 
ren ist. Die Leistungen kommen überwiegend den 
Angehörigen zugute. 


Übersicht B — 44 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Sonstige Entsebädigungen 1971 
in Millionen DM 


l'anliLllUdiiii 


1 

1 1 


lnii(||f^ast 1 

i 

tmoftinüll 

aaruntfir 
l\U ' 

An^phodtps 


1 dairuBtvl 

i iiu 

FarnJUc , ► » * . . . . . . . 

4ia 

380 

380 





33 

K/nder 

36 

33 

33 

— 

— 

3 

i;he<f<tncn ..... .... .... ..... .. 

m2 

347 

347 

— 

— 

35 

Mitiietsdmfi 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit - t 

— 

— 

— 

— 

— 

s; 

Vorbeugung 

— - 

— 

— 

— 

— 

r 

Krankhei/ ^ i ^ 

- 

• 



_ 

„ 



Arhe/tsTjnfüJi 

1 

— 

— 


— p 


tnvaHdiläl (dllgemelni .. . ... . .... . . . . . 

1 1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Besdiäftiguiig ^ p - - ^ 

1 1 

1 - ! 

l 

j 

— 

— 

— 

— 

BHdung ^ 

i — 

1 — 

— 

— 

— 

— 

1 Sonslfge MohiJ/lat 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbHMoslgkeil . .. . ... ..... 

— 


— 

— 

— 

— 

Alter . p. < p* p . ^ pp p . , . p 


12 

12 

— 

— 

1 

Hinlof bUebene v . ^ . 

f ^ 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

1 Folgen poliUsdier Href^isse i ^ ^ * . . . * ^ 

54 

A9 

— 

— 

— 

5 

Sparförderung , * , ^ ^ - . , 


^ — 


— 

— 

— 

inj^gesamt 44«^., ^ . 

485 

441 

392 

— 

— 

4i 


I2G 



SO- Die Sozialhilfe erbringt mit ihren ero^nzenden 
Hilfen der versdijedensten Art knapp 2 v, H. des 
im Sozialbudgel aiisgewiesenen Letstungsvolumens- 

Audi in Zukunft wurden slcli die LeisiufLgen der 
Sozialhilfe, insbusündere die rpgelsialznidßigen Lei- 
slungen der jeweiligen wirtsx.baftJidien Entwicklung 
an passen. Das Leist ungsvolnmen vergmÜerL sich 
zwar (s, Töbellen H— .5 Und Hl — 401 im Anhang), 
doch geht sein Anteil am Sozialbudget laufend zu- 
rück; für 1976 wurde eine Quote von 1^5 v.EL er- 
ledinet. Bel diesen Beredinungen konnte noch nidit 
der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des BundessoztalJulfegesetzes berücksichtigt wer- 
den; dir durch das voraussichtlixk Antancj 1973 m 
Kraft tretende Gesetz zu erwartenden Mehrauf- 
wendungen werden auf jührlidi rcL, IRQ Millionen 
DM geschätzt. 


[n welch vielfältiger Weise die Sozialhilfe eingreift, 
geht daraus hervor, daß die Leistungen in allen 
Funktionen (ausgenommen Sparförderung) auftre- 
len. Sdiwerpunkt ist die Funktionsgruppe Gesund- 
heit und hier wieder die Funktion Invalidität; hei 
diesen Leistungen handelt es sich vorwiegend um 
BllndeiihiUe und um Hilfe zur Pflege. 

Probtemütisdi ist die Emittlung vnn Leislungen für 
Angehörige, insbesondere, weil Familienangefm- 
rige einen eigenständigen Ansprudn auf Snzialhilh^ 
haben. Nach ersten Schätzungen wurde ermiltcU, 
daß auf Angehörige etwa La der gesamten Leistun- 
gen entfallen. Hier durften für die Zukunft sich 


^^1 nddi dem Bundess.uzldll'iilfegesei^. Es yibt ailßeidcrm 
nach Blindenhilfe nadi Idndesgeiclztidien Regetuociei^, 
drc' hier nicht erfdßL ist 


Übersicht 45 


Lelslungen nadi Arten und Funklionen 1971 

Sozialhilfe 1973 
in Millionen DM 




eiokfrmtoptiirahftviii^tt 

SaEUpiAtuiiaeit 

Atlütiiiiaihfi 

itmt 

PijTittlcmnn 


J^Hgvidint 

dmruiUir 

m 

AtiijetiPtliSG 


ftnruntiit 

Mr 

ramtUe 

30ß 

269 

269 

37 

36 



Kinder , . .v , » , * . . ^ . v; , V« , ... 4 . * 

61 

ü/ 

57 

4 

4 

— 

Eht^cihrn . ^ . j 

241 

21 i 

211 

30 

.10 

— 

Mulfer^dia/f 

4 

! 

1 

3 

2 

— 

Wohnung . ............... 

* 

i 

— 

— ■ 

— 

— 

Gesundheit 

2 172 

240 



1697 

760 

235 

1 Vofbeugunjr ^ .-w . , . , . . .v' 

65 


— 

6t 


4 

„ Kranicfteil . . . .v. ^ .wi. . . i , . . . . . - 

WÖ 

US 

— 

460 

153 

70 

^ Arbeilaaaltül 


60 


12 

-r- 

6 

invaltdilät {allgemein) { 

f 380 

61 

■ 

J 165 

57S 

t55 

Besdtkftigting , . . v - > . - , , , - 

466 

269 

a 

14Ö 

25 

46 

Beruf iidje Bildung . 

254 

2f7 

7 

10 

4 

27 

Sonstige M<3^ffUäl ... . , . . 

i ' 

1 

1 

— 

•rK 

— 

1 

Arbeitsloaigkeil .. . . ... , . .g >, ...... 

211 

; $3 

f 

m 


20 

r 


.■i77 1 

404 

2 

m 


i- 

Hinterbtiubene • s . . , . . , ^ ..i , ^ 

4 i 

— 

— 

4 

4 

— = 

Fc^lgen polillsdic^r BrBignisse ^ . . . 

21 

7 

— 

(4 

— 


Spaifönienin^ s* - - ' ■ > ; • • < ■ 

“ 1 

j 4^ 


— 

— 

mS 

1 

insgesaml 

1 3548 

1 190 

279 

1 9Ü7 

825 
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nodi melhodische und statisliscbe Verbesseruags- 
mbgiichkeilen anbieten. 

Nidit weniger problemaljsch ist die Gliederung der 
Leistungen nach Leistungsarlen. Nach dem derzeiti- 
gen Stand der Untersudumgen entfällt etwa ein 
Drittel auf Einkomniensleistungeii (80 v. H, davon 
laufende Leistungen), rd. 55 v. H. auf Sathlejston- 
gen lüber wiegend BdrerstattungfinJ und rd- tO v, H, 
auf allgemeine Dienste und Leistungen, 

81. Die Leistungen der Jugendhflfe erreidilen 1971 
knapp 1 V. H. des im Sozialbudget ausgewLesenen 
Leistungsvolumens, Bis zum Jahre 1978 wird je- 
doch eine Verdoppelung der Leistungen und damit 


ein Anteil von v. H. des Sozialbudgets erwar- 
tet ^‘‘j. 

Die Leistungen verteilen sich etwa gleichmäßig auf 
Sachleistungen sowie allgemeine Dienste und Lei- 
stungen. 

Funktional betradiiet, jst naturgemäß die Funktion 
Kinder am <:tärkslen besetzt? ein Teil der Leistun- 
gen iUefil in die Funktionen Muliersdiaft^ Vorbeu- 
gung, Gesundheit und berufliche Bildung. 

Die Leistungen der Jugendhilfe trägt überwiegend 
die öffenlliche Hand. 


Bericht der Bundesregierung über BesLiabungen und 
Leistungen der Jugeridhilfe — Jugendbertdil — (Druck- 
sdchü 109.'72) 


U ti e r s i c h t B — 4b 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Jugendhilfe 1971 
in Millionen DM 


JFunl^tifitiJi^R 

1 löifn.mt 

1 

1 

1 1 

AltOtuntUn« 

Dlcaili; 

und 

LelulUtinfR 

IniiflaUtitii 

Ht 

Aiiotbdiliie ' 

Ittüifvtrrmt 

1 

lUr i 

1 fVngtihättgo . 

1 

Familie . * ^ ^ ^ ^ < , . » , J 

1 

1 601 

2 


825 


776 

Kinder . _ i. , ... . . 

1502 

1 



B21 


770 

Ehe^aüen 

— 


— 


— 

— 

Mülle/’schfl/f 

!t 

i 

— 

4 

— 

6 

Wohnung . . . • 

~ 1 

1 — 

— 


— 

— 

Gesundhetl ...i.,,., 

lU 

i ’ 

— 

32 



75 

Vöfbeugirng , . ,.4 . 

(00 

I 

7 

— 

3r 

— 

62 

Krcnkhe/i 

N. 

1 — 

— 

1 

— 

fl 

AibettHuniäü . . * , . ... , . . 

— 

— 

— 


— 

— 

fflvalidiJdi (allgemeinf 

— 1 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung ^ . 

64 


— 

14 

— 

50 

ßenffilcltfi Sßdtin^r . 

64 


— 

N 

— 

5Ö 

Somifgc Mobi/iiüi , ^ . 

1 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Atbe^iiBiQsfgheft . , , ^ - , . 








.Aller - - 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

Hinterbliebene - , . ^ . 

1 1 






Folgen politischer Ereigntsse - i 

1 


— 

— 

— 

— 

Spärförderung j 

1 

1 

1 _ 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt ^ J 

1 781 

9 

— 

ö7i 

— 

90t 
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82. Die Leistungen der Institution Ausbildungs- 
förderung steigen in dem elfjährigen Berichtszelt- 
rdum vor allem als Folge des ersten Ausbildungs- 
lörderungsgesetzes (Juli 1970] und des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes (Oktober 1971] kräftig. 
Die Leistungen erhöhen sich von lll Millionen DM 
im Jahre 1965 (Studienbeihilfen nach dem Honnefer 
Modell) auf voraussichtlidi 1,7 Mrd. DM im Jahre 
1976 (vgl. Tabellen II — 2 und III — 403 im Anhang). 


Die Lei.stungen/ deren Anteil an den Sozialleistun- 
gen 1971 0,5 v. H betrug, wurden voll der Funk- 
tion Beruflidic Bildung zugeordnet (vgl. Über- 
sicht B-47). 

Die Finanzierung der Ausbildungsförderung erfolgt 
ab 1. Oktober 1971 zu 65 v. H. durch den Bund und 
zu 35 V. H. durch die Länder. Die Verwaltungslei- 
stungen, die auf 10 v. H. der Leistungen bei der Aus- 
hildungsforderung geschätzt wurden, werden von 
den Ländern getragen. 


Übersicht B — 47 


Leistungen nach Arten und Funktionen 
Ausbildungsforderung 1971 
in Millionen DM 




einkdmmcütkliEictTirmfltt 

S«ailci«tun9#a 

A!lg«niOlnii 


lOtffiauiiAl ^ 

1 

UuigvHiiDt 

1 diiruntkt 
für 

1 AngvharlB« i 

Ui«ges«rnl 

füt 

AfHrptiöTtae 

DimuUi 

lind 

LcUtung^ 

Familie i 

, - 

■ 

__ 

- 

- ■ 


Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatten ................. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschalt 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung ......... 

— 

— 

— 


— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheft 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbedsunfaU ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (aJIgemeInf 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschdfligung 

863 

798 

— 

— 

— 

65 

Beruf liehe Bildung 

863 

798 

— 

— 

— 

65 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aller 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Flinterblicbene - . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

863 

798 

— 

— 

— 

65 
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B3. Die Leistungen der Institution Wohngeld be< 
trugen 1971 insgesamt 962 Millionen DM (vgL Ta- 
bellen II — l und III — 404 im Anhang). Die Höhe des 
gezahlten Wohngeldes lag 1971 erheblich unter den 
im letzten Sozialbudget angesetzten Werten. Das 
ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß sich 
einmal das Zweite Wohngeldgesetz vom Januar 1971 
später als erwartet voll auszuwirken scheint, so 
daß gerade für Anfang 1972 stärkere Steigerungen 
erwartet werden, auf der anderen Seite die relativ 
iioben Einkommenssteigerungen 1971 zu einer gerin- 

vgl Sozialbudget 1971, Nr. 320 ff., S. 195 f. 


geren Inanspruchnahme von Wohngeld geführt 
haben. 

Der Anteil des Wohngeldes an den Sozialleistungen 
betrug 1971 0,5 v. H. Die Wohngeldleistungen, bei 
denen es sich aussdi ließ lieh um laufende Elnkoni- 
mensübertragungen handelt, fließen zusammen mit 
den geschätzten Verwaltungsleislungen voll in die 
Punktion Wohnung (vgl, Übersicht B-48). 

Die Finanzierung des Wohngeldes erfolgt allein aus 
öffentlichen Mitteln, und zwar je zur Hälfte durch 
den Bund und die Länder. Die Verwaltungskoslen 
werden von den Ländern und Gemeinden getragen. 


Übersicht B — 48 


1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Wohngeld 1971 
in Milliooen DM 


Ftuüitioncn 

tnimciuimt 

Et ttk amm diu t H « t uii Qcn 

SdchlKUtttngtm 

AtlnansitlnK 

nien«td 

and 

teidiaüQen 

Intgoinmt 

datutilat 

für 

AtisehAflQ« 


dinmUrt 

föy 

Familie 








_ 


Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mullerschall 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

952 

870 

— 

— 

— 

S2 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aibeitsuniatl 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung ........................ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berulliche Bildung ^ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse .......... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

952 

870 

— 

— 

— 

82 


130 






84» Die Leistungen des Offentlidien Gesundheits- 
dienstes verdoppeln sich nahezu von 680 Millionen 
DM in 1965 auf 1333 Millionen DM in 1976. Der An- 
teil an den Gesamtleistungen betrug 1971 0,5 v. H. 
Die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate lag von 
1965 bis 1970 bei 6 v. H. und wird voraussichllidi 
im Zeitraum 1971 bis 1976 gleich groß sein (vgl. 
Tabellen 11 — 2 und III — 405 im Anhang). 

Die Leistungen waren 1971 zu drei Vierteln allge- 
meine Dienste und Leistungen, und zwar Maßnah- 
men (50 V. H.). innerer Dienst (16,5 v. H.) und Zu- 
schüsse (8,5 V. H,j. Das restliche Viertel der Gesamt- 


leistungen entfiel auf Sachleistungen (17,5 v. H.) 
und Verrechnung (7,5 v. H ). 

Was die funktionale Zuordnung anbetrifft, so wur- 
den die gesamten Leistungen des öffentlichen Ge- 
sundheitsdienstes der Funktionsgruppe Gesundheit 
zugeordnei und kamen dort 1971 zu 85 v. H. in die 
Funktion Vorbeugung, zu rund 15 v. H. in die Funk- 
tion Krankheit (vgl. Übersicht B-49), 

Die Finanzierung erfolgt zu mehr als vier Fünftel 
aus öffentlichen Mitteln, die überwiegend von den 
Gemeinden getragen werden. So betrug 1971 der 
Anteil der Gemeinden 56 v, H., der der Länder 
38 V. H., w'ährend der Bund mit 6 v. H. beteiligt w*ar. 


Übersicht B — 49 

Leistungen nach Arten und Funktionen 1971 

öffentlicher Gesundheitsdienst 1971 
in Millionen DM 




Hi n kiimtit irttsi oüi 

S4diltHilUDg«n 

Alldtmisln« 

Olviuit* 

umI 

LeUtUisgen 

FuaJiUoncn 



«ScnmlfiT 

lür 

Aügaböitg« | 


1 (t«ratrt«t 
fUi 

Familie . 


- 

1 




Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mulferschoit * ...» 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

j Gesundheit 

920 

— 

— 

175 

— 

745 

I Vorbeugung 

787 

— 

— 

i35 

— 

652 

1 

Krankheit 

133 


40 

— 

93 

ArbeitsunfalJ » 

— 


— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) . 

— 


— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

BeruiUdte Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aibeitalostgkelt 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

920 

— 

— 

175 

— 

745 
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Schaubild 16 


Anteil der indirekten Leistungen 


32 % 

74 % 

75 % 


1 % 


7 % 

2 % 


0 . 02 % 


1 % 


0 . 04 % 
83 % 

Struktur twi 1971 ^DurtNchnm 1531t 

Volumen: ce, 190 Milliarden DM 
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1971 


B5. Indlrekle Leistungen mit den lastitiiUonen | 
Sleuerernidßigungen und Sonstige VergünsLigiiiigen | 
sind rum in die institutionelle Auigliederuiig der So- I 
zialleisUmgen dufgenonimen w-orden. Gegenüber der i 

liisherigen Abgrenzung wurden einige Erweile* ^ 

rungen vorgenommen: Neben weiteren Steuerermä- 
ßigungeii wurden nun auch sozialpolitisdi motivierte ^ 
Maßnahmen der Sparförderung einbezogen. Dar- 
unter sind audi direkte Leistungen, die aus indirek- — 
len Leistungen hervorgegangen sind» wie Spar- 

pramien, Wohnungsbauprämien» AuFwendiingszu- 

sdiüsse für Wohnungsbaudarlehen, verbucht wor- 
den. Sie fioUen später m eine neue Institution der I 
allgeraeinen Systeme amgebucht werden. 

Durch die Aufnahme der indirekten Leistungen in 
die institutionelle Gliedening wird die Sozial- ~ 
leislungsquote erhöht (vgl. übersiditen B— 2 und 
B — 23 sowie Schaubild 2), — 

1971 machten die indirekten Leistungen in der hier 
im Sozialbudget verwendeten Abgrenzung mit 
30,6 Mrd. DM rd. 4 v. H. des Bruttosozialprodukts 

und nidit ganz ein Sechstel der gesamten Sozial' 

Jeislungen aus. Über den gesamten Benchtzeilraum 
gesehen sinkt der Anteil an den Sozial Leistungen 
allerdings von 13,6 v. H. in 1965 auf 13,0 v. H. in ^ 
1976. Das hängt vor allem mit der starken Expansion 
anderer sozialer Bereiche und der sehr vorsidiligen 
Schätzung einiger indirekter Leistungen zusammtm* 
Hingewiesen sei in diesem Zusammenhang auf den 

für einzelne Posten der indirekten Leistungen mög' 

lidien Fehlerspielraum der Sdiälzungen, insbeson- 
dere iur die künftigen Jahre. 

Bei den indirekten Leistungen handelt es sich aus- 
sdiließLlcfa um Einkommensleis Lungen, und zw^ar 
zum größten Teil um fiktive Zahlungen. 

86. Die Institution Steuerermäßigimgen (vgL Ta* 
bellen II — 2 und III — ^501 im Anhang) umfaßt fol- “ 
gende Positionen: 

3«) vgl. Drucksache Vl/2155, S. 223» Nr. 27? 


MllÜDneQ DM 


KmderfretheLrage (§ 32 Abs, 2 EStG) - - 4 75(1 

Ehogattensplitting (5 26 b EStG) .... 12 200 

Allersfrei betrag (§ 32 Abs. 3 Mm, 1 

und 2 EStG) 660 

Freibeträge bei Berufsausbildung 

(§ 10 Abs. L Nr. 9 EStG) ..... 16 

Außergewöhnlidip Belastungen 

(§5 33 und 33 a Abs. 1 bis 5 EStG) 1 140 

Pdusdibetiage für Körperbehinderte 

(§§ 33a Abs. 6 EStG),.. .130 

Freibeträge für Opfer von Krieg, 

Vertreibung iisw, (§ 25 b LSIG) 4 

Ehegattenf reibe trag 

(§ 5 Abs. 1 und 2 VStG) 112 

Kinderfreibetrag 

(I 5 Abs. 1 Nr. 3 VStG) 92 

A 1 1 ers frei betrage 

(4 5 Abs, 2 und 3 VStG) . . 25 

Steuererlaß für Körperbehinderle 

(§ 3 KfzSLG) 82 

Crimdsteuervergünstigung 
(§ 7 des 1., 5§ B2, 92—94 des 2. Wohn- 
baugesetzes) 750 

Arbe L tnehmer-Sparzula ge 

(5 12. 3. VermBG) . 1 850 

Vergünstigung für Arbeitgeber 

(5 14. 3. VermBG] ....... 50 

Sparprämien (Spar-Prämiengesetz) 1 345 

Wohnungsbauprämien 

( Wohnungsbau-Prämiengesetz) 2 I4D 

Sluueibegün,stigung de? Bausparens 

(5 10 Abs. 1 Nr, 3^ EStG) 960 

insgesamt ... 26 506 
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Die letzten sechs sozialpolitisch motivierten Steuer- 
ermäßigungen und Sparförderungsmaßnahmen sind 
nt:ii ins Sozialbudyet aulgenommen worden und er- 
weilnm damit die bisherige Abgrenzung im lunkllo- 
nalen Budget, 

Die funktionale Aufteilung der Institution Steuer- | 
ermäßigungen (vgl. Übersicht B — 5ü) zeigt, daß 1971 
über zwei Drittel (b9, l v. th) in die Bereiche Fa- , 
milie und Wohnung geflossen sind, insbesonders an | 
die Funktionen Ehegatten (46,4 v. H ) und Kinder | 
(19,8 V. H.). Ein knappes Viertel ging in die Funk- 
tion Sparförderung (vgl. Nr. 601.). Für 1976 sind ^ 


keine Steuerfreibeträge für Kinder mehr angesetzt, 
da ab 1974 diese steuerlichen Vergünstigungen 
durch direkte Kindergeldleistungen ersetzt werden 
sollen. 

Die sozialen Vergünstigungen durch Steuerermäßi- 
gungen gehen in Form von Sleuermindere innahmen 
zu La.slen der ciflenllidien Einnahmen. .Audi die Fi- 
nanziening der hier enlhaltenen direkten Sozial- 
Icistungcn wird allein vun der öflenthciien Hand 
getragen. Insgesamt vcrtnilien sich die Belastungen 
1971 mit 45 v. H. auf den Bund, 42 v. H auf die 
Länder und 13 v. H. auf die Gemeinden. 


Übersicht B — 50 

1971 Leistungen nach Arten und Funktionen 

Steuerermäßigungen 1971 
in Mlllionpn DM 




EiokomitKiiuloiiittmgwo | 

1 SadileittuootiTi | 

Aiigemeiiui 

Fuiilt iloiitiii 

lu4gc»iimf 


ilBrunt«t 

for 

tnigefaml 

aaruoirr 

lur 

AoyfUoriDt 

Olniiili! 

und 

UtUltsnuntJ 

1 

Familie 

17 564 

17 564 

17 154 

— 

_ 


Kinder 

5252 

5 252 

4 842 

— 

— 

— 

Ehegallen 

12 312 

J2 312 

12 312 

— 

— 

— 

Muf/ersdio/l ♦ . . 

— ! 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung 

750 

750 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

591 

591 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Kroniciiei/ * * . 4 , , ♦ ^ ► , , , . . • . . ♦ . 

274 

274 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall * • . ► • . . . ♦ * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) 

317 

317 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

73 

73 

— 

— 

— 

— 

BetulUdte Bildung 

73 

73 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 


— 

— 

— 

— 

Arbeiisioaigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

742 

742 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene • . 

285 

285 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse . ........ . 

156 

156 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

6345 

6 345 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

26 506 

26 SOG 

171.54 

— 

— 

— 
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87, Die Leistungen der neu flufgenommenen Insti- 
lulion Sonstige VergOnsligungen kommen aus- 
schließlich der Funktion Wohnung zugute (vgL 
Übersicht B — 51). Von diesen Leistungen, die man- 
gels exakten statistischen Materials großenteils nur 
geschätzt werden konnten, entfielen 1971 rund 
0 Oy, H, auf Zinsermaßigungen bei Darlehen aus 
öffentlichen Haushalten für den Sozialen Wohnungs- 
bau und die Wohnungsfiirsarge lur Bundesbe- 
dieastete der ölfenllichen Hcind sowie bei Aulbau- 


darlohen aus dem Laslenausgleidisfonds. Bei den 
restlichen Vergünstigungen handelt es sich um Auf- 
wendungszuschüsse für den Sozialen Wohnungsbau, 
die wie die Zinsermäßigungen bei den Wohnungs- 
nutzem zu einer Minderung der Wohnungskosten 
führen. Die Leistungen der Institution Sonstige Ver- 
günstigungen, die überwiegend aus Emnahmever- 
zlchten bestehen, verteilen sich etwa im Verhältnis 
35 zu Ü.5 auf Bund | einschließlich Lastenausgleichs- 
ionds) und Lander. 


Übersicht B— 51 


Leistungen nach Arten und Funktionen 1071 

Sonstige Vergünstigungen 1971 
in Millionen DM 




Einkaiiimcii»t»uius\y»n 

5«dü«i»tuttyvn 

AllutmoJiifl 

nieotl« 

tmd 

L«Utaun^ 

1 Fu^kllunirn 

InaQu^mt 

lüHI'Mml 

1 ilffruntnr 
/Ut 

1 Angiih^Hoe 


4«niiitcr 

lÖT 

ABgfSaeme 

ramllte 

1 1 

1 

■ 

- 

- - 

__ 

Kindef 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehvgatten 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

lAüitersdialt 

^ 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnung , ^ * 

4 130 

4 130 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 







Vorbeugung^ ^ ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitstutfall • . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

tnvalidHäl (allgemein) . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung ........................ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berullidte Bildung . i i.i . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

A/beJtslosIgkeil 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Aller 

— 

— 

— 

— 

^ — 

— 

Hinteil^nebene 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse . .... . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung . . . ^ . . .; 4 . . * ^ . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

4 130 

4 130 

— 

— 

— 

— 
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6. Finanzierung 

Das Sozialbudget 1972 bringt gegenüber früheren Aufgliederungen zwei 
zusälzlidie Informationen* Unter den Finonziemngsarten ersdiemt neu die 
Position Direktleistlingen der Arbeitgeber, um die Finanzierung von un- 
mittelbaren Leistungen wie Lohiifortzahlung bei Krankheit oder auch Pen- 
sionen im üfientlichen Dienst, für die es keine „Kasse'" im Sinne von ge- 
sonderter Einrichtung gibt* zutreffender darzustellen. 

Zweitens aber bringt es über die herkömmliche DarsteLlungsart (Finan- 
zierungsarten, vgl. Schaubild 6, S. 81) hinaus eme Zuordnung nach Finan- 
ziemngsquellen (vgL Schaubild 7, S, 82). Dadurch wird gezeigt, von wo her, 


Übersicht B~52 


Struktur der 
1971 


InatllullrODeo 

FlAftnzifctutigvirt 

BeltrAg* 

VertlcharlQ ) Arboligeber 

Dlroltt* 

l«btucigoii 

dec 

Olfen tUdie 
MllLbl 

ifrtrigv 

Snnstlflw 

HlnnnrnDen 

Sozia Ibudget insgesamt * 

19,7 

21,9 

20,9 

34,8 

1,7 

1.0 

Soziale Sicherung 

27,3 

30,4 

26,0 

13,5 

2,3 

0,5 

Aligeraeine Systeme 

40.6 

43,3 

0,2 

12,8 

2,5 

0,6 

Rentenversicherung Arbeiter , . 

39,0 

40,5 

— 

18,7 

1,8 

0,0 

Rentenversicherung Angestellte 

43,8 

46,2 

— 

5.0 

4.7 

0,3 

Krankenversicherung . ^ ^ . 

53,4 

43,2 

— 

i.l 

0,9 

1.4 

Unfallversicherung ........... 

2,6 

78,3 

4,6 

8,3 

3,0 

3,2 

Arbeitsförderung 

42,8 

44,9 

— 

4,2 

7,2 

0.9 

Kindergeld 

— 

— 

— 

100,0 

— 

— 

EnlgeUfortzahlung 

— 

4,7 

93,1 

1.2 

0,0 

1,0 

Sondersysteme ................. 

11,9 

14.4 

— 

73,2 

0.5 

0,0 

Beamtenrechtliche Systeme 

— 

— 

89,8 

10,2 

— 

— 

Ergänzungssysteme 

11,7 

50,6 

■ — 

4,2 

33,3 

0,2 

Freiwillige Arbeitgeberleistungen . . 

— 

— 

100,0 

— 

— 

— 

Entschädigungslelstungen * t. 

0,0 

— 

— 

91,7 

0,0 

8.3 

Soziale Hilfen und Dienste ........ 

1.0 

— 

— 

96,3 

0,1 

2.6 

Indirekte Leistungen 

— 

— 

— 

too,o 

— 

— 


i36 


aus Wirtsdiaft oder öffentlichen Kassen oder Haushalten, die Finanzie- 
rungsraittel fließen. 

Es zeigt sich, daß nach Finanzierungsarten etwa ein Drittel der Mittel 
öffentliche Mittel im Sinne von Zuweisungen sind und knapp zwei Drittel 
gleichmäßig durch Beiträge der Versicherten, Beiträge der Arbeitgeber und 
Direktleistungen der Arbeitgeber finanziert werden. Der Rest (Vermögens- 
erträge und sonstiges) ist relativ geringfügig. 

Die Zuordnung nach Finanzierungsquellen zeigt dagegen, daß die Hälfte 
der Mittel von der öffentlichen Hand, also Bund, Länder und Gemeinden, 
aufgebracht wird, die andere Hälfte von privater Seite (Haushalte 20 v. H., 
Wirtschaft 30 v. H.). 

Damit ist nicht geklärt, wer die Finanzierungslast letztlich trägt, Sie wird 
je nach Marktposition selbst getragen oder abgewalzt 

Die Kurzfassung des nächsten Kapitels befindet sich auf Seite 141 


Übersicht B— 52 


Finanzierung 
in v. H. 


Fliuinxl inmgiqu«! !• 


Ufücmshmen 

Bund 

Linder 

Gemeinden 

SosieJ* 

veisidierunq 

Private 

OrganUalionen ) Hauihalte 

tTbiige Walt 

30,1 

25,0 

15,7 

8.0 

0,5 

0,6 

20,1 

0,0 

38,1 

18,0 

9.4 

5,2 

0.7 

0,8 

27,8 

0,0 

36,1 

15,5 

2,2 

3,1 

0,9 

1.0 

41.1 

0,1 

33,2 

21,7 

1.3 

2.8 

0,9 

0,4 

39.7 

— 

30,5 

9.6 

5.1 

6.2 

1.6 

2,7 

44,2 

0.1 

39,3 

2.5 

1.7 

1.8 

0,5 

0.4 

53,8 

0,0 

82,0 

10,2 

1.0 

1.9 

0.9 

1.2 

2.7 

0.1 

44,3 

5.2 

1 AH A 

2.4 

2.0 

1.0 

0,6 

43,5 

1.0 

80,1 

lUU.U 

4,8 

9,4 

4.7 

0.0 

_ 

1.0 

— 

14,7 

73.3 

0,0 

— 

0.1 

0,0 

11.9 

— 

26,9 

22,7 

37,1 

12,6 

— 

0,7 

— 

— 

29.1 

13,3 

16,1 

24,4 

2,6 

— 

14,5 

— 

98,8 

0.6 

0.6 

— 

— 

— 

— 

— 

8.3 

76,1 

14,4 

1.2 

— 

— 

0.0 

— 

0,1 

13,0 

25,8 

57,7 

0.0 

0.0 

3.3 

0,1 

— 

43,7 

44,9 

11.4 

— 

— 

— 

— 
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88. Übersicht B-53 zeigt die Struktur der Finanzie- 
rungsarien. Die absoluten Zahlen dazu finden sich 
in den Tabellen 11-1 im Anhang. Es zeigen sich über 
den Beobachlungszeitraum einige bemerkenswerte 
Verschiebungen. 

Der Anteil der Beiträge nimmt stetig zu. Beitrags- 
erhöhungen haben in allen großen beitragsfinan- 
zierten Versicherungen stattgefunden (vgl. Anhang 
1-3 f). Zwischen Arbeitgeber- und Versichertenanteil 
findet 1971 eine Verschiebung statt, als für frei- 


willig und privat versicherte Angestellte ein Arbeit- 
geberbeitrag zur Krankenversicherung eingeführt 
wurde. 

Die Direktlcistungen der Arbeitgeber steigen zwi- 
schen 1965 und 1970 wegen der Einführung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle (1970). Die Zu- 
nahme wird allerdings überlagert durch einen rela- 
tiv niedrigen Wachstumsfaktor bei Pensionen im 
öffentlichen Dienst (vgl. Nr. 71). Der Anteil öffent- 
licher Mittel im Sinne von Zuweisungen gehl zwi- 


übersicht B — 53 


Finanzierung nach Arten 



1 1965 1 

1970 

1 1 

1972 1 

1976 




Millionen DM 



Beiträge Versicherte 

20 382 

34 941 

39 021 

42 909 

60 491 

Beiträge Arbeitgeber 

21 042 

36 615 

43 402 

48 059 

67 447 

Direktleislungen der Arbeitgeber 

21 810 

36 445 

41 497 

44 626 

56 521 

öffentliche Mittel 

46 897 

62 021 

69 002 

74 491 

106 124 

Übriges 

4 252 

5 071 

5 265 

5 629 

6 969 

Sozialbudget . . , 

114 383 

175 093 

198 187 

215714 

297 551 





Struktur in v. H. 



Beiträge Versicherte 

77,8 

20,0 

19,7 

19,9 

20,3 

Beiträge Arbeitgeber 

16,4 

20,9 

21,9 

22,3 

22,7 

Direktleislungen der Arbeitgeber ........ 

19,1 

20,8 

20,9 

20,7 

19,0 

öffentliche Mittel 

41,0 

35,4 

34,8 

34,5 

35,7 

Übriges 

3J 

2,9 

2,7 

2.6 

2,3 


I 



1965/70 

I97a'l971 

1971/1972 

1971/76 

insgesamt | 

pro Jahr 

insgesamt | 

pro Jahr 



Veränderung in v. H. 



Beiträge Versicherte 

7L4 

11.4 

11.7 

10,0 

55,0 

9,2 

Beiträge Arbeitgeber 

74,0 

11.7 

18.5 

10,7 

55,4 

9,2 

Direktleislungen der Arbeitgeber 

67,1 

10,9 

13,9 

7,5 

36,2 

6,4 

öffentliche Mittel 

32.2 

5.8 

11,3 

8,0 

53,8 

9,0 

Übriges 

19,3 

3.6 

3,8 

6,9 

32,4 

5,8 

Sozialbudget . . , 

53,1 

S.9 

1 

1 8.8 

1 50,1 

8.5 
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sehen 1965 imd 1970 zurück. DaJür ist die Neurege- ; 
lung der Bundeszusdiüsse zur Reut ert versiehe rung 
durch das Finanzänderungsgesetz 1967 ursädilidh- 
Der weitere, sdiwädiere Rüdegang wird durch den j 
Anpassungsmodüs verursadil, der der allgemeinen 
Bemessungsgrundlagc folgt- Diese wiederum wird 
1970 und 1971 noch von der abgesdiädilen Lohn* 
bewegung der Jahre 1966/67 beeinnußt. Bis 1976 Ist 
ein Ausgleich zu beobachten. 

89 . Die Tabellen IJ — 6 tm Anhang II zeigen die Um- 
setzung von Finanzierungsarten in Finanzierungs- 
quellen, Das Ergebnis tsl in seiner Struktur und 
Entwicklung der Übersicht B — 53, ln absoluten Wer- 
ten der Tabelle 11 — 2 im Anhang 11 zu entnehmen, 

Übersicht B — 52 stellt die Anteile an Finanzienings- 
arten und -quellen für die wichtigsten Institutionen 
und Systeme für das Jahr 1971 nebeneinander* 


Drucksadte VI/3432 


I 90 * Die Übersicht B — 54 zeigt, daß die öffenllidie 
Hand rund die Hälfte der Mittel zur Finanzierung 
der Süzialleistungen bereitsteUt. Dabei ist von 1965 
! auf 1970 ein anleiligeT Rückgang zu beobachten, der 
I sich aus der oben erwähnten Neuregelung der 
1 Bund OS Zuschüsse zu den Rentenversicherungen er- 
klärt. Eine Verschiebung der Anteile von Landern 
und Gemeinden zwisdien 1965 und 1970 hangt mit 
der Neuverteilung des Sieiieraufkommens (1970J 
zusammen. Eine weitere Verschiebung der Anteil er 
von Bund und Ländern im Ergebnis des Jahres 1976 
ist die Folge der vorgesehenen Neuregelung des 
Kindergeldes ab 1974 (vgl Nr. 67)* 

Die Anteile der Unternehmen (durdischnittlich rd. 
3ü V. H.) und der privaten Haushalte (durchschnitt- 
lich rd. 20 V. H.) zeigen als Resultat allgemeiner 
Beitragserhöhungen Iciicht steigende Tendenz* 
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Übersicht B — 54 


Finanzierung nach Quellen 



1965 1 

1970 

1 1 

1972 1 

1976 




Millionen DM 



Unternehmen 

30 852 

52 240 

59 740 

65 341 

88 036 

Bund 

33133 

44 095 

49 470 

53 405 

82 288 

Länder 

21 777 

27 417 

31 032 

33 542 

40 327 

Gemeinden 

6 950 

13 895 

15 890 

17 266 

21 977 

Sozialversicherung 

421 

712 

969 

1028 

1 398 

Private Organisationen 

463 

950 

1 102 

1210 

1 747 

Private Haushalte 

20 750 

35 725 

39 898 

43 860 

61 704 

übrige Welt 

38 

59 

86 

58 

75 

Sozialbudget . . . 

114 382 

175 093 

198 187 

215710 

297 550 





Struktur in ▼. H. 



Unternehmen ...................... 

27,0 

29.8 

30,1 

30,3 

29.6 

Bund 

29,0 

25.2 

25,0 

24,8 

27.6 

Länder 

19,0 

15,7 

15,7 

15,5 

13,5 

Gemeinden 

6,1 

7.9 

8.0 

8.0 

7,4 

Sozialversicherung 

0.4 

0.4 

0,5 

0,5 

0,5 

Private Organisationen 

0.4 

0,5 

0,6 

0.6 

0,6 

Private Haushalte 

18 .t 

20,4 

20,1 

20,3 

20,8 

übrige Welt 

0,0 

o.t 

0,0 

0,0 

0,0 



1965/1970 1 

pro Jahr | 

1970/1971 1 

1971/1972 1 

1971/1976 
pro Jahr 



Veränderung ln v. H. 


Unternehmen 

tl.i 

14,4 

9.4 

8,1 

Bund 

5,9 

12,2 

8.0 

10,7 

Länder 

4,7 

13,2 

' 8,1 

5,4 

Gemeinden 

14,9 

t 4,3 

8,7 

6,7 

Sozialversicherung 

11.1 

36,1 

6.1 

7.6 

Private Organisationen ...» 

15,5 

16,0 

9,8 

9,7 

Private Haushalte .................. 

11.5 

11.7 

9,9 

9,1 

übrige Well 

9.2 

45,8 

- 32,6 

5,3 

^^^^^^^ozialbudget . . . 

8.9 

13.2 

8.8 

8.4 
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V. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 


Das Sozialbudget 1972 ist — wie die früheren Sozialbudgets der Bundes- 
regierung — in das Darslellungskonzept der Volks wirtschaf Hieben Gesamt- 
rechnung umgeselzl worden. Diese Umsetzung zeigt, daß die Ergebnisse 
des Sozialbudgets 1972 in die gesamtwirtscbaftlichen Größenordnungen der 
kurz- und mittelfristigen Projektion im Jahreswirtsebaftsberiebt 1972 pas- 
sen. Neben der Übereinstimmung in den wirtscbaftlicben Grundannahmen 
(vgl, Nr. 10 ff.) besteht also Übereinstimmung ln den Redienergebnissen 
für die Sozialleistungen und ihre Finanzierung. Damit wird der engen 
Verfleditung von Wirtschafts-. Finanz- und Sozialpolitik Rechnung ge- 
tragen. 


91. Der Einbau des Sozialbudgets in die Volkswirt- 
schaftliche Gcsamtrechnung überwindet die tech- 
nisch-methodischen Unterschiede, die zwischen die- 
sen beiden Darstellungskonzepten bestehen, und 
laßt hierdurch die Verzahnung sichtbar werden, die 
zwischen sozialpolitischer Vorausberechnung und 
kurz- und mittelfristiger Wirlschaflsprojektion 
besteht. Die Verzahnung der Rechenwerke ist 
Voraussetzung dafür, daß die Planungen und Akti- 
vitäten aufeinander abgestimml sind (vgl. Sozial- 
hudget I97I, Nr- 4h). Die Abstimmung ist erforder- 
lich, weil in der Realität die Sozialleislungen und 
ihre Finanzierung Bestandteil des Wirtschdllskreis- 
laufs sind und deshalb die wirtschaftliche Entwick- 
lung beeinflussen wie auch von der wirtschaftlichen 
Entwicklung beeinflußt werden. Diese Zusammen- 
hänge sind im letzten Sozialbudget ausführlicher 
dargeslelll wc^rden (vgl. Sozialbudgel 1971. Nr. 44 
und 45. Übersichten IO bi.s 12. Schaubilder l bis 3). 

92. Die Umsetzung des Sozialbudgets 1972 in das 
Darstellungsschema der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung gesdiiehl in technischer Hinsicht prin- 
zipiell ebenso wie die des Sozialbudgets 1971. Die 
methodischen Änderungen, die das Sozialbudget 
1972 erfahren hat (vgl. Nr. 18 ff.), haben jedoch zur 
Konsequenz, daß einige Umbuchungen nicht mehr 
vorgenommen werden müssen und einige neue Um- 
buchungen erforderlich geworden sind. 

Um die Zusammenhänge zwischen Sozialbudget und 
Volkswirtschaftlicher Gesamlredinung überschauba- 
rer zu machen, wird im Anhang IV das Umseizungs- 
verfahren dieses Mal m geraffter Form dargestelll. 

Welche Ergebnisse der Einbau des Sozialbudget.s 
1972 in die Volkswirtschaftliche Gcsamtrechnung ge- 
habt hat, wird im folgenden wiedergegeben. W^egen 
weiterer Informationen würd auf die Tabellen im 
Anhang IV verwiesen. 

93- Um Sozialbudgel und Wirlsdiaftsprojektion 
miteinander vergleichen zu können, muß man die 
Zahlen des Sozialbudgets anders gruppieren und 
durch methodisch erforderliche Zu- und Absetzun- 
gen auf die Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamt rechnung bringen. Der Vergleich mit den 
betreffenden Ansätzen im Staats- bzw. Sozialver- 
sicherungskonto der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaflsprojeklion zeigt dann, ob Differenzen 


bestehen. Übersicht B — 55 enthält in stark zusam- 
mengefaßter Form die einzelnen Stufen und die Er- 
gebnisse dieses Einbauvorgangs, Die Abweichungen, 
die beim Einbau des Sozialbudgets 1972 auftreten, 
erweisen sich sämtlich als geringfügige statistische 
Differenzen. 

94. Da die Rechnungen des Sozialbudgets ein Vier- 
teljahr später als die Ausgangszahlen für das Jahr 
1971 im .lahreswiiischaflshericht erstellt worden 
sind, haben neue bzw. zusätzliche statistische Daten 
bei einzelnen Größen zu Abweichungen im -fahr 
1971, dem Basis jahr der Vorausberechnungen, ge- 
führt. Daraus erklärt sich, daß sich nach dem Sozial- 
budget geringfügig höhere bzw. niedngGre Werte 
für die Sozialversicherungsbeiträge, die Einkom- 
mensüberiragungen, den Stadtsverbrauch und den 
Finanzierungssaldo ergeben. Mit der Niveauver- 
sfhiebung im Basisjahr verschieben sich auch die 
absoluten Größen in den Prognose j ähren in gleicher 
Richtung. Derartige statistische Abweichungen im 
Basisjahr beeinträchtigen jedoch nldit die Abstim- 
mung des Sozialbudgets mit den Daten der Wirt- 
schaftsprojektion, da bei einem Vergleich technische 
Niveauunterschiede ausgeschaltet werden müssen. 

95- Die beim Einbau der Pensionen und beim Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
auitretenden Abweichungen sind absolut und rela- 
tiv so klein, daß sich eine nähere Darstellung er- 
übrigt. 

Hinsichtlich der Laufenden Übertragungen von Ge- 
bielskörperschaflen tritt eine überhaupt erwähnens- 
werte Abweichung nur für das Jahr 1976 auf, doch 
ist diese gesamtwirtschaftlich ohne Bedeutung, da 
es sich hierbei nur um den Verrechnungsverkehr 
zwischen Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rung handelt. Bei der Aufstellung des konsolidier- 
ten Staatskontos, das in den gesamlwirtschaftlidien 
Kreislauf eingeht, fällt dieser Verrechnungsverkehr 
fort. 

Audi die Abweidmngen bei den Einkommensüber- 
tragungen der Gebietskörperschaften an private 
Haushalte sind quantitativ gering und praktisch zu 
vernachlässigen. 

96. Ausgehend vom Sozialbudgel gelangt man, 
wie in Übersicht B — 55 zusammenfassend dargeslelll, 
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Übersicht B — 55 


Der Einbau des SozfatbudgeU la die 

Mrd. 

a) Sozialversidienings 


1 

1970 j 

1971 j 

1972 1 

1976 

1 

Sozialversichenuigsbelträge der privaten Haushalte^ 
Indirekte Steuenii Laufende Übertragungen vom Au$^ ' 
land 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets , . . 

1 

! 

i 

72,28 

83,29 

91,96 

129,30 

Melhodisdie Umsetzungen . * * . » ♦ * , ► * 1 4 » * . ^ ^ ^ , - 

-H03 

+ 11,56 

+ 12,38 

+ 13,35 

± Statistisdie Differenz 

+ Q,07 

- 0,47 

- 0,69 

- 0,90 

= Ansatz im Sozialversldierungskonto . . , . . , . . 

82,74 

94,38 

103,65 

146,67 

t 

Einkommen aus Untemehmertäügkeil und Vermögen^ 
Laufende Übertragungen von privaten Haushalten, 
Verkäufe 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

3i72 

3.86 

4,28 

5,72 

+ Methodische Umsetzungen 

t 0,93 

+ 0.98 

+ 1,06 

+ 1,80 

+ Statistische Differenz 

- 0,26 

- 0,09 

- 0,24 

- 0.12 

= Ansatz im Sozialverslcherungskonto 

4,39 

4,75 

5,10 

7,40 

Laufende Übertragungen von Gebietskörpersdiaften, 
Laufende Übertragungen von Wlrtschaftsunternelimen 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

11,96 

13,15 

15,33 

23,19 

+ Methodische Umsetzungen 

4^ 5,01 

+ 6,43 

+ 6.95 

+ S<09 

Statistische Differenz — 

- 0,01 

- 0,08 

+ 0,14 

+ 0,55 

= Ansatz im Sozialversicherujigskonto . .... . . 

17,76 

19,50 

22,42 

31,83 

b) Einkommensübertragungen der Geb Le tskorpersch alten 

1 «»TO 1 

an private Haushalte 

I9?l 1 I97Z 1 

1976 


Ausgangsdaten des Sozialbudgets ..... ... . . . . . . . . 

15,37 

17,24 

18,68 

33,16 

^ Methodische Umsetzungen 

+ 0,67 

+ 2,84 

+ 3,51 

- 5.18 

± Statistisdie Differenz 

+ 0,16 

+ 0,18 

- 0,34 

- 0,45 

= Ansatz der Volkswirtsthafüidien 

Gesamtredinung 

16,20 

20,26 

21,85 

27,53 
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Übersicht B — 55 

Volks wirtschaftliche Gesamtrechnung 

DM 

konto 



1970 j 

1971 1 

1972 j 

1976 

Staatsverbrauch, Abschreibungen, Sacblnvesüüonen, 
V ermögens Übertragungen 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets . . . . . . . . ^ ^ * , - ♦ , 

27*08 

33.31 

37,37 

50,66 

+ Methodische Umsetzungen . x * * . x . x 

-h 0,06 

- 0.28 

- 0,27 

+ 0,13 

^ Statistisdie Differenz . x , * * . . < * * . , . * . , . 

- 0,09 

+ 0,67 

+ 0.92 

-f 0,96 

= Ansatz im Sozial verstcheningskonto - , . . * , » * . - . • 

27,05 

33,70 

38,02 

51,75 

BinkotnmensÜbertragungen an private Haushalte, Bin- 
kommensübertragungen an Ausland 

Ausgajigsdaten des Sozialbudgets 

6978 

77,34 

85,59 

126,67 

^ Melhodisdie Umsetzungen ....... x,,, - 

+ 1,20 

+ 2,19 

+ 2,06 

+ 2,45 

^ Staüs tische Differenz 

— 0,08 

- 0,71 

- 0.49 

- 0,67 

= Ansatz im Sozialversicheningskonto 

70,90 

78,82 

87,16 

128,65 

Umbuchungskonto für Pensionen 





+ StatisUsche Differenz . - ^ t * * 

— 

— 

4 * 0,00 

- 0,16 

Flnanzlerungssaldo 





Finanzierungssaldo laut Sozialbudget 

+ 5,84 

+ 6,74 

+ 6,81 

- 1 - 5,68 

Phasenverschiebungen 

H- 1*13 

- 0,02 

+ 0,40 

+ 0,50 

^ Statistische Diflerenzen x . < * < - * . . . , . * . 

- 0*03 

- 0,61 

- 1.22 

- 0,69 

= Finanzierungssaldo laut Sozial versidierungskonto 

+ 6,94 

+ 6,11 

+ 5,90 

+ 5,50 


über melhödisdie Umsetzungen und nach Aussdial- 
lung gewisser statistischer Diiferenzen zu den An- 
sätzen im Sozia Iversidierungs- bzw. Staatskonto der 
Volkwirtsdiaftlichen GesamLredinung. Das in Uber- 
sidil B — 36 wiedergegebene SozialversicherungsH 
kontü ist das gemeinsame Sozia iversidierungskonto 
von Sozialhudget 1972 und Jahreswiitschaftsbericht 
1972- 


Das Zahlenwerk des SüziaJbudgets 1972 ist also mit 
den gesaintwirtsdiaftlichen Größenordnungen, die 
den kurz- und mittelfristigen WirlsdiaftsprOjektiO’ 
nen der Bundesregierung im Jahreswirlschaflsbe- 
ridil 1972 zugriindeliegen, verzahnt, was eine wich- 
tige Voraussetzung für die Integration von Wirt- 
sdiafts- und Sozialpolitik ist. 
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Übersicht B— 56 


Sozialversicherungskonto der Volkswirtschaftiidien Gesamtrechnung 

Mrd. DM 


1 

1970 •) 1 

1971 •) j 

1972 ••) 

j 1976 ••) 

1. 

Laufende Rechnung 


l.I. 

Einnahmen 

104,89 

118,63 

131,17 

185,90 

1.1.1. 

Sozialversicherungsbeiträge 

78,27 

89,55 

98,20 

139,17 

I.l.l.l, 

Arbeitgeberbeilräge 

(42.24) 

(49,51) 

(54.20) 

(77,27) 

l. 1,1.2. 

Arbeitnehmerbeiträge 

(32.76) 

(36,45) 

(39.90) 

(56,30) 

1.1. 1.3. 

Pflichtbeiträge der Selbständigen 

(0,56) 

(0.59) 

(0.80) 

(1.10) 

1.1. 1.4. 

Sonstige 

(2.71) 

(3.00) 

(3.30) 

(4,50) 

1.1,2. 

Indirekte Steuern 

4,30 

4,60 

5,20 

7,20 

1.1.3. 

Laufende Übertragungen vom Ausland .... 

0,17 

0,23 

0,25 

0,30 

1.1.4. 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 






Vermögen 

3,66 

3,99 

4,30 

6,40 

1.1.5. 

Laufende Übertragungen von Gebietskörper- 






schäften 

17,15 

18,75 

21.65 

31,08 

ia.6. 

Lairfende Übertragungen von Unternehmen 

0,61 

0,75 

0,77 

0,75 

1.1.7. 

Laufende Übertragungen von privaten Haus- 






halten 

0,68 

0.70 

0,73 

0,90 

1.1.8. 

Verkäufe 

0,05 

0,06 

0,07 

0,10 

1.2. 

Ausgaben — 

97,80 

112,41 

125,06 

180,25 

1.2.1. 

Staatsverbrauch (brutto) 

26,90 

33,59 

37,90 

51,60 

1.2. 1,1. Personalausgaben 

(3.25) 

(3.84) 

(4.20) 

(6,00) 

1.2. 1.2. Sachaufwand (brutto) 

(23.65) 

(29.75) 

(33,70) 

(45,60) 

\.X2. 

Einkommensüberlragungen 

70,90 

78,82 

87,16 

128,65 

1 .2.2.1. 

an private Haushalte 

(70.20) 

(78.04) 

(86,30) 

(127,37) 

1. 2.2.2. 

an Ausland 

(0,70) 

(0,78) 

(0.86) 

(1.28) 

1.3. 

Saldo der laufenden Rechnung 

+ 7.09 

+ 6,22 

+ 6.11 

+ 5,65 

2. 

Vermögensveränderungsrechnung 


2.1. 

Bruttoerspamis 

1 +7.19 

4-6,34 

+ 6.24 

+ 5,85 

2,1.1. 

Saldo der laufenden Rechnung 

4*7.09 

+ 6,22 

+ 6.11 

+5.65 

2.1.2. 

Abschreibungen 

0,10 

0,12 

0,13 

0,20 

2.2. 

Ausgaben 

1 0.25 

0,23 

0,25 

0,35 

2.2.1. 

Sachinvestitionen 

0,20 

0.17 

0,18 

0,25 

2.2.2. 

Vermögensübertragungen 

0,05 

0,06 

0,07 

0,10 

2.3. 

Finanzierungssaldo (Überschuß Defizit — ) 

4-6.94 

+ 6,11 

-^5.99 

+ 5,50 


*) vorläufige Berechnungen des SlatisUschen Budesamtes, Stand; Januar 1972 
*•) Daten der kurz- und mllleHristtgen Wirtschaftsprojektion im Jahreswirtschaftsbericht 1972 
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VI. Internationale Vergleiche 

97. Die Schwierigkeiten, Sozialleistungen inter- 
national zu vergleichen, sind bereits im Sozial- 
budget 1969/70 aufgezeigt worden (vgl. Nr. 274 
a. a. O.). 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemein- 
schaften (SA EG) macht jedoch weitere Anstrengun- 
gen. die jährlichen Erhebungen für die Sozialkonten 
in den sechs Ländern zu harmonisieren und zu 
aktualisieren. Dennoch enthalten die Veröffent- 
lichungen des Statistischen Amtes bis jetzt noch 
keine Vorausberechnungen, sondern nur die Daten 
zurückliegender Jahre. Erst wenn das von den Euro- 
päischen Gemeinschaften projektierte Europäische 
Sozialbudgel Wirklichkeit geworden sein wird, ist 
mit kurz- und mittelfristigen Vorausschatzungen zu 
rechnen. 

Das Volumen der Sozialkonten ist kleiner als das 
des Sozialbudgets; so sind aus methodischen Grün- 
den oder wegen bisher fehlenden Zahlenmaterials 
in den Sozialkonten noch nicht enthalten die frei- 
willigen Arbeitgeberleistungen, bestimmte Entschä- 
digungsleistungen und soziale Hilfen sowie vor 
allem die indirekten Leistungen. Aus dem Zahlen- 
material der übrigen Länder der Gemeinsdiaften ist 
nicht ersichtlich, ob und bis zu welchem Grade die 
Sozialausgaben vollständig erfaßt werden. Daher 
lassen die zuletzt bekannlgegebenen Daten (vor- 
läufige Ergebnisse 1962 bis 1970 der Sozialkonten) 
einen Vergleich zwischen den sechs Ländern unter- 
einander nur mit Vorbehalten zu. 


98. Die gebräuchlichste Größe, mit der die Höhe 
der Sozialausgaben relativiert wird, ist ihr Anteil 
am Bruttosozialprodukt. Die Übersicht B — 57 bringt 
diese Relation für die Jahre 1962 bis 1970. Die für 
die Bundesrepublik Deutschland erredineten Anteile 
liegen aus den o. g. Gründen unter der Sozial- 
leistungsquote des Sozialbudgets (vgl. Nr. 1). 

Die von dem normalen Trend abweichenden Werte 
der Bundesrepublik Deutschland für 1967/1968 sind 
auf die Auswirkungen der Rezession zurückzuführen 
(stagnierendes Bruttosozialprodukt bei gleichblci- 
bendem Wachstum der Sozialausgaben). Auffällig 
ist die Entwicklung in Italien und in den Nieder- 
landen. Während die übrigen Länder ihre Sozial- 
leislungsquote von 1962 auf 1970 um 1,7 bis 2,5 
Punkte erhöhen konnten, stieg der Anteil der So- 
zialausgaben am Bruttosozialprodukt im gleichen 
Zeitraum in Italien um 4.6 und in den Niederlanden 
sogar um 6,8 Punkte. Hinzu kommt, daß sich für das 
Brullosozialpiodukt beider Länder Zuwachsraten 
von 113 bz\^^ 133 v. H. errechnen lassen; eine ähn- 
liche Rate erreicht nur Frankreich mit 122 v. H,, 
w'ährend die der übrigen Länder zwischen 89 (Bun- 
desrepublik) und 98 V. H. (Belgien) liegt. 

99. Die in den Sozialkonten erfaßten Sozial leislun- 
gen werden nach bestimmten Funktionen gegliedert. 
Die vom SAEG gewählte Einteilung weicht etwas 
von der funktionalen Gliederung des Sozialbudgets 
ab, Ist aber über einen Umsetzschlüssel vergleichbar. 
Die Übersicht B — 58 bringt für die Jahre 1962 und 
1970 den Anteil der einzelnen Funktionen an den 
Gesamtleistungen. 


Übersicht B — 57 


Umfang der Sozialausgaben 
in V. H. des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 


Bundes- 


Jahr 

republik 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

1 

Belgien 

Luxemburg 

1962 

17,5 

16,3 

14,3 

13,8 

15,5 

15,7 

1963 

17,7 

17,2 

15,1 

15,5 

15,7 

16,0 

1964 

17,8 

17.4 

15,5 

15,8 

14,9 

16,2 

1965 

18,2 

17,9 

17,4 

16,9 

16,3 

17.1 

1966 

18,7 

18,2 

18.1 

18.2 

16.5 

17,6 

1967 

20,2 

18,4 

17,8 

18,9 

16,9 

19,3 

1968 

20,2 

18,6 

18,9 

19,3 

17.8 

18,8 

1969 

19,8 

18,3 

18,9 

19,9 

17,8 

17.7 

1970 

19,9 

18,3 

18,8 

20,6 

17,2 

. 
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Übersicht B — 58 


Funktion der Sozialleistungen 

in V. 1 1. 


Funktion 

Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

1, Krankheit 

1962 

27 

20 

19 

26 

13 

15 


1970 

30 

25 

25 

31 

22 

, 

2. Alter, Tod. Hinter- 








bliebene 

1962 

43 

32 

33 

45 

40 



1970 

45 

39 

36 

41 

39 

58 

3. Invalidität 

1962 

6 

2 

7 

2 

5 

. 


1970 

4 

1 

12 

8 

4 


4. Physische oder psy- 








chische Gebrechen . . 

1962 

1 

2 

1 

3 

2 

0 


1970 

1 

2 

2 

1 

2 

• 

5. Arbeitsunfall, 








Berufskrankheit ... 

1962 

4 

5 

3 

2 

4 

8 


1970 

4 

5 

4 

— 

5 

, 

6. Arbeitslosigkeit ... 

1962 

1 

0 

3 

4 

5 

0 


1970 

l 

1 

1 

4 

5 

. 

7. Familienlastcn , . . . 

1962 

7 

29 

24 

14 

20 

14 


1970 

8 

21 

14 

14 

20 

. 

8. Politische Ereig- 








nisse, Natur- 








katastrophen ...... 

1962 

10 

9 

6 

1 

5 

3 


1970 

6 

5 

4 

1 

3 

. 

9. Sonstiges 

1962 

1 

1 

4 

3 

6 

2 


1970 

1 

l 

2 

0 

0 

• 


Bei aller Problematik, die einer funktionalen Zu- 
ordnung der Leistungen anhaftet, können die in der 
Übersicht B — 58 erkennbaren Tendenzen weitgehend 
als aussagefähig angesehen werden. So vermitteln 
die Zahlen der (etwa der Leistungen umfassen- 
den) Funktionen Krankheit, Alter — Tod — Hinter- 
bliebene, Familienlasten einige interessante Er- 
kenntnisse über ihr Gewicht in den einzelnen 
Ländern und über Ihre relative Bedeutung im 
Rahmen der Sozialleislungen, die auch aus der 
Verschiebung der Anteile zwischen den Jahren 1962 
und 1970 abzulesen ist. Insgesamt gesehen haben 
sich die Spannweiten der Anteile der einzelnen 
Funktionen und der Sozialleistungscjuoten von 1962 
auf 1970 verringert. 

100. Die Finanzierung der Sozialausgabcn wird 
vom SAEG in einer ähnlichen Gliederung aus- 


gewiesen wie sie das Sozialbudget enthält. Die 
Arbeilgebeibeiträge enthalten jedoch auch die im 
Sozialbudget als Direklleistungen der Arbeitgeber 
ausgewiesenen Beträge. Die Beteiligung der Arbeit- 
geber, der Versicherten und der öffentlichen Hand 
an der Finanzierung der Sozialausgabcn weicht in 
den Ländern der Gemeinschaft erheblich vonein- 
ander ab (1970: Arbeitgeber zwischen 43 und 61 
V. H., Versicherte zwischen 14 und 37 v, H., Öffent- 
liche Hand zwischen 12 und 25 v, H ). 

101. Die Bundesregierung ist wie bisher daran in- 
teressiert, daß die internationale Vergleichbarkeit 
der Sozialleistungen und ihrer Finanzierung weiter 
verbessert wird. Sie begrüßt und unterstützt jede 
Bestrebung in dieser Richtung. Schließlich ist das 
eingangs erwähnte Projekt eines Europäischen So- 
zialbudgets auf ihre Initiative zu rückzu führen. 
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VII. Definitionen 

Sozialhudget 

1. Überblick über die Gesamtheit sozialer Lei- 
stungen und ihre Finanzierung in der Bundes- 
republik Deutschiand, verbunden mit einer 
kurz- und mittelfristigen Vorausschau (Teil B 
des Sozialbenchtsb 

2. Gesamt<;amnie aller Sozialleistungen in den 
einzelnen Berlditsjahren. 

Sozjalieistungen 

Vorbeugende, wiederherslel lende und wiederein- 
giiedernde Maßnahmen und Binkommensleistun- 
gen. einsdiließlich der Vergünstigungen in Form 
von Steuer- und gesetzlich vorgesdiriebenen Preis- 
ermäßigungen, die von besonderen gesetzlichen 
Emridrtungen, von Gebietskürpersdiaften und von 
Betrieben bei bestimmten sozialen Tatbeständen 
gesetziidi, saLzungsgemaß, tarifvertragUdi oder 
freiwillig zugewendet werden. 

SozicUleislungsquote 

V'erhältnis der jährlichen Summe der Sozial lei- 
stungen, wie sic im Sozialbudgct abgegrenzi wer- i 
dcn.r zur Summe aller im gieidien Zeitraum herge- | 
stellten Güter und Leistungen (Brultosozialpro- 
duktb I 

Institution | 

Beridhtseinheit der institutionellen Aufgiiede* | 
rung der Sozia lleislungen. die die einzelnen Lei' ' 
stimgen verwaltet bzw. der einzelne Leistungen I 
zugeredinel werden. Meist sind es die durch ein I 
bestimmtes Gesetz zusaramengefoßten Leistungen. 
Das kann durch eine einzige Einrichtung erfolgen 
(i. B. BundesanslaU der Arbeit); oft sind es eine 
Reihe in sidi gleichartiger Einriditungen (z. B. 
Krankenkassen), Es kann sich audi um gewisse 
Teile der al3gemelnen Verwaltung handeln (z. B, 
Sozialämter der Sozialhille). Im SoziaJhudget sind 
aber aucli in sich geschlossene abstrakte Einhei- ' 
Len, wie %- B, Entgellfortzahlung, Arheilgeberlei* 
stüngen und indirekte Leistungen^ zu Institutionen 
züsammengcfaßl worden* 

I 

leislungsaiien 

Aufgliederung der Sozia lletslungen nach Einkorn* 
mensleistungen (laufende, einmalige) , Sadileistun- 
gen fBareistattungen, Waren- und Dienstleistun- 
gen). Allgemeine Dienste und Leistungen (Zu- 
sdiüsse, Maßnahmen, Innerer Dienst) sowie Ver- 
redinungen mit anderen Institutionen (Beitrags-, 
Leistungs- und Verwaltungsverrechnungen). Durch 
die einzelnen Leistungsarten kommen die Instru- 
mente sozialer Tätigkeit zum Ausdruck, nändfcli 
Einkümmen zu übertragen oder durch Maßnahmen 
oder GüLerüberiragung ln besonderen Situationen 
elnzugreifen. 

Einkommensleistungen 

Geldleistungen bzw'* Darleislungen, Minderbe- 
iaslung ciurch Steuer- oder gesetzlich vorgesdiriC' 


bene Preisermäßigungen. Der ln früheren Sozial- 
budgels verwendete Ausdruck Geldleisiungen 
bzw, Barleistungen wurde in Annäherung an den 
in der volkswirtsdiafüichen Gesamtiechnung üb- 
lichen Spradigebraucfi durdi Einkommensieis/un* 
gen ersetzt. Der dort verwendete Begriff Einkom- 
mensü her Tragungen w^urde wegen der bestehen- 
den Abgrenzungsunterschiede nicht übernommen. 

Sachleistungen 

Barerslal.lungen sowie Waren und Dienstleistun- 
gen, 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Sozialleistungen, die nicht unmittelbar einer be- 
stimmten begünstigten Person zu ge rechnet wer- 
den können. Dabei erfolgt eine Untergliedening 
in Zuschüsse, Maßnahmen und innerer Dienst. 

Zusdiüsse 

EinkommensieLstungen, die über Dritte zu be- 
stimmten Leistungen führen* 

Maßnahmen 

Bera lende, beaufsiditigende und betreuende 
Soziallcistungen, die iiidil einzelne Personen 
begünstigen oder nicht einzelnen Personen zu- 
gerechnet werden können. 

Innerer Dienst 

Alle Leistungen, die zur Durchführung der 
sozialen Leistunejen und Maßnahmen bei der ein- 
zelnen Institution und deren Einrichtungen not- 
wendig sind. Ihr Leistungsdiarakter ist darin zu 
sehen* daß sie der Allgememheit oder bestimmten 
Gruppen die Einrichtung zur Verfügung stellen 
ivgl. SozJalbudgel 1971, Nr 55. S, 90), 

Verrechnungen 

Zahlungen und fiktive Übertragungen der Insti- 
tutionen untereinander, die bei der zahlenden 
Institution als Leistungs Verrechnung und bei der 
empfangenden Institutiofi als Finanziemngs Ver- 
rechnung verbudrt werden. Untergliedert werden 
die Verrechnungen in Beitrags-, Leistungs- und 
Veiwattimgsverrechnungen. 

FiJianzlerungsarteii 

Aufletlung der Finanzierungsseite des Sozial- 
budgets nach Beitragen der Arbeilgeber. Di* 
rckileistungen der Arbeitgeber, Beil rage der 
Versicherten, öffentliche Mittel (Zuw'eisungen 
einschileßliih Eixmahmeverzichte), Vermögenser- 
träge und sonstige Einnahmen. 

Finanz ieriingsquenen 

Aufteilung der Finanzierungsseile des Sozial- 
budgets nach der Herkunft der Einnahmen, und 
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zwar unterteilt nach Unternehmen, Bund, Länder, 
Gemeinden, Sozialversicherung, Private Organisa- 
tionen ohne Erwerbscharakler, Private Haushalte 
sowie übrige Welt. 

Funktion 

Sozialer Tatbestand, der zu Sozialleistungen führt. 
Bei dieser Zuordnung bleibt unberücksichtigt, 
welche Institution diese Leistung vermittelt. Die 
Sozialleistungen (einschl. der Allgemeinen Lei- 
stungen) werden auf 15 Funktionen aufgeteill, 
von denen einige wieder zu Gruppen zusammen- 
gestellt wurden. 

Dabei wurden die sozialen Tatbestände wie folgt 
definiert; 

Kinder 

Leistungen (einschl. Zuschläge), die wegen des 
Unterhalts von Kindern gewährt werden. 

Ehegatten 

Leistungen (einschl. Zuschläge), die wegen des 
Lfnterhalts von Ehegatten uncL'oder anderen zu 
versorgenden Familienangehörigen gewahrt wer- 
den. 

Mutterschaft 

Schwangerschaft, Entbindung, Wochenbett. 
Wohnung 

Leistungen zur Minderung von Belastungen aus 
Wohnungsnulzung 

Vorbeugung 

Verhütung von Krankheiten und Arbeitsanfällen 
Krankheit 

Vorübergehende Beeinträchtigung der Gesund- 
heit und vorübergehende Arbeitsunfähigkeit 
(außer Mutterschaft). Erkennbare Famillenzu- 
schläge wurden den Funktionen Kinder und<'oder 
Ehegatten zugeordnet. 

ArbeitsunfalL'Berufskrankheiten 

Vorübergehende und dauernde Berufs- und Er- 
werbsunfähigkeit durch Arbeitsunfall und Be- 
rufskrankheiten. Erkennbare Familienzuschläge 
wurden den Funktionen Kinder und/oder Ehe- 
gatten zugeordnet. 

Invalidität (allgemein) 

Dauernde Beeinträchtigung der Gesundheit, phy- 
sische Gebrechen; Behinderung (außer als Folge 
von Arbeitsunfall und Berufskrankheiten sowie 
von politischen Ereignissen). 


Berufliche Bildung 

Ausbildung, Fortbildung, Umschulung und Berufs- 
beratung im Rahmen des Arbeilsförderungsgeset- 
zes, der Reichsversicherungsordnung (einschließ- 
lich Angestelltenversicherungs- und Reichsknapp- 
schaftsgesetz) sowie des Lastenausgleichs-, Bund- 
dessozialhilfe-. Jugendwohlfahrts- und Bundes- 
ausbildungsförderungsgeselzes. 

Sonstige Mobilität 

Maßnahmen zur Forderung der Arbeitsaufnahme, 
Arbeitsplatzwechsel und Schaffung von Arbeits- 
plätzen; Maßnahmen zur ganzjährigen Beschäfti- 
gung in der Bauwirtschafl (ohne Schlechtwetter- 
geld); .Arbeitsberatung und -Vermittlung, 

Arbeitslosigkeit 

Vorübergehende unfreiwillige Nichtteilnahme am 
Erwerbsleben aufgrund der Arbeltsmarktlage 
(.Arbeitslc)sengeld, Kurzarbeilergeld, Schlecht- 
wettergeld, Arbeitslosenhilfe). 

Aller 

Vollendung des Lebensjahres, das im System der 
sozialen Sicherung zum Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben und zum Bezug von Altersruhegeld 
berechtigt. Erkennbare Familienzuschläge wurden 
den Funktionen Kinder und/oder Ehegatten zu- 
geordnet. 

Hinterbliebene 

Ausfall des Familienemährers durch Tod; Tod 
von Familienangehörigen. Erkennbare Familien- 
zuschläge wurden den Funktionen Kinder und/ 
oder Ehegatten zugeordnet. 

Folgen politischer Ereignisse 

Konsumtive Leistungen, die als Entschädigung 
für Folgen politischer Ereignisse erbracht werden. 
Entschädigungen für Vermögensverluste sind 
nicht enthalten. Dabei wurde auch die im Bereich 
der Rentenversicherung eingetretene Belastung 
durch vorzeitige Berufs- und Erwerbsunfähig- 
keitsrenten, soweit sie auf Kriegsfolgen zurück- 
gohen, dieser Funktion zugeordnet. 

Sparförderung 

Der Tatbestand Sparförderung ist neu in das 
funktionale Sozialbudget aufgenommen worden. 
Darunter fallen die folgenden Maßnahmen der 
Ersparnis- und Vermögensbildung im engeren 
Sinne: 

— das Sparprämiengeselz, 

— das Wohnungsbau-Prämiengesetz und die 
steuerliche Begünstigung des Bausparens, 

— das Zweite imd Dritte Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer. 
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Die funktionale Gliederung der Leistungen des 
Sozialbudgets ist gegenüber den früheren Jahren 
erweitert worden. Wenngleich die Tabellen im An- 
hang sdion in groben Zügen die Zuordnung der 
Leistungen zu den einzelnen Funktionen erkennen 
lassen (vgl. Übersichten II — 2, II — 3 und II — 5), sind 
— wie in früheren Jahren — nachstehend die wich- 
tigsten Leistungen je Institution mit ihrer funktio- 
nalen Zuordnung aufgeführt. Dabei sind die Kenn- 
Nummern verwendet, wie sie sich aus der öber- 
sicht B — 59 ergeben. 


Übersicht B — 59 


Schlüsseltabelle zur funktionalen Zuordnung 


Funktion 


Einkommensleistungen 



darunter 


darunter 

insgesamt 

für 

Angehörige 

insgesamt 

für 

Angehörige 


Sachleistungen 


allgemeine 
Dienste und 
Leistungen 



i 

1 2 

1 3 

1 4 

1 5 

01 Kinder 

01—1 

01—2 

01—3 

01—4 

01—5 

02 Ehegatten 

02—1 

02—2 

02—3 

02^ 

02^—5 

03 Mutterschaft 

03—1 

03—2 

03—3 

03—4 

03—5 

04 Wohnung 

04—1 

04—2 

04—3 

04—4 

04—5 

05 Vorbeugung 

05—1 

05—2 

05—3 

05—4 

05—5 

06 Krankheit 

06—1 

06—2 

06—3 

06—4 

06—5 

07 Arbeitsunfall/Berufskrankheit ..... 

07—1 

07—2 

07—3 

07—4 

07—5 

08 Invalidität (allgemein) 

08—1 

08—2 

08—3 

08—4 

08—5 

09 Berufliche Bildung 

09—1 

09—2 

09—3 

09—4 

09 — ^5 

10 Sonstige Mobilität 

10— 1 

10—2 

10—3 

10—4 

10—5 

1 1 Arbeitsfähigkeit 

il— 1 

11—2 

n— 3 

11—4 

11—5 

12 Alter 

12—1 

12—2 

12—3 

12—4 

12—5 

13 Hinterbliebene 

13—1 

13—2 

13—3 

13—4 

13—5 

14 Folgen politischer Ereignisse 

14—1 

14—2 

14—3 

14—4 

14—5 

15 Sparförderung 

15—1 

15—2 

15—3 

15—4 

15—5 


Rentenversicherungen (101, 102, 121, 122) 

Alters (ruhe)geld 12 — 1 

Erwerbs-zBerufsunfähigkeitsrenten, 
vorzeitiges Altersgeld * 07 — l 

oa— l 

14—1 

Kinderzuschüsse zu Versichertenrenten . . . 01 — 2 

Witwenrenten 13 — 2 

Waisenrenten 01 — 2 


Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Gesundheit 

(ohne Übergangsgeld) 05 — 3 

05—4 

05— 5 

06— 3 
06—4 
09—3 


Übergangsgeld 


05— 1 

06— 1 
01—2 
02—2 
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Krankenversicherung (103) 

Kranken-(Haus-)geld 06 — 1 

07—1 

01—2 

02—2 

Mullerschaftsgeld, -pauschale 03 — 1 

03—2 

Sterbegeld 13 — 2 


Ärztliche Behandlung, Arzneien-, Heil- und 
Hilfsmittel, Krankenhauspflege 06 — 3 


06— 4 

07— 3 
14—3 

Unfallversidierung (104) 

Verletztenrenten 07 — 1 

Kinderzuschüsse zu Verletztenrenten 01 — 2 

Verletztengeld 07 — 1 

01—2 

02—2 

Witwenrenten 13 — 2 

Waisenrenten 01—2 

Heilbehandlung 07 — 3 

Berufshilfe 09 — 3 


09—1 

02—2 

Arbeitsförderung (105) 

Arbeitslosengeld, -hilfe, 

Schleditweltergeld, Kurzarbeitergeld II — 1 

01—2 

02—2 

Unterhallsgeld, 

Beruflidte Büdungsbeihilfen (Zuschüsse) ... 09 — 1 

01—2 

02—2 

Kindergeld (106) 01—2 

Enlgeltforlzahlung bei Krankheit (HO) .... 05 — 1 

06—1 

07—1 

Familienzuschläge 

nach beamtenrechtlichen Vorschriften (132) .. 01—2 

02—2 

Beihilfen 

nach beamtenrechtlichen Vorschriften (133) . . 03 — 3 

03—4 

05— 3 

06— 3 
Ob— 4 
13—4 

Zusatzversicherung 
im öffentlichen Dienst (141) 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe (142) 

(vgl. Rentenversicherungen) 

Freiwillige Arbeitgeberleistungen (201) 

Betriebliche Altersversorgung 


Beihilfen bei Krankheit usw 03 — 3 

03—4 

05—3 

05— 4 

06— 3 

06— 4 

07— 3 


Familienzulagen 01 — 2 

02—2 

Betrieblicher Gesundheilsdienst 05 — 5 

06— 5 

07— 5 

Wohnung 04 — 1 

Kriegsopferversorgung (30t) 

Besch ädiglenrenlen 14 — 1 

01—2 

02—2 

Witwenrenten 14 — 2 

Waisenrenten 01 — 2 

Eliernrenten 14 — 2 

02—2 

Heilbehandlung 14 — 3 

06—4 

Kriegsopferfürsorge 09 — 1 


09—3 
09—4 
14—3 
01—2 
14—4 
05— l 

05— 2 
04—1 
04—2 

06— 1 
06—2 
03—1 
03—2 
14—1 
14—2 

Lastenausgleich (302) 14 — 1 

14—3 

14—4 

01—2 

02—2 

09—2 

09—5 

Wiedergutmachung (303) 01 — 2 

02—2 
01— l 
14—1 
14—2 
06—3 
06—4 


Sonstige Entschädigungen (309) 01 — 2 

02—2 

12—2 

14—1 

Sozialhilfe (401) 01—2 

02—2 

02—4 


07— 1 

08— 1 
12—1 
01—2 
02—2 
13—2 
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06—] 

06— 3 

07— 1 

07— 3 

05— 1 

08— 3 

10— 5 

11 — 1 
n— 3 
12-1 

12— 3 

13— 4 

14— 1 
14—3 
Ol — i 

06— 4 

09— 1 
09—2 

08— 3 

09— 4 
03—4 
03—2 

11— 4 
08—4 
13—3 
13—1 

12— 5 

Jugendhilfe (402) 01 — 1 

01—3 

01—5 

03—1 


03—3 

03—5 

05—1 

05—3 

05— 5 

06— 3 
06—5 
09—3 
09—5 


Ausbildungsförderung (403) 09 — I 

09—5 

Wohngeld (404) 04 — l 

öffentlicher Gesundheitsdienst (405) 05 — 3 

05— 5 

06— 3 
06—5 

Steuerermäßigungen (501) 01 — 1 


01—2 

02—2 

04—1 

06—1 

08—1 

09—1 

12—1 

13— 1 

14— 1 

15— 1 

Sonsbge Vergünstigungen (509) 04—1 
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Tabelle I— l 


Bruttolohn- und -gehaltssumme und Abzüge 


Jahr 

Bruttolohn- 
und -gehalts* 
summe 
Millionen 
DM 

Direkte (Lohn-) 
Steuern 

Arbeitnehmerbelträge 
zur Sozialversicherung 

Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge 
insgesamt 

Millionen 

DM 

ln v. H. 
von Spalte 1 

Millionen 

DM 

in V. H. 
von Spalte 1 

Millionen 

DM 

ln v.H. 
von Spalte 1 


» 

2 

3 1 

1 4 1 

5 1 

1 6 1 

1 7 

1950 *) *) 

39 900 

1 820 

4ß 

3 160 

7,9 

4 980 

12.5 

1951 

48 470 

2 950 

6,1 

3 770 

7,8 

6 720 

13.9 

1952 

54 000 

3 690 

6,8 

4 140 

7,7 

7 830 

14,5 

1953 

59 480 

3 710 

6,2 

4 710 

7,9 

8 420 

14,2 

1954 

65100 

3 930 

6,0 

5 090 

7,8 

9 020 

13,9 

1955 

74 HO 

4 650 

6,3 

5 770 

7,8 

10 420 

14,1 

1956 

83 060 

5 530 

6,7 

6 430 

7,7 

11960 

14,4 

1957 

89 920 

4 680 

5,2 

7 830 

8,7 

12 510 

13,9 

1958 

96 980 

5 420 

5,6 

9050 

9,3 

14 470 

14,9 

1959 

104 130 

5 510 

5,3 

9 780 

9,4 

15 290 

14,7 

1960 

117 000 

7 470 

6,4 

11 020 

9,4 

18 490 

15,8 

I960*) 

124 540 

7 910 

6,4 

1 1 730 

9,4 

19 640 

15,8 

1961 

140 440 

10 180 

7,2 

12 840 

9,1 

23 020 

16,4 

1962 

155 540 

11 830 

7,6 

14 350 

9,2 

26 180 

16,8 

1963 

166 900 

13 310 

8.0 

15 380 

9,2 

28 690 

17.2 

1964 

183 810 

15 680 

8,5 

16 780 

9,1 

32 460 

17,7 

1965 

203 130 

15 880 

7,8 

18 720 

9,2 

34 600 

17,0 

1966 

217 960 

18 790 

8,6 

20 690 

9,5 

39 480 

18.1 

1967 

217 890 

19 110 

8,8 

21 150 

9.7 

40 260 

18,5 

1968 p 

232 750 

21 850 

9,4 

23 630 

10,2 

45 480 

19,5 

1969 p 

261 100 

26 920 

10,3 

27 580 

10,6 

54 500 

20.9 

1970 p 

306 400 

36 530 *) 

11,9 

32 760 

10.7 

69 290 

22,6 

1971p 

344 680 

46 210") 

13,4 

36 450 

10,6 

82 660 

24,0 


von 1950 bis 1960 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin 
>) von 1960 (zweite Zelle) an Bundesgebiet einsdilieOlidi Saarland und Berlin (West) 

•) von 1950 an revidierte Werte 

*) einschließ iidi des rückzahlbaren Konjunkturzuschlages (1. 8. 1970 bis 30. 6. 1971) 

Quelle t Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen, Stand Januar 1972 
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Tabelle 1—2 


Durdisdmittsverdlenste und Abzüge 


Jahr 

Durchschnittliche Lohn- und Gehaltssumme monatlich je beschäftigten Arbeitnehmer 

Brutto 

Abzüge *) 

Netto 

DM 

Ver- 

änderung 

v.H. 1 DM 

DM 

Ver- 
änderung >) 

v.H. 1 DM 

nominal 

real •) 

DM 

Ver- 
änderung *) 

v.H. 1 DM 

DM 

Ver- 

änderung 
v. H. 1 DM 

1 

2 1 

3 

4 

5 1 

6 1 

1 7 1 

1 8 1 

9 1 

1 «0 1 

1 n 1 

12 

1950 ♦)•) 

243 



30 

. 


213 



213 



1951 

283 

/6,3 

40 

39 

30,0 

9 

244 

14.4 

31 

226 

6.2 

13 

1952 

305 

7.9 

22 

44 

12.8 

5 

261 

7.1 

17 

237 

4.9 

11 

1953 

326 

5.9 

21 

49 

11.4 

5 

277 

6.4 

16 

257 

8.4 

20 

1954 

340 

5.2 

14 

47 

-4.1 

-2 

293 

5.5 

16 

271 

5.3 

14 

1955 

377 

7.9 

37 

62 

31.9 

15 

315 

7.7 

22 

287 

6.0 

16 

1956 

396 

8,0 

19 

57 

-8.1 

~5 

339 

7.5 

24 

301 

4.9 

14 

1957 

417 

5,2 

21 

58 

1.8 

1 

359 

5.8 

20 

312 

3.7 

11 

1958 

444 

6,7 

27 

66 

13.8 

4 

378 

5.5 

19 

322 

3.2 

10 

1959 

469 

5,5 

25 

69 

4.5 

3 

400 

5.8 

22 

337 

4.8 

15 

1960 

513 

9,4 

44 

81 

17.4 

12 

432 

8.0 

32 

359 

6.5 

22 

I960*) 

513 

9 


81 

0 


432 

. 

• 

360 

• 


1961 

565 

10,2 

52 

93 

14.8 

12 

472 

9.3 

40 

384 

6.8 

24 

1962 

616 

9.0 

51 

104 

11.8 

11 

512 

8.5 

40 

404 

5.3 

20 

1963 

653 

5.1 

37 

112 

7.7 

8 

541 

5.6 

29 

414 

2.5 

10 

1964 

711 

8.9 

58 

126 

12.5 

14 

585 

8.3 

44 

438 

5.9 

24 

1965 

775 

9.0 

64 

132 

4.8 

6 

643 

9ß 

58 

466 

6.3 

28 

1966 

831 

7.2 

56 

151 

14.4 

19 

680 

5.8 

37 

476 

2.2 

10 

1967 

857 

3.2 

26 

158 

4.6 

7 

699 

2.8 

19 

483 

1.4 

7 

1968 p 

909 

6.1 

52 

177 

12.0 

19 

732 

4.7 

33 

498 

3.2 

15 

1969 p 

993 

9.2 

84 

208 

17.5 

31 

785 

7.3 

53 

520 

4.4 

22 

1970 p 

1 138 

14.7 

145 

257 

23.6 

49 

881 

12.1 

96 

562 

8.1 

42 

1971 p 

l 274 

11.9 

136 

306 

19.1 

49 

968 

9.9 

87 

586 

4.3 

24 


’) gegenüber dem Vorjahr 

^ Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitnehmerbeiträge) 

’) Netto (Nominalerhöbung) mit dem jeweiligen Steigerungssatz des Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen- 
Arbeitnehmerhaushalten (1962 = 100) deflationiert 
von 1950 bis 1960 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin 
^) von 1960 (zweite Zeile) an Bundesgebiet einschlieBlich Saarland und Berlin (West) 

*) von 1950 an revidierte Werte 

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. Stand Januar 1972 
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Sozialversidierungsbeiträge eines Arbeiters, 
dessen versidierungspflichtiges Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze 
in der Krankenversicherung nicht übersteigt 
(relativ höchster Beitragssatz) M 

(in V. H, des Bruitoarbeitsentgelts) 



Beiträge zur 


Nachrichtlich Steuer 

- und Gesamtabzüge 

Jahr 

Renten- 

ver- 

sitherung 

Kranken- 

ver- 

sicherung 

Bundes- 

anstalt 

für 

Arbeit 

Beiträge 

insgesamt 

DurdischnitUidie 
Lohnsteuer®] *) 

Beiträge und 
Steuern insgesamt®) 

1950 

5 

3 

2 

10 

4,0 ( 4,4) 

14.0 (14,4 ) 

1951 

5 

3 

2 

30 

5.2 ( 5.7) 

15,2 (15,7 ) 

1952 

5 

3 

2 

!0 

6.1 ( 6,6) 

16,1 (16,6 ) 

1953 

5 

3 

2 

10 

5,1 ( 5,6) 

15,1 (15,6 ) 

1954 

5 

3,1 

2 

10.1 

4.8 ( 5,2) 

14,9 (15,3 ) 

1955 

5.5*) 

3,i 

1,5*) 

lO.l 

4,9 ( 5.3) 

15,0 (15,4 ) 

1956 

5.5 

3.1 

1.5 

10,1 

5,6 ( 6.1) 

15,7 [16,2 ) 

1957 

7*1 

3,9 

1*) 

11,7 

4.4 ( 4.8) 

16,1 (16,5 ) 

1958 

7 

4,2 

t 

12.2 

2.7 ( 2,9) 

14,9 (15,1 ) 

1959 

7 

4,2 

1 

12,2 

3,6 ( 3,9) 

15,8 (16,1 ) 

1960 

7 

4,2 

1 

12,2 

4.7 ( 5.1) 

16.9 (17,3 ) 

1961 

7 

4,7 

i‘) 

12.3 

6,1 ( 6,6) 

18,4 (18,9 ) 

1962 

7 

4,8 

0.7«) 

12.3 

7,2 t 7,8) 

19,5 (20,1 ) 

1963 

7 

4,8 

0,7 

12.5 

7.9 ( 8,6) 

20,4 (21,1 ) 

1964 

7 

4,85 

0,65 

12,5 

8.2 ( 8,9) 

20,7 (21,4 ) 

1965 

7 

4,95 

0,65 

12.6 

8.3 ( 9,0) 

20,9 (21,6 ) 

1966 

7 

5,0 

0,65 

12.65 

9,0 ( 9,8} 

21,65 (22,45) 

1967 

7 

5,05 

0,65 

12,7 

9.3 (10,1) 

22,0 (22,8 ) 

1968 

7,5 

5.1 

0,65 

13,25 

9,8 (10,7) 

23,05 (23,95) 

1969 

8 

5,25 

0,65 

13,90 

10,1 (11,0) 

24,0 (24,9 ) 

1970 

8.5 

4.1 

0,65 

13,25 

11,5 (12,5) 

24,75 (25.75) 

1971 

8,5 

4,1 

0,65 

13.25 

12,4 (13,5) 

25,65 (26,75) 

1972 

8.5 

4.2 

0,85 

13,55 

12,8 (14,0) 

26,35 (27,55) 

1973 

9 

4,3 

0,85 

14.15 

13,2 (14,4) 

27,35 (28,45) 

1974 

9 

4,3 

0,85 

14.15 

13,6 (14,8) 

27,75 (28,95) 

1975 

9 

4,3 

0,85 

14.15 

14.1 (15,4) 

28,25 (29,55) 

1976 

9 

4,4 

0,85 

14.15 

14,5 (15,8) 

28,65 (29,95) 


Galt bis zur Einfiihnmg der Lohnfortzahlung ab 1. Januar 1970 für Pflidilmitglieder der gesetzlichen Kranken* 
versicheruiig mit soforügem Anspruch auf Barleistungen (in der Regal Arbeiter)« deren Bruttojahresaxbeltsent* 
gelt die jeweilige Beitragsbemessungsgrenze der Kranken versidierung nidit übersteigt. Auch ab 1970 sind die 
Beiträge unter der Annahme beredmel, daB diese Grenze nicht übersdiTttten ist^ (Für Krank enversicheruiig; ge- 
wogener Durchsdinittssatz] 

^ ab April (kein EinfluB auf den Jahresduichschnlli der Beiträge insgesamt] 

*] ab März (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchsdiniti) 

^) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt == gewogener Jabresdurdisditillt) 

*) Verheiratete ohne Kinder mit Durdisdinitlsverdienst (durchsdiidttlidies Bmttojahresarbeilsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und Rentenversidiening der Angealellten), es sei denn, dieses ist höher 
als die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung. Dieser Fall ist bislang nur in den Jahren 1964« 196B 
und 1969 akut geworden. Er wird es Infolge der Dynamisierung auch dieser Bemessungsgrenze voraussldiUich 
nicht mehr werden. 

•) in Klammem einsthließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H, der Lohnsteuer) 
ab 1971 Steuern nach geltendem Recht 
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Tabelle 1—4 


Sozialversicherungsbeiträge eines Angestellten, 
dessen versidierungspflicfatiges Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze 
in der Krankenversicherung nidit übersteigt 
(relativ hödister Beitragssatz) 

(in V. H. des Brutloarbeitsentgelts) 



Beiträge zur 


Nachrichtlich Steuer 

• und Gesamtabzüge 

Jahr 

Renlen- 

ver* 

sichenmg 

Kranken- 

ver- 

sicherung 

Bundes- 

anstalt 

für 

Arbeit 

Beitrage 

insgesamt 

Durchschnittliche 
Lohnsteuer •) 

Beiträge und 
Steuern Insgesamt *) 

1950 

5 

2,6 

2 

9.6 

4,0 ( 4,4) 

13.6 (14,0 ) 

1951 

5 

2.7 

2 

9.7 

5.2 ( 5.7) 

14,9 (15,4 ) 

1952 

5 

2.8 

2 

9.8 

6.1 ( 6.6) 

15,9 (16,4 ) 

1953 

5 

2,9 

2 

9.9 

5,1 ( 5.6) 

15,0 (15,5 ) 

1954 

5 

2.9 

2 

9.9 

4.8 ( 5.2) 

14.7 (15,1 ) 

1955 

5,5") 

2.9 

1.5") 

9.9 

4,9 ( 5.3) 

14,8 (15,2 ) 

1956 

5.5 

2.9 

1.5 

9.9 

5,6 ( 6.1) 

15,5 (16,0 ) 

1957 

7") 

3,0 

1*) 

10,8 

4.4 ( 4.8) 

15,2 (15,6 ) 

1958 

7 

3,1 

1 

114 

2,7 ( 2,9) 

13,8 (14,0 ) 

1959 

7 

3,1 

1 

11. 1 

3.6 ( 3.9) 

14,7 (15,0 ) 

1960 

7 

3.2 

1 

11,2 

4.7 ( 5.1) 

15,9 (16,3 ) 

1961 

7 

3,3 

l^) 

10,9 

6,1 ( 6,6) 

17,0 (17,5 ) 

1962 

7 

3.4 

0.7^) 

10,9 

7.2 ( 7,8) 

18.1 (18,7 ) 

1963 

7 

3.4 

0,7 

11.1 

7,9 ( 8.6) 

19,0 (19,7 ) 

1964 

7 

3.4 

0,65 

11,05 

8,2 ( 8,9) 

19,25 (19,95) 

1965 

7 

3,6 

0.65 

11,25 

8.3 ( 9,0) 

19,55 (20,25) 

1966 

7 

3.7 

0,65 

11,35 

9.0 ( 9.8) 

20,35 (21,15) 

1967 

7 

3.9 

0,65 

11,55 

9,3 (10,1) 

20,85 (21,65) 

1968 

7.5 

4.1 

0.65 

12,25 

9.8 (10,7) 

22,05 (22,95) 

1969 

8 

4,25 

0.65 

12,9 

10,1 (11,0) 

23,0 (23,9 ) 

1970 

8.5 

4.1 

0,65 

13,25 

11,5 (12,5) 

24,75 (25,75) 

1971^) 

8,5 

4.1 

0,65 

13,25 

12,4 (13,5) 

25,65 (26,75) 

1972 

8.5 

4,2 

0,85 

13,55 

12,8 (14,0) 

26,35 (27,55) 

1973 

9 

4,3 

0,85 

14,15 

13,2 (14,4) 

27,35 (28,45) 

1974 

9 

4.3 

0,85 

14.15 

13,6 (14,8) 

27,75 (28,95) 

1975 

9 

4,3 

0,85 

14.15 

14,1 (15,4) 

28,25 (29,55) 

1976 

9 

4,4 

0,85 

14,15 

14,5 (15,8) 

28,65 (29,95) 


*) Trifft zu für Pflichtmitglieder der gesetzlichen Kranken versidierung mit Lohn* und Gehaitsanspruch bis einschließ* 
lidi 6 Wochen (bis 31. Dezember 1969 in der Regel Aogestellte)i deren Brutto] ahresarbeitsenlgelt die jeweilige 
Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung nicht übersteigt. (Für Kranken versichenmg: gewogener 
Durchschn i t tssa tz) 

^ ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

*) ab März (Beiträge insgesamt gewogener Jahresdurchschnitt) 

•) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge Insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

*) Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und Rentenversichenmg der Angestellten), es sei denn, dieses ist höher 
als die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung. Dieser Fall ist bislang nur in den Jahren 1964, 1968 
und 1969 akut geworden. Er wird es infolge der Dynamisierung auch dieser Bemessungsgrenze voraussichtlich 
nicht mehr werden. 

•) in Klammem einschließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer) 

^ ab 1971 Steuern nach geltendem Recht 
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Tabelle 1—5 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie *) 

Ledig 


Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brutto- 
wochen- 
verdienste *) 

Lohnsteuer- 

abzüge 

Sozialversiche- 
rungsabzüge *) 

Abzüge insgesamt 
in Klammem: 

einschließlich Kirchensteuer *) 

Nettoverdienste 
ln Klammem: 

abzüglich 

Kirchensteuer 

DM 

DM 

V.H.«) 

DM 

1 V.H.«) 

DM 1 

V. H.^) 

DM 

1 

2 

3 

4 

1 5 

1 

3 1 

7 I 


8 

1950 

72,85 

6,63 

9.1 

7,32 

10,0 

13,95 

( 14,55) 

19,1 (20,0) 

58,90 

( 58,30) 

1951 

82,72 

8,55 

10,3 

8,28 

10,0 

16,83 

{ 17.60) 

20,3 (21,3) 

65,89 

( 65,12) 

1952 

89.40 

10,13 

11.2 

8,84 

10,0 

18,97 

( 19,88) 

21 (22,2) 

70,43 

( 69,52) 

1953 

93.89 

10,38 

ILO 

9,35 

10,0 

19,73 

( 20,66) 

21,0 (22,0) 

74,16 

( 73,23) 

1954 

97.56 

9,81 

10,0 

9.83 

10,1 

19,64 

( 20,52) 

20,1 (21,0) 

77,92 

( 77,04) 

1955 

104.85 

10,44 

10,0 

10,61 

10,1 

21,05 

( 21,99) 

20,1 (21,0) 

83,80 

( 82,86) 

1956 

111.62 

11,76 

10,6 

11,30 

10,1 

23,06 

( 24.12) 

20,7 (21,6) 

88,56 

( 87,50) 

1957 

118.69 

12,17 

10,3 

12.81 

10,8 

24,98 

( 26,08) 

21,0 (22,0) 

93,71 

( 92,61) 

1958 

124,31 

13,33 

10,7 

15,16 

12,2 

28,49 

( 29,69) 

22,9 (23,9) 

95,82 

( 94,62) 

1959 

129.45 

14,76 

1L4 

15,81 

12,2 

30,57 

( 31,90) 

23,6 (24,6) 

98,88 

( 97,55) 

1960 

141,23 

17,07 

12,1 

17,22 

12,2 

34,29 

( 35,83) 

24,3 (25,4) 

106,94 

(105,40) 

1961 

154.90 

19,84 

12,8 

19,62 

12,7 

39,46 

( 41.25) 

25,5 (26,6) 

115,44 

(113,65) 

1962 

170,18 

22,84 

13,4 

20,97 

12,3 

43,81 

( 45.87) 

25,7 (27,0) 

126,37 

(124,31) 

1963 

182,20 

25,61 

14,0 

21,34 

11.7 

46,95 

( 49.25) 

25,8 (27,0) 

135,25 

(132,95) 

1964 

198,00 

30,05 

15,1 

22,50 

11.4 

52,55 

( 55,25) 

26,5 (27,9) 

145,45 

(142,75) 

1965 

218,00 

29,19 

13,4 

23,91 

11,0 

53,10 

( 55,73) 

24,4 (25,6) 

164,90 

(162,27) 

1966 

230,00 

31,82 

13.8 

27,73 

12,1 

59.55 

( 62.41) 

25,9 (27,1) 

170,45 

(167,59) 

1967 

228,00 

31,44 

13,8 

28.17 

12,4 

59,61 

( 62.44) 

26,1 (27,4) 

168,39 

(165,56) 

1968 

242,00 

34,57 

14,3 

30,43 

12,6 

65,00 

( 68.11) 

26,9 (28,1) 

177,00 

(173,89) 

1969 

272,00 

41,86 

15,4 

34,56 

12,7 

76,42 

( 80,19) 

28,1 (29,5) 

195,58 

(191,81) 

1970 

311,00 

52.30 

16,8 

39,97 

12.9 

92,27 

( 96,98) 

29,7 (31,2) 

218,73 

(214,02) 

1971 

343,00 

61,48 

17,9 

45,01 

13,1 

106,49 

(1 12,02) 

31,0 (32,7) 

236,51 

(230,98) 


bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

^ Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

*) Jahresdurchscimitt 

Nach den Jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibetr&ge sind nicht 
unterstellt 

*) in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
•) von Spalte 1 
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Tabelle 1—6 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Fadiarbeiter 

ln der Industrie *) 

Verheiratet (1 Kind) 


Jahr 

Durch- 
schnitüidie 
Brutto- 
wochen- 
verdienste *) 

Lohnsteuer- 
abzüge *) 

Sozialversiche- 

rungsabziige 

Abzüge insgesamt 
in Klammem: 

einschließlich Kirchensteuer 4) 

Nettoverdienste 
in Klammem: 

abzüglich 

Kirchensteuer 

DM 

DM 


DM 1 

V.H.») 

DM 1 

V.H.«) 

DM 

1 

2 

3 

4 1 

5 1 

1 

6 t 


7 1 

1 

8 

1950 

7235 

2,59 

3.6 

7,32 

10,0 

9.91 

(10,14) 

J3.6 

fl3.9) 

62,94 

( 62.71) 

1951 

82.72 

4,03 

4,9 

8,28 

10,0 

12.31 

(12.67) 

14,9 

(15.3) 

70,41 

( 70,05) 

1952 

89,40 

5,28 

5,8 

8,84 

10,0 

14,12 

(14.60) 

15,8 

fl6,3; 

75,28 

( 74,80) 

1953 

93,89 

5,48 

5,8 

9,35 

10,0 

14.83 

(15.32) 

15,8 

(16.3) 

79,06 

( 78,57) 

1954 

97,56 

4.62 

4,7 

9,83 

10,1 

14.45 

(14.87) 

14,8 

(15.2) 

83,11 

( 82,69) 

1955 

104,85 

4,82 

4,6 

10,61 

10, J 

15,43 

(15,86) 

14,7 

(15.1) 

89,42 

( 88,99) 

1956 

111,62 

5,94 

5,3 

11,30 

10,1 

17,24 

(17.77) 

15,4 

(15.9) 

94,38 

( 93,85) 

1957 

118,69 

5,45 

4,6 

12,81 

10,8 

18.26 

(18.75) 

15,4 

(15ß) 

100,43 

( 99,94) 

1958 

124,31 

5,30 

4.3 

15,164 

12,2 

20,46 

(20,94) 

16,5 

(16.8) 

103,85 

(103,37) 

1959 

129,45 

4,84 

3,7 

15,81 

12,2 

20,65 

(21,09) 

16,0 

(16.3) 

108,80 

(108,36) 

1960 

141,23 

7.15 

5,0 

17,22 

12,2 

24,37 

(25.01) 

17,3 

(17,7) 

116,86 

(116,22) 

1961 

154,90 

9,92 

6,4 

19,62 

12,7 

29.54 

(30,43) 

19,1 

(19.6) 

125,36 

(124.47) 

1962 

170,18 

11,76 

6,9 

20,97 

12,3 

32,73 

(33,79) 

19,2 

((9,9) 

137,45 

(136,39) 

1963 

182,20 

14,07 

7,7 

21.34 

11.7 

35,41 

(36.68) 

19,4 

(20.1) 

146.79 

(145.52) 

1964 

198,00 

17,30 

8.7 

22.50 

11.4 

39,80 

(41.36) 

20,1 

(20.9) 

158,20 

(156,64) 

1965 

218,00 

18,19 

8,4 

23,91 

11,0 

42,10 

(43,74) 

19,3 

(20.1) 

175,90 

(174,26) 

1966 

230,00 

20,57 

9,0 

27.73 

12,1 

48,30 

(50,15) 

21,0 

(21,6) 

181,70 

(179,85) 

1967 

228.00 

20,15 

8,9 

28,17 

12,4 

48,32 

(50,13) 

21,2 

(22.0) 

179,68 

(177,87) 

1968 

242,00 

22,76 

9,4 

30,43 

12,6 

53,19 

(55,24) 

22,0 

(22.8) 

188,81 

(186,76) 

1969 

272,00 

28,50 

10,5 

34.56 

12,7 

63,06 

(65,63) 

23,2 

(23.9) 

208,94 

(206,37) 

1970 

311.00 

35.92 

11.5 

39,97 

12,9 

75,89 

(79,12) 

24,4 

(25.4) 

235,11 

(231,88) 

1971 

343,00 

1 

42,07 

1 

12,3 

45,01 

13,1 

87,08 

(90,87) 

25,4 

(26.5) 

255.92 

(252,13) 


^ bis ehisdiließlidi 1956 ohne Bergbau 

^ Bundesgebiet} von 1960 an einschliefilidi Saarland j von 1964 an elnsdiliefilidi Berlin (West) 

*) Jahresdurchsdinitt 

*) Nach den Jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibetrdge sind nicht 
unterstellt. 

•) ln Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
') von Spalte 1 


161 


Drud(sache Vl/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 1—7 


Durchsdinittlidie Wodienverdlenste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie 

Verheiratet (3 Kinder) 


Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brutto- 
wochen' 
Verdienste *) 

Lohnsteuer- 
abzüge *) 

Sozialversiche- 
rungsabzüge ^) 

Abzüge insgesamt 
in Klammem: 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammem: 

abzüglich 

Kirchensteuer 


DM 

DM 

1 v.H.*l ) 

DM 1 

V.H.«) 

DM 1 

V. R«) 

DM 


1 

j 

1 3 

4 

s 1 

1 » 1 

■> 1 

1 

a 

1950 

72,85 

1,10 

1,6 

7,32 

10.0 

8,42 ( 8,52) 

11.6 (11.7) 

64,43 

( 64,33) 

1951 

82,72 

1,45 

1.8 

8,28 

10,0 

9,73 ( 9,86) 

11.8 (11,9) 

72,99 

( 72,86) 

1952 

89,40 

1,68 

1,8 

8,84 

10,0 

10,52 (10,67) 

11.8 (11.9) 

78,88 

( 78.73) 

1953 

93,89 

1.74 

1.8 

9,35 

10,0 

11,09 (11,25) 

11 (12,0) 

82,80 

( 82,64) 

1954 

97,56 

0,87 

0,9 

9,83 

10.1 

10,70 (10,78) 

11,0 (11.0) 

86,86 

{ 86,78) 

1955 

104,85 

— 

— 

10,61 

10,1 

10,61 (10,61) 

lO.l (10,1) 

94,24 

( 94,24) 

1956 

111,62 

— 

— 

11,30 

10,1 

11,30 (11,30) 

10.1 (10.1) 

100,32 

(100,32) 

1957 

118,69 

— 

— 

12,81 

10,8 

12,81 (12,81) 

10.8 (10.8) 

105.88 

(105,88) 

1958 

124,31 

— 

— 

15,16 

12,2 

15,16 (15,16) 

12.2 (12.2) * 

' 109,15 

(109,15) 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

15.81 (15,81) 

12,2 (12.2) 

113,64 

(113,64) 

1960 

141,23 

— 

— 

17,22 

12,2 

17,22 (17,22) 

12.2 (12,2) 

124,01 

(124,01) 

1961 

154,90 

— 

— 

19,62 

12.7 

19,62 (19,62) 

12.7 (12.7) 

135,28 

(135,28) 

1962 

170,18 

— 

— 

20.97 

12,3 

20,97 (20,97) 

12,3 (12.3) 

149,21 

(149,21) 

1963 

182,20 

0,69 

0,3 

21,34 

11.7 

22,03 (22,09) 

12.1 (12,1) 

160,17 

(160,11) 

1964 

198.00 

3,92 

1.9 

22,50 

11.4 

26,42 (26,77) 

13,3 (13.5) 

1 

171,58 

1 

(171,23) 

1965 

218,00 

5,46 

2,5 

23,91 

11.0 

29,37 (29,86) 

13,5 (13,7) 

188,63 

(188,14) 

1966 

230,00 

7,88 

3,4 

27,73 

12,1 

35,61 (36,32) 

15,5 (15,8) 

194,39 

(193,68) 

1967 

228,00 

7,42 

3,3 

28,17 

12,4 

35,59 (36,26) 

15,6 (15,9) 

192,41 

(191,74) 

1968 

242,00 

10,07 

4,2 

30,43 

12,6 

40,50 (41,41) 

16,7 (17,1) 

201,50 

(200,59) 

1969 

272,00 

15,76 

5,8 

34,56 

12,7 

50.32 (51,74) 

18.5 (10,0) 

221,68 

(220,26) 

1970 

311,00 

23,23 

7,5 

39.97 

12,9 

63,20 (65,29) 

20,3 (21,0) 

247,80 

(245,71) 

1971 

343,00 

29,34 

8ß 

45,01 

13,1 

74.35 (76,99) 

21,7 (22,4) 

268,65 

(266,01) 


bis einschließlicfa 1956 ohne Bergbau 

*) Bundesgebiet} von 1960 an einsdilieBlich Saarland; von 1964 an einstbüeßiich Berlin (West) 

Jahresdurdischnitt 

^) Nadi den jeweils zu Anlang des Jahres gültigen Lohnabzugstabelien. Eventuelle Lohnsteuerfreibetr&ge sind nicht 
unterstellt« 

•) in Hdhe von 9 v, H. der Lohnsteuer 
•) von Spalte 1 
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Tabelle 1—8 


Beitragsbemessungs- und Versicherungspflichtgrenzen 
(DM/Monat) 


GülUg ab 

Beitragsbemessungsgrenze 

Versi cherungspflich t- 
grenze 

für Angestellte 

Renten- 
versiche- 
rungen der 
Arbeiter 
und der 
Angestellten 

Knapp- 

schafUiche 

Renten- 

versicherung 

Kranken- 
ver- 
sicherung <) 

Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Renten- 

versicherung 

der 

Angestellten 

Arbelts- 

losen- 

vcrsichenmg 

1. Juni 1949 

600 

700 

375 

375 

600 

600 

1. September 1952 

750 

1 000 

500 

500 

750 

750 

l.März 1957 




750 

1 250 

1 250 

1. Oktober 1957 



660 




L Januar 1959 

800 

1 000 





1. Januar 1960 

850 

1 000 





1. Januar 1961 

900 

I 100 



1 


1. Januar 1962 

950 

1 100 





1. Januar 1963 

1 000 

1200 





1. Januar 1964 

1 100 

1 400 





1 L Januar 1965 

j 1 200 

1500 





l. Juli 1965 

1 




1 800 

1 800 

1. September 1965 

1 


900 




1. Januar 1966 

1 1 300 

1 600 





1. Oktober 1966 




1 300 



l. Januar 1967 

, 1 400 

1 700 





l. Januar 1968 

1600 

1900 




•) 

1. Januar 1969 

1 700 

2 000 





1. August 1969 



990 




1. Januar 1970 

^ 1 800 

2 100 

1200 

1 800 



1. Januar 1971 

1 900 

2 300 

1 425 

1900 



1. Januar 1972 

2 100 

2 500 

1 575 

2 100 



1. Januar 1973 

2 300 

2 800 

1725 

2 300 



1. Januar 1974 

2 500 

3 100 

1875 

2 500 



1. Januar 1975 

2 700 

3 300 

2 025 

2 700 



l. Januar 1976 

2 900 

3 600 

2 175 

2 900 




*) gleichzeitig Versicherungspflichtgrenze für Angestellte 

*) vom 1, Januar 1968 an sind alle Arbeitet und Angestellten versicberungspflidUig 


163 


DnidLsadie Vl/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle I — 9 


Entwidclung der Lohnsteuerabzüge 
bei Durdischnitts Verdiensten seit 1950 


Jahr 

Durchsdmittiiches 
Bruttojahresarbeits- 
entgelt aller 
Versicherten der 
Rentenversicherung 
der Arbeiter und 
Rentenversicherung 
der Angestellten *) 

Jahreslohnsteuer eines Verheirateten 

ohne Kind 

mit einem Kind 

DM 

DM 

1 V.H.«) 

DM 

1 v.H.*) 

1 

i 

3 

1 4 

1 3 1 

1 6 

1950 

3 161 

127 

4.0 1 

1 ve 

2,4 

1951 

3 579 

187 

5,2 

107 

3.0 

1952 

3 852 

235 

6J 

142 

3.7 

1953 

4 061 

207 

5,1 

121 

3,0 

1954 

4 234 

203 

4,8 

120 

2.8 

1955 

4 548 

223 

4,9 

118 

2.6 

1956 

4 844 

271 

5,6 

160 

3,3 

1957 

5 043 

223 

4,4 

118 

2,3 

1958 

5 330 

144 

2,7 

— 

— 

1959 

5 602 

204 

3,6 

24 

0,4 

1960 

6101 

288 

4,7 1 

1 108 

t.8 

1961 

6 723 

408 

6,7 

228 

3.4 

1962 

7 328 

528 

7,2 

288 

3.0 

1963 

7 775 

612 

7,9 

372 

4,8 

1964 

8 467 ( 7 920) 

756 ( 648) 

8,9 ( 8,2) 

516 (408) 

6,8 (5,2; 

1965 

9 229 

762 

8,3 

534 

5,8 

1966 

9 893 

888 

9,0 

660 

6,7 

1967 

10219 

946 

9,3 

718 

7,0 

1968 

10 842 (10 800) 

1 070 (1 060) 

9,9 f 9,8) 

842 (832) 

7,8 (7,7) 

1969 

11 839 (11 250) 

1 254 (1 140) 

70,6 (10,1) 

1 026 (912) 

8,7 (8,1) 

1970 

13 343 *) 

1 538 

77,5 

1 310 

9.8 

197P) 

14 931 

1 846 

12,4 

1 618 

10.8 

1972 

16 051 

2 052 

12,8 

1 824 

11.4 

1973 

17 215 

2 280 

13,2 

2 052 

11,9 

1974 

18 463 

2520 

13,6 

2 290 

12,4 

1975 

19 802 

2 784 

14,1 

2544 

12.8 

1976 

21 238 

3 086 

14,5 

2 834 

13,3 


I) ln Klammem: Beitragsbemcssungsgrenze der Krankenversicherung falls diese niedriger Ist als der DurchsdmitU- 
verdienst (1969: 7 Monate 900 DM, 5 Monate 990 DM). 

*) von Spalte 2 
*) ohne Lohnforizahlung 

ab 1971 Steuern nadh geltendem Recht 
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Tabelle 1—10 


Entwicklung der LohnsteuerabzUge seit 1950 


Regelung ab 

Ledige 

Verheiratete 
ohne Kinder 

Verheiratet mit 

1 Kind 1 3 Kindern 

1. Nadi der Lohnsteuertabelle ist bis zu ^nem steuerpflichtigen Bruttomonats- 
lohn bzw. -gehalt von * . . DM keine Loh^teuer zu entrichten 


DM t DM 1 

1 DM 

1 DM 

1. Januar 1950 

127,58 

140,08 

173,41 

252,58 

1. Januar 1953 

140,58 

153,08 

186,41 

265,58 

l.Juni 1953 

144,74 

211,41 

261,41 

382,24 

1. Januar 1955 

153,08 

228,08 

290,58 

490,58 

1. Januar 1957 

173,91 

269,74 

332,24 

590,58 

1. Oktober 1957 

190,58 

286,41 

348,91 1 

1 607,24 

1. Januar 1958 

190,58 

315.58 

378,08 

636,41 

1 . September 1958 

242,49 

384,99 

459,99 

749,99 

1. Januar 1962 

242.49 

384,99 

484,99 

774,99 

1. Januar 1965 ....... • 

287,49 1 

429,99 

529,99 

819,99 

2 , Lohnsteuer bei 750 DM steuerpflichtigem Brattomonatslobn 

i bzw. -gehalt 



1 DM Iv.H.') 

1 DM 1 V. H.‘) 1 

1 DM |v.H.‘)| 

1 DM 1 V. H.'l 

1. Januar 1950 

162,05 21,6 

142,05 18,9 

122,90 16,4 

88,75 11,8 

1. Januar 1953 

157,05 20,9 

137,05 18,3 

118,50 15,8 

85,00 11,3 

l.Juni 1953 

135,65 18,1 

113,75 15,2 

98,25 13,1 

64,64 8,6 

1. Januar 1955 * 

111,05 14,8 

93,05 12,4 

79,25 10,6 

37,65 5,0 

1. Januar 1957 

106,00 14,1 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2.7 

1. Oktober 1957 

106,00 14,1 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2.7 

1. Januar 1958 

106,00 14,1 

76,80 16,2 

63,65 8,5 

15,50 2,1 

1. September 1958 

102,00 13.6 

74,00 9,9 

59,00 7,9 

1,00 0,1 

1. Januar 1962 

102,00 13,6 

74,00 9,9 

54,00 7,2 

— — 

1. Januar 1965 

88,30 11,8 

61,60 8,2 

42,60 5,7 

— — 


Steuer in v. R des Bruttolohns 
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Tabelle 1—11 


Absolute und relative Höhe der Lohnsteuer 
(nach dem seit dem l. Januar 1965 geltenden Tarif) 


Brutto- 

monats- 

lohn 

Lediger 
(Steuer- 
klasse I) 

Verheirateter (Steuerklasse III) mit . . . Kindern 

0 

1 

2 

3 

4 

5 

DM 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

DM 

vH») 

300 

2,80 

0,9 













400 

21,80 

5.5 













500 

40,80 

8.2 

14,10 

2.8 











600 

59,80 

10.0 

33,10 

5.5 

14,10 

2.4 









700 

78,80 

lU 

52,10 

7.4 

33,10 

4.7 

6,50 

0,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

800 

97,80 

12.2 

71,10 

8.9 

52,10 

6.5 

25,50 

2.8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

900 

117,50 

13.1 

90,10 

10.0 

71.10 

7.9 

44,50 

4.9 

16.— 

1.8 

— 

— 

— 

— 

1 000 

139,00 

13.9 

109,10 

10.9 

90,10 

9.0 

63,50 

6.4 

35,- 

3.5 

6,50 

0.7 

— 

— 

1 100 

162,20 

14.7 

128,10 

11.6 

109,10 

9.9 

82.50 

7.5 

54.— 

4.9 

25,50 

2.3 

— 

— 

1 200 

187,10 

15.6 

147,10 

12.3 

128,10 

10.7 

101,50 

8.5 

73,— 

6.1 

44,50 

3.7 

16,- 

1s3 

1 300 

213,50 

16.4 

166,10 

12.8 

147.10 

11.3 

120,50 

9.3 

92,— 

7.1 

63,50 

4.9 

35,- 

2.7 

l 400 

241.50 

17.3 

185,10 

13.2 

166,10 

11.9 

139,50 

W.O 

111 — 

7.9 

82,50 

5.9 

54,— 

3.9 

l 500 

270,90 

18.1 

204,10 

13.6 

185,10 

12.3 

158,50 

10.6 

130,- 

8.7 

101,50 

6.8 

73.— 

4.9 

1 750 

350.— 

20.0 

255,— 

14.6 

234,- 

13.4 

206,10 

11.8 

177,50 

W.l 

149,— 

8.5 

120,50 

6.9 

2 000 

436,50 

21.8 

311,50 

15.6 

288,10 

14.4 

257,10 

12.9 

225,80 

11.3 

196.50 

9.8 

168,— 

8.4 

2 250 

529.20 

23.5 

373,— 

16.6 

347,80 

15.5 

313,80 

13.9 

279,10 

12.4 

246,50 

11.0 

215,80 

9.6 


*) Steuern in v. H. des Bruttolohns 


Tabelle 1—12 


Steuerermäßigung durdi Kinderfreibeträge 
nadi geltendem Einkommen (Lohn) steuierredit 


monat- 
liches 
Brutto- 
einkom- 
men ») 

DM 

600 

800 

1 000 

1 200 

1 500 

2500 

3 500 

5 000 

10 000 

25 000 

Ein Ehepaar mit , . . Kindern hat durch Kinderfreibeträge eine monatliche SteuerermaBigung *) (ESt, LSt) 
von DM . . . gegenüber einem kinderlosen Ehepaar: 

1 Kind 

DM 

19 

19 

19 

19 

19 

27 

34 

40 

48 

53 

2 Kinder 

DM 

33 

46 

46 

46 

46 

64 

80 

96 

116 

127 

3 Kinder 

DM 

33 

71 

74 

74 

74 

102 

128 

155 

188 

207 

4 Kinder 

DM 

33 

71 

103 

103 

103 

138 

175 

213 

259 

286 

5 Kinder 

DM 

33 

71 

109 

131 

131 

171 

221 

270 

331 

366 


‘) Bruttolohn bzw. >gehalt 

*) Berechnung nach der Jahrestabelle (gültig ab 1965) unter Abzug von 1740 DM p. a. für Arbeitnehmerfreibetrag, 
Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschbetrag: Ergänzungsabgabe und Kirchensteuer nicht berücksichtigt; 
auf volle DM gerundete Werte 
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Anhang II 


Jahresübersichten 


Sette 


n— 1— 65 
11—1—70 

n— 1— 71 

ri— 1— 72 
II— 1—76 


II— 2— 65 
II— 2— 70 
H— 2— 71 
ir— 2— 72 
n— 2— 76 


n— a— 65 
n— 3— 70 
n— 3— 71 

n— 3— 72 
[1—3—76 

II_4_65 

n— 4— 70 

II_ 4_71 
II— 4— 72 
IT— 4— 76 


n— 5— 65 
11— 5— 70 
TI— S— 71 
II— 5— 72 

n— 5— 76 


I1_6_65 
il— 6— 70 
Il__6— 71 

II_ 6— 72 

n— 6— 76 


Leistungen und Finanzierung nach Arten und Institutionen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Leistungen nach Punktionen und InsUfutionen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 ........ 

Leistungen nadi Funktionsgruppen, Arten und Institutionen 
1965 

1970 

1971 ..... .... 

1972 * 

1976 

FInanzlenmir fiach l^naazfmuigsqtteUea und Institutionen 

1965 . .......... 

1970 . 

1971 

1972 * 

1976 

Leistungen nadi Arien und Funktionen 
1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Finanzierung nadt Arten und Finanzlerungsquellen 

1965 ..V. ..... ........... 

1970 

1971 

1972 .... 

1976 


166 

170 

172 

174 

176 

178 

180 

182 

184 

136 

188 

190 

192 

194 

196 

198 

199 

200 
201 
202 

203 

204 

205 

206 
207 

203 

204 

205 

206 
207 
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Tabelle 11—1—65 

1965 Leistungen und Finanzierung 

in 


Inilllutionttn 

Lalsluogen 

Insgesamt 

Einkommens^ 

leistungen 

Sacklaistungeo 

laufend 

elomaltg 

Bar' 

erttattuD- 

gen 

Waren und 
Dienst* 
leistungen 

0 

S()ZIAl.ia'lXirria%|:esamr . . , • - • 

1 10622 

88816 

926 

2605 

12848 

1 

Soziale Sicherung » ........ 

75647 

56607 

449 

1664 

11557 

10 

Allgemeine Systeme c 

4915« 

32883 

427 

875 

11520 

101 

Rcnienversichciiingdvr Arlkriicf ^ - . - . ^ . 

19851 

14575 

47 

85 

970 

102 

Remenversichcrungtief \ngesiclltcn 

9565 

8169 

25 

78 

532 

101 

K rankem efsichcTung . ^ ^ 

16224 

4253 

279 

642 

9781 

104 

LnfnllverMi'herung . ..... 

5257 

2273 

74 

25 

417 

10^ 

Arl»eiLs<nftJerunu 

1658 

865 

4 

47 

- 

106 

Kiniicir^hl « . ......... 

2884 

2770 

- 

- 

• 

11 

lincgchfon/ahlung .. . i .... ^ 

49(H) 

4566 

- 

- 

- 

12 

Sonder^ysieme 

4531 

4016 

15 

_ 

57 

121 

KniippvchafiliLhe Hvnu*n Versicherung , , . . . 

4045 

5542 

|3 

- 

37 

122 

Alter^hilfe Liimlwirtc ... 

488 

474 


- 

- 

15 

Beamicnrt'chrliche Systeme - . . 

16188 

14614 


789 


151 

Pension 

1062^ 

9975 

- 

- 

— 

152 

F.inilltcn7UH‘hlrtgc ...... ... 

4729 

4659 

- 

- 


155 

Beihilfen . 

854 

- 

- 

789 

- 

14 

Ei^anzungssy'STcnK . . 

582 

528 

7 

- 


141 

/usat/vcrsichcitiiig im öffemlichcn OK‘mi 

553 

500 

7 

- 

• 

142 

/usatzvefSKhenmg tur einzelne IlcTufe . . 

29 

28 


- 

- 

2 

Freiwillige l.etscungen 

2960 

2520 


230 

— 

201 

ArlHfitgelrfleiM ungell - - 

2960 

2.320 


250 

• 

5 

Entschädigung . . . . .......... 

9857 

8470 

310 

126 

312 

101 

Knegsopferversorgung ^ . .. a « » . ► ? . 

^805 

48^5 

207 

55 

512 

502 

[.astenau^glctch , . . . 

2019 

1743 

70 

70 

- 

505 

WicdcTgutmaehung . ^ . . . ... 

1618 

1524 

- 

5 

- 

509 

SimKtigc f.nt5chätlii»uni!en 

417 

H6 

3? 

- 

• 

4 

Soziale ililfen und Dieasie . . . • . r . . . r 

5828 

825 

167 

585 

979 

401 

Sozialhilfe 

2025 

359 

167 

382 

478 

402 

Jugcndhilfv ........ 4 ... . ....... 

«25 

3 

- 

5 

585 

405 

AuOiildungslonierung . ^ . 

122 

111 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld . , , ... 

178 

148 

- 

- 

- 

405 

öffentlicher Cieyumlheifsdien^t - 

680 

- 

- 

- 

116 

5 

Indirekte t.eisrungcn ............. .... 

20596 

20596 


— 

— 

501 

Steu^rermaLstgung - 

16856 

16856 

- 

- 

• 

f09 

Sonsri^Veigönsrigungcn 

5740 

5740 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Druduadie V1/3432 


T^bell« II— 1—65 

oadi Arten und Institutionen 1965 

MUtionen DM 



Finanxiefting 


Diflitfte und 
Lnblttngen 



S«lUtgu 

Ditefc^ 

leixtuA- 

gen. 

Arbeil- 

ffibor 

ÖEfent^ 

Udie 

Mittel 

fZiiwei* 

Vennb- 

geat- 

«rtfäge 

Soiyaitge 

Ein* 

nftbffif'n 

V^r* 

redi’' 

Dttogen 

Plium*- 

xlemcifi- 

aaldo 

Zu* 

idiOsM 

Mafl- 

fiahutw 

Iimcrvr 

Dfvnat 

Vfiiiecii- 

mmgan 


V«- 

al^Tto 

g^bor 

4<j4 

1455 

5511) 

- 

' ll-H»! 

205«2 

21042 

21810 

468V7 

2556 

1896 

- 

3761 

211 

456 

2702 

- 

77409 

20} J 7 

21041 

18850 

14019 

2352 

562 

247 

3762 

252 

455 

1721 

1045 

51759 

19450 

19475 

149 

9714 

1837 

445 

689 

2621 

28 

65 

25t 

5854 

20294 

7 t 50 

7220 


4982 

827 

38 

77 

44? 

10 


Hl 

800 

ums.f 

5875 

5545 

- 

122? 

5(K 

14 

1 72? 

1 522 

108 

? 

*»9] 

187 


7460 

'128 


167 

Hl 

257 

3049 

168 

6 

n 

2m 

lAV 

5555 

174 

1751 

149 

259 

62 

M4 

66 

298 

80 

276 

158 

228 

2075 

791 

817 


8> 

307 

22 

53 

437 

* 

- 

n 

106 

38t7 


U 

- 

2798 

T 


- 

“46 

- 

- 

UK) 

254 

4900 

- 

- 

4671 

14 

- 

86 

129 

- 

- 

— 

55 

4118 

4522 

562 

755 


2552 

35 

_ 

620 

' 


*- 

42 

40? 

4050 

454 

75? 

- 

21Ö9 

44 

- 

620 

-12 

- 

- 

15 

1 

492 

128 

- 

- 

Uft 

1 


- 

4 

- 

— 

7»5 

— 

1619* 


- 

14030 

1668 

* 


493 

3 

-- 

* 

6f0 

- 

10615 

- 

- 

HB69 

IM? 



224 

- 

• 

- 

vn 

- 

4729 


- 

4185 

90 

- 

- 

254 


- 


45 

- 

m 


- 

776 

4« 

- 


16 

; 


1 

41 

5 

1729 

125 

814 

_ 

7t 

480 

31 

8 

U47 

— 

1 


5 

167« 

102 

K07 

- 

66 

469 

31 

- 

1 122 

- 

* 

1 

- 

f4 

2 t 

“ 

- 

5 

11 

- 

8 

25 


5J0 

6Ü 


2960 


— 

2960 

_ 


*- 

_■ 


- 

3TCy 

60 

- 

2960 

- 

*• 

2960 

- 

“ 

- 

- 

- 

j 

41 

447 

146 

9857 

lU 


_ 

8628 

_ 

1219 


_ 

- 

IH 

247 

11 1 

«801 

- 

- 


«803 


- 


- 


25 

71 

55 

2019 

10 

- 


790 

- 

1219 

- 

- 


•— 


- 

1618 


- 

- 

16 t 8 

- 

- 

— 

- 

- 

- 

58 

- 

417 

- 

- 

- 

417 

- 

- 

- 

- 

227 

626 

JOl 

120 

5827 

55 

_ 


3654 

4 

115 

19 

0 


78 

Ho 

5f 

2025 

- 

- 

- 

2004 

- 

2 

19 

- 

I6T 

19^ 

19 

52 

82? 


- 


788 

- 



- 


- 

11 

- ' 

122 

- 

= 

* 

122 

- 

- 

_ 

_ 

- 

- 

27 

5 

178 

- 

- 

- 

178 

_ 

- 


- 



lOi 

^4 

679 


- 

* 

562 

4 

tu 

- 

0 

— 

— 

_ 


20596 




20596 

_ 

_ 


_ 


- 

- 

- 

16856 

- 

- 

- 

16856 

- 

- 







5740 




?740 



■ 
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Dnidcsadie Vl/3432 


Deutsäier Bundestag — 6> Wahlperiode 


Tabelle H— 1— 70 

1970 LetstuDgen und Finanzierung 

in 


[astllutlouun 

Lelstimgeii 

ti]sg«4iaMt 

E^nki^tnmani« 

lelAtUfig^Q 

Sadilslitniigan 

laufend 

einmalig 

Bar- 

enlattun' 

g«n 

Waren tmd 
Diaoit'^ 
leJiUmgan 

ü 

SÜZIALBUDGIT insgisamt . , . . ^ ^ . : _ . . 

- - 

169045 

151511 

1409 

4898 

21791 

I 

Saziaie Skhcnmg 

- ' 

II9J40 

89054 

1129 

5539 

20682 

10 

Allgemeine Svstif me _ - - , 


79128 

49500 

1094 

1885 

20619 

101 

Rcfitenvmjcherung der Arbericr , , . - 


11790 

24469 

74 

153 

965 

lül 

Rtntcm'micherungderAngestetlteii - 

. ^ 

16439 

15992 

42 

94 

487 

m 

Kranken VC Sicherung 


2567 J 

5060 

857 

1 180 

18622 

104 

4Jnfallvc!^(chcriing ^ ^ 


4271 

2954 

104 

U 

545 

loy 

Arbeit 5 foidcnmg . . . ^ - • ... 

- 

?978 

2184 

17 

420 

- 

106 

Kimieigcld 


2891 

2841 


- 

- 

II 

Bnrgdtfonzahlung . - . . . . • « 


15177 

11725 

- 

- 

- 

12 

Sondenysteme ^ . • . • . . c . 

, , 

7057 

6064 

18 

11 

65 

121 

Knappsdtaftiiehe RcnteiTVcr^R'htifiiniT . , . , , 


6128 

5218 

18 

6 

55 

122 

Altcrshille Landwirte . ..... .......... 


909 

846 

- 

5 

28 

H 

Brjimtenreclulichc Systeme . . 


25157 

20659 

_ 

1445 


iii 

Pension ^ 4 , . 


15744 

14864 


— 

- 

1^2 

FamilienKusehläge . * . 


ms 

5775 

- 

- 

- 

UJ 

Beiiiiiren 


1528 



1443 

- 

14 

Eigimuiigssysieme 


UJ7 

1106 

17 

— 

_ 

141 

Zusat?.ver 5 ichcning im öffentlichen Dienst . _ . . . . . 


1195 

1066 

16 

- 

- 

142 

Zuiiauvcnichcning företnw;! ne Berufe r - ^ 


44 

40 

1 

- 

- 

2 

FmwiUige Ldstungen . . . ^ ^ . . . . « . 


4160 

5180 

~p 

500 

_ 

201 

Arl>citgcl)e rietst ungen . - . ^ 

- » 

4160 

5180 


300 

- 

J 

En^hidigung 

* ^ - 

11511 

9951 

75 

221 

500 

m 

Kricgs«]>lVrversor£!un^ , , ^ 


7491 

6355 

15 

122 

mt 

502 



1776 

1540 

28 

84 

- 

m 

Wiedergutmachung ..... ^ ^ . 


1915 

1791 

- 

15 

- 

m 

Sonstige Entschädigungen i . ^ ^ , 


529 

267 

12 


- 

4 

Sodale Hilfen und Dienste 


6724 

I85i 

207 

1058 

1609 

401 

Sozialhihc . ..... 

, i. 

5193 

861 

207 

1055 

725 

402 

Jugendhilfe 


1527 

8 

-- 

J 

719 

40? 

Ausbildungsffitderunt: . . . . , ^ ^ ^ . 


420 

582 

— 

- 

- 

404 

Wohngeld ........ . . ^ » i . . . 


664 

600 

- 

- 

- 

405 

Öffentlicher (^undheitsdienst 


920 

- 


- 

165 

5 



27515 

27515 

— 

— 


m\ 

StcucR^rmäürgung t ^ , 


25485 

25485 

- 

- 

- 

SÖ9 

Sonstige Vergünstigunjjcn ........... 


4050 

4030 
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Deutscher Bimdeslag — 6, Wahlperiode 


DnidLsadie VI/3432 


itadi Arten and Institutionen 
Millionen DM 


Tabelle D— 1— 70 
1970 


LtUtungen 


Flnanxi^nuig 


Allgemein« Dtenst« and 
L«t*tungeo 

Verredi' 

nongen 

lEtsg^omt 

Beitrage 

OlreW- 

leulun- 

gen 

guber 

Off AD t- 

Itdie 

Küilel 

fZawel- 

«imgett] 

V«nno* 

gsns- 

«rträgu 

Sonstigu 

Ein* 

Vei^ 

r«di- 

nungfln 

Ftnea- 

xlerunge- 

«jüde 

Zu* 

Mod' 

ntihm-iin 

Innerer 

1 

Vw. 

sldiertQ 

Arbeit- 

gaber 

793 

2294 

5347 

- 

175093 

34941 

J66I5 

36445 

62021 

3164 

1907 

- 

6050 

404 

695 

4257 

- 

125592 

J486J 

36615 

32285 

1 7579 

3155 

708 

385 

6052 

402 

676 

2867 

2085 

83793 

J3906 

33977 

220 

10708 

2231 

571 

2180 

4665 

43 

f8 

433 

fy9;T 

32765 

12303 

12848 

- 

6359 

602 

1 

652 

975 

21 

15 

24<l 

1548 

19102 

«046 

8180 

- 

916 

88.? 

21 

956 

1663 

119 

9 

1544 

282 

26602 

11846 

7558 

- 

197 

294 

338 

6369 

929 

19 

140 

318 

153 

4711 

233 

3737 

220 

226 

141 

152 

2 

440 

>00 

454 

132 

371 

Tdiö 

1478 

1554 


119 

JJl 

59 

115 

-141 


* 

- 

50 

2891 

- 

- 

- 

2891 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

145 

B07 

13362 

- 

674 

12141 

217 

5 

124 

201 

185 

2 

12 

70 

797 

7021 

684 

792 

* 

4054 

31 

9 

1451 

-15 

2 

6 

49 

794 

6119 

429 

792 

- 

3409 

29 

9 

1451 

-8 

- 

6 

21 

3 

902 

255 

- 

- 

645 

I 

* 

- 

-6 


— 

1075 

_ 

23158 

* 

- 19924 

2505 

_ 

_ 

729 

1 

— 

- 

880 

- 

15744 



IJÜ70 

2310 

- 

- 

J64 

- 


- 

HO 

- 

5885 

- 

- 

J4J5 

MO 

- 

— 

34^^ 

-- 

- 

— 

85 

— 

1529 

- 

- 

1419 

85 

- 

- 

25 

1 


7 

100 

7 

2454 

275 

1172 

_ 

95 

SS8 

4 

20 

1217 

* 

7 

97 

7 

2380 

249 

1164 

- 

90 

873 

4 


1187 

* 

— 

1 

- 

74 

26 

8 

- 

5 

15 

- 

20 

30 

— 

600 

80 


4160 



4160 


_ 

_ 

_ 


- 

600 

80 

- 

4160 

- 

- 

4160 

- 

- 

- 

- 

* 

2 

30 

521 

w 

11510 

6 

_ 

10509 

( 

994 



0 

- 

30 

298 

t95 

745K> 

— 

- 

- 

7489 

1 

- 

- 

0 

2 

- 

84 

38 

1776 

6 

— 

- 

776 


994 



- 

- 

109 

- 

1913 

— 

- 

- 

1915 




- 

- 

- 

30 

- 

329 

- 

- 

- 

329 

- 

- 

- 


387 

969 

489 

174 

6723 

70 



6418 

8 

205 

22 

0 

- 

IH 

186 

45 

3192 

- 


- 

3140 

- 

30 

12 

0 

302 

378 

70 

47 

1527 

70 

-- 

- 

1432 

- 

25 

* 

- 

- 

— 

34 

4 

420 

— 


- 

410 

— 

— 

* 

- 

- 

- 

57 

7 

664 

— 

- 

- 

664 

- 

- 

- 

- 

8J 

457 

142 

71 

920 

— 

- 

- 

762 

8 

150 

- 

- 

— 

— 


_ 

27515 

_ 


- 271 IJ 





- 

- 

- 

- 

2348T 

- 


- 2 1485 

- 


-- 






4030 

■ 



4030 

■ 





171 


Dracksadie Vl/3432 


Deulscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle H— I— 71 

1971 Leist uo gen und Finanzierung 

in 


IHStttUtionKO 

Leistung«» 

itugeftunt 

Elnkonxmwt*' 

leietimgeii 

SaaiJciaiuag«]! 

laufend 

elnraatig 

Bai^ 

emtattua- 

Wareu und 
Dlenit' 
kifitungen 

0 

HOZIAIJUnGJTinsgc^iimf , , . 



19127S 

145922 

1636 

6427 

27719 

l 

Soziale Sicherung . « » . . 


. , . - 

15Ä1J2 

98786 

1325 

4671 

25317 

10 

Allgemdne Systeme . • . i ,i . . . 



90432 

54285 

1264 

2908 

25256 

10 t 

Remenvcjsichmuig der Arlieiier ^ . 

. . . 

5 - * .* 

J5057 

26417 

80 

1+5 

1066 

101 

Röuenvx-pctchefung der Angestellten 

^ ^ - 

' f t 

TK5At 

15561 

49 

1 ff] 

560 

101 

Kni|iken\^ichcn*ng .. - * * 4 * - . . 

► . 

#■ * - l 

11590 

5680 

1043 

1811 

mm 

104 

Unfüllvcmchcmng . , 

. > . 

f " ^ f 

4t^no 

5153 

99 

45 

608 

m 

Arhciisfoidcmng 



4994 

2457 

13 

797 

- 

10« 

Kimkfigeld * . , .. . , . 



5299 

5217 

— 

- 

— 

11 

LnigdtfortTahlung . . i . ; - • , , , 

r . ^ 1 

V m w ■ m 

J5201 

13543 

- 

- 

- 

12 

Sondenv^cemc . , 


r ^ - F 

7559 

6387 

19 

13 

71 

\1\ 

Knappschaft liehe Rente nversitberung - , 



6575 

5496 

19 

6 

33 

122 

AltershiireUmlwirre , . , 



966 

891 


7 

38 

15 

BcamtcniechtlkheS)^tcmc . - * i - - ^ i- 

■> « «' 


26111 

21153 

_ 

1750 


151 

Pei»ion r 

■ ' r 

- - I • 1 

IS190 

17190 

- 

- 

- 

152 

1 um iliem lisch läge . * . . 



6075 

5965 

- 

- 

- 

155 

BdhiliVn , . . . ... 



l«50 

- 

“ 

1750 

— 

14 

Ligaiizimgssy'stcnie 



1564 

1418 

22 

* 

- 

141 

Zusar / ve rs kht: rii rig im öffentlichen ü iensi 

- - • 

* ^ -1 

1510 

1569 

21 

— 

— 

142 

Zusjuversicheiudg für ein/elnc Berufe 



54 

49 

T 



2 

Freiwillige Letslungcn . 

T, - 

■ r . 

4435 

1320 


330 

- 

201 

Arliettgel)cHeisriingC'n ....... 



4455 

5? 20 

- 

330 

— 

5 

Entschidtgiing 


_ 

12241 

10537 

87 

244 

531 

HM 

KncgSiipfeTversoip,ing ^ - ;- , . 



«0?0 

6779 

14 

138 

531 

mz 

l^steiiitLügleidt ^ ...... 



1 797 

(561 

24 

9T 

«- 

505 

Wicdcrgutmachiing . ...... 

. . . 

.... 

1929 

1805 

- 

15 

— 

509 

Sonstige Fnrschädigiingcn . . . . . . r 



485 

m 

49 

— 

“ 

4 

Soziale i filfen iftKl Dienste . ...... 



8255 

2641 

224 

1182 

1861 

401 

Sozmihilfe ........ 



5597 

966 

224 

1178 

819 

402 

Jutirntlbilfe 



1851 

9 

- 

4 

867 

405 

AushiWungsftink'njng . . , . . . . ^ 

* c 

1 . . . 

870 

798 

- 

- 

- 

404 

VVeihngeM ... ........... 



962 

870 

- 

- 

- 

40f 

öfiemlicberGcsundlieitsiljeiist ... 

- - - 


995 

■— 

- 


175 

S 

ln&lia*kie U4stungen , . , , . - 



50656 

30616 

- 

- 


501 

SteucfcrmdRigung * . . ^ . 

. 

... 

26506 

26506 

- 

- 

- 

509 

Sfmvtige Vergünstigungen 



4150 

41 JO 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


Taben e 0—1—71 


oadi Arten und Institutionen 1971 

Millionen DM 


LvlAtungea 

FlnanxLerung 


AltgBm&tn« Dienste tmd 
Lelfltujigeo 



fieltrige 

Direkt* 

Offejjt* 

[idie 

Mittel 

(Zuwei- 

sttngez)} 

Venö6- 

gens* 

ertrige 


Ver* 
redi- 
nun gen 


Zii- 

Btliücse 

Maü- 

aalimeci 

laüeref 

Dienst 

Venedk* 

niing«i 

tosgeseiQt 

Vw- 

stdiflite 

Arbeit* 

gebet 

geo 

Arbett- 

geber 

01/iisugs 

Bin- 

nalmieii 

seldo 

9?ü 

2701 

5942 

- 

198187 

J?02( 

43402 

41497 

69002 

3285 

1980 

- 

6910 

480 

831 

4732 

- 

I4304i2 

38931 

43402 

37062 

19217 

3276 

752 

422 

6910 

479 

818 

3162 

2240 

95910 

37886 

40396 

235 

11954 

2300 

604 

2535 

5478 

4J 

60 

480 

6746 

3(1660 

1401» 

14524 

- 

672T 

650 

c 

755 

162« 

21 

31 

275 

1914 

22234 

9302 

93H 

- 

1063 

looi 

60 

995 

3873 

154 

9 

1607 

284 

3 t 945» 

I273j 

1029Ü 

- 

273 

211 

340 

81CK1 

359 

H 

155 

348 

179 

5095 

130 

3988 

235 

425 

152 

163 

2 

495 

248 

563 

452 

464 

4122 

1700 

t7fil 

- 

167 

286 

36 

152 

«871 

- 


- 

82 

3299 

- 

- 

- 

3299 

- 

- 

- 

— 

- 

- 

166 

1492 

15341 

- 

710 

14071 

182 

5 

141 

232 

140 

t 

n 

79 

956 

7543 

712 

864 


4382 

28 

2 

1555 

4 

i 

7 

58 

953 

6570 

457 

864 

- 

3666 

26 

r 

1 555 

«2 i 

- 

6 

21 

3 

97 t 

255 

- 

- 

716 

Tt 

- 

- 

“ 

_ 

_ 

1210 

_ 

26113 


* 

22756 

2580 



777 

_ 

- 

- 

tÜÜO 

- 

1819D 

- 

- 

15419 

2370 

- 

- 

401 

- 


- 

110 

_ : 

6073 

- 

*- 

5606 

110 

-■ 

- 

'57 



- 

lüO 

~ 

1850 

= 

- 

1731 

\m 

- 

- 

19 




115 

9 

2852 

m 

1412 

* 

U9 

943 

5 

20 

1288 

- 

- 

in 

9 

2768 

m 

1421 

* 

113 

925 

5 

_ 

1158 


- 

4 

- 

84 

10 

10 

-- 

6 

18 

- 

20 

30 


700 

85 


4435 



4435 






0 

— 

700 


- 

4435 

“ 

- 

4435 

- 

- 

- 

- 

0 

I 

67 

m 

251 

U241 

5 



11222 

, 

1013 

_ 

0 

- 

47 

307 

214 

8030 

- 

- 

- 

8028 

1 

1 

- 

0 

1 

20 

6? 

37 

1 797 

5 

- 

- 

780 

- 

1012 



- 

- 

109 

- 

1929 

- 

- 

— 

1919 

- 

— 

— 


- 

- 

44 

- 

485 

- 

“ 

- 

485 

- 

- 

- 


449 

1101 

602 

191 

8255 

85 

— 


7927 

8 

2lf 

20 


— 

151 

210 

49 

3597 

- 


- 

3547 

* 

30 

20 

— 


455 

82 

50 

1831 

85 

- 

- 

1716 

- 

30 

— 

— 

- 

- 

65 

7 

870 

- 

- 

- 

870 

— 


- 

— 

- 


82 

10 

962 

- 

- 

- 

962 

— 



— 

85 

497 

163 

75 

995 

- 

- 

- 

832 

8 

155 

-- 



— 


- 

30636 

_ 

. _ 


30636 

_ 




- 

- 

- 


26506 

- 

- 

— 

26506 









4U0 




4130 
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Dnidtsadie Vl/3432 


Deutscher Btindestag — 6> Wahlperiode 


Tabelle II — 1 — 72 

1972 Leistungen und Finanzierung 

ia 


InstitutlDtien 

LalstucigeQ 

intgttQini 

Elak&tiuD<ii»< 

lelitungeiL 

SacblelstiiiigQn 

laufend 

altuaaUg 

Bar« 

«tatattuA- 

Waran und 
Dieaat- 
tatatnngan 

0 

SÜ7IAU5UUÜIT insg^-svimt , - * 

20S677 

1 56741 

3134 

6871 

31239 

1 

SoEi^cSkKmin|r . ^ , 

150 J 90 

I0709O 

2773 

5044 

28532 

lü 

Allgemeine S^'sicmc . . . i t i . . 

HK)S50 

59356 

2560 

1(46 

28458 

101 

Remtnvenkhcrung tlrr Aibeifer 

57587 

28531 

825 

125 

1304 

102 

RvnK*nvc’rsiclicrüng der Angcstdlu'A ^ ! 

20205 

16738 

483 

1 19 

637 

HB 

Knankenvcrsichming . i 

15156 

3938 

1095 

1982 

25812 

10 + 

UnfnUvcrsithimmg i. . ' 

r\ n 

3540 

100 

48 

705 

H)5 

/Viixritüff^rileninc . * 

6513 

3319 

5« 

871 

— 

106 

Kmtlctgt-y ^ , .y . 

5571 

1291 


- 


11 

EnrgdEfoiTi^ablung i - - * - , i 

i 16227 

14419 

- 

- 

- 

12 

$c>ndcfs>'srcinc . 

8358 

6945 

189 

14 

75 

121 

Knappichafttiche Ecufenversicbcrung . 

7196 

5880 

189 

6 

34 

122 

AlrcnhllfcUnilwinc 

1 142 

1065 

- 

7 

41 

n 

enreebr liehe Sv^temc 

28047 

24833 


ms 


in 

Pension ^ . 

19420 

18320 

- 



112 

I';imtlienzu»chlägc . » . . » . ^ , 

6633 

6513 

- 

- 

- 

135 

ßcihilfcn ! 

1994 


- 

1885 

— 

14 

LrgEnztmgssy^tcme ^ ; i , 

1694 

1539 

24 


— 

141 

Zus^ii^venichming im ilfFcntlichen Dtensf . ..... t 

1616 

I486 

23 

- 

- 

1+2 

/iLSitKvcrsjcheruni» für ein/clnc Berufe ......... 

58 

53 

1 

— 

- 

2 

FmwilligeLeTRnmgeii - , , 

4764 

3565 

- 

355 

_ 

101 

Arl>eifgcl)crltnstungen . - . t . 

4764 1 

ms 

- 

355 


3 

Entscliidigung . 

12785 

(0853 

116 

256 

586 

HM 

Kriegsoplcrv’crsorgung . . .v , . . .4 y . i 

8618 

7229 

33 

157 

586 

302 

Ustvn;imgk‘ich 

1669 

(456 

15 

BS 

— 

501 

VVieilcrguf mjchunu . ... ........ 

1842 

1724 

- 

14 

- 

509 

Sonstige I ntiscbSJigiingcn ....... , , 

656 

445 

68 

- 


4 

S 01:1 ale Hilfen und Dienste 

9714 

3531 

244 

1216 

2121 

+01 


3885 

1 103 

244 

1210 

888 

402 

Jtmtnitlhilfc . .. 

2140 

10 

- 

6 

1044 

405 

AushildungKfonknjng , ^ 

1167 

1068 

- 



MH 

VViihnia^d ... - - . . * . . - f - , - . , 

1460 

1550 

- 

- 

- 

40 > 

öffemltehcr t'iesiindlieirsditmi . 

1063 

- 

- 

- 

188 

S 

Indirekte Lee^cun^tt , 

31702 

31702 

_ 



m 

StetKra^rmäßigung 

27471 

27472 

- 

- 

- 

f09 

Sonsrige Veigünsirigyngcn ,, ..... . 

4250 

+230 
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Deutsdier Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drodksadie VI/3432 


Tabelle H— 1— 72 

aadi Arten and Institut tonen 1972 

Millionen DM *) 


L^tfttttoges 

PltiAnxiening 


Allgtmeliie Dienste und 
teUtungea 



Beitrige 

Dlvebt- 

teiston* 

gen 

Afbett- 

geti«r 

Offetit- 

U<fie 

Mittel 

■ungra) 

Veimö- 

geni- 

eitfige 

SonsOge 

Ela- 

lißbmesk 

Ver- 

fedi~ 

Buogen 

Fin*»- 

Uenungs- 

siüdo 

Zu- 

sitiüste 

MaÜ- 

uefamen 

timefer 

Dlejut 

Varredi- 

noagen 

laeges^t 

\r«. 

sidMTte 

Arbeit^ 

tun 

2992 

6m 

- 

aim4 

42909 

4805 V 

44626 

7449 1 

36*2 

mi 

- 

7037 

5«8 

966 

^196 

- 

157227 

42805 

48059 

19862 

21585 

1652 

804 

460 

7057 

587 

951 

J488 

15 H 

106445 

41*96 

44827 

287 

13655 

2J80 

649 

2749 

5585 

5i 

65 

517 

(i16H 

Hll379 

14719 

15248 

* 

7V75 

66.5 

- 

773 

(792 


U 

IV l 

1881 

25088 

1Ü202 

10759 

-■ 

1843 

12M 

41 

1032 

4885 

166 

IO 

1828 

100 

Ut77 

t42tT 

11458 


271 

m 

360 

7 648 

^957 

14 

167 

?7I 

m . 

^692 

15V 

4872 

287 

5 

171 

196 

2 

55J 


67V 

482 

^71 ; 

^623 

24tHJ 

7490 

- 

19(1 

IM 

52 

181 

-687 

- 

- 

- 

80 

1170 

- 

- 

-- 

1570 

- 

- 

- 

0 

- 

- 

176 

1655 

16421 

- 

760 

15117 

154 

5 

150 

255 

191 

l 

11 

S2 

1019 

8170 

749 

V05 


4929 

28 

_ 

1559 

-167 

1 

K 

61 

1017 

7029 

479 

90 ^ 

- 

4060 

26 

- 

15 59 

-166 

- 

6 

10 


1141 

27fJ 

- 

- 

869 

2 

- 

- 

0 



112V 


28050 


_ 

2445E 

2742 

_ 

_ 

850 

I 

- 


l WO 

- 

19419 

— 

- 

16470 

2511 

- 

- 

418 

0 

- 

— 

120 

- 

6634 


- 

6t3> 

121 

- 

- 

390 

1 

- 

- 

IDV 


199? 

— 

- 

186 5 

1 10 

- 

- 

21 

7 



122 

10 

5110 

360 

1567 

_ 

125 

1040 

5 

23 

1416 

- 

■- 

117 

to 

1030 

52V 

1 f56 

- 

119 

mit 

f 

- 

1394 

- 

- 

4 

- 

90 

52 

11 

- 

6 

19 

- 

23 

12 


752 

91 

_ 

4764 




4764 


_ 

_ 

_ 

0 

- 

751 

VI 

- 

4764 

- 


4764 


'• 

- 

- 

0 

1 

69 

615 

268 

12785 

4 



11845 

1 

VJ7 


0 

- 

50 

128 


8619 

- 

- 

- 

8617 

j 

1 

- 

0 

1 

19 

6i1 


1669 

4 


- 

7 29 

-i 

916 

- 

0 

- 

- 

J04 


1842 

- 

-- 

- 

1842 

- 

- 

- 

0 

- 

- 

14^ 

- 

6^6 

- 


— 

6^6 

-- 

- 

- 

0 

514 

1205 

674 

110 

9715 

lOO 

_ 


9561 

V 

227 

18 

0 

- 

161 

226 

fl 

188 ^ 

* 

— 

- 

1856 


12 

18 

1) 

41< 


KT 

54 

2140 

ItMl 

- 

- 

2(1 tO 

- 

10 

- 

0 

- 

- 

HV 

tl) 

1 167 

— 

* 

- 

1167 


- 

- 

0 

- 

- 

98 

12 

1460 


* 

- 

1460 

- 

- 

- 

- 

KV 

511 

174 

81 

1065 

- 

- 

- 

88V 

V 

166 

- 

0 

_ 

_ 



11702 


* 

_ 

1 i 702 


_ 

_ 

0 


- 

- 

- 

27472 


- 

- 

2T472 

- 

— 

- 

0 





4250 



" 

4210 



■ 
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Drndcsadie Vl/3432 Deutsd^er Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle n — 1 — 76 

1976 



Leistungen und Finanzierung 

in 

tn&tUutlDUftii 

LaUtangen 

Ixugosamt 

Elak.ciaiiiisaB' 

l«l«tmgea 

SadilAistuiig«t] 

lAulgnd 

«EninAUg 

Bit- 

«fstatluEii^ 

gMi 

Waren uod 
Olsast- 
t&Lstimgen 

ü S07.\M3VDtWJ .. , , . , . r ^ ^ * v 

mms 

iimi 

2143 

8664 

43371 

I Soziale Sicherung - * > , . . , . , * 

U9219 

162787 

1720 

6616 

39318 

10 AllgexndoeSvsieine ... i . * • i 

U6148 

101528 

1658 

4065 

J9>I6 

iOl R^nff^nvmicht^nmgiitT ^ ♦ 

fim 

4f5S4 

UO 

145 

1706 

(02 Rtntcnvei^ichcrimgik^r Angei>tdlt€ii . . \ ^ . 

V4I«J 

28187 

85 

150 

913 

lOi KrankenvoTskhmmg 1 i. ^ - 

47ßJ2 

5283 

1231 

2648 

35697 

I04 UnfaUvcrsichcniMg , p ^ r r , - 

6902 

4B91 

toi 

60 

9t)n 

Ulf ArbcitilünJüTimg ^ ^ . 

764.? 

37JJ 

111 

1062 

-- 

I06 KindcTg^rM - - ^ ^ . . i , ^ . 

14080 

1!«J0 

“ 

- 

— 

)t EotgehforrzahliJiig 

21779 

19428 

- 

- 

- 

12 Sendcrsystcmi: . ^ . ♦ • , ^ _ 

12467 

10372 

30 

19 

t02 

t2t Knjipp.'tdiJfilichi* Renrtiiversidkcrujig . ... . . ^ ^ 

108U 

8820 

30 

9 

47 

(11 Akcmhilfir 1.4 nd wirte - , v ^ 

I6f2 

1552 


10 

55 

n Beamt cnrcchtlkheS^'SCt me ; . . ^ * 

U606 

29344 

- 

2532 


U V Henswjn > . p ^ ^ 

26fU 

mm 


- 

— 

! 12 Famil lenz usch lagt ^ . . - ► . - . . * 

4591 

4311 

- 

- 

- 

lU Btthiifcn 

26B2 


— 

2532 

— 

14 £fgi0ziin^3ty Steine - . * * . * 

im 

2115 

32 

— - 

— 

141 /mai/vcmelHnmg im offcntlielTen Dienst > 

2>n 

204? 

30 

- 

— 

142 Zui^atzvemdierung liireinzdnc Benife . ^ 

11 

7i> 

1 


- 

2 Freiwillige Lmtufig^ ^ . p - | 

62 8f 

4700 

- 

469 


201 Adieitgt'Uerleistungen . . - 

628.? 

4700 


469 


5 Fmschadigung , , . , r , , . , ^ 

IfÖO? 

13199 

115 

279 

817 

UM K.rHqi.s«|jlerversoriTunc - * . i * * ., 

II991 

UK)84 

69 

208 

817 

?ü2 Msienaiwglcicli . . ^ ^ > 

Ufö 

1208 

5 

61 

-- 

?0? Wiedngutnuiehuiig ^ . - . „ , 

1U7 

1251 

- 

10 

- 

^09 Sonstige Knisehadigungen * i - , ; . » p ; ♦ - * * * - 

92J 

656 

60 



4 Soziale Hilfen und Dienift .... ^ ^ . 

15214 

4727 

289 

1300 

3237 

401 Sozidlhilic . . ^ , ► . * * . . , 

4428 

H4J 

289 

1289 

UMl 

402 Jugcrklliilfb . ^ ^ , r - , , - t , . 

?8a4 

12 

- 

11 

1999 

40 J Au-sbildütigsforderung . * . - ^ .>..**** ^ 

1721 

1574 

- 

- 

- 

404 VVuhngcld . * . . 

1928 

1800 

- 

- 


40 T OlTemiidierCiesimdheitidiensi 

uu 


- 

— 

125 

5 Indirekte LdsTungcfi . . . 

17920 

37920 

- 



VOt Sfttiercrniiißiguiig . . ^ - p ....... . 

?149I 

53491 

- 

- 

- 

U19 Sonstige Veipinjtigimgtn . ....... 

4450 

443Ö 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidksadie Vl/3432 


Tabelle H— 1— 76 


nadi Arten und Inslltutioneo 1976 

Millionen DM 


LdUtungim 

Finemterufig 


AilgnEi«itte Dlsxut« imd 
LslttungBA 



Beitrage 

Diraitt* 

leUtuii- 

g«ii 

AibaU- 

geber 

öffent* 

liehe 

Mittel 

[Zlnrel- 

«negen) 

Vem&> 

gena- 

erirage 

Spiiistige 

Bb»- 

Dehcnen 

Ver* 

tecb- 

aimgeD 

Finaa- 

xierungt- 

saldo 

Zti- 

adifiste 

nahman 

fnnerar 
Dient t: 

VftmKli- 

nuag«n 

IfiSgeiUDt 

Vm- 

Etcbeits 

geber 

]m 

4119 

8468 


29755J 

60491 

67447 

56521 

HX6124 

4984 

1981 

- 

5845 

715 

1126 

6718 

- 

225065 

60261 

67447 

50135 

40660 

4972 

961 

528 

5845 

m 

1309 

4503 

3136 

160tHW 

58917 

63157 

391 

28754 

3781 

765 

4290 

5916 

6S 

«4 

672 

9136 

55835 

20314 

20907 

* 

11407 

582 

- 

2626 

-1689 

n 

38 

16^ 

4411 

37998 

1>41V 

16282 

- 

26 17 

2405 

21 

1 2M 

3815 

221 

13 


353 

48578 

IW77 

1,^912 

- 

175 

247 

429 

120^7 

746 

Ifl 

127 

462 

242 

7746 

116 

6633 

391 


256 

265 

2 

844 

m 

w 

619 

758 

7843 

3301 

342 3 


370 

31 1 

52 

^86 

20Ü 

- 

- 

-- 

2551 

14080 

- 

- 

— 

14080 

- 

- 

-■ 

u 

- 

- 

228 

2323 

22100 

- 

1029 

20494 

42 

5 

191 

339 

Ul 

i 

17 

108 

1818 

12516 

840 

1014 


«371 

28 


2141 

48 

1 

10 

82 

1815 

10859 

547 

1034 

-- 

7010 

26 

- 

2141 

44 

- 

7 

25 

i 

1657 

295 


- 

1361 

1 

' 

- 

4 

- 

- 

1730 

_ 

33605 


* 

29351 

33 39 

_ 


915 

0 

- 

- 

1 500 

- 

16532 

- 

- 

2>81l 

ruo 

- 

- 

601 

D 

- 

- 

80 

- 

4391 

- 


4015 

80 

- 


236 

0 

- 

- 

150 

- 

m\ 

- 

-- 

2504 

150 

- 

— 

2« 

t> 


_ 

150 

11 

4070 

494 

UZ7 


154 

1158 

5 

32 

1761 

- 


144 

H 

395f 

452 

2215 

- 

14« 

1157 

5 

-- 

172^ 

- 

- 

6 

- 

115 

41 

14 

- 

6 

21 

- 

52 

5« 

— 

995 

121 

_ 

6285 

_ 


6185 

_ 

_ 

__ 


0 

- 

99, f 

121 

- 

6285 

- 

- 

62« 5 

- 

- 

- 


0 

— 

87 

767 

323 

15608 

3 



14849 

1 

755 



0 

- 

72 

439 

101 

11991 

- 

- 

- 

1 1 9«9 

1 

1 

- 

0 

— 

15 

45 

22 

J 156 

5 

- 

- 

tm 

- 

754 


LI 

- 

- 

76 

- 

1517 

- 

- 


1357 


- 


0 


- 

207 

- 

914 

= 

- 

- 

924 

- 

- 

- 

0 

771 

1810 

863 

218 

13114 

227 

_ 

_ 

12694 

n 

270 

13 

0 

- 

170 

274 

52 

4428 

- 

- 

- 

4580 

- 

35 

1 ^ 

0 

6fi9 

976 

1114 

53 

1814 

227 


- 

5567 

- 

5Ü 

-- 

0 

- 

- 

135 

13 

1721 

- 

- 

- 

1711 

- 

* 


0 

- 


116 

12 

1918 

- 

- 

- 

1928 

-- 

- 

— 

0 

101 

664 

335 

88 

H12 

- 

- 

- 

liJ97 

11 

204 

— * 

0 



_ 


37910 

_ 

_ 


37920 




0 

- 

- 

- 

- 

35491 

- 

- 

- 

53491 

- 

- 


0 





4450 




4450 
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Dnidcsadie V 1/3432 


Deutscher Bundestag — 6* Wahlperiode 


Tabelle D — ^2 — 65 


Leistungen nadi Funktionen 

ln 


lufthiUlonen 

iiugoftanil 

ICiadfii 

Familie ui 

Eh»* 

gatten 

ad Wohuuitg 

Muuar- 

sdmR 

Wobuiuig 

0 

$07JALBUIKjKT insgüsamt ; - - . i - 



\\Q6n 

12369 

11764 

942 

4998 

' 

Soziale Sicherung . . * . . 


■ "• 

73647 

6818 

2319 

905 

9 

10 

Allgrtndne Systeme 



48093 

3946 

225 

872 

9 

101 

Rentenversicherung der Arbeiter , , 



16017 

585 

10 

- 

6 

t02 

Rentenversicherung der Angestdltcn . , , » 


- , - 

8763 

223 

- 

- 

3 

103 

Klan ken Versicherung 



16037 

152 

1.57 

872 

- 

104 

Unfallversicherung ^ 

.. « - 

- » > 

3088 

154 

27 

- 

- 

103 

Arixrmförderung . 



1410 

74 

51 

- 

- 

106 

Kindergeld t . . . 



2778 

2778 


— 

- 

11 

EntgeltforiKahlung - . , - . , ► . 



4666 

- 

- 

- 

- 

12 

Sondcisystcme ^ ^ , 

♦ . » 


4123 

164 

65 

— 

— 

121 

Ktmppsch;! Midie Renten Versicherung . . . 

. 

. . . 

3636 

164 

1 

- 

- 

122 

AltershiifE: Ltndwirte . . . ■ - * . 

. . . 

. . , 

487 


64 

-* 


13 

Bcamcen rechtliche Sy Steine . ► 



16188 

2699 

2030 

33 


131 

Pension , 



10625 

- 

- 

- 


132 

Familicruuschläjpc . , , < ^ - 



4729 

2699 

2050 

* 

- 

133 

Bcthilfert ^ ; 

• 


834 

* 


.13 

- 

14 

Ergänz ungssystenve . 



577 

9 

— 

— 


141 

/usi rz versiehe ning i m öflenthdien D ien il v 

- :► . 

. . ^ 

348 

9 

- 

- 

- 

142 

Z u^atz Vers ichery ng fii r einzd ne Beru fe . 


- . . 

29 

— 


— 


2 

Frctwilligc l^stungcn . . ...... 



2960 

289 

51 

19 

510 

201 

Arbeitgchcrleistüngen . , , . . . 

. - 


2960 

289 

51 

19 

510 

1 

Entschädigung r * ^ ... 



9711 

418 

652 

6 

2 

m 

Knegsopfers^ersorpunc 



5692 

282 

42 

6 

2 

302 

Ustenausgleich . . , . » . i, * 

■ , •* * 

. 1 . 

1984 

47 

72 

- 

- 

103 

Wiedergutmachung • 



1618 

fl 

206 

- 

- 

309 

Sonstige Entschädigungen . . . i. . . . * 



417 

3S 

332 

- 

- 

4 

Soziale Hilfen uod Dienste ....... 



5708 

703 

171 

12 

177 

401 

.Sazmlhilit . . 

. . t 

• c ' 

1994 

44 

171 

3 

2 

402 

Jugendhilfe - . , , 



791 

660 

- 

9 

- 

403 

Ausbiidungsfonicning . . . i i 

^ . 

. . . 

122 

- 

- 

“ 

- 

404 

Wohngeld . , 



175 

- 

* 

- 

175 

W 

ÖfTcmhchcrGaundheitsdicuit , . . , ^ . 



626 

- 

-- 

- 

- 

5 

liKÜrckre J.dstiingen , . 



20596 

4141 

8570 

_ 

4300 

fOl 

Steuicrcritiäßigung ... 

. . . 

. . . 

16856 

4141 

8570 

- 

560 

^09 

Sonstige Veigunsiigungen . , „ , , , 



5740 




3740 
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Deutscfaer Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadte VI 73432 


Tabelle II— 2— 65 

und InsUlatlonen Id65 

MUUoaen DM 


G«ftucdhekt 

Kaidiilllgung 



Folgen 

pnlitiidiet 

EretgatsB« 


Vor- 

beugim^ 

Krank* 

heit 

Aib*lU* 

unfatl, 

aemli* 

krattkhaU 

Invatl’ 

dlUt 

(allfl»* 

maüil 

larul* 

ilcbe 

Bildung 

MebÜiUt 

Arbcits* 

Inalgkctt 

Alter 

Hlnter- 

bUohene 

Spar- 

fdrdanu)^ 

I79il 

204«fl 

4662 

4656 

480 

133 

1171 

24467 

11565 

9082 

2051 

1002 

19487 

4lil 

3626 

152 

132 

1084 

22195 

U56i 

446 

- 

650 

15302 

2950 

2784 

150 

132 

1059 

12009 

7649 

358 

_ 

321 

1010 

17? 

2046 

59 

- 


7290 

43CMJ 

238 

— 

109 

368 

22 

73« 

S 

- 

- 

4719 

2493 

83 

- 

149 

B924 

503 

- 

- 

- 

- 

- 

283 

37 

— 

71 

- 

22}2 

- 

1t 

- 

- 


573 


- 




— 

94 

IJ2 

1059 

: 




327 

3406 

935 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

15 

36 

204 

549 

2 

_ 

25 

1921 

1059 

82 

_ 

15 

36 

102 

540 

2 

- 

25 

1511 

1059 

81 




2 

H) 

- 

- 


410 

- 

1 

— 

10 

743 

13 

253 

. _ 


_ 

7927 

2501 

— 


- 

14 

15 

196 

- 

-- 

- 

7917 

2475 

— - 

— 

10 

719 

- 

37 

“ 

- 

- 

- 

26 

- 

- 


— 

j| 

60 

_ 

_ 


339 

152 

6 



- 

n 


- 



527 

140 

6 

- 


- 

1 

4 

- 

- 


12 

12 

-- 


90 

216 

510 

249 

_ 

_ 

_ 

1221 

4 


_ 

90 

116 

310 

249 

- 

- 

- 

1221 

4 

- 

- 

39 

95 

_ 

_ 

24 

_ 


11 


8464 

_ 1 

J9 

92 

- 


Pi 

- 


— 

- 

5217 

— 

- 

3 



13 

: 

- 

11 

380 

- 

1852 

1358 

56 

6 


665 

504 

52 

681 

265 

1 

87 

5 


^4 

4<)6 

52 

681 

102 

1 

87 

380 

5 

6 


75 

6 

“ 

: 

42 

122 





: 

: 

: 

533 

93 

- 

: 

: 

- 



*- 


- 


!87 

189 

99 

39 

_ 

_ 

ö;9 

195 

166 

2»5I ' 

- 

187 

189 

99 

39 

- 

- 

6^5» 

195 

166 

2U^I 
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Onidcsadie VI/3432 


Deutsdier Bimdestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle U— 2— 70 

1Ö70 Leistungen nach Funktionen 

in 


TustiLutioit«ii 

iuBgesaml 

Rinder 

Pfinillle m 

Ehe- 

gatten 

id Wohnimg 

Matter* 

idiaJt 

WiOhniuig 

Ü 

SÜZIALBliDGfT insj^üsanii: ... 

169045 

l5Ht 

15670 

1305 

6129 

i 

Sotiik Säichming 

119540 

7864 

2976 

1247 

6 

10 

AllgifmdneSystcrnKf , , . . . ...... 

77043 

4354 

294 

MRO 

6 

lOl 

Ricfiivnvci^tdtemngikr AfliCKcr, . . . , . . . , . , 

26195 

824 

to 


4 

loa 

Ri-menvmkherün^ der Angördltcn , 

14891 

297 

1 

- 

2 

*0? 

KmnkenvmklHTung • - - • 

25191 

92 

16? 

1180 

- 

104 

l’üfall'^ctsidicrung . . 

4ilS 

T96 

23 

- 

- 

m 

Adxnistoaicnjng , , . . , . r . . .. . . , 

.1607 

IlH 

93 

* 

- 

106 

Kiruicfgelil 

2841 

2841 

— 

— 

- 

n 

F.ncgcrltfonxahlung , . ^ 

11870 

- 

- 

- 

- 

12 

Sondei^sccmc . . i ^ 

6240 

142 

151 

_ 

_ 

121 

KndppscKflftlichi- RenienvmicWniTig . . . - 

5H4 

142 

! 

- 

*■ 

m 

AliirrehilfL* Land wirre . ..... 

906 

- 

150 


- 

ii 

Bcaimcnrcchrliche Sv^remr 

23157 

3354 

2531 

67 



Hl 

Fcnsiiin . . . . . . . « . . X . ^ . 

1 5744 

- 

- 


- 

H2 

Familicmzuüfdilägc ,, , , . . . t r . - ? - , .i . 

^881 

5554 

2551 

- 

- 

Hl 

Beihilfen . . 

1528 

— 

-- 

67 


14 

Efgän/ungssysieme . . . 

1230 

14 


-- 

-i 

141 

Zusa»vcrsiclKTuix£iim Offrmlichcn üieiist .... . 

11B6 

H 

— 


- 

142 

’/usrttzvcRichfrung für einzelne Bcnifc « . . - > . 

44 

l 

• 

- 


2 

Fmwilligc l.d!itimgen ^ ; 

4160 

346 

61 

25 

713 

20» 

ArlieifüebiTldvtunacn . 

41651 

546 

61 

25 

71 1 

3 

Hnrschadljguiig ' 

11278 

464 

796 

ts 

2 

301 

IvncgÄiiptVrvcrioiiiuni; . - . r . 

7296 

268 

91 

18 

2 

102 

t.a&reni\usgleid> * ... 

1758 

107 

209 

- 

- 

501 

VViwkrgiiTmachung 

1915 

60 

240 

- 

- 

109 

Sonstige Fnischädigungen . . , , 

529 

29 

256 

- 

- 

4 

Soziale l Ülftn und Oicmic - ^ . . . . , . . 

6550 

137? 

227 

15 

658 

M)\ 

So/mIKiIIl' 1 . 

5148 

57 

227 

4 

1 

402 

Jugendhilfe . >i ■ - - - . . x . x . . . . . k; 

1480 

1320 

- 

11 

- 

401 

AuibililungsiTinlening 

416 

- 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld . . . » ^ y . .. . . . ► ^ 

657 

- 

- 

- 

657 

405 

ÖfTcmlicbcrGcsundhciisdicnsi , 

849 

- 


- 

- 

S 

Indirekte Lmtimgm , . . . ....... 

27515 

5079 

11610 

_ 

4750 

501 

SteticfermäBigung 

2H85 

5079 

11610 

- 

720 

509 

?!rt)nNCtge Veigünsrigungen . . . ... 

4050 




4010 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI 73432 


Tabelle 0—2—70 

und Institutionen 1970 

Millionen DM 


Gesundheit 

BesdiAltigung 





Vor- 

beugung 

Krenk- 

heit 

Arbeits- 

unfell. 

Berufs- 

krankheit 

InvaU- 

ditit 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liihe 

Bildung 

MobUltftt 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politisdiei 

Ereignisse 

Spai- 

fdrdenmg 

2B0S 

Jf4<XI 

7172 

6877 

1774 

391 

2436 

39704 

19404 

10544 

43(X) 

1746 

13969 

6586 

4985 

997 

390 

2253 

37374 

18514 

631 

- 

878 

23844 

4069 

3950 

992 

390 

2152 

21785 

12601 

546 

_ 


1054 

179 

2861 

87 

— 

- 

13360 

7105 

.3 56 

- 

164 

498 

25 

1089 

14 

— 


8425 

4256 

120 

- 

251 

22292 

838 

- 

— 

— 

- 

- 

500 

70 

- 

108 

- 

3027 

- 

24 

— 



740 

- 

- 





867 

190 

2152 

: 

- 

- 

: 

825 

8697 

2348 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

28 

65 

112 

565 

5 


101 

3075 

1924 

72 

_ 

18 

.18 

111 

513 

5 


101 

2688 

1645 

72 

- 

10 

27 

1 

52 

- 

- 

- 

387 

279 

- 

- 

15 

1363 

32 

337 




11748 

3709 


_ 

- 

18 

19 

301 

- 

— 

- 

11748 

3658 

- 

- 

15 

1345 

13 

37 

• 

- 

- 

- 

51 

- 

- 



25 

132 

— 



766 

280 

13 


- 

- 

24 

124 

- 

- 

- 

749 

263 

13 

- 

- 

- 

1 

8 

- 


- 

17 

17 

- 

- 

128 

306 

516 

351 



— 

1096 

615 

_ 

_ 

128 

306 

516 

351 

- 

- 

— 

1096 

615 

- 

- 

65 

141 


28 

20 



9 


9734 

.. 

65 

126 

- 

28 

15 

- 

— 

— 

- 

6685 

- 

- 

- 

— 

- 

5 

- 

- 

- 

- 

1417 

- 

- 

15 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1599 

- 

- 

— 

— 

• 


- 


9 

- 

35 


865 

725 

70 

1201 

687 

I 

183 

515 

4 

21 

_ 

60 

.585 

70 

1201 

219 

1 

183 

515 

4 

21 

- 

84 

12 



52 

416 

: 

— 


- 

— 


721 

128 






— 

“ 

- 



259 


312 

69 



709 

270 

157 

4300 

- 

259 


312 

69 

- 

- 

709 

270 

157 

4300 
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Drudcsadie VI/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 0—2—71 

197t Lelsluiigeii nacb Funktionen 

in 


Inatttuijoneii 

InAgeaamt 

Kinder 

Pamtllfl tu 

Ebg* 

gatten 

tid Wgtmuag 

Mutter* 

idiaft 

Wohntmg 

0 

SOZIAI.BUI>GFi imgwamt . . ... . . . . - i 

. 

191277 

16485 

16691 

1581 

6528 

i 

Soziale Sicherung . t « 


IM 112 

8691 

1119 

15Z6 

8 

10 



S8 192 

4994 

417 

1444 

8 

lOl 

Rentciivmichcnmg ifiT Arljeucr . . » 


2829 1 

888 

11 

- 

1 

102 

Rentenversicherung der Angcsrol Iren 


16427 

304 

2 

- 

3 

10 ^ 

Krankenversicherung , > . , - . . * • - - * . - , 


um 

127 

240 

1444 


104 

Lniallvmicherüng - , , 


4421 

209 

17 

— 


m 

Ariieirsfiirderung . i * _ ^ , 


4110 

249 

167 

- 

- 

lOA 

Kindergeld . , . , • r * - ^ » - - v • • - * - - 


1217 

3217 

- 

* 

- 

11 

EnigehfüttEahlung . . , . . » . 4 » * v * - , . 


11709 

- 

- 

- 

- 

12 

Sondmy Sterne ^ . 


6581 

152 

158 



121 

Kniippscluftliche Rcntem-ct^ichcr^ , . . . , . 


1620 

152 

1 



122 

AUershilfe Landwirte . , 


961 

— 

157 

- 

- 

11 

Seamtcnrecht liehe Systeme 


26111 

1529 

2544 

82 


111 

Pension ... 


18190 

- 



— 

\n 

Familjtw uüeh lägc - . - - • ► - - » • - - * - - - 


6071 

3129 

2144 

— 

— 

113 

Keiililfen . 


1810 

- 

— 

82 

- 

H 

Ei^mungisystefne , ... ► - * « *; a - • ^ h . 


1555 

16 




141 

ZusaKvcFsichcruiig im öllfeiitlichen Dienst 


1101 

H 

- 

— 

- 

142 

Zusa r^vcrsidimmg Ri r einzelne Bern fe , w - • ^ ; , , 


14 

l 

- 

— 

•- 

2 

Freiwillige Leistungen 


4415 

165 

65 

28 

684 

201 

A flieh gehe rl ei smngen . - . . .... - - , . . . 

- 

44?1 

161 

65 

28 

684 

1 

Emsehidtgung . ^ . . ... i . . .. . , . 


11990 

522 

917 

13 

3 

301 

KriegsopiVfs-efsfirgung . 


7316 

517 

99 

15 

3 

102 

Ijistenausgleich ..... ..... . . . . , 


1760 

109 

214 

*- 


103 

Wicdeigutmachung . , ..... y . 


1929 

60 

242 



109 

Sonstige r.nischädigungen 


481 

36 

382 

- 

- 

4 

Soziale Hilfen und Dienste , ... . ... ... , , . . 


8064 

1651 

241 

15 

951 

401 

Sozialhilfe . . , . ^ , 


3548 

61 

241 

4 

1 

402 

Jugendhtlfc . 


1781 

1192 

— 

11 

- 

40? 

.Ausbildungslordcrung e 


Ul 

-* 

* 


- 

404 

Wohngeld , - 4 . , ^ , 4 , . t a . 1 « 


912 

— 

- 

- 

952 

M)S 

öffentlicher Ges und hehsdiensc . . ... * , , . . 


920 

- 

- 

- 

- 

$ 

Indirekte Ldstungeti . ...... ... 


10616 

5252 

12112 


4880 

? 0 l 

StewpermaRigung • - ^ 


26106 

^212 

12312 

- 

710 

109 

Sonstige Vergömtigüngen ... * . . . 


4130 




4130 


*) siehe Atunerkung Seite 227 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


Tabelle II— 2— 71 

und Institutionen 1971 

Millionen DM *) 


GMundh«it 

Beadi&fÜgung 



Folgen 

polUifchet 

Ereigniaae 


Vor- 

bouguAg 

Krank- 

holl 

Arbeitt- 

tinfall, 

Barafe- 

krankbeit 

InYati- 

dtUt 

(allga- 

main) 

Beruf* 

Ucha 

Bildung 

hfobllltat 

Arbaita- 

losigkait 

Altar 

Hltttar- 

bllabana 

Spar- 

fdrderung 

3^5 

42234 

8300 

7168 

3198 

420 

22H 

45891 

21547 

11 158 

6345 

2163 

40651 

7624 

5268 

1926 

419 

>005 

41589 

20605 

741 

- 

1154 

28905 

4732 

4113 

1921 

419 

1917 

25662 

15845 

645 

- 

388 

1142 

189 

3093 

96 


- 

14455 

7661 

565 

- 

192 

^88 

222 

1020 

17 

— 

- 

9209 

4717 

155 

- 

455 

27174 

1092 

— 

- 


- 

- 

648 

127 


120 

- 

3228 

- 

50 


- 


817 

- 

- 

— 

— 


— 

1778 

419 

1917 


“ 

“ 

“ 

955 

lOOtl 

2723 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

35 

67 

117 

590 

5 


86 

5231 

2070 

74 

- 

20 

3t 

116 

555 

5 

— 

86 

2826 

1776 

74 

- 

13 

36 

< 

57 

— 

— 

- 

405 

294 

- 

- 

21 

1650 

22 

402 




15551 

4551 

- 

- 

- 

20 

22 

H8 

- 

— 

- 

1 353 1 

4269 

- 


21 

1630 

- 

54 

- 

- 


- 

62 

- 

- 



50 

165 




965 

559 

22 

- 

— 


29 

154 

- 

- 

- 

945 

557 

21 

- 

- 

- 

1 

9 

- 

-- 

- 

20 

22 

1 

- 

159 

549 

597 

585 




1170 

654 

_ 

— 

139 

349 

597 

585 

- 

- 

- 

1170 

654 

- 

- 

81 

165 


18 

18 

— 


15 


10220 


81 

150 

- 

18 

14 

- 

- 

- 

- 

7121 




• 

- 

4 

- 

- 

- 

- 

1455 

- 

— 

15 

— 

: 

— 

: 

— 

15 

- 

1612 

54 

** 

952 

795 

78 

1580 

1181 

, 

211 

577 

4 

21 

_ 

6^ 

648 

78 

1380 

254 

1 

211 

577 

4 

21 

- 

100 

14 

: 

— 

64 

865 

: 



_ 

“* 


787 

155 

- 


- 

- 

- 


: 

- 

- 


274 


517 

75 



742 

285 

156 

6545 

- 

274 

• 

517 

75 

- 

- 

742 

285 

156 

6545 
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Drucksache VI 73432 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle U— 2— 72 
1972 


Leistungen nach Funktionen 

in 


InsUiuUoo«n 

Insgesamt 

Kinder 

Familie ui 

Ehe* 

gatten 

id Wohnung 

Mutter- 

schalt 

Wohnung 

0 

SOZlALBliDGRI’ insecsamt 

208677 

17461 

181 14 

1712 

7204 

1 

Soziale Sicherung ^ • 

150190 

9162 

3594 

1653 

9 

to 

Allgemeine Systeme . . , . . . . . 

98546 

5268 

492 

1564 

9 

101 

Rcmcnvcrsichcrimg der Arbeiter. , . , , 

31418 

960 

13 

- 

6 

102 

Rentenversicherung der Angestellten . , , ► - ^ - 

18322 

331 

2 

- 

3 

103 

KrankenvciMcherung 

34829 

136 

250 

1564 

- 

104 

Unfallversicherung ............. . . 

4944 

235 

18 

- 

- 

105 

Arbeiisfondcrung 

5741 

315 

208 

- 

- 

IU6 

Kindergeld 

3291 

329! 

- 

- 

— 

11 

Entgeltforr/ahlung . . ^ ^ • 4 r 

14594 

- 

- 

- 

- 

12 


7319 

163 

184 

— 

— 

121 

Knappschafrliche Rentenversicherung . . 

6180 

163 

1 

- 

- 

122 

Alicrshilfc Landwirte 

1139 

- 

183 

-- 

-- 

13 

Bcamtcnrechtlichc Systeme 

28047 

3714 

2918 

89 

.. 

131 


19420 

- 

- 

— 

— 

132 

Familienzuschläge ......... 

6633 

3714 

2918 

- 

- 

133 

Beihilfen .. .. ...^ 

1994 

- 

- 

89 

- 

14 

Ergänz ungssvsteme 

1685 

17 



— 

141 

/usarzversichcrung im öffentlichen Dienst ....... 

1627 

16 

- 

- 

— 

142 

Zusatzvenicherung für einzelne Berufe . 

58 

1 

- 

— 

- 

2 

Freiwillige Leistungen . i . . ^ , . , . . ^ . 

4764 

392 

70 

30 

732 

201 

Arl)citgcbcrlcisiunßcn ...... 

4764 

392 

70 

30 

732 

3 

Entschädigung 

12517 

524 

1055 

14 

3 

301 

Knegsopferversorgung , _ . 

8383 

328 

100 

14 

3 

302 

l^astcnausglcich .................. 

1636 

100 

197 

- 

- 

303 

Wiedcfgutmachung . . . ^ . ......... 

1842 

58 

231 

- 

- 

309 

Sonstige Lntschädigungen . , . 

656 

38 

526 

— 


4 

Soziale Hilfen und Dienste , . , 

9504 

1944 

275 

15 

1449 

401 

So/.ialhilfc ...................... 

3852 

69 

275 

4 

1 

402 

Jui^endhilfe ....... 

2086 

1875 

- 

11 

• 

403 

Ausbildungsforderung * .... 

1157 

- 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld . ................. 

1448 

- 

- 

- 

1448 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst . , . . . 4 . . . , , . 

982 

- 

— 


— 

5 

Indirekte Leistungen . . 

31702 

5438 

13120 


5010 

501 

SteucaTmäßigting . , , 

27472 

5438 

1312U 

- 

780 

509 

Sonstige Verirönstigungcn . . c ^ . 

4230 




4230 


*) siehe Anmerkiingen Seite 227 und Seite 259 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlpertode 


Drufksadie VI/3432 


Tabelle H— 2— 72 

und InsUlullonen 1S72 

Millionen DM ') 


GesuiulbfllC 

Bei<htfÜgimg 



Falgen 

»Utisdiei 

Brelgntste 


Vof- 

tKiugung 

heit 

Aihell»* 

uolaiK 

Berul^- 

fcrfthkhelt 

tavaU- 

ditüt 

tallge- 

nsd^ 

Udut 

Bllduag 

MahtUUt 

AEheitfl' 

toatgkelt 

Alte; 

hlieheae 

F&rdemng 

m? 

WS4 

9160 

8051 

4007 

539 

2831 

( 

48122 

23651 

J 1575 

ötni 

2573 

44658 

8431 

5862 

23J3 

538 

2614 

45306 

22636 

801 

* 

1499 

J2129 

5J41 

4598 

2347 

538 

2502 

26216 

15343 

698 

* 

47J 

1 m 

248 

1432 

117 

— 

— 

K961 

8472 

394 

- 

IW 

643 

268 

1167 

19 

- 

- 

10255 

5258 

165 

- 

685 

30143 

1215 

- 

- 

- 

- 

- 

696 

139 

- 

129 

- 

3610 

- 

34 


— 

* 

917 

— 

- 

“ 

- 

— 


2178 

5JS 

2502 




' 

10J7 

10678 

2900 

- 

- 

- 

- 

* 

- 

- 

* 

34 

71 

135 

658 

5 


112 

3597 

2281 

79 

— 

20 

33 

134 

588 

5 

-- 

112 

1107 

1 918 

79 

- 

V4 

38 


70 

- 



490 

343 

■- 

— 

23 

!780 

24 

429 




14446 

4625 


_ 

- 

22 

24 

371 

* 


- 

14446 

455S 

- 

- 

23 

1758 

- 

58 

* 

• 

- 

- 

67 

- 

- 

_ 


32 

I7Ö 

* 


_ 

1047 

389 

24 


- 

— 

3! 

167 

* 

- 

— 

1025 

365 

23 



- 

l 

10 

- 

- 

- 

21 

24 

l 

- 

149 

375 

642 

414 

_ 


_ 

1258 

703 

_ 


[49 

375 

642 

414 

- 

- 

- 

1258 

703 

- 

- 

87 

179 


22 

19 


_ 

16 


10597 

_ 

87 

165 

- 

22 

15 

- 

— 

- 

- 

7649 

- 

— 


- 

- 

4 

- 

— 

--- 

- 

13 H 

- 


14 




— 

~- 

16 

— 

1539 

75 

: 

1018 

847 

87 

1430 

1557 

1 

216 

639 

4 

22 

_ 

72 

691 

87 

1450 

321 

1 

216 

639 

4 

22 

- 

i06 

14 



79 

1157 


— 

: 

— 

“ 

“ 

840 

142 

- 



: 







295 


323 

79 



904 

308 

154 

6071 

- 

295 


323 

79 

- 

- 

904 

308 

154 

6071 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle H— 2— 76 

1976 Leistlingen nach Funktionen 

in 


Institutionen 

InigMamt 

Kinder 

Familie ui 

Ehe- 

gatten 

Ad Wohnung 

Mutter- 

Khan 

Wohnung 

0 

SOZIALBUDCil'T intbgc^amt ^ , , . ► . - 

291704 

25141 

26599 

2209 

8417 

1 

Soziale Sicherung . . « . r . . . 

219219 

17595 

46(H 

2132 

13 

to 

Allgcmetne Systeme 

155012 

16744 

557 

2012 

13 

10 1 

Rentenversicherung der Artieiter . . . . 

48589 

1475 

18 

— 

8 

102 

Rcmcnversicherun£[ der Angestellten , 

297/1 

559 

t 

- 

5 

105 


47479 

184 

254 

2012 

- 

104 

Unfallvcnichcmng . - 

6659 

525 

24 

- 

- 

\0S 

Arbciisfnrdcrung ... 

68H4 

591 

258 

- 

- 

106 

Kindergeld ^ . .... - - ... - 

1 5850 

1 5850 

- 

- 

- 

11 

Kncgclifon/.ahlung . ..... ^ . 

19656 

- 

- 

- 

- 

12 

Sondersvsrcinc ^ , 

10649 

241 

244 



121 

Knappschaftlichc Rcntinvcrsichcninc ........ i 

8999 

241 

1 

- 

- 

122 

Altcfshilfc Undwirtc ^ . . , . 

1650 

- 

245 

- 

* 

15 

Beamtcnrechrlichc S)'steme 

55606 

588 

5804 

119 


151 

Pcnsit»n , 

26555 

- 

- 

- 

- 

152 

Familien/uschläge ... i ........ i - . 

4591 

588 

5804 

- 

- 

155 

ßtühtlfen ^ , , . - 

2682 

- 

- 

119 

- 

14 

Efgin/.ungssystcnic . * ♦ * . . . 

2296 

22 

• 

* 

• 

141 

Zusar/vcrsu hmingimnffmtlichcn Dienst 

2219 

21 

- 

- 

- 

142 

/usatzversicheruncftirein/clne Berufe . ...... 

77 

1 

•- 



2 

Freiwillige Leist ungen 

6285 

518 

92 

39 

952 

20 t 

.ArlK'ilgelKTleistiingi’n ^ . 

6285 

518 

92 

59 

952 

5 

Emschüdigung ... . . ^ 

15284 

662 

1227 

23 

5 

501 


1 1690 

492 

155 

25 

5 

502 

Ustcnausglcich 

1554 

75 

145 

- 

- 

505 

VVicdciguimachiing . 

1557 

42 

168 

- 

- 

509 

Sonstige Entsch^igun^cn 

925 

56 

780 



4 

Soriale Flüfen und Dienste . . . 

12996 

3597 

325 

15 

1917 

401 

Sozi.ilhtlfe ^ . 

4575 

82 

525 

4 

1 

402 

Jiigendhilfe _ . i 

5771 

3514 

- 

1 1 

- 

405 

AuvbildtmgsfonicTung ... ^ . 

1708 

-- 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld , , 

1916 

• 

- 

• 

1916 

40^ 

Öfleniljcher (lesLindhnrsdiensr . 

1225 

- 

- 

• 

- 

S 

Indirekte Leistungen . 

57920 

768 

20350 


5530 

501 

StcueaTniäßigung 

55491 

768 

20550 


1100 

?09 

Sonstige Vergünstigungen . 

4450 




44^0 


*) siehe Anmerkungen Seite 227, Seite 259 und Seite 331 
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Tabelle 

11-2—76 

und Institutionen 









1976 

Millionen DM 










Gesundheit 

Besditfügung 



Folgen 

poUtledtei 

^eigntese 


Vor- 

beugung 

Krank- 

heit 

Arboit«- 

unlalt. 

Beruf»- 

krenkheit 

Invall- 

dJtll 

(ajlge- 

Deruf- 

lläm 

Bildung 

M^blHUt 

Arbeit»- 

lo«igk«ll 

Atter 

Hinter* 
htl ebene 

spar* 

fdrdemng 

JI+7 

62745 

12518 

10939 

<182 

786 

5165 

73096 

Hl 60 

14265 

9Hü 

IS62 

60690 

11)71 

8576 

2889 

785 

2925 

69992 

32900 

1185 

- 

2115 

45821 

7205 

6795 

2881 

785 

2791 

45478 

22780 

1056 


619 

1757 

J(>6 

5054 

151 


-- 

25998 

H447 

595 

- 

3C)J 

W2 

m 

1762 

27 

- 


17481 

8112 

2H 

- 

1017 

411S2 

1679 

— 

= 

- 

- 

- 

963 

187 

- 

176 

- 

4fl5f 

— 

44 

- 

- 


1257 

- 

- 

: 


— 


2658 

785 

2791 



: 

- 

IJ7Ü 

I45BO 

)«)6 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

47 

96 

186 

958 

7 


154 

5341 

3279 

117 

_ 

2» 

44 

184 

845 

7 

- 

114 

4580 

2fil9 

H7 

- 

18 

f2 

2 

HS 

- 


- 

761 

460 

- 


51 

2593 

32 

585 

_ 




19757 

63(7 

- 

_ 

— 

50 

H 

5Ü6 


— 

- 

l^7^T 

6327 

- 


51 

2565 

- 

78 

- 


- 

- 

90 

- 




45 

259 

_ 

. «- 


1436 

525 

31 

- 

- 

— 

42 

226 

- 

- 


I40T 

493 

30 

- 

— 

- 

1 

15 

- 

- 

- 

28 

31 

I 

- 

197 

496 

849 

547 




1664 

951 



197 

496 

849 

^47 


- 

- 

1 6A4 

93! 

- 

- 

159 

241 


3t 

24 

** 


2J 

_ 

12910 


139 

251 

- 

U 

24 

- 

- 

- 

- 

106(0 

- 



— 


- 

_ 

- 

- 


UJ7 

- 

- 

lü 


-- 


- 

- 

21 

- 

i 1 1 7 

66 


1249 

1006 

108 

1550 

2182 

1 

238 

784 

4 

19 


«5 

81 1 

108 

1550 

564 

1 

m 

784 

4 

19 

- 

120 

16 

- 

- 

nn 


- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 



1708 

- 

- 

- 

- 

- 

— 

1047 

178 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

_ 

512 


235 

87 

_ 

_ 

635 

325 

(49 

9530 

- 

512 

- 

255 

87 

- 


615 

115 

149 

91 H) 
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Tabelle II— 3— 6S 


1965 Leistungen nach Funktlonent 

ln 


IttttUuUonen 

> 

insg^famt 

FauUlia W^bnung 

Gftvtuidliclt 

Wkrtkom“ 

mena- 

tatitua^ 

gau 

Sad^ 

lelttun* 

gen 

ABge* 

meliitt 

Dlaofte 

iind 

gea 

iliOceiii- 

maiu* 

lefaltui- 

gen 

Sadi* 

leJitutk- 

g«ti 

AUgo- 

meiutc 

und 

leisluo^ 

g«i 

0 

HOZlALBUDntT insgt*sami . .. * . 



t 10622 

28706 

712 

654 

14797 

141.50 

1654 

« 

Soziale Sicherung . , , r * * . 


‘ • 

71647 

vy28 

316 

206 

13878 

12765 

1582 

10 

Allgemdne Systeme . n 



48093 

4651 

285 

U5 

8277 

11996 

1412 

101 

Rcmcnvmkhcrimgdtrr Arheilcr . , . 



16017 

6Öl 

- 

- 

2405 

1032 

IM 

102 

Rentenversicherung der Aitgcs feilten 

- , 


876J 

221 

- 

5 

792 

428 

17 

lOJ 

KmnkcnvrmichcruTig . . .. * - - - 

. . 

= P 

16ÖJ7 

799 

285 

57 

3446 

10102 

1028 

t04 

Unfüll Versicherung ► , * . 

- 


logil 

170 

- 

n 

1634 

414 

255 

m 

Athettsfördcrttitg . ^ , * * , ^ 



1410 

90 

- 

34 

- 

- 

- 

106 

KmcteigdJ 



2778 

2770 

* 

8 

— 


- 

n 

Entgdlforrxahlung . , . , .. , . .. ^ 

■ ' 


4666 

- 

- 

- 

4566 

- 

100 

12 

ScmdcfsysTeme . . . . 



4123 

229 



757 

36 

12 

121 

K n ii ppvch a ft hc h e Renten ven idterung , 



3616 

165 

- 

- 

745 

36 

12 

122 

Alicrshilfc l^ndwme . . . . 



487 

64 

— 


12 

* 

- 

11 

Bcamrcnrecht liehe .Systeme . . . , 



16188 

4639 

31 

91 

209 

733 

57 

Ui 

Pensum . * * V - i . . 


, ^ 

IÜ62J 

- 

- 

- 

209 


14 

in 

P-imilitTOitsichlägf . . 

4 .1 

» p 

4729 

4639 

- 

90 

- 

- 

- 

Ul 

Bcihilien , , . . - 



8H 

— 

31 

1 

— 

733 

43 

14 

E fg^ imgss vsteme 



577 

9 



69 


2 

I4t 

XAtsaizveiMtherung i m öffentlichen Dienst . 


f48 

9 

- 

- 

64 

— 

2 

142 

/usÄtxversichcamg für einzelne Berule 



29 

- 


- 

5 

- 

- 

2 

FferwiUige tdstungen . - , * ^ . 



2960 

834 

18 

17 

277 

212 

377 

201 

ArfieitgehcHeistungun ........ 



296(1 

834 

l@ 

17 

177 

212 

377 

1 

Entschidigimg . ^ . . * . . 

, , 


9711 

1014 

— 

64 

6 

119 

9 

m 

Knegsopfem‘fsiirgung . - , , 

r r 


^692 

307 

- 

26 

6 

116 

9 

502 

La Stenn usgl eich 

a . 


1984 

lU 


4 


- 

- 

301 

Wiedergutmachung , * ^ , 



1618 

257 

- 

- 

- 

3 

- 

309 

Sonsrige Entschädigungen , . , 

' ^ 


417 

U6 


34 



- 

4 

Soziale 1 Üllcn ittid Diensce . , 



1708 

320 

377 

366 

160 

1054 

685 

401 

Sozialhille 



1994 

171 

27 

22 

156 

910 

127 

402 

Jugendhilfe . . - • . • * ^ , 


l fj 

791 

\ 

350 

318 

4 

28 

49 

403 

AusUildiingsfftideryng 



122 

- 

- 

- 


- 

- 

404 

W'ohngeld _ 



175 

148 

-* 

27 

- 

- 

- 

401 

ÖffcnclichcrGesiundhc»t$dien\t . , 



626 

— 


- 

- 

116 

510 

J 

Indinektc Leistungen . . ^ . 



20y96 

i7on 

_ 

_ 

475 

__ 

_ 

Tül 

Stewerermäßigung 



I68f6 

uiri 

- 

- 

475 

- 

- 

109 

Sonstige Vergünstigungen * - . . . 



J740 

3740 
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Drudisadie VI/3432 


Tabelle II— 3— 65 

Leislungsarten und Institutionen 1965 

Millionen DM 


BfiBciiftftifniiig 

Alter 

HinterbUebene 

Fnlgen poliüadisr 
E^gtifsse 

Spaffdrderung 



Allge- 

meine 

Diezista 

und 



Align- 



Allge^ 



Atlge* 



AHge- 

Etnkom* 

meru* 

ttialuzk' 

lelstuu^ 

Hintom- 

meiu- 

leistun- 

54dl- 

Iel<tun- 

meine 

Dlerutte 

und 

Eljikom- 

mene« 

leifltttn- 

SedK 

telstun- 

mnLtie 

Dlenite 

und 

Einkorn- 

mene- 

lelettm- 

Secb- 

leietun- 

meine 

und 

Elnkom- 

mene^ 

lelstim* 

SeA- 

melne 

Dienet« 

und 

g«tn 


Lelitun- 

gen 

gen 

Leistun- 

gen 

gen 

Leiitun- 

gen 

gen 

Leie ton- 

gen 

gen 

Lalstnii- 



geu 



gen 



gen 



gen 



gen 

ni7 

14? 

;24 

zmf 

67 

8J^ 

UI92 

30 

34? 

8515 

?51 

4T7 

2051 

- 

- 

827 

78 

463 

21418 

- 

777 

10997 

26 

358 

408 

56 

3 

- 

- 

- 

801 

77 

463 

11780 


229 

7481 

1 

167 

520 

56 

5 


* 


16 

21 

a 

7138 

- 

152 

422 J 


77 

257 

— 

l 

- 

— 

- 

2 

2 

1 

4642 

- 

77 

24)2 

- 

41 

83 

- 


- 


- 

- 

- 

- 

- 

-- 


267 

- 

16 

- 

?6 

I 

- 

- 

- 

4 

7 

- 

- 

- 


559 

1 

33 

- 

— 

* 

- 

— 

- 

779 

47 

4:?9 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

26 

J 


1881 


40 

1056 


3 

82 






26 

1 


1484 

J97 

: 

27 

H 

*056 

- 

3 

S1 

1 

— 



— 

- 



_ 

7446 


481 

2320 

25 

156 

_ 






- 

- 


7446 


481 

2320 

25 

155 

1 

- 


- 


- 

- 




JU 


28 

140 

1 

12 

6 









300 

H 


27 

i 

128 

12 


12 

6 


— 


_ 

-* 

_ 



1209 


12 

_ 

_ 

4 


_ 

_ 


_ 


- 

- 

— 

1209 


12 

- 

- 

4 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

t4 

4 

6 

to 

_ 

1 

_ 

_ 


7736 

315 

4U 


_ 

_ 

6 

4 

1 

— 

- 

- 

- 

- 

— 

4743 

245 

229 

- 

- 

- 

8 

- 


- 


- 


- 


1692 

70 

m 

- 

- 


: 

: 

— 

10 


1 

- 

— 

— 

1267 

3 5 

— 

91 

3 

“ 

— 

— 

237 

6t 

56 

268 

67 

45 


4 

, 

5 

_ 

1 

. 

_ 


126 

f2 

13 

268 

67 

4J 

“ 

4 

1 

5 

- 

l 

- 

- 

- 

Itl 

10 

32 

n 

- 

- 

- 




- 

- 

- 

- 

- 

-- 

59 



659 



195 



166 



2051 




- 

- 

659 

- 

- 

195 

- 

- 

166 

- 

- 

2051 

- 

- 


_ 



- 

_ 

— 

— 


— 

. -i- 

_ 


— 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle n— 3— 70 

id70 Leistungen nadi Funkttoneut 

in 


tnfitliuUontn 

Insgetoint 

Foroül» und Wotinmig 

G«*undhBll 

Einkorn* 

mem* 

latitun* 

gen 

Sttcbr 

lelfltun* 

gen 

AUg** 

mein« 

DIttnet« 

und 

t^tUD* 

ff«n 

men»* 

leUtun- 

gen 

S«di- 

tfilattm« 

gea 

Allg«> 

meiftB 

Dteiut« 

und 

ielitim* 

gen 

0 

SOi^ALBUDCitT insgx-iiiitiit 





35997 

1266 

973 

23T35 

25077 

4043 

i 

Soziale Stcho'uiig , . , , - . 



- 

119540 

11557 

526 

210 

21942 

12896 

2448 

lü 

Allgemeine Systeme . . ^ . 




7704J 

5279 

463 

92 

9067 

21491 

2184 

m 

llentrrtversiL'lierung ArlKmT , , . 




26195 

829 

- 

9 

3262 

1078 

109 

102 

Rt'nren vers ichc n i ng der A n gtfstc 1 Itcn . 

. . 



14891 

300 

- 

- 

1162 

573 

41 

lOl 

Kninkenversrcherung , , . , , 

b ** 

t 

. 

25391 

893 

463 

83 

2553 

19271 

1557 

104 

UnfalWcr^tchertJJig - , , , . . 


* 

* 

4 t 18 

2L9 



2090 

568 

477 

lOf 




* 

J607 

197 

- 

- 

- 

- 

- 

106 

Kmdetgdd ^ , 


’ 

- 

2«4I 

2841 

*- 

- 

— 

- 


n 

Emgeltfonxaltluag 




1IS70 

- 

- 

- 

11725 

- 

145 

12 

Sonders} steine * * = . . . ^ . 


_ 

•• 

6240 

290 

— 

3 

683 

72 

15 

tu 

Knappsc haltliehe Renrcnvcrsieheruiig . 


. 


5334 

143 

- 

- 

S3P 

39 

11 

122 

Altershihc Undwirtc . . ^ . 

- 

- 


906 

147 


3 

53 

33 

4 

13 

neamtenreehtliehc Systeme 


_ 


23157 

ms 

65 

114 

320 

1333 

94 

\U 

Pension **..*,* 




15744 


- 

— 

320 

- 

18 

132 

Ffimilieiu.uSfhllge • . . . . , 

r- . 

. 


5885 

5775 

- 

110 

— 

- 

— 

113 

Hdhilfen , , , 




1528 

- 

63 

4 


1333 

76 

14 

Er^nz.ungssystcmc ^ ^ , ... 


. 


1230 

13 

— 

r 

147 

_ 

10 

141 

Zusanvcrsitihcrung tm ßffctiriichcn Dtcnsi . 

. 


1 186 

12 

- 

1 

13« 


10 

142 

Zusaumstchmmg für rin/clnc öerufe 

• * 

■ 


44 

* 

- 

- 

9 

- 

- 

2 

Freiwillige Leistungen . i ..... v' 

. 



4160 

noo 

24 

22 

390 

276 

636 

201 

Ari^eitgelKTleistungttt - - . - ^ - 


* 


4I6Ü 

llOÜ 

24 

22 

390 

276 

636 

3 

Entschädigung . * . , . . ... 4 




11278 

1248 


35 

14 

214 

6 

301 

K ricgsopfejversorgung ^ ^ 

1' r 

- 


7296 

372 


9 

14 

199 

6 

302 

Listenausiileich 




1738 

316 

- 

-- 

- 

- 

— 

303 

VV ie<lci|iumiachyng . . . « 

, , 



1915 

30Ü 

- 

- 


15 

-- 

309 

Sonstig* Lnr^chädigütigen . . 

- 

- 


329 

259 

- 

26 

- 

- 

— 

4 

Hilfen und Dienste . . . • 

. - 



6550 

854 

718 

705 

218 

1691 

953 

40t 

Soaiiiiihtlfe 




3148 

252 

37 

- 

in 

1496 

209 

402 

Jugcnilhiifc . . .* li . , . . . 




1480 

2 

681 

64S 

6 

30 

60 

403 

Ausbildungsfönlerüng 

.. 

f 

1 

416 

- 

- 

* 

- 

- 

- 

44)4 

Wohngeld . . . . 




657 

600 

- 

57 


- 

— 

4o; 

ÖffcntlrcherGesundheirsdienvt * 


'# 


849 


- 

- 

“ 

165 

684 

s 

Indirekte freist ungen , . . . ; i 

« » 



27J15 

2H39 


— 

571 

_ 


m 

Stcucremiaßigung ... - ..... 




23485 

17409 

- 

- 

571 

- 

- 

509 

Sonsriue Vergönsiigungen . . . . . 




4030 

4030 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dmcksadie VI/3432 


Tabelle E— 3— 70 

Leistungsarten und Institutionen 1970 

Millionen DM 


Be»di&ftlguag 

Altar 

Hinterbliebene 

Folgen polltladier 
Ereignlese 

SparfdTtleruDg 



AJlge< 



AUge* 



Allge- 

meine 

Dienste 

und 



Allge- 



Allge- 

Einkomn 

meiis« 

Sadi- 

lelxtü»* 

Dieine 

Dienste 

und 

E1nkoiD> 

mens- 

teisfcun- 

Sach* 

tefstun- 

Diciina 

Dlenete 

und 

Einktnn* 

mens* 

lamtun* 

Sadi* 

InMun* 

Ethkom* 

mens* 

taltlun* 

Sacb* 

jeis(an<- 

meine 

Dlemle 

und 

EtnkDin* 

mens* 

leistun- 

Sedi* 

le^tnn- 

meine 

Dienste 

und 

gan 

gen 

LeSshtn- 

gen 


talätun* 

gen 

gen 

Lelstua- 

gen 

gen 

telatim* 

gen 

gon 

Lefstun- 



gen 



gen 



gen 



gen 



gen 

2870 

618 

IIU 

m7s 

89 

1240 

18807 

52 

545 

9437 

587 

520 

4300 

- 

- 

2164 

484 

993 

J6220 

- 

1154 

I7«7 

48 

539 

553 

67 

U 

- 

- 

- 

2060 

482 

993 

21400 


385 

12317 

l 

283 

471 

67 

8 

* 



41 

40 

6 

IM 02 

- 

258 

6958 

*- 

147 

J5l 

- 

5 

- 

- 

- 

S 

8 

1 

«25>« 

- 

127 

4149 

- 

107 

120 

- 


— 

— 

- 

- 

— 

- 

- 

- 

- 

471 

- 

29 

- 

67 


- 

- 

- 

10 

14 

- 

- 

- 

— 

719 

l 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2004 

420 

986 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

104 

2 


3029 


46 

1906 


18 

70 


2 




m 

2 

- 

26fl 

- 

33 

1614 


M 

70 

- 

2 

- 

- 

- 

- 

— 

- 

374 

- 

H 

272 

- 

7 

- 

- 

- 

- 

- 

- 






11097 


651 

3447 

47 

215 

_ 



_ 

_ 

_ 

- 

: 

" 

11097 

- 

651 

3447 

47 

2n 

A. 


: 

- 

- 

” 

: 




694 


72 

257 

23 

tl 


1 




- 

- 

- 

679 

- 

70 

241 

- 

22 

12 

- 

1 


— 

- 

- 


- 

17 

— 

2 

16 


1 

- 


— 

- 

- 

— 



_ 

1080 


16 

610 


5 

_ 



_ 

_ 


- 

- 

- 

1080 


16 

610 

- 

5 

- 


* 

• 

— 

- 

14 

4 

2 

8 

— 

! 


_ 


8720 

505 

509 

_ 

_ 

— 

11 

4 

- 

- 



*- 

-- 

- 

5949 

421 

313 

- 


- 


- 

2 

- 

- 

- 



- 

1249 

84 

K4 

- 

- 

— 

- 

- 

- 

8 

. — 

1 



- 

1490 

32 


109 

1 

— 

: 


621 

130 

JI8 

378 

89 

69 


4 


6 

15 





241 

JS2 

119 

1 1 

41 

41 

34 

378 

89 

69 

- 

4 

_ 

6 

15 

- 

- 



69 

- 

“ 

709 

- 

- 

270 

- 

- 

157 

- 

- 

4300 


- 

69 

- 

- 

709 

- 

- 

270 

- 

- 

157 

- 

- 

4300 

- 

- 


- 

— 





- 

_ 



_ 
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Drucksadle VI/3432 


Deutsdicr Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 11^3—71 

1971 Leistungen nach Funktionen^ 

in 


lattltuUoaen 

ImgwBmt 

FctDlU« und WoAmmtg 

GMimdhelt 

Elakeiu^ 

teiatuH' 

gen 

Sadi- 

gen 

Allg«- ‘ 
««in« 

Diaiutfi 

und 

L«Mun- 

Elnliani- 

lalstiiii* 

gm 

Sadt- 

lebtuit- 

gon. 

AUge- 

meUta 

DleniLa 

und 

LftlitUB' 

gon 

i\ 

5<)7JALBUDGri insgcsiami , . . . , . 

I 91 277 

38412 

1489 

1378 

26079 

307B9 

4369 

1 

Soziale Siciiimmg ♦ - - - ^ . 

136131 

11339 

600 

426 

24803 

28344 

2559 

IQ 

Allgemrinc Systeme 

K8192 

6054 

513 

307 

9999 

26647 

2256 

101 

RenTcm'cnjicheriing der ArlKiRT . . . ^ * 

28291 

89? 

- 

11 

3537 

1166 

109 

102 

kentcnvmichcrimg der Ang«! eil teil . . , 

16427 

309 


- 

1302 

680 

40 

103 

KmnkenvcrsicheiUttg . 

jinw 

1140 

523 

148 

296? 

24166 

1591 

104 

Unfallversicherung. . . , • . 

4421 

226 

- 

- 

2197 

635 

516 

lOT 

Ai^JcitsfoTderimg 

4330 

269 

— 

148 

- 

- 


to« 

Kifidüruekl . . ^ 

3217 

3217 

— 

— 


- 


\i 

Eiugdtfonzalilung - 

13709 

- 

- 

- 

13543 


166 

\2 

Sofidenystemc i., , . . 

6583 

307 

— 

3 

711 

81 

14 

tit 

Kiii(pp*?chiJltlii:he Renteiivcriichcrüng . . _ . - 

5620 

153 

- 

- 

65? 

37 

10 

122 

AltcrshiltcLimdwinr . :* i ^ * 

961 

154 

- 

3 

58 

45 

4 

\l 

Bcamrmrechtiiche Systeme ....... 

16111 

5963 

77 

115 

370 

1616 

110 

131 

Pmian ... , , , , , - * * 

18190 

- 

- 

- 

370 

- 

20 

U2 

Fatnilienxuscliläge . , , 

6073 

5963 

- 

110 

- 

- 

- 

13 J 


1850 

- 

77 

5 


1616 

90 

14 

Efgonztiiigisysmm * ^ 

1555 

15 

_ 

1 

180 

_ 

11 

141 

7 usatz vefs ichcrimg i m öffcn 1 1 iclien D imst - 

1501 

14 


1 

17 t 

- 

12 

142 

Ziisarzverstcherung fßr einzelne Berufe , - - . 

54 

I 



9 

- 

l 

2 

FrdwiiUgc Lcisrimgcn . , a 

4435 

1091 

26 

24 

427 

304 

718 

201 

Arbcrtgebc rietst ungt-n 4 ^ 

4435 

1091 

26 

24 

427 

304 

738 

3 

1 

Entscliadigiing 1 

11990 

1405 


71 

11 

137 

16 

301 

Kriegsopferversorgiifig ........... 

7fll6 

400 

- 

33 

n 

211 

16 

302 

Ltsterwusgleich . . , 

1760 

323 

- 

— 

— 

- 

- 

30? 

Wicdeneuimadiung , . , , 

1929 

302 

- 

- 

-- 

15 

- 

30 V; 

Sonstige Entschädigungen . . 

485 

380 

” 

38 


- 


4 

Soziale Hilfen und Dicmsie . . ^ . 

8064 

1142 

862 

858 

247 

1904 

1055 

401 

Soziilhtlfe . ... ..... . - . 

3548 

270 

37 

* 

240 

1697 

135 

402 

Jupi^ndhiUe ..... ......... 

1781 

2 

825 

776 

7 

32 

75 

40? 

Ausbildunitsfortjerung 

863 

- 

= 

- 

- 

- 


404 

Wohngeld . . . 

952 

870 

- 

82 


- 

- 

40f 

öffentheher Gesundheitsdienst 

920 

- 

- 

- 

— 

175 

745 

5 

Indirekte l.cistufigen . . ^ 

30636 

22444 

_ 

_ 

591 

... 

- 

301 

Steueflemiißtgung ...... 

26506 

18314 

- 


591 

- 

- 

309 

Sonstige Vergünsriguagen . . . . . . 

4130 

4130 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/3432 


Tabelle II— 3— 71 

Leistungsarten und Institutionen 1971 

Millionen DM 


B«sditftigung 

Alter 

Hinterbliebene 

Folgen politisdier 
Emignlss« 

Sperfdrderung 

Blnkom- 

ment* 

l 9 Uitun> 

gen 

S«<h« 

leistun* 

gen 

Allge- 

inttlA« 

Dienst« 

und 

Leistim* 

Einkorn- 

oiens- 

lelstun- 

gen 

Sadi- 

tefstun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

Einkom- 

mens- 

ielstuB- 

gen 

Sacb- 

teistun- 

gen 

Allae- 

meioe 

Dienste 

und 

Leistun« 

Einkorn- 

mens- 

leistun* 

gen 

Sedi- 

leiston« 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

Einkom- 

mens- 

leistun- 

gen 

Sedi- 

leistun- 

gen 

Allge- 

mein« 

Dienste 

und 

Leistun- 



gen 



gen 



gen 


gen 



gen 

1506 

1037 

1288 

42409 

96 

1386 

20860 

62 

625 

9938 

673 

527 

6345 

- 

- 

2J54 

871 

1123 

40098 

- 

1290 

19926 

58 

619 

591 

124 

26 

- 

- 

- 

2265 

869 

1123 

23235 


427 

13516 

1 

326 

500 

124 

21 



_ 

45 

45 

6 

14180 

- 

273 

7480 

- 

18t 

362 


3 

- 


- 

6 

10 

1 

9055 

- 

154 

4ÖÜ0 

- 

117 

138 

- 

15 

— 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

620 

- 

28 

- 

124 

3 

— 

- 

- 

n 

17 

— 

* 

- 

— 

816 

1 

- 

— 

- 

- 

- 

- 

- 

220 t 

797 

Ulf 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

• 

- 

• 

- 

89 

2 


3177 


54 

2051 


19 

71 


3 




89 

2 

- 

2785 

- 

41 

1764 

- 

12 

71 

- 

3 

- 

- 

- 

- 


- 

392 

- 

13 

287 

- 

7 

- 

- 

- 

- 

*- 

- 

_ 



12791 


740 

4029 

57 

245 

— 






- 

- 

- 

12791 

- 

740 

4029 

57 

240 

c 


— 

- 


: 

- 




895 


70 

330 

y 

29 

20 


2 




- 

- 

- 

875 

• 

70 

311 

- 

26 

19 

- 

y 

- 

- 

— 

- 

• 

- 

20 

- 

- 

19 

- 

3 

1 

- 

- 


- 

- 

- 

— 


1153 


17 

649 


6 

— 



— 

— 

— 

- 

- 

- 

1153 

• 

17 

649 

- 

6 




- 

- 

- 

12 

4 

2 

12 


1 



_ 

9185 

534 

501 




9 

4 

1 

- 

- 

— 

- 

- 

- 

6374 

441 

304 

- 

- 

- 


- 

1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1259 

91 

83 

- 

- 

- 

- 

- 

— 

• 

- 


- 

- 

- 

|5ü3 

- 

109 

- 

- 

- 


- 

- 

12 

- 

1 

- 

- 

- 

49 

• 

5 

- 

- 

- 

1067 

162 

163 

404 

96 

77 


4 

_ 

7 

14 





269 

148 

14 

48 

50 

65 

MH 

96 

77 


4 

- 

7 

14 

- 


- 

- 

798 


— 


- 

- 


• 

- 

- 

- 

- 

- 

73 



742 



285 



156 



6345 



73 

- 

- 

742 

- 


285 

- 

- 

156 

- 


6H5 

- 

- 

— 

— 





_ 

_ 

_ 

_ 

— 



_ 
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Dnidtsadie VI/3432 


Peutsdier Bundestag — 6, Wahlperiode 


TabeUe n— 3— 72 

1972 Leistungen nadi Funktionen, 

in 


InsUtUUonen 


FoaLllJe luul Wühauiig 

GeBitndhftit 

Etnlickpi* 

DaniS' 

taUtuo' 

y«Q 

Sodi- 

laJstiin^ 

ges 

AJJge* 

tnttine 

Dl«iute 

und 

{raa 

dakom- 

mens- 

[»latuA-' 

gen 

Stdi- 

laiituA'- 

Ailgi- 

iraina 

Dlaoala 

und 

Lfllstun* 

fes 

0 

SOZlALBUDGia 

20fid77 

41099 

1727 

1665 

28272 

34334 

4786 

1 

Soziale Sicherung ^ ; 

IJOIW 

13275 

655 

488 

26913 

11764 

2847 

10 

Allgemeine S Vereine ^ * 

9*546 

6403 

572 

159 

MI07 

29937 

2523 

101 

Rcnicnvemcbenjngder Arlieirer 

1141 8 

968 

- 

1 1 

3998 

1374 

124 

102 

Rem envcrikhenrngilerAfigefitdl teil , - - , 

18?22 

317 

- 

- 

1501 

745 

43 

101 

Krankenversreherung - . 

34S29 

1212 

572 

166 

3154 

27085 

1805 

104 

Unfallversicherung * * , , * 

4944 

254 

- 

- 

2455 

733 

552 

lOf 

Arbcrtjiofdemng » - . , 

5741 

J42 

- 

182 

- 

=» 

- 

IÜ6 

KimlergcM • 

3291 

325H 

- 

- 

— 

- 


11 

Enrgelrforta:*htung - * 

14594 

- 

- 

- 

14419 


176 

12 

Sondersvsteme - , . , , 

7319 

343 

_ 

1 

798 

86 

15 

121 

Knapps^aitlidie ReiUenvcrsichening . . . * . 

61 SO 

164 

- 


726 

18 

tl 

121 

Altenihilfe Lündwme . ............ 

LU? 

180 


3 

71 

48 

4 

n 

Beamten rechtliche Systeme ^ 

28047 

6511 

83 

125 

194 

1740 

120 

Ul 

Pemum ^ ^ . , , , 

19420 


- 

- 

194 

-- 

22 

T32 


UU 

6513 

- 

120 

- 

- 

- 

U3 

Beihilfen . , , . . . . , , 

\m 


83 

5 

- 

1740 

98 

14 

Eigänzungssysteme . , ^ * _ _ . , , . 

1685 

16 

- 

1 

195 

_ 

11 

141 

21usat/versichcrung im öffencliclum Picn^t . . , 

1627 

15 


1 

186 

- 

12 

142 

i^usatzvemchenmg fikciJizebe Hcmfc . ^ . 

5« 

1 


— 

10 

* 

1 

1 

Freiwillige Leistungen ^ , 

4764 

1169 

28 

26 

460 

326 

793 

201 

Arbeitgeber! eist ungen 

4764 

1169 

28 

26 

460 

326 

793 


Entschädigung . , . , . , , , . . , 

12J17 

1427 

_ 

170 

11 

259 

18 

101 

Kricgsopfcrvmorgune , , • i ^ , i - . 

SIS3 

410 

- 

35 

11 

245 

18 

302 

I-astciuiusglcich ... 

1636 

190 

— 

- 

- 

-- 

— 


Wialerguimacbimg . 

IB42 

289 

- 

- 

- 

14 

* 

m 

Si>nstige Enrscliädigtmgen .. , . . > * . , , 

656 

430 

— 

135 

- 

- 


4 

Soziale Hilfen und Dienste ^ i 

9504 

1659 

1043 

981 

269 

1985 

1127 

401 

Sozialhilfe , , . . . . . . , - 

3832 

307 

42 


261 

1766 

252 

402 

Jugendlulfe - . . * . 

2086 

2 

UX}I 

883 

8 

31 

81 

40J 

Ausbildungslordcrung . ^ . 

1157 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld T 

1448 

1350 

— 

98 

- 

- 

— 

40^ 

Ö ffciuhc her Gesund heiLsdiensi * 

982 

- 

- 


- 

188 

794 

S 

Indirctae Ldsrungen . - , . . 

J1702 

23568 

* 


618 



S0\ 

Sreuetermaßigung , , . ^ , • - • s , 

27472 

19338 

- 

- 

618 

- 

- 

S09 

Sonstige Vetgünstigungen » 

+2 JO 

4230 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache Vi/3432 


Tabelle II— 3— 72 

Leistungsarten und Institutionen 1972 

MllUonen DM ') 


BeidLKUgung 

Alter 

Hinterbliebene 

Folgen polillMhar 
Bielgniue 

Spuft^rderung 



Allgfr' 



Allge- 



Aüge- 



Allge- 



Allge* 

BinJcom- 

OlfcOS- 

lelxtun« 

Sttdi- 

leiltUD’ 

taelne 

Dlfiiiste 

imd 

Rinicom* 

meiu* 

iektup- 

Setli- 

IslStUD« 

meine 

Dienste 

tuid 

Binkoni' 

lebtun* 

Sedb- 

lelBtUDk' 

melke 

Dienste 

find 

Elnltotn- 

ment* 

lelstun- 

Sedi* 

leieturi' 

meine 

Dienste 

UEUl 

Eittkoöi- 

ment' 

leisten* 

Sedi- 

lelftun- 

meine 

Dfensla 

und 

trö» 



gon 

gen 

teisfaa^ 

gen 

gen 

LftUtun- 

gen 

gen 

Leistun- 

gen 

gen 

Letstun- 



gen 



gen 



gen 



gen 



gen 

4714 

m9 

1525 

46502 

tu 

1506 

229H 

66 

672 

10304 

730 

Hl 

6071 

- 

- 

J227 

959 

1319 

43902 

- 

1404 

21909 

62 

665 

638 

136 

27 

- 

- 


nii 

957 

1319 

25757 


459 

14996 

1 

346 

541 

136 

‘ 21 


_ 

<- 

SS 

55 

7 

1 5668 

- 

29i 

«277 

- 

195 

390 

- 

3 

- 

- 

- 

7 

I 1 

1 

10089 

- 

166 

5136 

- 

121 

150 

- 

15 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 



666 


30 

* 

136 

3 

- 

— 

- 

15 

19 

- 

— 


- 

916 

l 

- 

- 

— 

— 

- 

- 

- 

ms 

871 

\Ul 


* 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

[16 

2 


3541 


56 

2261 


20 

75 


3 




\\6 

2 

— 

3064 

-- 

43 

1923 

- 

13 

75 

— 

3 

- 


- 

- 

- 

- 

478 

- 

13 

336 

- 

7 

- 

- 



- 

- 

— 

_ 

_ 

1 5632 


814 

4294 

61 

269 

_ 



_ 

_ 

_ 

- 

- 

-■ 

13632 

--- 

814 

4294 

61 

264 

y 

30 

- 

- 

- 

- 

: 





972 


75 

358 

22 


2 




- 

- 

— 

950 

- 

75 

338 

- 

27 

2i 

* 

1 

- 


- 

- 

- 

- 

ZI 

- 


20 

- 

3 

l 

- 


- 


- 

_ 

_ 

_ 

1239 

_ 

19 

697 

_ 

6 



_ 

_ 


_ 

- 

- 

- 

1239 

— 

19 

697 


6 

— 

- 

- 

*- 

- 

- 

tl 

4 

z 

15 

_ 

1 


_ 

_ 

9504 

579 

514 

_ 


_ 

10 

4 

1 

- 



- 

- 

** 

6831 

494 

324 

- 

- 

- 

J 

- 

l 

- 

-- 

- 

- 

- 

- 

1170 

S5 

79 


- 

- 

: 

— 

— 

13 


1 

- 

- 

^ , 

1435 

68 

— 

Iü4 

7 

— 

“ 

— 

IJ96 

176 

202 

443 

113 

83 


4 


8 

15 

_ 




328 

158 

(8 

S2 

öl 

89 

443 

111 

$3 

- 

4 


8 

H 

- 

- 

- 

- 

1068 


-- 

- 

- 

- 

- 

— 

- 

- 


- 

- 

79 



904 



308 



154 



6071 



79 


- 

904 

- 

- 

308 

- 

- 

154 

- 

- 

6071 

- 

- 



— 



_ 



— 


— 


- 

- 

_ 
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Dmcksadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabel l e II— 3— 76 

1976 Leistlingen nach Fanktloaen, 

in 



hugesamt 

Familie und Wohnmg 

Geoundbelt 

Hinkem- 

meofi. 

letstan* 

gen 

Sedi^ 

Ifliiitaa- 

gen 

Allge* 

meine 

DIflztsie 

und 

Lelitun* 

gen 

Elnkeni- 
meot- 
leis tan- 
ger 

Sadt- 

lebtun- 

gen 

Allge^ 

inelEie 

Dienet« 

und 

LeUtun* 

gen 

0 

SOXIAl.ßL’DGFr in^rgcüamt - . . . > 

,■ _ 

29 im 

54927 

2878 

2560 

38357 

46636 

6166 

I 

Soziale Sichenmg * * , . . , . 

* - 

219219 

22916 

842 

585 

36840 

45648 

3712 

10 

Allgemeine Systeme . . 


1J3012 

18102 

731 

495 

15456 

41192 

1286 

101 

Renttmer^idicrung ckr Afbdtef ^ ^ 

.. • 

48 3 «9 

1486 

- 

15 

^757 

1779 

161 

J02 

Re ntenvcrsiehcrtingiler Angestellten , . 

- - 

29771 

547 

- 

— 

2243 

1048 

60 

10? 

Kmnkenvcrslchcrung * 


47479 

I5Ö2 

731 

217 

408« 

37432 

2359 

104 

Unfalivcrsicherimg . , , . . • 

- « 

6659 

?50 

- 

- 

3368 

935 

706 

lOT 

Arbeite föndcning ^ 


IS8S4 

388 


261 


- 

— 

l»6 

KindeigclcJ ^ * 

* 

I3«3ü 

1 3830 

- 

— 


- 



EntgelrfoitzaJilunp . » . . * ..... 


19656 

- 

- 

- 

19428 


228 

12 

Sondersysretne , ► . . 


10649 

482 


4 

1149 

118 

19 

12) 

Knapp^chnltlichc RemÄveiä^^ . * 

4i m 

8999 

243 

- 

- 

1033 

.53 

14 

122 

Altmbitfe Ijimlwirte n . 


1650 

239 


4 

116 

65 

3 

U 

Beamten recht 1k he Systeme , . . , 


33606 

4311 

112 

87 

559 

2357 

165 

111 

Pension ..... 


26533 

- 

- 

- 

519 


JO 

132 

FamilitmuscKlägc . 


4391 

4311 

- 

80 

- 

- 

- 

l?3 

Beihilfen . » » * 


2682 


112 

7 


23 37 

H5 

14 

Ergamungssysteme «... , 

_ 

2296 

21 

- 

i 

268 

- 

13 

141 

Zusarzvei'skherung im ßffem liehen Dienst . 

- , 

2219 

20 

- 

T 

256 

- 

12 

(42 

ZusntzvcniichcrungfurcimdRe Berufe - • 


77 

1 

- 


13 

- 

* 

2 

Fneiwillige Leistungen . . ^ ^ 

^ . 

6285 

1531 

18 

34 

60S 

452 

1050 

201 

ArtHritgelverleistungen . . 


6285 

1531 

38 

34 

60S 

432 

1050 

3 

Entschädigung . . , . - . . . . . . 


15284 

1666 

- 

252 

ts 

368 

24 

301 

Knegso|ifcrveiNon>ung • . . « . . 


11690 

601 

— 

52 

18 

35« 

24 

302 

Liisrenausg|etL4i . . ... ► r 


1334 

218 


- 

- 

- 

- 

303 



1337 

2(0 

- 

- 

- 

10 


J09 

Sonstige tnrschädigungen . , - , .. 


923 

636 


200 

* 

- 

— 

4 

Soziale Hilfoi und Dienste . . ^ « 


12996 

2167 

1998 

1690 

344 

2189 

138! 

401 

Sozi;ilhdft^ . .... , ^ » 

* 

4375 

365 

48 

- 

3 34 

1928 

290 

402 

Jugendlülfv . ^ . 


3771 

2 

1950 

1574 

10 

35 

91 

403 

Aüvbildungsforderung . . . . . . . . 


1708 

— 

- 

- 

- 

- 

- 

404 

Wohngeld ....... ... 

, 

1916 

1 mn) 

- 

116 

- 

- 

— 

405 

OffcnihchcrCIcsundheitsdiens! . . 

- 

1225 

— 

- 

- 

* 

225 

1000 

5 

Indirekte Leist ungen , . . . . 


37920 

26648 



547 

— 

— 

^01 

SteueRTmäSiiiung . - 


3 3491 

22118 

- 

- 

547 

- 


509 

Sonstige V''etg&nsngi Ingen . , > . . 


4430 

44.*0 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle Vf/3432 


Lefstungsarten und InsUtutlonen 

Millionen DM -) 


Tabelle 11*^3—76 
1976 


SeschlfllSUDg 


Altef 


Hlntertillebene 

Folgen poUtUdier 
Ereignisse 

S|>a[förderung 



AJIgi^ 



Ailge* 



AHg*- 



AUge* 



Aiige' 

Elnkodi* 

Sadb' 

Itrlitmi« 

mellte 

Etaketd'» 

Sodbi* 

leistuD' 

meine ' 

Sedt* 

leliitua- 

meEne 

Einzeln«' 

Sftdi' 

lelitim- 

meine 

Einkorn* 

Sedt- 

teltlüo- 

meine 

Qieti»- 

leUtuD- 

Utlll 

men** 

lelsttcn^ 

CMmiile 

l>rul 

lehsl^- 

und 

mens' 

lelstun* 

Dienste 

tutd 

tnetm^ 

leliltin- 

DUmsle 

und 

gefi 


Lalitun* 

g«ai 

gftQ 

Lfltitun» 

gen 

gen 


gen 

geh 

Lelttun- 

gen 

gen 

Leistun- 



gen 



gen 



gen 


gen 



gen 


1393 

1988 

7096(5 

128 

2005 

53203 

88 

869 

12744 

PH 

605 

9530 

- 

- 

$716 

1177 

1706 

6S10S 

- 

1884 

31956 

84 

861 

972 

185 

30 

- 


* 

JJ77 

1174 

1706 

42878 

_ 

60) 

22344 

1 

454 

829 

181 

21 




72 

72 

9 

2J61Ä 

* 

382 

12)94 

- 

354 

590 

- 

4 

* 

- 

- 

9 

16 

1 

17262 

- 

21V 

7972 

- 

141 

239 

— 

13 

- 



— 

«« 

- 

-» 

- 


924 

- 

40 

- 

183 

4 

— 

- 

- 

19 

24 

- 

- 

- 

- 

>276 

J 

- 


- 

- 

- 

- 


5477 

ififti 

|A9fi 

- 

- 



- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

158 

5 


J268 


74 

5255 


25 

113 


4 




15H 

3 

- 

4522 

— 

58 

2802 

- 

t7 

115 

- 

4 


- 

- 

- 

- 

- 

745 

- 

16 

452 

- 

8 

- 

- 

* 


- 

— 

_ 


_ 

18627 


itto 

5867 

83 

367 

— 



— 


— 

- 

- 

— 

IB627 


1 1 10 

^867 

- 

360 


* 

- 


- 

- 

- 

- 

* 

- 

- 


- 

83 

7 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


_ 

_ 

1556 

_ 

IOC 

491 

_ 

34 

30 


2 




- 

- 

— 

1308 

- 

llX) 

464 

- 

39 

2H 

- 

2 

- 

- 

— 

- 

- 

— 

28 


— 

2T 

- 

4 

1 

- 

- 

- 

- 

— 


_ 

_ 

1659 

— 

25 

922 

_ 

8 



_ 




- 

- 


1659 

- 

25 

912 

- 

8 

— 



- 

- 

- 

16 

7 

2 

20 

— 

2 



_ 

11614 

721 

575 

_ 


_ 

16 

7 

1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

9517 

660 

433 


- 

- 

- 

- 

— 


- 


- 

- 

- 

996 

61 

6ü 

- 

- 

- 

- 

- 





- 

- 

- 

1Ü4I 

- 

76 


- 

- 

- 

- 

- 

20 

- 

2 


- 

- 

60 

- 

6 

- 

- 

-- 

1952 

2ü9 

280 

564 

128 

95 

_ 

4 

_ 

10 

10 






35» 

184 

60 

564 

laa 

95 

- 

4 

- 

10 

10 

- 

- 

- 

- 

- 

25 

85 

- 

* 

- 

- 

- 


— 

- 

- 

- 

- 

- 

1574 

: 

U5 

- 

- 



- 

- 

: 

- 

- 

- 

- 

- 

87 



655 



525 



149 



9530 



87 

- 

- 

655 

- 

- 

325 

- 

- 

149 

- 

- 

9530 

- 


- 


— . 


— 

— 

— 

- 

— 




- 
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Dnitksadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle n— 4— 65 

1965 Finanzierung nach Finanzlenmgsquellen und Institutionen 

in MnUonen DM 


ImtitutLonftD 

Ins^mamt 

Uatflr- 

oebmen 

Btmd 

Lladar 

Ge- 

mein« 

dan 

Soilal- 

vtr* 

ildbe^ 

ruiig 

PriTate 

OrgiuU* 

tatU 

eata 

Pfiiraie 

Bam- 

balta 

übrig« 

Wall 

0 

SOZIAL BUÜG frr msgtsaniT ... . . . . . 

I t4)S2 '' 

10851 

11155 

21777 

6950 

421 

463 

20750 

38 

t 

SozizIrSicKming , 

77162 

26662 

J7951 

71 14 

3901 

419 

461 

10615 

IS 

to 

Allgeindiit Systeme - ^ 

51070 

16951 

I161R 

90ü 

1194 

370 

368 

19656 

U 

101 

Rcntenversuhcning der Arbeiter . . * ► 

20217 

5HV7 

6241 

242 

419 

124 

7ü 

7210 

5 

102 

RcT^lenvmichcnmg der Angestellten ... .. 

9162 

24J7 

1625 

364 

465 

116 

206 

5948 

- 

10 ? 

KnmkenversidK'rung . . * . » .... 

in43 

4768 

520 

202 

112 

78 

52 

7510 

2 

104 

Unikllvctsichcnmg . . 

J+S9 

28.^7 

294 

4? 

58 

51 

26 

179 

- 

iOf 

AH>ctis 6 >rrfcnJfig . . , 

2022 

955 

140 

4H 

41 

21 

14 

noo 

4 ! 

106 

Kmiieigcld 

2 giT 

19 

279$ 

— 


— 


- 

- 

n 

Emgeltfon/JihJung . ... ....... 

4771 

}S2I 

189 

475 

138 

1 

-- 

48 

- 

12 

SondeTSVsfcmc 4 

J902 

761 

2564 



7 

7 

562 

_ 

111 

Kna|jpschafrliche Refirchversicherung , , , . 

1410 

760 

2201 

- 

* 

7 

7 

454 


122 

Aliershilfc* l^ndwiTTc . ....... ... 

492 

l 

56? 

— 



- 

128 

- 

H 

Be^miefircefitlidie Systeme ^ , ... 

I569ir 

4694 

??7a 

5505 

2036’ 

— 

85 

- 

— 


Pension .. ^ ^ . ... 

10402 

3171 

15 J5 

3510 

989 

— 

85 

- 

- 

\n 

Famiiicnzitschllge . , ^ . . , . . , 

4475 

1188 

671 

1566 

850 

- 

- 

- 

- 

ijj 

Beihilfen . ^ . 

B2t 

11 

171 

419 

197 

-- 


- 

- 

14 

Ei|;inzuiigssysceme , , 

I71t 

415 

10 ? 

2?5 

4?? 

40 


349 

27 

141 

Ztisarzvcrsichcruiigim öOentlidien Dienst . . . 

1675 

421 

197 

254 

432 

40 

- 

323 

27 

141 

Zu^auversttherung für einzelne Berufe . ^ 

46 

12 

6 

* 

* 


- 

26 

— 

l 

1 

f rei willige Leist nngen . . . • i. i 

2960 

2960 

— 

- 



- 

- 

— 

201 

Ariidlgc4H.TitM?tungvn . - ^ , , . . . 

2960 

1960 

— 

— 

— 


- 

-* 


1 

Entschidigiffig ........ . » .. . 

^857 

1219 

6968 

1499 

162 


- 

10 


101 

KnegSKipfervcrsoreung 

580? 

- 

5440 

in 

71 

- 

- 


- 

mi 

l^astennusgleich . * . ^ , ...... 

1019 

1219 

245 

457 

U 

- 

- 

lü 

- 

m 

VVietlentutmsehimg = 

161B i 

* 

869 

749 

- 

- 

- 

- 

- 

?09 

Sonstige EntschMgußgfö . 

4J7 


414 

— 

3 


- 


- 

4 

Soziale i'liirefi und Dienste , 

5808 

10 

I9i 

910 

2568 

2 

Z 

115 


401 

Sozialhilfe . . . . ^ . 1 ^ i, V - 

um 


10 

597 

1587 

- 

- 

2 

— 

402 

Jugcndhilfe . ... - . * 

825 


6 

139 

643 

- 

- 

35 

- 

m 

Ausbildtmgsföfxlerang . . 1 ^ • 

122 

- 

55 

67 

- 

- 

- 

- 

- 

404 

Wahngeld . - 

178 


74 

93 

n 

- 



-- 

40? 

ÖfffmlidicrCiesundheiridicmt . . 

679 

10 

36 

115 

316 

2 

2 

88 

- 

s 

IndircIctcLeisiimgcii . - ..... . 

10596 


8021 

12254 

119 


- 

- 

_ 

voi 

SteueivrmäÜJgung - . , , . 

16856 

- 

6651 

9906 

319 

- 

- 

- 

- 

509 

Sonstige \ ergunsr*gvingen . . . , . c ^ 

5740 


1592 

2548 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Druduadie VI/3432 


Tabellen 


Finanzierung nach Finanzierungsquellen und Institutionen 
in Millionen DM 


1970 


Intillutionen 

insgesamt 

Unter- 

nehmen 

Bund 

Lander 

Ge- 

mein- 

den 

Sozial- 

Ter- 

sid^ 

rung 

Private 

Organi- 

sati- 

onen 

Private 

Haus- 

halte 

Übrige 

Welt 

0 

SO/lAl.BUDGrr insgwamr 

175093 

52240 

44095 

27417 

1 3896 

712 

950 

35725 

59 

1 

Soziale Sicherung , . , . » • « . ^ . 

125207 

47175 

22861 

11520 

6467 

709 

947 

35473 

55 

10 

Allgemeine Sv'stemc 

81613 

28906 

12821 

1659 

2463 

638 

765 

34306 

55 

tot 

Rentenversicherung der Arbeiter 

32113 

10819 

7268 

383 

835 

185 

130 

12493 

- 

102 

Rentenversicherung der Angestellten 

18146 

5516 

1735 

840 

1148 

247 

480 

8155 

25 

10? 

Krankenversicherung. . , . . . - ... 

20233 

7037 

442 

302 

324 

124 

79 

11920 

6 

104 

Unfallvcnichcrung . ....... . . . ^ . 

4709 

3907 

311 

47 

90 

42 

57 

244 

12 

105 

i 

1 

< 

3521 

1627 

174 

87 

66 

41 

20 

1494 

12 

106 

Kindci^ld . w . . = . - 

2891 

— 

2891 




” 



11 

Entgelrfonzahlung ...... ..... 

I3I6I 

10512 

684 

1227 

613 

1 

- 

124 


12 

SoiKlm)*steme - 

5570 

818 

4059 

1 

— 

7 

1 

684 


121 

KnappMrhafxlichc Rentenversicherung . . . i . 

4668 

816 

3414 

1 

- 

7 

1 

429 

* 

122 

Altcrshilfc landwirtc . . .. , . . . . . • ♦ r 

902 

2 

645 


— 

— 

— 

255 


11 

Beafmenrrdulkhc Systeme . 

22429 

6207 

4965 

8245 

2830 

— 

180 

1 

- 

111 

Pension , , 

15380 

4380 

3927 

5514 

1379 

- 

180 

- 

• 

112 

Familicnzuschläge . . . ^ . . « ; . v . 

5545 

1774 

776 

1941 

1054 

- 

- 

- 

- 

in 

Beihilfen . . < . . » » . c . « ^ • 4 

1504 

53 

262 

789 

398 

— 

— 

1 


14 

Efginzungssvstetne . . . • w . 

2434 

731 

332 

388 

561 

63 

- 

358 

- 

141 

ZusatTvcfsiciierung im nffent hellen Dienst . . . 

2380 

716 

326 

387 

V6Ü 

63 


327 


2 

Freiwillige Leisrungen ; . . « . 

4160 

4060 

50 

50 

- 

- 

- 


- 

201 

AriKMtgclKrlcistungcn . 

4160 

4060 


50 



“ 

— 

• 

1 

Emschftdigung . . 

11510 

994 

8651 

1726 

132 

- 

- 

7 

- 

301 

Kncgsopfervcfsoigung 

7490 

- 

7004 

396 

89 

- 

- 

1 

— 

302 

Lastcnausgicich ^ 

1776 

994 

300 

456 

40 


- 

6 

- 

303 

Wiedergur machung . - . , . . . ^ - 

1915 

- 

021 

894 

— 

- 

“ 

- 


309 

Sonsdge Fnts'cliädigungcn . . . • . v . 

329 


32iS 


3 

” 

“ 

““ 


4 

Soziale Hilfen und Dienste > • - 

6701 

11 

610 

1692 

4133 

3 

3 

245 

4 

401 

Sozialhilfe . - 

3170 

- 

23 

623 

2490 

- 

- 

30 

4 

402 

Jugendhilfe ^ . 

1527 

- 

6 

251 

1175 

- 

- 

95 

- 

403 

Ausbildungsfotxlcrung . 

420 

- 

236 

184 

- 

- 

- 

• 


4<H 

Wohngdd ^ v 

664 


300 

342 

22 

- 

— 

- 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst ..... 

920 

11 

45 

293 

44^ 

3 

3 

120 

— 

5 

Indirekte l.cisTungen . . . . . . . . . 

27515 

— 

11923 

12428 

3164 

- 

- 

- 

- 

501 

Steucrermäisigung . . # . 

23485 

- 

10438 

9883 

3164 

- 

- 

- 


509 

Sonstige Vergünstigungen 4 . , , - . - . 

4030 


1485 

2545 
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Drudcsadie Vl/3432 


Pemsdter Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle II— 4— 71 

1971 Finanzierung nadi Flnanzleningsquellen und Institutionen 

in Millionen DM 


InsUtutlonea 

IXEflgesämt 

Üiiler- 

B^men 

Buad 

Lfiadfir 

Ge> 

DieiB'- 

dmi 

SOTiBl- 

¥er- 

»fdi«- 

rimg 

Private 

Orgnai* 

lati* 

fmea 

Pftrate 

Hftiia- 

halt« 

ObfJg* 

Weft 


SOZIALBI DC.ia . 

19R1B7 

.f!>74tj ■ 

49470 

51052 

1 7890 

969 

1102 

39898 

86 

l 

Sockle Sicherung . 

142640 

74M2 

27677 

15566 

7497 

966 

1099 

39622 

8t 

10 

AUgcfucine Systeme 

9M7I 

51717 

14447 

2086 

2909 

879 

906 

38177 

8t 

lOi 

der Aitjcucr , , , , 

J,f92S 

tl942 

7797 

448 

987 

540 

I4f 

14266 


an 

KcnuTiversichcrnng der Angestdiccrn . - » . 

212J9 

6476 

2012 

1077 

MM 

551 

^«I 

9598 

50 

10? 

Krsmkcnvcrsichmng^ . . . - , . • , , 

2.?84P 

9161 

f96 

414 

457 

I2l 

9.? 

11825 

7 

104 

U itklK'e ^che^ln g 

f09j 

4177 

718 

7? 

97 

47 

61 

158 

f 

w 

ArbcitvfTmtening . - . ► ^ * • ;* , 

mo 

175« 

21)7 

94 

79 

41 

25 

1729 

4t 


Kindvri^*(d , . - , , 

J299 


1299 

- 

- 

-•■ 

- 

- 

— 

II 

UntgeltlofT/iihUmg , . , . , 

I5!09 

1210 E 

724 

1422 

710 

5 

- 

145 

- 

12 

Souder^ittemc = , ; 

.^988 

878 

4587 

l 

_ 

9 

1 

712 


!2I 

Kn»t]ip!(cliaRliehe Rvnrcttvt'fiidicrimg - - 

5017 

876 

5671 

1 

- 

9 

l 

477 

- 

112 

AltmKiIfe Limdwrrte . ^ . . . - = 

m 

2 

716 

- 




275 


II 

Beiinutfimihilkhe Systeme 

27116 

6809 

7746 

9401 

5188 


192 


_ 

Ml 

PenfiKin 

17789 

4924 

4650 

6426 

1618 


191 

— 

- 

\n 

Kamilieu^uK’Klägc 

f716 

1829 

800 

20 m 

1087 

- 

- 

- 

- 

IH 

Ikihdfetl , , . , . 

isn 

16 

516 

977 

485 

- 

* 

- 

- 

14 

Ef||räiizungK«ysreine . . * < 

2811 

825 ^ 

576 

476 

690 

75 

- 

412 

- 


Ztt?»at/VLTSichc*rting 1117 r>ffcniliiLKtni Dittisi . 

2768 

«02 

169 

477 

689 

77 

-r 

578 

- 

141 

lusat^vmidicnmg für Berufe 

64 

It 

7 

1 

1 

- 

- 

54 

- 

2 

Fmwilüge l.dsitmgcti . . ... 

4417 

4187 

27 

27 


-- 


— 

- 

201 

■\dxitgdKrrki^itung(,'ii . . c . 

443f 

4187 

27 

U 


“ 

— 



1 

Emsehädigmtg 

12141 

1012 

9512 

1767 

144 

— 

- 

6 

- 

m 

Kncgwipfcr^Trwjigung » 

HOlU 

-- 

7^06 

424 

99 

- 

- 

1 

- 

m 

l..isroriiiLisirleieh . 

1797 

1012 

297 

441 

40 

- 


7 

- 

101 

VVnrdcigutrrtiuhung - , . - . . 

1929 

- 

1039 

9<M) 

- 

- 

- 



^09 

SiHi^igclMiischädigungen . _ ^ , 

4S7 , 

*- 

480 

— 

7 

* 

* 



4 

Stv/iale Hilfen und Dien^te ^ . 

8257 

11 

1075 

2121 

4747 

5 

3 

270 

7 

401 

Stimihilfc . , , 

t>77 

- 

27 

705 

2814 

- 

- 

30 

7 

402 

jugendhitfe . ; . . . * - . . . 

1811 

- 

6 

295 

1417 

- 

- 

117 

- 

4<l? 

AinilHldungslTmlerung ^ 

870 

- 

7^7 

5M 

- 

* 

- 

- 

- 

404 

V\'ijhngdd 

Hl 

- 

457 

497 

52 


- 

* 


4 iK 

0 f fern t icluT G untlKiiwJien sr 

997 

11 

50 

519 

484 

5 

3 

127 

- 

S 

Indifekro l.ds[imgen 

10616 

— 

15585 

1577! 

5702 

— 

-- 


- 

^01 

Srcuca*rn7ißigimg .. - ► 

26406 

- 

I1S7S 

11146 

3nn 


— 

- 

- 


Vergünstigungen 

4U(J 


1727 

2607 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 
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Tabelle U— 4— 72 

PlnanzleniDg nach Finanzierung squellen und InstltuUonen 1972 

in MiUlonen DM 


IndUtutjonen 

tnage^omt 

Unter- 

neluneA 

Bund 

Linder 

Ge^ 

mein* 

den 

Sodel- 

ver- 

rmtg 

PUvai» 

OrganU 

eaU- 

unea 

private 

ffeuB^ 

beite 

übriff« 

Well 

0 

i><)ZI-\LBliUCFnt>%i[csamt 

•-• 

2lf7IO 

6^141 

^40? 

31.^43 

I 7266 

1028 

I21D 

43860 

f« 

l 

Soziale Skhenmg ... ...... 


lf676J 

59680 

28582 

14505 

8155 

1025 

1207 

45559 

55 

10 

AllgenidneSy«»rmc , 


101690 

57556 

16428 

2523 

3188 

933 

1001 

42310 

53 

101 

Rt'nrcTTVcrsiclHTiinß dcrAft?eitcr . w . . - 


1«60^ 

ti.ijo 

9095 

470 

1032 

349 

155 

14976 


102 

Rrntcnvcr^khcrurigdcr Angcsieilttn • . 

• 

I40f2 

7149 

2942 

U92 

1449 

340 

637 

lülll 

5 3 

tüj 

Kmakaivcfsicluirung ... 


26529 

1019H 

611 

460 

482 

m 

105 

14115 

5 

t04 

t'nfallvcfsidicrung . . . 

. . 


f088 

119 

64 

116 

ff 

76 

168 

f 

UJi 



^444 

2591 

271 

116 

108 

56 

3t 

2441 

. 

t06 

Kindcfgcfd . . . . . . ^ ^ ^ 

• - 

3 .170 


J570 

- 

- 

- 


- 

■ 

11 

Entgelt fon Zahlung _ 


16165 

15002 

716 

1527 

763 

3 

- 

154 

- 

12 

SondrtsyatenH^ , 

- , 

6611 

911 

4954 

1 

- 

7 

l 

749 

— 

121 

Ki):ipp^chjtlTtLi:lie Renten Versicherung 

. . 

H70 

916 

4065 

1 

- 

T 

1 

479 

- 

122 

AltcrsHrlfc t.umiw^rrc . . . . - 

• - 

1141 

2 

869 

- 

= 

— 

- 

27Ü 

- * 

II 

Bcamtenrcchllichc SysieiFH' . . . , v ; ; 


27200 

7300 

6096 

10151 

3448 

_ 

305 

* 


Hl 

Pcniiicm , - - 


lim 

043 

4884 

691 \ 

1740 


204 


-- 

l?2 

l-amilicruuschllige , , ^ ^ 


6244 

1 998 

871 

2I8T 

1187 

- 

- 

- 

- 

m 

Beihilfen . . ; , ^ i, * * V 


197^ 

60 

559 

1055 

521 


1 

— 


14 

Ergin/irngssysicmr . . ........ 


1097 

905 

408 

501 

756 

83 

— 

447 


141 

/u^4i/.vcrsichcnifsg jm öffernlichtii Dienst 


>050 

881 

401 

$m 

755 

82 

- 

411 

— 

142 

Zusrtt/vmichemng fiirciiKC'W ßemft* - , 


67 

22 

-r 

J 

1 

1 


- 

H 


2 

fidwUNgc Ectuungen . , * , • 


4764 

4714 

25 

25 

- 

— 

- 

- 


201 

ArbeitgelicduLiTtmgt-n 


4764 

4714 

25 

25 

— 

- 

— 

— 


3 

Enrschädigutig ....... 

- ; * 

12785 

956 

9964 

1750 

149 

— 

— 

6 

— 

!0l 

K.fiegs<}pfervers4>rgiing . ... . . 

= - 

8619 


8055 

456 

105 

- 

- 

2 

r: 

m 

La^teniiu*»g}dch . . . . . . . > 

. . 

1669 

956 

277 

414 

1H 

— 


4 

- 

3ÜJ 

Wutlejguttmchung . 

. . 

1842 

- 

98 3 

860 

- 


- 

- 

- 

109 

Sonstige Ennschädigungen . ^ , , 


656 

- 

649 

- 

7 


— 

— 


4 

Samle 1 Ulfen und Dtrmtc * 


9697 

12 

1455 

2686 

5258 

3 

5 

295 

5 

401 

So/falhilfc V * , . , - , . - i. ^ - 


1867 


25 

761 

3044 

- 

- 

n 

5 

402 

Jugcndhilftr . , , . . . . , 


214^1 

- 

6 

366 

1638 

- 

- 

150 

- 

401 

Ausbildungsfaidcmng ......... 


1167 

- 

695 

472 

- 



- 

- 

404 

VVohngeld . > <; >; . : 


1460 

- 

675 

747 

38 

- 

- 

- 

- 


OffcfttliclicrGwundhcttwlicnst , . . _ , 


1061 

12 

55 

^40 

51T 

l 

3 

153 


f 

IncBrckci: Icisiungoi . . > > . , , * , 


11702 


11580 

14598 

3723 

* 


- 

— 

^01 

Steuercrmäßigung , , 


17472 

-- 

1182) 

1 1927 

3723 

- 

— 

- 

- 


SsxisTrge VcfgimMigungcn - . 

* ' 

4250 


1558 

2672 
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Tabelle 11—4—76 

197S Ftnanzlening nach FinanzienmgsqueUen und InsUtutionen 

in MUliooen DM 


laatltutlDaeifl 


Uol^* 

Bund 

LAnd«T 

Ge- 

mulDL- 

den 

S<nlal- 

vear- 

Aldie. 

mng 

Prlrei« 
OrgaJEil- 
«Btl* 
onen ' 

PtiTtte 

Hau»' 

bttll« 

übrig B 
Welt 

ü 

Sü/IALÖUDGITimgaamt 

29T5^^JO 

88036 

82288 

40327 

21977 

1 398 

1747 

61704 

75 

l 

SoddeSkhmmg . 

224fJ6 

81032 

50063 

18515 

10479 

1394 

1743 

61242 

70 

10 

Allgemeine Syst«tne . - i . - * . 

tW774 

52562 

32869 

3406 

4542 

1265 

1457 

59604 

70 

101 

Refticnvvr^idit'rung üer Articiter , - . . - . 

55209 

1 70}} 

12915 

629 

H38 

457 

206 

20610 

- 

102 

Rtmtenveßichcfung ilrr Angesie! Iien 

36744 

11059 

4485 

1861 

2219 

486 

963 

15601 

50 

10} 

Kranlccnvrnichcning . . , . . , c . . 

}6540 

14} 38 

763 

638 

663 

175 

144 

19814 

5 

UH 

Unfall vcr^iefierung , 

7744 

6929 

161 

87 

158 

74 

103 

228 

5 

lOf 

Arbcitsfördening . 

74J7 

3181 

465 

192 

145 

74 

40 

3350 

10 

t06 

Kimkrgcld , . 

I40»ü 


14080 

- 


* 

- 

— 


tl 

Knrgeltfarrnfthlung . . , . i * * ^ * * > . . , 

1176\ 

1761} 

831 

2071 

1034 

4 

- 

208 

- 

12 

Sondersysreme 

10274 

UH7 

8377 

1 


8 

1 

840 


121 

Knappsehiftlkhc Remenvortichcrung . . , , 

8617 

1045 

7016 

i 

- 

8 

l 

547 


122 

Alccrshilfeiiintlwmc , 

1657 

2 

1361 

— 

— 

- 

— 

293 

- 

n 

Reaincefia*ichtl]che SyMeme ....... . 

32690 

8685 

7471 

12370 

1880 

- 

284 

— 


LM 

Pem»nn . 

25931 

7290 

6438 

9521 

2398 

- 

283 


- 

HZ 

Fattiilicn^usciiMgp . . . 

4105 

Hi 3 

574 

1437 

781 

- 

- 

- 

- 

in 

BcihittVn , , 

2654 

82 

458 

1411 

702 


t 


- 

14 

Ei^iiuungssy^fcme ...... 

4038 

1126 

515 

666 

1023 

117 

— 

591 


141 

ZuJ?a£zver» iehertitig i m öffcni 1 jchen D ten st . 

ms 

1099 

508 

665 

1022 

117 

- 

544 

- 

142 

Zusac 2 vcrskhcnmg für CI n/el ne Berufe . , . i 

83 

27 

7 

1 

1 

- 

- 

46 

- 

2 

Freiwillige Lei j^nrngen 

6285 

6235 

25 

25 

_ 



— 

~ 

201 

AriicitgelK’rieisumgen . 

6285 

62 35 

25 

25 

“ 


“ 

** 

- 


Entschädigung . . . v ^ i ,i ' 

15608 

754 

13108 

1552 

i88 


- 

5 

— 

lOl 

Knegsupfer^wurgung ... ..... 

1(99» 


1 1249 

585 

H4 

- 

- 

2 

- 

302 

L.nstcnausgleicli .. 

i 356 

754 

228 

343 

28 

- 

— 

3 

- 

303 

VVtolciguimaebtmg . . 

HI7 

- 

71 1 

624 

- 

- 

- 

- 

- 

309 

Sonstige Lfit3<ch!idigungcn , . 

924 

— 

918 

— 

6 

* 



- 

4 

SorJde Hilfen und Dienste ...... . 

H201 

15 

2020 

3591 

7106 

4 

4 

457 

5 

401 

So/ialKflfe . 

44(5 

- 

25 

H70 

3480 

— 


15 

5 

402 

Jugerwlhtlfe . * » . , . 

3824 

- 

6 

619 

2943 

• 

- 

257 

- 

403 

AushildungüfhTvlerung , . , , , . 

1721 


1023 

698 

- 

- 

• 

- 

- 

404 

Wtihngeld . . . 

1928 


900 

983 

45 

- 

— 

— 

- 

40f 

ÖffcnrlivluTGc\umllicitsdui)st 

1312 

H 

66 

420 

639 

4 

4 

165 

- 


liKÜtekce IdHungen . i • * , . . 

37920 

_ 

17072 

16644 

42(H 


... 

. 

_ 

^01 

Steticitrmäi^igtmg . . p, ....... . 

33491 

- 

15447 

1 3839 

42CW 

- 

- 

- 

- 

f09 

SnrwttgcUerHÜnstijTungen . 

4410 


1625 

2805 
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Tabelle 11-^5—65 

Leistungen nadi Arten und Funktionen 1965 

Sozialbudget insgesamt 

in Millionen DM 




Iel4lims«n 

SadklBlitiuigaD 

AtlgemaiDD 

UfaniU 

uad 

L«l4tiuag«D 

f^ktlDDon 

Imguaat 

iiu- 

flOMnit 

daivQtor 
m An- 
ffshArigfl 

lii*^ 

geauDt 

danmla; 
ftk Ai> 
gahdrtga 

Familie und Wohnung . . 

50072 

28706 

228T8 

712 

19! 

654 

K'm4er . , , ^ ^ , . . - ^ . 

12369 

11376 

U274 

isi 

/ 

442 

Ehegatten , , , 

lt764 

U626 

iU44 

21 

21 

m 

Mvttetschafi 

942 

344 

39 

Hl 

168 

37 

Wohnung . . - . # . . ^ . 

4998 

4961 

l 

- 

- 

37 

Gcsumlhdt ^ • . * . . . 

51600 

1475J7 

l 

14150 

4611 

2654 

Vofhcug^g , , , ,, , . . * • . * 

1793 

429 

l 

712 

143 

632 

Krankheit , ^ * . * * ^ 

20489 

72Q9 

2 

U96I 

4183 

1318 

Afheftstmfaü s * 

4662 

3234 

- 

8$7 

- 

372 

invalidität (ailgemein} ^ * 

4636 

iP25 

- 

619 

280 

U2 

Bcschäirtgung 

1784 

MI7 

15 

145 

9 

524 

Beruflicbe Bihimg A . * . . • , 

4gÖ 

277 

/; 

88 

2 

114 

Mohilitäs . , , - , - . , , . 

133 

16 

- 

8 

- 

109 

Arhätslosigheit . , . . . 

Uli 

823 


47 


301 


24467 

nshs 

447 

67 

- 

855 

1 hmcrbhcbene , ^ , 

llfa^ 

11192 

10997 

50 

50 

545 

Folgen pcditischcr EretgTH5w? » 

%m 

$5ii 

2978 

551 

45 

417 


m\ 

20J1 

- 

— 

- 

- 

insgesamt 

1 10*22 

89742 

37296 

lf4T3 

4Sfl7 

5427 


T a b e 1 ^ e H — 6 — ‘65 


Finanzlening nach Finanzleningsarteji und *guellen 1965 

Sozialbudget insgesamt 
in MillioneiL DM 


PiiuuizienLDg&queliea 

intgmmt 

Beiträge 

Direkt- 

lelttuD- 

gen 

Arbeit* 

gabci 

Dffenl- 

lidia 

Miital 

(Zvwei- 

■ungaa) 

V«rm 6 - 

gsm- 

ertrag« 

Soa- * 

atlge 

Ein* 

TUltlTWim 

Ver- 

■IdiArte 

ll 

Unternehmen i , 

30852 


16801 

11157 

520 

864 

1708 

Bund ^ i . 

mH 

- 

999 

2598 

28488 

1048 

— 

l..ändcr ...... 4 * 

21777 

- 

952 

f740 

14945 

137 

4 

Odmetndtfii ^ . 

6950 

- 

1446 

2190 

3129 

145 

42 

Suzblvcnfichcfung , . 

421 

- 

511 

- 

- 

6 ] 

47 

PnvareUtganisntumen . , , , 

465 

- 

568 

77 

8 

8 

2 

Private Hrtitthnhe , . . . . 

20750 

20 ? 55 

16? 

47 

- 

94 

91 

ÜhngL'Wdt ... p . 4 . > 

58 

27 

- 

- 

9 

- 

2 

insgesamt ^ , 

I14J82 

20582 

21042 

21810 

46l»y7 

2356 

1*96 
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Tabelle U— 5— 70 


1970 Letstungen nach Arten und Funktionen 

Sozialbudget Insgesamt 
Millionen DM 


PUnkllonen 

lll9g0flUQt 

Bnl^ommeiU’ 

talalAmgen 

SadileUtiuigcii 

AUgemalna 

Dienste 

und 

Lelslttngen 

in9^ 1 

dftnmutr 
für An- 
g«tadrlga 

Ini* 

gtfwnl 

daiuntej 
Ktr An- 
geb^rigo 

Fnmiiit' und Wohnune . . - . . r . , 

5 82 16 

S5997 

28829 

1266 

284 

97 J 

Kmivr ........ 

isiii 

ir7/j 

13299 

681 

4 

731 

f.iH'giittt*n 

IS670 

I3SS4 

lS4f8 

30 

30 

87 

MmtvTscbaft 

im 

672 

7! 

SfS 

250 

79 

Wohnung .* | 

6129 

6079 

i 

- 

- 

70 

Gcituiuihcu: . . V . 

S115A 

lUlS 

16 

ison 

8407 

4043 

Vofhrtigttng _ * 

2itm 

926 

4 

985 

237 

S9J 

Krankheit .. y ... . . p v 

754W 

U7\7 

7 

21655 

im 

2029 

Arheiuunfalt .... 

7172 

4912 

- 

U53 


907 

tnrahiütät (aUgrmmt) . . ^ 

6877 

SSSO 

5 

1084 

504 

213 

Bcscbätticun^ . . , » . . ^ . 

46 m 

2B70 

14 

6 IR 

20 

ni3 

Bcmßkbt Bildung . . . 

1774 

mts 

14 

456 

4 

303 

Mühhtät 

i9l 

80 

* 

5/ 

- 

260 

Arbatshiigkeit . . , , ...... 

2436 

frrs 

- 

/// 

16 

550 

Alter . . - , , 

19704 

38175 

32 

H9 

— 

1240 

Hintcfbl »ebene . . , — * . . - . 

19404 

IH807 

15090 

52 


545 

Külgqn iHjlttwcher trcignwst* . 

10541 

9437 

im 

5^1 

7J 

520 

Sparfönjenmg ■ * . . . , , . . 

4100 

4300 

- 


- 

*- 

tnsgcsaiDt ^ . . , . . p . 

169042 , 

152920 

47876 

27689 

8856 

8434 


Tabelle 11—6—70 


1970 Finanzierung nadi Finanzienmgsarten und -quellen 

Sozialbudget insgesamt 
ln Millionen DM 


Fl nanxf erungsquellen 

toegeaitinA 

Beltidge 

DLifÜEt- 
lefsUm- 
gen 1 
AtbeU- 
gebar 

Oflejit* 

Udtie 

Mtllel 

{Zuwei- 

lungeo] 

Vermiö- 

gens' 

ertrige 

Son- 

stige 

Ein- 

nehraen 

V«> 

ilibeTte 

Arbeit- 

geber 

L'ntcmcbnien , , . , , f - 

52240 

_ 

28746 

(9772 

12 t 

1717 

1685 

RtjnU , , p p . 

44095 

- 

1806 

5971 

57791 

527 

- 

Lämkr * . , o . , . r . > 

27417 

- 

(789 

9JÜ4 

16319 

199 

6 

trt? nicmd vH - . — « ^ < ; p p ^ «i . . . ^ . [ 

13896 

- 

2665 

3506 

7556 

354 

1? 

Sozplvenichrrung ^ . 

7U 

- 

576 


-- 

125 

11 

RnviiicOrgunisüiioncii . . ^ , 

950 

- 

751 

170 

10 

\5 

3 

Rnvaic 1 liiuslialie . , . ^ . 

3J725 

34918 

282 

123 

— 

117 

175 

ObngeVVdt 

59 

23 

2 

- 

24 

- 

to 

tnAgcsiimc , . t , , 

175093 

14941 

5661 5 

56445 

6202 1 

JI64 

1W7 
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Tabelle 11—5—71 


Leistungen nadi Arten und Funktionen 1971 

Sozialbudget insgesamt 
in Millionen DM T 


FunJithmen 


Efnkommeai* 

lalAiungen 

SaÄIeiitunsaö 

Aligsaälnii 

Dteiute 

und 

Lelstungan 

ioS' 

gväSMt 

danuitfir 
für An- 
g«ltAt1ga 

los* 

gaiamt 

darmter 
fäi An- 
gaftCcige 

Fnmilic und Wohnung , 

41189 

mit 

307 H 

1489 

528 

1578 


1648? 

14636 

14221 

823 

4 

1002 


1669? 

16332 

1643t 

SO 

30 

132 


tm 

802 

77 

634 

294 

J46 

Wobntmg . , . » , * . . * , , 

6?28 

6431 

t 

- 

- 

97 

Gesundheit ..... 

6mi 

mm 

H 

50789 

\in35 

4369 

Vofhi^ug^tni^ * . 

??ss 

1073 

2 

1273 

330 

983 

Km^kbnt , - - , ^ 

42214 

134B3 

4 

26672 

9342 

2079 

Atifeiti Unfall ... - 

8?0(> 

363Ü 

- 

1591 

- 

1076 

Invalidität {allgtvwin) , , ... 

1368 

^S9ö 

6 

1249 

583 

129 

Bcschäfrrgung 

m\ 

3306 

14 

1017 

26 

1288 

Hmtfih'he Bitdmj^ ..... 

3198 

1814 

/; 

841 

3 

343 

Mobilität 

420 

73 


38 

- 

2n 

Arhät^hsigkch ......... 

22 t 3 

1618 

1 

IJ8 

2! 

438 

Alter. . ... 

4J89t 

41409 

41 

96 

— 

I58ft 

Hinterblkbcnc . . - i 

21 f 4ö 

nmo 

iorrf 

61 

62 

61;f 

Folgen pid irischer lircignisse 

n H8 

99 

4162 

6n 

72 

f27 ' 

.Sparftinlerung^ , . - - . . 

614 f 

654f 

- 


- 

! 

insgesann . . .. . ........ 

1511277 

I47<78 

333lt{ 

!4t4<. 

10743 

9373 


•) siehe Amnerkung Seite 227 


T 


ab el 1 e 


Finanzierung nadi Flnanzienings arten und -quellen 
Sozialbudget insgesamt 
ln Millionen DM 


1971 


FlnanxLamngiquellen 

lasg^auiit 

BQltrflge 

Dtrekt- 

leistuji' 

Statt 

ArbeUv 

gubor 

öffttuL 

UdxQ 

Milte] 

Zuwei- 

sungen) 

Vfirm5« 

ertiSge 

•*)9« 

Eitt' 

ttttbmea 

V«r- 

Arbeit-^ 

gebar 

Utttemdimen 

59740 


51822 

22254 

5^7 

I6ri 

167.^ 

Rund . • 

49470 

— 

2169 

4762 

41940 

600 

- 

Länder 

m32 

- 

1194 

10452 

181 M 

288 

7 

Gemeinden .... 

i f 89U 


5167 

3747 

8558 

420 

18 

Sozialversicherung . * . - 

U9 


816 

- 

- 

80 

75 

Pnvutcdrg'inisatfonen . , 

1 iOl 

- 

890 

J8I 

1 1 

18 

5 

Pnvatc Haushalte . . ; ; • .i 

39898 

58994 

.342 

141 

- 

227 

I9i 

ObftgeWclr 

86 

27 

5 

- 

46 


lu 

irugnami , 

1981 87 

19021 

45401 

41497 

69002 

ms 

l?80 


205 


Drocksadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle H— 5— 72 

1972 Leistungen nach Äxten und Funktionen 

Sozialbudget insgesamt 
inMiUionen DM*) 


Funktionen 

Uugmamt 

IclstUBiOrtn 

Sadilelttungen 

AUgemelne 

Dienet« 

und 

Lautungen 

ins- 

gmnmt 

darunter^ 
für An- 
gehörig« 

tna- 

gefteml 

dnmnter 
fOr An- 
gehörige 

Familie und Wohnung 

44490 

41099 

52675 

1727 

558 

1665 

Kinder • 

17461 

15714 

14847 

1001 

4 

1146 

Ehegatten • , ^ , . 

IS 114 

17877 

17745 

75 

75 

242 

Mutterschaft • 

1712 

858 

82 

691 

719 

167 

Wohnung 

7204 

7089 

1 

- 

- 

114 

Gesundheu . , , » 

67J9I 

28272 

15 

54554 

11517 

4786 

Vorheugung . 

S827 

1159 

3 

1607 

470 

1061 

Krankbeit ... . 

46754 

14798 

5 

29677 

10287 

2727 

Arbeitsvnfail - . 

9160 

6201 

- 

1801 

- 

1157 

Invalidität (allgemein) 

S05I 

6517 

8 

1297 

599 

245 

Beschäftigung ..... . ► . 

7576 

4714 

15 

1159 

28 

1525 

Berufliche Bildung 

4007 

2486 

4 

977 

5 

588 

AUfhilität ^ . , 

579 

171 

- 

60 

- 

748 

ArheitstosigkrU 

2871 

2097 

/ 

147 

22 

587 

Alter . - 

48122 

46502 

55 

115 

- 

1506 

Hinterbliebene « - . 

25651 

22915 

22218 

66 

66 

672 

Folgen politischer Ercjgnij^sc . . , 

11575 

10504 

4541 

750 

70 

541 

Sparförderung 

6071 

6071 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . . . ^ ^ 

208677 

isms 

59520 

58110 

11858 

10692 


*) siebe Anmerkungen Seite 227 und Seite 259 


Tabelle II— 6— 72 

1972 Finanzierung nach Finanzierungsarten und -quellen 

Sozialbudget insgesamt 
ln Millionen OM 


Finanxierungtquallefi 

Insgesamt 

Beitrage 

Direkt- 

leUtun- 

gen 

Arbeit- 

geber 

Öffent- 

liche 

Mittel 

(Zuwei- 

sungen) 

Vermö- 

gens- 

ertrige 

Son- 

stige 

Ein- 

nahmen 

Ver- Arheit- 

sidierte gebet 

t'ntcmehmcn 

65541 

57558 

25879 

592 

1840 

1671 

Bund ....... 

55405 

2554 

5104 

45255 

695 

- 

Lhidcr , , . . . Ä . , , , ....... 

55542 

2414 

11255 

19545 

526 

6 

Gemeinden 

17266 

5471 

4046 

9270 

459 

19 

Sor.ialvcrstcbcrung 

1028 

899 

• 

- 

80 

48 

Private Organisationen . ........ 

1210 

985 

192 

12 

19 

5 

Frivrate Haushalte 

45860 

42880 575 

151 

- 

245 

210 

Übrige Welt i. . ^ . . . . . . . . ^ . 4 - 

58 

50 5 

- 

15 

- 

10 

insgesamt ... ............... 

215710 

42909 48059 

44626 

74486 

5662 

1967 


206 


Deutscher Bundestag — 6> Wahlperiode 


Dnidksadie VI/3432 


Leistungen nach Arten und Funktionen 
Sozialbudget insgesamt 
in Millionen DM *) 


Tabelle 


1976 


PonkUonan 

Insgesamt 

Elnkomnifiiis* 

leistungeo 

Sachleistungen 

Allgemeine 

Dienste 

und 

Leistungen 

tiis> 

gesamt 

danutai 
fOr An« 
gehörige 

Ins- 

gasamt 

darunter 
rOr An- 
gehörige 

Familie* und Wohnung . . • . < . 

60365 

H927 

41096 

2878 

45\ 

2560 

Kmder ... ^ . 

2S14I 

19294 

18808 

1951 

5 

1897 

Ebegattm . . 4 . . . . 1 . 

26598 

26245 

26178 

40 

40 

)tS 

MmtersclHrft * . . . , . , . . . . . 

2209 

lllO 

tos 

887 

407 

212 

Wohnung 

8417 

8279 

2 

- 

- 

1)8 

('«csundhcit 

9II58 

?8157 

28 

46656 

15197 

6166 

Vorbeugung 

5147 

1561 

4 

22)2 

622 

1)54 

Krankheit . , . - ^ . ♦ . . 

62745 

19140 

7 

40582 

1)935 

)02) 

Arheitsunfaii . 

12)28 

8412 

- 

2417 

- 

1499 

Invalidität (allgemein) 4 - . . . - - ; . - - 

109,19 

924) 

16 

1405 

640 

291 

lUrurhäftigung - . 

9I?I 

5750 

\5 

1595 

54 

1988 

Berußiebe Hildung . . » ; , ^ ^ i i . . 

; 5182 

))06 

14 

1126 

7 

750 

Mobilität 4 ..... 4 . 4 . . 

786 

196 

- 

97 

- 

49) 

Arbeitslosigkeit 

Uö) 

2248 

/ 

171 

27 

744 

Alter, .... 

7?()V6 

70966 

toi 

128 

- 

2005 

Iltmcridicbcnc . 

HldO 


52878 

88 

K8 

869 

Folgen politischer Fixngnisse . . , . ^ ^ ^ = 

I42Ä? 

12744 

6097 

914 

64 

605 

Sparförderung 4 ..... 

9^50 

95}0 

- 

- 

- 

— 

insgesamt - . . . < . . . ... 1 . , . . 

291704 

225476 

84217 

T2037 

15855 

14191 


*) siehe Anmerkungen Seite 227, Seite 259 und Seite 331 


Finanzierung nach Finanzierungsarten und -cpieiien 
Sozialbudget insgesamt 
in Millionen DM 


Tabelle n~6— 76 
1976 


FinanzierungsqueUen 

insgesamt 

Beiträge 

Direkt- 

leistun- 

gen 

Arbeit- 

geber 

Oflenl- 

lidia 

Mittel 

(Zuwei- 

sungen) 

Vermö- 

gens- 

ertröge 

Son- 

stige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

sicherte 

Arbeit- 

geber 

Unternehmen . 

88055 


51171 

51052 

505 

2462 

1665 

Bund ..4.4.............. 

82288 

- 

5357 

6429 

71597 

1125 

- 

I.andcr 

40527 

- 

5489 

15881 

22489 

459 

8 

Gemeinden ..... p ... . 

21977 

- 

4990 

4706 

11701 

558 

25 

Sozialversicherung . 

1598 

- 

1285 

- 

- 

85 

52 

Private Organisationen ^ ^ 

1747 

- 

1440 

267 

17 

19 

4 

PrivaR' Haushalte . i ; ; . 

61704 

60446 

551 

205 

- 

278 

244 

Übrige Welt . . 4 1 4 ..... 4 4 ... . . 

75 

45 

5 

- 

15 


10 

insgesamt 

297550 

60491 

67447 

56521 

106125 

4984 

1983 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle III— 0—1 


Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Sozialbudget insgesamt 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



l.FJSTUNGF,N 



r.inkommcnslcisTiingcn ............. 

89742 

1 32920 

147558 

159874 

225476 

hufpfiJ , . 

8S8I6 

75/W/ 

145922 

156741 

223333 

fhtmalig ^ . 

926 

1409 

1636 

3134 

2143' 

Sachlchirungcn ................ 

I.W? 

27689 

34146 

38110 

52037 

Ran’rstattungtn ■ , . . . ^ ^ ^ » 

260S 

4898 

6427 

6871 

8664 

Wanrti- und Diensiieisruugcn . . 

12848 

22791 

27719 

31239 

43373 

Allgemeine Dienste und Leistungen ... 

S*27 

8434 

9573 

10692 

14192 

Zuschüsse . . 4 i i . . 

464 

79S 

930 

1103 

1505 

WaßNuhnten . . - , r 

I45S 

229>^ 

2701 

2992 

4219 

Innerer Dienst . 

nw 

5747 

5942 

6597 

8468 


• 

- 

- 

- 

- 

insgtsamt . 

110622 

169043 

191278 

208676 

291704 



FINANZIERUNG 



Beiträge der VcrsichtTti'n ^ ^ 

20182 

34941 

39021 

42909 

60491 

Beiträge der AriicitgclHrr , . . ........ . 

21042 

36615 

43402 

48059 

67447 

Dia*ku* Iriistungcn licr.ArbdtgdxT . ^ . 

21810 

36445 

41497 

44626 

56521 

Öffentliche Mincl . . ► c . . . 

46897 

62021 

69002 

74491 

106124 

VcrmögcTtsciträgc i. . . . » . . 

2356 

3164 

3285 

3662 

4984 

Sonstige I.intwh men 

1896 

1907 

1980 

1967 

1985 

Verrechnungen . . . 

- 

- 

• 

- 


insgesamt 

114383 

175093 

198187 

215714 

297551 



FINANZIFRUNGSSAI.DO 


Vermogvn.sverändming . . , . . - , - 

4-3761 

4-6050 

46910 

+70J9 

4-5847 



VÜRRrCHNtNCÄAÜSGABr.N’ 


imgr^n« 

- 

- 

- 

- 

- 



VERRFX.HNl'NGSEINNAHMFN 


imgoamf . 

- 

- 

• 

- 

• 

Vctnrhnun^iuiklo ■ 



““ 
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Tabelle III— 0—2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
Sozialbudget insgesamt 
io MiUioneo DM 


Punk ü onen/Quel len 

IS65 

1970 

1971 

1972 

1976 






LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Fa milh? und Wohnung , * . 


- i w. * 


10073 

^8236 

41189 

44490 

60365 

Kmäer , , , 




um 

15U1 

16483 

/74rfi 

23141 

Ehcgaltcn . 




11764 

mro 

16693 

18114 

26599 

MvtttTScbaff , . * * . , 




942 

U05 

im 

1711 

2209 

Wabnmg - - , 




4998 

6129 

6528 

7204 

8417 

Gcsundlidt , 




llöOO 

52254 

61237 

67I9I 

91 1 59 

yprbeugimg , ^ ^ ^ ^ - 




i79S 

2B0S 

3333 

3827 

5147 

Krankhtfit ........ 

- i • * 

W i W , 


20489 

2S400 

42234 

46354 

62745 

Arhmswifdt - . . * 




4662 

7172 

8300 

9160 

12328 

Jiwalidität (aUgevif in} 




4656 

6877 

7368 

8051 

10939 

Beschäftigung . * « - - - . 

. < < « 

„ ■ i • 


1784 

4601 

5831 

7376 

9131 

Bcrußkht* Biiätmg , . , . 


. - - f - 

, 

480 

1774 

sm 

4(8)7 

5182 

Mohilftär . r . • . 

1 1 

r . 

. 

U2 

J9I 

420 

339 

786 

Afbeitstosigknt . . . 




un 

2436 

2213 

283 ( 

3163 

Alter , , 




24467 

39704 

43891 

48122 

73096 

Hintetftlicbcnc: . 




1 1 S6S 

I94t>4 

21547 

33651 

34160 

Folgen politischer Ereignisse . 


- - 


9082 

10544 

11138 

1 1575 

14263 



. , , , - 

T 

2 on 

4300 

6345 

6071 

9510 

imgesamc . 


4 ; «• «, 

:? 

1 IÜ622 

169043 

191277 

208577 

291704 






FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Uotcmchmen i ^ 

4 ^ w ' m 

« 4 . V % 


3Ö852 

52240 

59740 

65341 

88056 

Rund . 

, ^ fc 

ft- T< >- ft « 


ni3i 

44095 

49470 

5J405 

82288 

Läntler . * - . 




21777 

27417 

31032 

33542 

40327 

Gemeinden .. ^ . 


* ^ , 


6950 

l 3896 

15890 

17266 

21977 

Soziaivcrstcberung . . , , , 




421 

712 

969 

1028 

1198 

Private Organ isattonen , 




463 

950 

1 102 

1210 

1747 

Private Haushalte - . - 


* . « • # . • 


20750 

35725 

39898 

43860 

61704 

Übrige Welt . . . , . ^ 4 

. . r .: 



38 

59 

86 

58 

75 

insgesamt « . - ^ . . 




114382 

175093 

198187 

215710 

297550 



— 

- 
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T a b e 1 J e III— I—l 

Leistimgen und Finanzierung nadi Arien 
Soziale Sicbenmg 
ln Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

>971 

1972 

1976 



I.EISTUNGf?»; 



rjnkommcnskivTung.cn . - . . , . , . . , 

y70f6 

90163 

1001 u 

109864 

164507 

hufrtui 

S6607 

i90H 

98786 

107090 

162787 

^fiinatt^ .... ............. 

449 

U19 

1325 

2773 

mo 

S.^ch(civtungcn . . i ...... . 

1322T 

24031 

29998 

1?577 

45934 

Baretsminngfn . f . ^ , p, ^ . 

t664 

3m 

4671 

5044 

6616 

Waren- und Dkmilmrunpiim ... ..... 

IIS57 

20682 

25327 

28532 

393t8 

AI Igcmctnc Dienste und Lcisiüfigtn 

sm 

T^^6 

6m 

6750 

8778 

Zusebüssr * . . , . . 

2U 

404 

480 

588 

725 

Maßnahnicn - . . 

416 

69S 

831 

966 

1326 

InnrrrerDirmt 

2702 

4257 

4712 

5/96 

6718 

Venechnurrferv t , . * . . . * . . * 

- 

- 

- 

- 

— 

msgesamr . . ^ ^ * . 

7J647 

119540 

H6t52 

150189 

219219 



FINANT/II^UNG 



Beiträge lief Versiehe nrn . 

aoj?7 

HU9 

18931 

42805 

60261 

Beiträge der Afheirgeber . * , . . . r . 

Jt042 

mis 

43402 

48059 

67447 

Direkte Ul st ungcnilcrAiiHritgdxrr , ^ . r . . 

IBSJO 

J2J85 

37062 

39862 

T02JJ 

ÖfTenilichc Mmel 

t401f 

17579 

19217 

21585 

40660 

Vcrmcigeniwnträge , , . .... 

im 

^ 3155 

3276 

3652 

4972 

Sonstige r.rnnith men 

Hl 

708 

752 

B04 

961 

Verreehnun^nt . 

247 

3«5 

421 

460 

f28 

iitsgcsamt . 

77409 

125592 

143062 

157227 

225065 



FINANZIP.RUNGSSALDO 


VV’rmngenwcräniicrung 


4-6052 

+6910 

+ 7038 

+5846 



VeRBECHMiNOSAVSOAB^N 



- 

- 

- 

- 

- 



V MtKKCHNtNG^ElN'NM 1 MEN 


üäuiaig^irrrcdii) tmgen 






yO( Kncp<J^ktvwrHiT|[un^ . 

100 

I|0 

m 

J 1 9 

2TB 

ytJj t.i|SlTTilU%|[ll.-Tcll 

\9> 

le 

it 

II 

9 


10 

44 

48 

n 

It 

•W»5 JupttMlIilirL* 

n 

+7 

50 

14 

fl? 

-Hl? 

- 

4 

7 

to 

n 

■«04 Vl'iilin^kr 

j 

7 

10 

IJ 


■Mir öiknHkUi 

r4 

n 

71 

8t 

n 

Vrmntwgfveravhftungm 






«01 

li 


n 

hf 

u 

401 Sn^ülhilüc 

i 

* 

1 

J 

i 

imgöamt 

M7 

ns 

422 

4iS0 

J2f 

V'crm'hnimpstkio 

1*247 


f«2 

^4^ 
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Deutscfaer Bimdestag — 6. Wahlperiode 


Dradcsadie VI/3432 


Tabelle III— 1—2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzterang nadi Quellen 
Soziale Sichenuig 
in MUlionen DM 


Funktionen/Quel len 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 












LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und W«>hnung . 

• 4 f 





, 




MK>^| 

1209 t 

M56^ 

14419 

24544 

Ktmier , 










68 tS 

1864 

869 t 

9162 

/75V5 

Ebfgatten , i . . . 

. . 4 






■ 



2il9 

2976 

5/59 

t594 

4604 

Muttenebafl 

. 4 » 

. 

s. 


1 



» ^ 


90S 

1247 

t$26 

16$) 

21)2 

Wohnung . ^ o 

■» f a 




- 

• 

• 



9 

6 

8 

9 

t) 

Gc^undlicit . . . . - 








_■ - 


2)1236 

47286 

55707 

61524 

84 199 

Vorbeugung . . . , , 










mi 

1746 

216) 

4?575 

5562 

Krankheit . . . , 










19487 

5/969 

406$ t 

4465g 

60690 

Arbeitsunfail . . . . 










4in 

6786 

7624 

34. n 

11)71 

invaliditat <ailgemehi) 


* 



- 





.t626 

498^ 

5268 

5862 

8^76 

Beschäftigung . . . 


... 



• 






3641 

4HK 

5^05 

fttvg 

Bemflicbe BtUung 


. 



• 


- 



tS2 

997 

1926 

2)$S 

2889 

Mobilität > .. 



y 


• 


. 

• m 


U2 

m 

419 

$)8 

73$ 

Afheitslostgkeit . 

. . , 

- 

- 




• 

• ^ 


1084 

22$) 

200t 

2614 

292$ 

Alter , ,, . - , , 










i219^ 

37374 

41389 

45306 

69992 

iJinterldicbcnc . 

. . » 




, 





I.Ü6I 

18514 

2060? 

22636 

32900 

Ffdgcn politischer Ereignisse » » 


«; 



• 

, 

• • 


44Ä 

631 

741 

801 

1185 

Sparförderung . 


• 



- 

e 

-- 

% « 


- 


- 

- 

- 

insgesamt • * ^ • • 










7J647 

119540 

1361^2 

ItOIVU 

2I92I9 












RNANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmern ..... 










26662 

47175 

54352 

^9680 

81012 

Buml - y. , 










1795 t 

22861 

2567T 

285B2 

5006/ 

l.än(kT . . 

. . ^ 








7114 

11520 

13366 

14503 

1851 5 

* e f ^ 


* 

t* 





-* -4 


1901 

6467 

7497 

8|<C 

i(h;9 

Sozü^^^ttrp^ ^ , , 




t 

♦ 

- 


- - 


419 

709 

966 

1025 

1394 



y 

. 

• 

• 

♦ 

, 

. . 


461 

947 

1099 

1207 

1743 

Pnvatcflamlialrr . . . 










2<>6K 

35473 

39622 

4/559 

61242 

ÜhhgcVVcIt . . . . . 










38 

55 

81 

53 

TO 

insgesamt. 

77162 

125207 

142640 

156763 

224536 



I 
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in— 10 


Allgemeine Systeme 
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Drudisadie VI/3432 


Deuisdiex Bundestag — 6. Wahiperiode 


Tabelle lU— 10— 1 

Leislungen und Finanzierung nadi Arten 
Allgemeine Systeme 
in MiUtonen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Eifikommcnslcistungfn ^ . * 

iJlTO 

50594 

55569 

61915 

105187 

hi^enä . . ... . , : . p , , 

^288^ 

49500 

S4285 

59/56 

WIS28 

nnmalig , . , , 

427 

/094 

U84 

2S60 

1658 

Sachleistungen ^ 

\Zi9S 

22504 

28164 

JlÄOj 

45282 

Harerstattun^n ; , . 

875 

1885 

2908 

//46 

4065 

Watrrh umi Dienstiästungrn . . , - ^ . 

11520 

20619 

252f6 

284S8 

$92!6 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

lUt 

ms 

4459 

5027 

6545 

Zusebßssv r . » . 

2J2 

4Ü2 

47p 

$87 

7// 

Maßnahmen , , . ^ ^ , i 

4JS 

676 

818 

952 

IJ09 

!fmem Dienst _ 

/72/ 

286? 

sm 

$488 

4 m 

V'tnechnimgen , . . * - ^ . . = = . 

I04f 

2085 

1240 

2114 

5T!6 

iftsgesamf , , . . , 

49tl8 

79128 

90452 

100860 

1 56 J48 



FINANZIERUNG 



Beitrage der V’efiidietten . ^ . 

19450 

5J906 

57886 

4i696 

f8927 

Beitrage der Arbeitgelx'r . c . . , 

I947J 

SJ97T 

40596 

44827 

65157 

Direkte Leistungen der Arbe»tgd>cf . 

149 

220 

255 

287 

591 

Öffentliche Mittel 

9714 

10708 

11954 

U65r 

28754 

Vcrmögcnsciträge - , . 

isn 

2211 

2J00 

2580 

5781 

Sonstige Einnahmen 

445 

571 

604 

649 

765 

Vcrmrhnungcn ^ , 

689 

2!«Ü 

ms 

2749 

4290 

1 «ti « « »ipB «>« * B 

51759 

85795 

W9I0 

IÜ6445 

160064 



finanzierlngssaldo 


VermögensveiSndcmng . » . . . . - , . . 

^262\ 

+4665 

45478 

45585 

4 5916 



VF,RRFC:tfNUNr.SAÜSGAftrN‘ 


LcmunpvcfTccfaniinfcn . 






Lmeclilinv^Hliing , . . 

n 

1:2 

14^ 

UV 

2if 


61» 

HI6 

im 

U4I 

22 H 

1 1 1 P'enjSNftri ^ 

I»7 

3m 

m 

$6A 

fOV 

IJ2 Fiiifillii^stJUÄcUlane . . 

149 

im 

m 

210 

170 

Hl BdliUftüi . , , . 

14 

23 

H 

19 

If 

imgoumi 

IW 

mf 

2240 

2114 

IIU ' 



VHRREOIMUNCSEfSiVAHMEN 


LeiMiingivcnTehmiiqirn 






m K fni|lpscfitlt 1 RiiTinT!.vrrskfM;rT»ng 

9 V 

t7t 

175 

IS4 

27(1 

KncgwipfcivtTwrgunjj 

61 

Mi 

Hö 

IfO 

lU 

ildtf^vcttechnuaitea 






HO F^mfitrltf(im;9lihnig 

214 

H40 

HJU 

Ulf 

im 

1 2 1 Kn3ippH:h.ifi ^teive tUtifenvers tclhrnui^ 

29t 

5VV 

7SS 

»Oft 

1516 

VcrwnltunpvcfTCdMiungtn 






tlO I:.nr|re1[ri(irt/.ih{unß 


91 

15 

J7 

4J 

101 Kii«|[iw.)prtTii-tfm»rguiij^ 

tt 

If 

15 

IT 

2/ 

401 SDjdjiOtilfe 

1 

1 

1 

1 

1 

uugesjunt 

6#9 

J180 

15J^ 

274V 

42Vü 

VrrTVchAunp)«Uü 

-m 

4 Vf 

4 295 

*4JJ 

+ 1154 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/3432 


Tabelle HI— 10— 2 

Leistangen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Allgemeine Systeme 
in Millionen DM 


Punklionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung . , . . . * - . . 

5051 

5854 

6884 

7554 

19526 

Kinder r, i ^ - 

m6 

41 54 

4994 

5268 

16744 

Ehegatten . . 

225 

294 

437 

492 

557 

AtutTersebafr . , * , - . * , ^ . 

S72 

11 SO 

1444 

1564 

2012 

VVohntmg • . . ♦ ^ ^ ► v i; - 

9 

6 

8 

9 

13 

Gesundheit 

21685 

52742 

58902 

43568 

59955 

Vorbeugung 

650 

878 

1154 

1499 

2115 

Krankheit 

15502 

2SS44 

28905 

32129 

4382 t 

Arbeitsunfali . . * 

2950 

4069 

4732 

5341 

7203 

Invalidität (aUgernerrO 

27H4 

5950 

4tn 

4598 

6795 

Bc^schäftigung . . 

1541 

5555 

4257 

5587 

645« 

Berufliche Bildung . . 

ISO 

992 

1921 

2347 

2881 

Mobilität 

152 

590 

419 

538 

785 

Arbeitslosigkeit ........ ...... 

1059 

2152 

1917 

2502 

2791 

Alter . , . . . .... - , . 

12009 

21785 

25662 

26216 

45478 

Himcriiliclicnc ...... 

7649 

12601 

15845 

15 543 

2Z780 

Folgen politischer Ereignisse . . . . ^ ^ 

5^8 

546 

645 

698 

1056 

Sparförderung . . , . ^ . . 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . . ^ . ....... 

48095 

77045 

88192 

98546 

155012 



RNANZIERUNG NACH QUELLEN 


Umcmchmen . . .... 

16955 

28906 

55715 

57L^6 

52562 

Bund . . . w. i. . . - , , ; 

11618 

13821 

14445 

16428 

52869 

IJnder ..................... 

VÜO 

1659 

2086 

2525 

3406 

(icmeinden ....... 

1194 

2465 

2909 

5188 

4542 

So/ialversichcrung 

57ü 

658 

879 

952 

1265 

Private Orgdntiationen . . , , 

t68 

765 

906 

iLKit 

1457 

Private Haushalte . . i . 

19656 

5450f. 

585.55 

42210 

596114 

Übrige Welt . . A . . • , . , . . ^ .. . . .♦ 

11 

55 

Hl 

^5 

TO 

insgesaiiit 

51070 

8161) 

95575 

IÜil6V0 

155774 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle Vl/3432 


III— 101 


Rentenversicherung der Arbeiter 

Besdirieben werden die Leistungen nadi dem Vierten Buch der Reichs- 
versicherungsordnung und Nebengesetzen (insbesondere Fremd - 
rentengesetz und Handwerker Versicherungsgesetz). 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972; 
berücksichtigt wurde darüber hinaus; 

— Renten werden jährlicii an die allgemeine Bemessungsgrundlage 
des Vorjahres angepaBt« 

— Wanderungsausgleich an die knappsdiafUiche Rentenversicherung 
wird fortgesetzt, 

— ab 1. Januar 1973 gilt (vgl. Rentenreformgesetzentwurf Druck- 
sache VI/2916): 

eine flexible Altersgrenze wird eingeführt (Alter 63, 35 Versiche- 
nmgsjahre). 

neuzugehende oder umzu wandelnde Renten an Frauen werden 
für jedes von ihnen lebend geborene Kind um einen Zuschlag er- 
höht, der der durchschnittlichen Rentensteigerung weiblicher Ver- 
sicherter für ein Versicherungsjahr entspricht, 

Renten mit einer Versicherungszeit von mindestens 35 Jahren 
werden auf 70 v. H. der persönlichen Bemessungsgrundlage ange- 
hoben. wenn diese zwischen 40 und 70 v. H. beträgt.' 

— Im Jahre 1972 werden die 1968 und 1969 einbehaltenen Beiträge 
der Rentner zur Krankenversicherung zurückgezahlt (vgl. Druck- 
sache VI/2919). 

Die Rechnung ist entsprechend den übrigen Institutionen des Sozial- 
budgets im Soll-Verfahren erstellt worden. Insofern bestehen Abwei- 
chungen zum Rentcmanpassungsbericht (Drucksache VI/3254). Ferner 
wurde unterstellt, daß einerseits alle Berechtigten von der flexiblen 
Altersgrenze Gebrauch machen, andererseits aber durch andere Ar- 
beitskräfte ersetzt werden. 
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Drudisache Vl/3432 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle tU— 101— 1 

Leistungen und Flnanzlening nadi Arten 
Rentenversidierung der Arbeiter 
ln MllIloDd DM 


Arien 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISrUNGEN 



EinkjomnwiiskisTungt^n . . , , . 

14620 

24543 

26497 

29156 

45714 

laufend 

t457i 

24469 

26417 

23551 

45534 

emmali^ . . 

47 

74 

30 

325 

IJO 

»Sachleistungen . ► ^ * - = • • , . . . 

mi 

1118 

un 

1429 

m\ 

Barerstatt urigen . = ^ ^ ^ ^ ^ . 

iit 

15J 

145 

125 

145 

Waren- und Dwnstletstungcn ,4 . ► c . 

970 

965 

Hm 

1104 

tTÖ6 

AilgemtMTiti Ditjnstc und l^wrungen - * . 

J44 

514 

m 

6U 

824 

7,uscbiisse . . . > . . 

Z8 

4/ 

45 

52 

63 

Maßnahmen. , . , - , 

65 

5$ 

60 

6S 

84 

Irmeruf Dienst . . i ^ ^ 

ZSI 

4JS 

430 

517 

672 

Verrechnungim ^ . i - - , ^ 

m4 

SS9S 

6746 

6168 

9136 

tnsgesame . . . * . . * . - . . . . . : . * . 

198JI 

11790 J50J7 J7J87 

FINANZIERUNG 

57525 

Bei trage der Vers ichcrcc-n 

7 ISO 

I23Ü1 

14019 

14719 

20114 

Beitragt der Arbcitgdicr 

7220 

12848 

14524 

15248 

20907 

Dtrekct Leistungen der Arbeitgeber . , . * • ; - - 

- 

- 

- 

* 

- 

Üffcntlicht Mittd 

4992 

6359 

6727 

7973 

1 1407 

VerrnogenscTtTäge - - - * * . 

827 

602 

650 

665 

582 

Sonstige Einnahmen . » • , ^ * 

38 

l 

f 

- 

- 

Verrechnungen^ ^ , 

77 

652 

715 

773 

2626 

insgesamt • . , . , < ^ , 

20294 

12765 16660 19179 

FINANZiHftUNGSSALDO 

55815 

Vermngensvenindtrung ;* ^ 

+ 44J 

+975 +1623 +1792 

VmECt f N L'NCKAOSG AB EN 

-^1690 

Lctsnjngss^cfFechntvi^ 






tUj£ lUTitcrir\Tt^ithcfyiigdfr,%ig(^Tirl|icri 


«40 

«15 

«10 

«75 

ID? Kfiinlumvt'rfithcruitg 

144 

210 

215 

zfi 

181 

1 IO rj\r^ttftirt:ti;f|iturig 

U 

10 

2 ü 

n 

28 

1 2 J K tejipsidiitftlkht RaULtivitfeicJietMti|t 

4»7 

IH? 

UZI 

U19 

1751 

tM Pcfwiwft 

M 

fO 

dü 

«J 

81 

tlZ l'umilimKMfwlilägi' 

n 

44 

47 

5t 

17 

t H Bi'üiilfvn 

- 

t 

f 

1 

4 

Bt^ngsvcnvrhnunfni 






JOJ ttmntjt.ntivnKhunmg 

tm 

1717 

4m 

mo 

5971 

Verwinttjp» et toI intmgtin * 



145 



lOt Kran>«:nvTr*Khcnmg , 


112 

15 « 

201 

rmgesamr < ^ ; 

m4 

1591 674« «Ml 

V'ERRECl 1 M^NGS HIN N A^l MEN 

9116 

t.4rulung»vefTCcliiming«n 






lOi aLviicttivmiiclurrwi^ lIlt Aitjirndlien 


- 

0 

0 

1508 

10+ LJi/jill'iCJ^lclicriiftg 

1 

- 

- 

- 


I2i Knup|iaa'hditlb;Liitir ftcnlenvmi^ , , 

7,f 

11 J 

HO 

\39 

201 







HD Hjatgejtlvftijlüunß - , 

=" 

rio 

6UT 

m 

91 f 

imgmmi 

77 

«52 

7!J 

77! 

t6U 

Vei mliniDtg^L^dft 

-57f7 

-4HI 

-'«Ol 1 


-«Jlö 
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Deutscher Bundestag — Wahlperiode 


Orucksadie VI/3432 


Tabelle III— loi— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Rentenversicherung der Arbeiter 
in Miilionen DM 


FimktionenyQaetten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 






LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Fitmüic und VVohnun| 

« 9 



<U)I 

H}K 

9tl4 

979 

I3UÜ 

Kirtäer . . . , w . 

. . 1 t k. 

• 1 *: 

. 

m 

824 

m 

960 

/475 

Ebegatteti . ^ .. 


. «. .. 

, . 

10 

iO 

11 

U 

18 

Miitrersvbaß 




- 

- 

- 

- 

- 

Wphntmg . i V . • ;* 




6 

4 

5 

6 

8 

G^undlidt 

1 1 f 1 - 

• 

, ,, 

J549 

4449 

4812 

3496 

7696 

l'pfhi^ugmg ,, . , , r 



^ , 

i2l 

JfS 

m 

47S- 

619 

Krankheit . . . . i * . 




fOlO 

10S4 

U42 

im 

mi 

Arteitsunfall . . ^ ^ 

* ^ ^ . 

• *. » 

- :• 

nj 

179 

m 

248 

J06 

InvaiüiiTät (aJJgeman) 


. ^ ^ 

« ^ 

2046 

286f 

son 

S4ß2 

fO}4 

Bcschäiugünir 



- 

1 

87 

96 

T17 

133 

Brrußtebr BiUtmg 

. , . . 

« ♦ - 

o * 

! 

8? 

96 

i(7 

ISJ 

Mohilität , 

- - . 



* 

- 

- 

- 

- 

Arheitslosigkcif . . * . - 




- 

- 

- 

- 

- 

Aller ^ . 1 .V . 

1 ' 1 - 

J • ■ 

V j 

729Ü 

1 1 HO 

14433 

13951 

23998 


_<• - ► ► 

*•' * * 

.* • 


7U7J 

7661 

«472 

12447 

Folgen poimscbtfr Eragnw^te - 

- * 

• - 

- 

1 218 

if5 

3A3 

J94 

393 

Sparföid^ng ^ v ^ 

_ ►. 

: • * 

^ - 

- 

- 

- 

- 


Insgrsami i * . . ^ ^ . 




16017 

i6m 

2B291 

31418 

48389 






FINANZIERUNG NACH QUElliN 


Umemchmen , . . , , 




S$97 

10819 

1 1942 

12330 

17033 

Bund 




5241 

726« 

779f 

9093 

12913 

Länder > . 




242 

m 

440 

TT C* 

470 

629 

Gemeinden 




41V 

83 S 

987 

1032 

1138 

Sr.rtial Versicherung . , - < . 




124 

m 

(40 

349 

437 

Private OrganiHarhmen , , , 




70 

1?0 

143 

133 

206 

Private Haushalte . . , . * 

, ». ^ 

* i :• 

i - 

7220 

I249J 

14266 

14976 

20610 

Übrige Welt 

. . . 

• * * 

_: ^ 

f 

- 

- 


- 

langesaint > « . ^ ^ . 

1. > : - *: *■: 

. * * 

■i ^ 

20217 

izn; 

15725 

t««05 

33209 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/3432 


in— 102 


Rentenversicherung der Angestellten 

Besdirieben werden die Leistungen nach dem AngeslelUenversiche- 
nmgsgesetz und Nebengesetzen (insbesondere Fremdrentengesetz und 
Handwerkerversidienmgsgesetz). Im übrigen gelten die Ausfühnm- 
gen zu III — 101 ^Rentenversicherung der Arbeiter", 


Anmerkung: 

In der Rentenversicherung der Angestellten wurde 1971 ein Betrag 
(Einkommensleistung) anstatt der Funktion AUg. Invalidität der 
Funktion Arbeitsunfall/B^rufskrankheit zugeordnet. Betroffen davon 
ist in erster Linie die Tabelle ni — 102 — 2 , daneben die Tabellen 
n— 2— 71, U— 2— 72. U— 2— 76. 0—5— 71. 0—5—72. 0—5—76, 
IO — 0 — 2. IO — 1 — 2. 01 — 10 — 2 » Hier sind folgende Beträge ab- bzw, 
zuzusetzen 



Funktion: Arbeitsunfall/ 
Berufskrankheit 

Allg. Invalidität 

1971 

-194 

+194 

1972 

-233 

+233 

1976 

-336 

+336 


Im Textteil mit seinen Übersichten sind diese Korrekturen vorge- 
nommen worden. 
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Deutscher Bimdestag — Wahlperiode 


Tabelle III— 102— t 

Lelstungeii und Finanzierung nach Arten 
Rentenversicherung der Angestellten 
ln Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISmNGEN 



EinkommensIcisTungen . ^ . . . - , , 

8192 

14034 

15410 

17220 

28272 

lauftnä ^ ^ ^ . 

Bt69 

U992 

imi 

167}8 

28187 

emnidlig 

2} 

42 

49 

48f 

8S 

Sachleistungen , . , < , , , 

430 

m 

690 

756 

1063 

Baremattungeii : * i , v * - 

78 

94 

I/O 

it9 

150 

Waten- und Dienst leist imgeri . . 

m 

487 

SSO 

617 

9t3 

Allgemeine Dtenste und l^düiungcn 

141 

m 

327 

346 

436 

7.uscbüsse 

lÖ 

2t 

2t 

23 

53 

Maßnahmen , 

- 

ts 

Ji 

32 

38 

Inmfer Diffist - ^ 

ut 

240 

275 

29t 

365 

Verrechnungen . , ► , , . . . . . ^ . 

800 

154« 

1934 

1881 

4411 

insge^mt 

9«1 

16419 

18361 

20203 

34183 



KINANZIERUNG 


Beiträge der Versiehenen . ... 

3 «7; 

S046 

9302 

10202 

15419 

Beiträge der Arbeitgeber .... 

3545 

8280 

9813 

10759 

16282 

Dinrktc Ijcrstungen der AibeitgcW 

* 

* 

- 

- 

- 

Öffentliche Mittel 

1223 

P16 

1063 

1841 

2617 

Vcrmögciisen räge ..... ......... 

505 

883 

tOül 

an 

2405 

Sonstige Einnahmen , , . . > > ^ . , . , ... 

14 

21 

60 

4 t 

21 

Vcmjchnungen 

1723 

956 

995 

1032 

1254 

insgesamt . ..... 

10885 

19102 

22214 

25088 

37998 



FINANZIERUNGSSALDÜ 


Vermögen sveranderung ^ . 

+ 1322 

+2663 

+3873 

+4885 

+ 3815 



VKRÄHOINUNCSAUSGABEN 


t^imun^ÄvciTTctiniwipcfi > . . . ’ 




1 


tOl WcnTenvwtibrninjjdcTArtKiicr . . t . . 

- 

- 

6 

0 

I50B 

iOI Krainbsiiim^uhmiitg < - t ^ ^ ^ 

fl 

41) 

40 

44 

69 

MO tmgrJt1arn!jhltm|r .... ..... 

1 

7 

9 

10 

H 

III KrupftiicliAfiikJbr ^ V 

lli 

197 

ii? 

111 

44^6 

Ul Fcmkri 

i 

m 

a 

IJ 

17 

U2 f'jiTnirimuwhIlgc - . 

« 

u 

14 

If 

M 

IJJ r 

\ 

J 

2 

2 

t 

B«itng!ivcnnrhrtungc!n 






101 Krafilunvmifhiffting , 

m 

mi 

1440 

im 

11K3 

VerwiliuigivcTTDdinungcn 






10 J Knnlictivmcchcning 


87 

100 

14 

141 

inaj^um ► . . . . 

800 

If4i 

I9S4 

tIBl 

4411 



VlUllUXHNUNOSnNNAltMEN 


1.cUiiJnjpv«fYectmuignt 






J01 Rentcnvmichcnmg litr Aibaicr . . 

rfii« 

S40 

eJt 

636 

m 

IDJ KrinkxdtvL'ritcbcriiiig . . . . 

- 

* 

T 

1 

\ \ 

104 UnfdlvtifMichemAg 

1 

1 

I 

t 

t 

JIl Kjuppkhdrlkiu^ RDUerivtfVid^ . 

|4 

14 

It 

39 

41 1 

101 KiiK^>apfei\tnut|;wng 

- 

1 

' 

1 

l 

Bcii]DifyvotnktutURg«n 






110 KtitgeOlurr/dl'iluiig 

141 

190 

SSO 

570 

m 

imgeumr 

ins 

9$4t 

99f 

löjl 

\2S4 

V vTTveknungaMid» 

+4U 

-sn 

-?J9 

-149 

-1158 
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PeutsdiGr Bundestag — ö. Wahlperiode 


Oracfcsadie Vl/3432 


Tabelle III— 102— 2 

Lelsltuigeti nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Rentenversicherung der Angestellten 
iD Millionea DM 


Funkt j pnen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1076 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Fa und Wohnung - , , , 

U6 

ICK) 

!09 

1J7 

547 

Kimkr 

22) 

2P? 

m 


5/9 

Ehfgjtten . , > - r * .. , , . . . , , , , ^ 

- 

1 

2 

2 

3 

Mutttrscbaft , , , - , , 

*- 

- 

- 

— 


. . i * , . , » , . ^ i 

i 

2 

.? 

s 

5 

Gesundheit ^ ^ ^ ; .... ♦- i. ♦ -a 

1237 

1 776 

mn 

2289 

335! 

i'ori>t*ugung 

109 

164 

f92 

in 

m 

Krankhat . _ . . 

Mif 

498 

S88 

64) 

m 

Ärbvitsunfail . - . 

22 

2S 

222 

268 

m 

invaUJität (ullgftwtn) . . , 

7)8 

W89 

itm 

it6? 

1762 

8esi‘h*l|[tigüng - . . 

5 

14 

17 

19 

27 

BcTlißicbv BiUUÜg * . , . . , . i ^ 

J 

(4 

17 

tP 

27 

Mobilität . r - rt ^ 

— 



- 

* 

Arheitsiostg^it . - 

— 

- 

- 

- 


Alter . . . . 

4719 

U2i 

no9 


»7481 

UrmcHdichtne r ^ 

2491 

42 f 6 

4717 

5 >58 

au2 

Folgen p<:jlit»wtH?rFn*igiuisv 

ItJ 

*20 

\n 

165 

154 

Sparfordening . * . - ^ ^ ^ 

** 

- 

- 

— 

- 

msgesami _ . . . , , . ^ . 

8761! 

14891 

16427 

18322 

29771 



HNANZIERUNG NACH QUELLEN 


UmemditTOT , , , , 

24iT 

is\6 

6476 

7149 

1 1059 

Bund . . ........ . . _ * t . . - . . . 

\61f 

iin 

2012 

2942 

4485 

IJndcf 

IÄ4 

840 

107? 

1 192 

1861 

Citfmnmlcm - - . . , , . . . - - , ^ ^ . 

Ui 

1 L4i 


1449 

1239 

Sij/äalvTir^icfurning , ^ ^ ^ ^ ^ 

iu 

247 

m 

?4Ü 

486 

PrivHTv Organtsaciunen . 

206 

480 

581 

617 

965 

Private HausliAlie ............ 

?948 

8115 

nn 

103 1 1 

1560» 

CbrigeWclt . . 

- 

25 


3 5 

50 

Insgosamt . . r v - ^ * . v , ^ 

9162 

18146 

212« 

24052 

56744 
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Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI 73432 


in— 103 


Krankenversicherung 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Zweiten Buch der 
Reichsversicherungsordnung und die Auftragsgeschälte der Kran- 
kenkassen nach dem Mutterschutzgesetz. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972^ 
berücksichtigt wurde darüber hinaus: 

— ab Juli 1972 werden selbständige Landwirte, mitarbeitende Fami- 
liencmgehörige und Altenteiler — etwa 2,4 Millionen Men- 
schen — in einen umfassenden Krankenversicherungsschutz ein- 
bezogen. 
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Drodcsadie Vl/3432 


Deutscher Bündestag — S. Wahlperiode 


Tabelle IH— 103— l 

Leistungen und Flaanilenmg nach Arleti 
Krankenversicherung 

lit Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

im 

1972 

1976 

Rinkommcn^leibtungcn 

4X12 

LEISTUNGEN 

S917 4713 

5032 

6513 

taufpiiä , , . , , 

423^ 

3060 

3680 

3938 

5283 

vmmaUg . . i, 1, i . 

i79 

85 T 

1043 

ms 

3233 

Sachleistungen . ^ ^ . r . ^ 

10421 

19802 

24813 

27794 

ISJ45 

Barefsiatiimgcft , , . , . . ^ ^ . 

t41 

!!80 

tSil 

3982 

2648 

Waren- und Dienstkistimgtn . . . » 

9781 

18622 

23ÖÖI 

25832 

35697 

Al Igcinciftt* Dienste und Leisrungen - . ... . - 

1102 

1672 

1770 

2003 

2620 

Zuschüsse . ^ ^ - 

108 

ti9 

154 

36$ 

22 t 

Maßnabmen , , , , , 

S 

9 

9 

to 

13 


99i 

t$44 

1607 

3828 

2185 

Verrechn ungcTi ^ - v ^ p ^ ^ - 

m 

282 

284 

306 

m 

imgesarar ^ ^ ^ * 

15224 

25473 

31590 

35136 

47832 

Beitrage der Vcr^itrhcrtcn . , 

7460 

FINANZIERUNG 

n«46 12715 

14217 

19677 

Beiträge der Athcitgcbcr . * ^ 

5118 

7558 

10290 

11458 

15912 

Direkte !jdsTnn| 5 m der Atbeitgebct i 


- 

- 

* 

- 

öficntliche Mittel . - , , . - , 

?67 

197 

273 

273 

275 

Vcrmdgen>enräge _ ^ ^ ^ . » r . , i . - ; 

IM 

294 

211 

222 

247 

Sonstige Ktrmah men . p . . . ^ 

2^7 

3?a 

340 

360 

429 

Verrechttyngen - . 

3049 

5369 

8100 

7648 

12017 

insgesamt . .. . . o . 

16392 

V 

26602 

31949 

34177 

48578 

V'^crmögcnsvciäntlcrung , 

4-168 

EIN ANZIER UNGSSALDO 

+929 +359 -958 

4“746 

UacimginrtnvrhmBigcii 

lü2 Rctitvttventdvtvitg der thim 


VERRtCMNL’NGSAUSGAnFN 

1 1 

1 

IIÖ . 

n 

St 

S9 

6J 

84 

11t Penition . , , ^ ^ 

7T 

m 

m 

145 

m 

lii r4Tnifinör(i»fitU|i* , . , , 

69 



92 

n 

1JJ ßcHiilfcn . t 3 - 1- . . .. 

$ 

9 

4 

4 

6 

iiiti^cuini . . 1 ^ c . . » . 

m 

m 

1B4 

106 

jij 

UnniQgivttndMUJnga^ * . - . „ 

tot RüfitäivutikiieriüigiierArticüi« 

144 

VERRtCHNUWSrtNNAtlMKN 

2 JO 11 f ISS 

J8i 

102 lümtimvTAidtirruu^ der AngeucUtm . . . . _ . 

fl 

■HJ 

44) 

44 

69 

tm i'n&llvvnirhmitig . . 

m 

?0 

m 

BA 

ll5 

10^ AHKit«fnfEkmifig ... - .... 

u 

- 

- 

- 


1 2 1 Knuppttmtv^irhr Rt-nimycT^himing 

io 

n 

Ul 

16 

17 

If 

iOi KnegiojildvcTyfiigung 

63 

1}> 

14V 

ZU 

1 d 1 Ki:nicnvf Tndicninf dt'f A ifidTieT 

HBI 

tH7 

4l«il 

iT70 

sm 

102 ftiiuawmic:fieft>fi|tdcf ATtjeefEtllTen 

JJt 

1091 

(440 

tl6S 

im 

LOI AiteiliiJtiixkrcing 

99 

X79 

244 

Jlt 

622 

1 10 

6? 

m 

415 

449 

641 > 

tu Rird;i:svcQiiii!ctuii(* 

291 

f99 

755 

ttlN) 

1516 

Vcrwtltu^vcrrtctimiigEn 

101 Roum'ttüili^ucif «kr AilK^ 

ff 

in 

145 

m 

zm 

J02 Rcntto^rnüchc'nOTgUrr Arifyiktdlta^ 

IV 

B? 

100 

1(17 

HJ 

Ji14 Dnt^tvcniciwnuig , . _ 

IV 

V 

14 

15 

18 

t0,f AticitifOnkrung , ^ 

24 

4J 

JO 

n 

71 

Ul> l!tit|p?ttt«mrilihing t r, 

U 

12 

IS 

37 

41 

?Ol KncgHifIbvmttrgimf - _ ^ : ... 

15 

15 

17 

IJ 

40t Swiathilfc , , . , , 

i 

1 

t' 

1 

1 

imgnatnr r - ^ • r 

mf 

6569 

•too 

7648 

12017 

Vrmch)iungti^M(iJi> ^ l e 3 . ^ i 

^2$6l 

^¥}67 

i^7fI6 

t^7!4Z 

411684 
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Deutscher Bundestag — 6« Wahlperiode 


Drucksache Vl/3432 


Tabelle ID— 103— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Krankenversicherung 


ln Millionen DM 


Funklionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wuhnung .......... ... 

1141 

1459 

1811 

1950 

2450 

Kimivf 

132 

92 

127 

136 

184 

Ehegatten 

137 

167 

240 

250 

254 

Mutterschaft ... i ... i ... . ... 

872 

1180 

1444 

1564 

2012 

Wohnung . ... 

- 

- 

- 

- 

- 

Gesundheit . . ........... ... 

14577 

25582 

28719 

52044 

4587r 

Vorbeugung ................ 

149 

25t 

453 

6^5 

1017 

Krankheit x ... 

13924 

22292 

27174 

30143 

41182 

Ärbertsunfal! 

SO) 

838 

1092 

1215 

1679 

invaiUhät (allgemein) . . - ; . . ; . , . - . 

- 

- 

- 

- 

• 

Beschäftigung . ...... .i , ... 

- 

- 

- 

- 

- 

Berufliche Bildung = . . . . , . . , 

— 

- 

- 

- 

- 

Mobilität . . 

— 

- 

- 

- 

— 

Arbeitslosigkeit . . , . x . . - . 


• 

- 


• 

Alter , 

- 

- 

- 

— 

- 

Hinterbliebene 

285 

500 

648 

696 

965 

Folgen politischer Ereignisse . . i 

57 

70 

127 

159 

187 

Sparförderung ........... ...... 

- 

- 

- 



insgesamt . r . . 

16057 

25591 

51506 

54829 

47479 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmen ........... ..... 

4768 

7057 

9561 

10598 

14558 

Bund .... . 

520 

442 

596 

651 

765 

LäiuJcr .... 

202 

502 

414 

460 

658 

Gemeinden . ► 4, 

212 

524 

455 

482 

665 

Sozialversicherung ^ , 

78 

124 

121 

155 

175 

Pnvaic Organisationen 

$2 

79 

95 

105 

144 

Private Haushalte . 

7510 

11920 

12825 

14515 

19814 

ÜbngcWelt 

2 

6 

5 

5 

5 

insgeaaint. 

1 5545 

20255 

25849 

26529 

36540 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dracksadie VI/3432 


III— 104 



Unfallversicherung 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Dritten Buch der Reichs- 
versichenmgsordnung. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972; 
berücksichtigt wurde darüber hinaus: 

— Renten werden jährlich an die allgemeine Beraessungsgrundlage 
angepaßt. 
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DeuUcfaer Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 111—104—1 

Lelstnngen und Finanzierung nadi Arten 
Unfallversidiening 
in Millionen DM 


Arten 

t965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNG^>I 



Einkommenslciütungen < , 

2347 

um 

3252 

3639 

4993 

laufend , r . ’ V . , , 

2271 

29H 

SISS 

SS40 

4891 

emmailg 

74 

m 

99 

100 

lö! 

Sachicisrungcn ................. 

442 

583 

653 

753 

HO 

Batetstattungen . . . . 

ZS 

SB 

45 

4S 

60 ^ 

Waren- und Dtemtleistunffm . , , 

4/7 

545 

608 

70$ 

90Ö 

Allgemume Dienste und Lcistong:irn . . r . . . , * 

299 

477 

516 

552 

706 

?,uschüsse . . ^ ^ « . . . i . ' 

6 

19 

// 

/4 

1$ 

Maßnahmen^ . . . , . . . - . . r - 

91 

140 

/55 

/67 

217 

ynnerer DffTLf f . . 

202 

SIS 

S48 

57/ 

462 

Verrechnungen . . . . i . . , 

169 

151 

179 

195 

242 

insgesamc , . , . . . 

J257 

4271 4M0 

FINANZIERUNG 

5139 

6902 

Beitrüge der Vcrsicherren 

174 

2J3 

HO 

159 

216 

Beiträge der Arbeitgeber ....... 

2731 

3737 

3988 

4872 

6633 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber ........ 

149 

220 

215 

287 

391 

ÖffcntUche Mind . . . . ^ 

259 

226 

415 

5 

5 

Vefftiogcnseftifgc , i * * i 

62 

141 

152 

1 '^1 

1 1 1 

236 

Sonstige Einnahme , ...... , 

114 

152 

163 

196 

263 

Verrechnungen. . . - . 

66 

2 

2 

2 

Z 

insgesamt . . 

3555 

4711 50W «92 

FINANZ.1EBUNGSSA1J30 

7746 

Vcnnögcnsvcrandcning p . 

+29g 

+440 +49F +JJJ 

VEBRtCHNyNGSAgSCARrN 

+844 

Lcbiuigt^n 1 cthnmi^ 






iOl lUwcTYvcrjiichcnmgiicr Af^ , . . . .. . , . 

1 


* 

- 


102 Kcrtcnvcmchcnmgifcr Angestellten . - ? = ► . 

1 

\ 

1 

1 

1 

lOr Kninkcnvenidicrung . . . . . ; > . ; ^ ^ . 

100 

n 

so 

«6 

H5 

HO li:mgeltfc>ttz:'4.1ilmiig , . . . 

9 

11 

u 

U 

ZI 

Il l Pcnskjti ... ...... . ... 

24 

42 

45 

4« 

65 

1J2 l^timlicitzusdilaft ... .... 

H 

1b 

21 

n 

19 

Hl lldhillbft ... . .... ' 

' 

2 

1 


1 

Vrfwikufigivcrradbisiiitgcfi . 






IQJ Krankenvmicticrmig , . . . 

19 

9 

14 

II 

le 

iangcmm • <r < - > ^ - 

H9 

Dl t79 \95 

V £ RUEC; VlSXi MGS KIN S' Al IM FN 

242 

tcbrun^iircrrectiBiJc^^ ... 






lOi ArlurtTirlntdcTung . . c ^ . 

- 

2 

2 

2 

2 

Vcfwalttupv ei ipctmuugm r 






106 Kmiirrgeitl . . . 

U 


* 

- 

— 

tretgtumr ; ^ i i . i, . , - 

u 

2 

2 

2 

2 

Vrrrvefutunguatdu ... ... 

*roi 

-151 

“17T 

-191 

-240 


I 
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Peuisdier Bundestag — 6. Wahlperiöäj|L_ _ _ Drudcs acfae VI/3432 

Tab^lU in— 104— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
Unfallversidierung 
in Ml Ilion en DM 


Funktionen/Quenen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Farrulw; und Wohnuog . , = . , 

t8l 

2*19 

226 

254 

550 

KinJer ^ i 

iS4 

m 

209 

23S 

325 

Ebegatteft ....... ' 

27 

23 

17 

18 

24 

Muttersvbaft - . ....... . 

- 

- 

- 


- 

W(fbnw!g - i . . i ,i - . . - . . ..... 

- 

- 

- 

- 

- 

Gesundheit 

im 

ms 



5009 

Vfffb^Tigmtg , r . 

7t 

tos 

tiö 

i29 

176 

Krtinkhrit . ............. 

- 

- 


- 

- 

ArheiismfaH . . ........... 

22 f 2 

3027 

3228 

3610 

4833 

fnvülUhdt (dilgemetTt} , . . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Bcsclwftigung 

II 

24 

.10 

54 

44 

BcrußicbeBtl(img , . . ... •> 

// 

24 

W 

34 

44 

Mobiiiiät . , 


- 

— 

— 

— 

Arbetisfosigkeit .... . . . . * . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter . . .1 . i . - , , , . i . - . . ; - 

- 

- 

- 

- 

- 

Ibmcrblicbenc . 

m 

740 

817 

917 

1257 

Folgen )Jolit*8€hor Fmgnissc .......... 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparforderung , . ^ . 

- 


- 

- 

- 

insgt*sanu ....... ... . * . v ... . . 

J088 

4tia 

4421 

4944 

6659 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmen 

2857 


417? 

5088 

6929 

Bund 

2H 


fl8 

119 

161 

Linder . , . , , 


47 

55 

64 

87 

Gcmdndcn ............ 

5« 

9t) 

9i 

116 

158 

Sozialvemcbcfung . ► . c . L . . . - - 

.11 

42 

4¥ 

55 

74 

Private ürganisariancii . 

Z6 

57 

62 

76 

101 

Privaic Haushalte .. t ^ i ... . 

179 

244 

158 

168 

218 

ChrigeWcU .... . . c - - „ - . ^ . 

- 

12 

S 

S 

5 

inagesamt 

Hfi9 

4709 

5093 

5690 

7744 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudisadie Vl/3432 


III— 105 


Arbeitsförderung 

Iro Bereich der Arbeilsförderung werden folgende Leistungen erfaßt: 

— alle Leistungen nach dem Arbeilsförderungsgesetz (AFG), 

— die Bergbauhilfen (Europäisdxe Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
Bund und Länder), 

— die Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin, 

— die Förderung von überregionalen Kehabilitalionszentren für 
Behinderte (Rehabilltationsprogramm des BMA) einsdiUeßlidi 
der FörderungsmaßnahmeQ nach dem Gesetz zur Förderung des 
Zonenrandgebietes vom 15, August 1971, 

— die Maßnahmen zur wirtschaftUdien und geseilschaftlichen Hin- 
gliedenmg der ausländ Ischen Arbeitnehmer^ 

— die soziale Sidiening der Entwidtlungshelfer, 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechlsstand von Anfang 1972; 
berüdcsiditigt wurde darüber hinaus: 

— In der parlamentarischen Beratung*) befindet sich der Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes mit folgenden Zielen: 

Das Angebot an Bauleistungen soll vergrößert werden, 

die jahreszeiüidi bedingten Schwankungen in der Bauproduktion 
sollen verringert werden, 

die Bauberufe, die unter erheblidiem Nachwudismangel leiden, 
sollen attraktiver gemacht werden, 

die Disproportionen, die zwischen den Aufwendungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit für die Bauwirtschafl und deren Beitragsaufkora* 
men bestehen, sollen verringert werden, 

— die Förderung des Ausbaues und der Einrichtung überbetrieblicher 
Berufsbiidungszentren in speziellen Programmen Ist vorgesehen, 

— im Aktionsprogramm berufliche Bildung wird die Einriditung und 
der Ausbau von überbetrieblichen Ausbildungsstatten angekün- 
digt. 


*) Inzwischen wurde das Gesetz verabschiedet ? die Ändeningen gegenüber 
dem Entwurf konnten nicht mehr berüdcsichügt werden. 
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Dnidcsadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Tabelle HI^IOS— 1 


Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Arbeitsförderung 

m Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGKN 



Einkommcnsleifitungcn _ « , . ^ . i. , , . 

B69 

2201 

2470 

3377 

3865 

laufend ^ 

S6S 

2/^4 

2457 

5/79 

SfSß 

emmaiif^ . . ^ ^ ^ * * . . , . , . , ; i . 

4 

17 

U 

5$ 

in 

Sachleistungen. * , . , * i • - , > . i. . 

47 

420 

797 

871 

1062 

HareTstattwigen . * * . , . . . . . . , t . 

47 

420 

797 

»71 

W62 

WflTfw- und Dienstleistungen * 

- 

*- 

- 

- 

- 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

4?4 


1163 

1493 

1959 

Zuschüsse ^ ^ . 

m 

200 

24S 

J/2 

m 

Maßnahmen . , . . . 

216 

4S4 

S65 

679 

947 

Innerer Dienst ... . . , . ... , . • ; ; . ^ 

m 

m 

452 

4S2 

619 

Verrechnungen. * , . . , 

228 

371 

464 

57 t 

758 

insgesamt ^ . j 

ihn 

J978 

4994 

6113 

7643 ' 



FINAN^/IERL'NG 



ßeiirigc der Versicherten * . . . 

791 

1478 

1700 

2400 

3301 

Beiträge der Arbdigcber . , ^ . ..... 

817 

1554 

1781 

3490 

342 3 

Direkte l.ei st ungen der Arbeitgeber 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche Mittel . . > ... . . , . . . * * ^ 

8f 

\\9 

167 

190 

370 

VermÖgenserträge . , ^ ^ . 

J07 

all 

286 

311 

311 

Sonstige Einnahmen > c , . 

22 

59 

36 

f2 

52 

Vcirechmmgffi . . i . 

St 

115 

152 

ist 

m 

insgesamt 

2075 

1616 

4122 

5625 

7843 



FINANZIERUNGSSALDO 


Vermögensveränderung , , . , 

4-4J7 

-342 

-872 

-688 

+200 



VmrCMNUNGSAU&GAttRN- 


Lcatta^gsvcxrediniBigeQ . , . , — 






10t Knntwnvriticiiirrutig - - , ... 

U 



- 

- 

104 Unfjillvmichcrung , , ► _ r i. - . 


2 

2 

1 

l 

llip ErngdiibmalliJung . . . a n ..... t 

11 

JO 

J8 

47 

47 

\ J 1 Pcn*»a . , . . ■ : ^ . c 

44 

70 

12 

51 

152 

iJi fvmrIimruscHUgc ^ . r ^ 

20 

18 

41 

4f 

12 

tu «ahitfcn - , V . . ; ; . i 

4 

7 

7 

H 

II 

Bckn^vcmchnungm . ^ - , . * - I 






lOf Krankfflvcrfiithenmj; ; . , ; i 

9? 

m 

244 

121 

422 

VcTwilrun^vrrTcdmungrn , . . - . . 






lor KrankirnvcriicrKt'mng - , - ; i. i . 1 

24 

4f 

50 

31 

7t 

iiBgcsamr . . _ . . 

211 

J7T 

4*4 

571 

751 



V ERRECH N U NGSUNN AUM£N 


BcknyvcnTThmmyn . , . 






110 LmgchlbftÄahlung 

II 

Ö5 

7ü 

IUI 

1J6 

VcfWihimpvcmcIuiiDgca . 






tOti Knid^igclit 

40 

50 

82 

in 

250 

imgeuzB . ^ . ........ 1. *. 

ff 

Ul 

152 

tti 

]i6 

VcrnchnuniEiuya * . . ... : r > 

-i7f 

-Ifö 

-JU 

-m 

-!7 

- - — 
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pGutsdier Bundestag — 6* Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


Tabelle HI— 105— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Arbeitsl Örderung 
in MiJllonen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Tamilic und Wohnung , , . ^ 

124 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

tW7 417 f24 

649 

Kinder > i ^ ; i ^ ^ i ^ 

74 

m 

249 

W 

S9t 

Ebeganen ^ 

St 

91 

167 

208 

2S8 

Mutitrscbafi 

- 

- 

- 


- 

Wobnimg ^ r, , , . 1 

- 

- 

— 

— 

- 

Gesundheit ^ 

- 

- 

— 

- 

- 

Vnrbei^mg . , , , 

- 

- 

- 

-- 

- 

KTinkbeit . * . . , . . r. ; - ^ - 

- 

- 



- 

AthvintmfstU t - - • ► r ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Invüitditäi (aUgemebi) . . ........ 

- 

- 

— 

- 

- 

BeAchäfrigung 

Tiß5 

HIO 

41)4 

5217 

6115 

Berttplche hUdung - . > . > > 

94 

8$7 

(778 

2178 

2658 

Mobditds 

m 

S90 

4(9 

SSB 

73S 

Arbeitslosigkeit ... , . i . c 4 

m9 

21SZ 

/9/7 

2S02 

2791 

MWr . 1 . V V 4 . - ^ ^ . 

- 

- 

— 

- 

- 

Utmcrblicbcne 

- 

- 

- 

- 

- 

Folgen püliiiüchcr EfögniSLSc .... .... 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparfordi^ng - .... r r . 

- 

- 

* 

— 

- 

insgesanu . . ^ . 

1410 

f607 

45 JÖ 

5741 

6884 

tinemehmen ....... 4 

m 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

1627 175a 2391 

3181 

ßund ^ r* ^ . » 

!4<1 

174 

20 f 

271 

465 

l.ander ■ . i ^ ^ *'* 1 . 

4a 

87 

94 

\H 

192 

Genwndcfin ■. 1 

41 

ö6 

79 

m 

145 

Sojtialvcnik'hcning ^ * . . * . . 

21 

41 

41 


74 

Pnvate Organisationen . 

14 

20 

U 

it 

40 

Pnvatv Haicfhidie . . . - i i - • ^ ; 

80ü 

1494 

1729 

2441 

3350 

Übrige W'dt . 1 . ^ . 

4 

12 

4f 

10 

10 

insge^iamt , ^ . 

2022 

352) 

1970 

5444 

7457 
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Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


lu— loe 


Kindergeld 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz 
von 1964* 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Reditsstand von Anfang 19725 
berücksiditigt wurde darüber hinaus: 

— In ihren Edc Wertbeschlüssen zui Steuerreform vom 11. Juni und 
28. und 29, Oktober 1971 hat die Bundesregierung folgendes zu 
einer Reform des Famitienlastenausgleiches beschlossen: 

Das Kindergeld, der den Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
gezahlte Kind^rzusdilag und die in Form von Kinderfreibelrägen 
gewährten Einkommenssteuererinäßigungen werden durch ein ein- 
heitliches Kindergeld ersetzt. Dieses einkommensunabhangige 
Kindergeld soll 50 DM für das ^rste Kind, 70 DM für das zweite 
Kind und 90 DM jeweils für alle weiteren Kinder betragen. Aus- 
genommen sind Kinder, für die Zuschüsse aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder Zulagen aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung gezahlt werden. 


243 


Dnicksadie VI/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle 01-106—1 

Leistungen und Finanzierung nadi Arten 
Kindergeld 
ln Millionen DM 


Allen 

1965 

1970 

tm 

1972 

1976 

Einkorn men« kistün^wt . . * . , . , . . . , 

2770 

I.EJ5TÜNÜEN 

28+t J2t7 

3291 

1 3850 

iaufrtiJ ^ 

2770 

ZS41 

m? 

7291 

17870 

i^inmalig 

* 


- 

- 

-- 

Sachleistungen ^ . 


— 



_ 

Barrrstattufigeft 

- 


- 

- 

— 

WaT€n- tifiJ Dienstleistungen * . . - - . ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgeuicinc Dienste und Leistungen 


- 

- 



Zusebiisse , , . . , , . » c , , > . . ^ , 

* 




* 

Maßnah tnen , 

— 



-p 

w 

Innerer Dienst * i , . . . 


- 

- 

- 

- 

Vetrohmmgen. ^ ^ ^ ^ 

]&6 

?0 

82 

80 

250 1 


2M4 

2891 

5299 

5171 

14080 

Bchmge der Versicherten . , 


FINANKIERUNG 



Bcitiigc der Arbeitgeber i i , , , . » . . i 

U 


- 

— - 

* 

Direkte l^istungen der AHtcrtgdx^r . . , , . ^ k; i 


* 

- 


-- 

öffentliche Mittel - , ^ * 

2798 

2891 

1299 

5570 

14DSÜ 

Vermrjgen.vcftrige k; , > • • » - . 

5 


- 

— 


Sonstige Einnahmen 



- 


* 

Vcimhnungeu . . . , . v - . i - . . . . . ; ^ 

» 

- 

- 

- 


msgesantt , , . = . » ► . 

2917 

2891 

5299 

5570 

14080 ' 

Vermögcrtsvcründcrung 


FtNANZIERUNCSSALOO 

+0 

Vcrwiilrunfsvrmchnuitgtn 

} fW L' n r»tl verGkihcll irtjs 

U 

veHRHUNL’NGSAL-SC.ABEN 


lOr ArtMfn»Bn$ctung 

Ml 

fft 

82 

811 

2fü 

tm^uTfu 

X06 

io 

82 

80 

250 

in&^nmr 


VlLiatr.OINll\GSEINNAl LMtN 



-lOA 


-»2 

-iO 

-ZSQ 1 
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Deutscher^feindestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie Vl/3432 


T a b e 1 1 e m— 106— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Kindergeld 
ln Millionen DM 


Funk tionen/Quei len 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung , , . x . 

2778 

2841 

5217 

5291 

1 5850 

Kimirr , . 

2718 

284! 

S2I7 

U9l 

imo 

Ebegjtrm ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Mutrvrscbaft . . . v . 

- 

- 

- 

- 

- 

Wabnung 

— 

- 

- 

- 

- 

Gesumütat . • * . . . . . * . . ^ . 

— 

- 



— 

Vorbcufftng - 4 . *; i i 4 

- 

- 

- 

- 

— 

Kränkln^ ......... 

- 

- 

- 

- 

- 

ÄrhcitsunfaU . ... ... . ........ 

- 

- 

- 

- 

•- 

JnvaüJit^ (aUgrmw) , . . , 

- 

- 

- 

— 

- 

Bt*«chaftigung . ^ . 

— 

- 

- 

- 

- 

Berufliche BiUwtg 

- 

- 

- 

- 

- 

Mahäität - * i . i ^ . . . 

— 

- 

— 

- 

— 

Arbeitshsigkett . . ♦ . ^ r . ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

IjintcrliliclMmc .. ........ ......... 

- 

- 

- 

- 

- 

Folgen politischer trcignis^e ^ . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparförderung ^ 


- 

- 

— 

*- 

imgcsaim . . ^ 

2778 

2841 5217 5291 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

1 5850 

Lmemchmen , • y # - . ^ * 

59 

- 

- 

... 

.. 

Bund 

2798 

2891 

3299 

3370 

14080 

{.ändtT ........... ........ 


— 

— 



Ck'iTwincien r ► 4 . . . . - . . . 

— 

— 

— 

- 

— 

Scaialvtfiyierygp ♦ . . . 

1 - 

- 

- 

- 

- 

Pnvatc 6 i]^$£tÖ^^ 4 

1 

- 

- 

- 

— 

Private 1 Ittusludtc - 

— 

- 

— 

•> 

_ 

ObngcWcIi 1 - , . . . . . ^ 

- 

- 

- 

• 

- 

Insgesamt 1 . . 

2857 

2»9> 

3299 

3370 

14080 
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Deutscher Bundestag — 6* Wahiperiode 


E>racksadie VI/3432 


ra—iio 


Entgeltfortzahlung 

Beschrieben 'werden die Leistungen der öffentlidien und privaten 
Arbeitgeber, die auf Grund gesetzlicher Verpfliditung die Beschäftig* 
ten (Bediensteten) bet Arbeitsunfähigkeit erhalten. Tm allgemeinen 
ist die gesetzlich vorgesehene Frist von 6 Wochen (Beamte: ohne zeit- 
liche Begrenzung) zugrunde gelegt Es wird nicht nur die Entgeltfoit* 
Zahlung an Arbeiter (Lohnfortzahlungsgesetz) berücksichtigt, son- 
dern jeglicher Ersatz der Arbeitgeber für Einkommensausfall wegen 
Arbeitsunfähigkeit also auch die Entgeltforizahlung an Angestellte 
und Beamte, 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Drudcsadie V 1/3432 


Deutscher Biipdestag — S. Wahlperiode 


Tabelle III^ — I lt> — 1 

Leistungen und Finanzierung nadi Arten 
Entgeltfortzahlung 
in MiUienen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Einkorn mcnslcjstungcn ^ ^ ^ - - . . . i 

4 «6 

I.ÖSTUNGF.N 

1I72J IJW 

14419 

19428 

laufend 

4566 

ims 

usn 

mi9 

19428 

einmaiig 

- 

- 

- 

— 

- 

Sachleistungen . * » . . . , iv ü » ^ , 

- 

-- 

- 

- 

i 

Barerftartt^f^en , - , . 

- 

* 

— 


- 

WareTh und Diensr hist ungim . . . ^ - 

- 


— 


- 

Allgemeine Dieosic und Last ungt-n . . . . . \ . 

K)0 

HS 

m 

174 

228 

Zuschüsse ^ ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

MaßuaijfHen , 

- 

* 

— 

- 

- 

InnertT Dienst i . v - , 

100 

14S 

m 

m 

22S 

Venrehnungen * v - . . 

m 

im 

1492 

ms 

2523 

insgesamt . , ^ . 

4900 

15177 

15201 

16227 

21979 

Beitrage der Vers jchcncn 


FINANZIERUNG 

. 


Beiträge der Articitgcbcr . . . , . . . - > , 

- 

(!74 

710 

760 

1029 

Direkte l.cwtungco der Arlxritgcbcr 

4^71 

U141 

14071 

15117 

20494 

Öffentliche Mittel 

14 

217 

1S2 

154 

42 

VcrmcTgenserträgc , 

* 

S 

5 

5 

5 

Sonstige Einnaltmen 

S6 

124 

141 

150 

191 

VetTochnimgcn • . . . 

129 

201 

252 

255 

559 

insgesamc . . * * 

“ ” ’A 

4900 

IIUZ 

IJJ4I 

16421 

22100 

Ve «mögen sveranderung - 


FIN ANZl ERL NGSS AI.DO 

+ 185 4-140 +195 

+ 121 

Sntnpvtnrdmungcfi , ^ . 

ml lijjrii«TvmichF«3«g ikf Arti««‘ . . 


VrKRKLtlNUNOSAL'StJABrM 

rw 6|r 

91. f 

10^ K^ntcnvmidicroiigdorAngmdttcTi 

142 

190 

HO 

170 

55? 

K;iinkvf)vt.-rTM:hi:ning 

69 

16t 

4T5 

449 

441 

tOf Articiiifonlcnjnf; 

h 


70 

toi 

Uö 

I2i kna|tps<l*^iTlidiq Ilcn[i;r{iv4.r»i4!h4^n^ 

2 

15 

17 

16 

25 

142 Zie;it£^^ci^rhrfung rurqtii^liKlkrufc ^ . . = . . . 

0 

20 

20 

21 

n 

Vciw4kwipventchauii|[rTi .. ^ ; 

101 KrankcnvürsifhrriJtig 

_ 

12 

15 

0 

41 

übgesttrm 

IH 

IID7 

1492 

I6jj 

2I2J 



VtHRLCHNUNOSnNNAHMEN 


Leist ungsvcfTrchnungni 






lOJ ftcnic^vcRieht-fungilLi ArtjTittT . . . * < . _ . 

12 

20 

20 

22 

IB 

102 itraiidDvejwehttüng der . . 

f 

7 

9 

10 

TI 

JOJ Kmiketivmicbeiijng , . . , ^ ^ ^ 

U 

U 

19 

Ai 

84 

U>4 Unf«Uvtf«kficning 

9 

H 

16 

17 

2f 

iÖJT Afhrktförderung 

1$ 

10 

li 

47 

$t 

tu Kni^«di4frlkhe Rerttiri^ . 

4 

l 

l 

1 

1 

122 AltenhilfrUndtymc 


1 

1 

1 

t 

14 [ /ui^ixiFCiykheTung im dR^tfcHen I^leml <. , 


2 

J 

5 

4 

iOl Kricgsqpftnvavngtnig , 

14 

iS 

19 

20 

18 

JÖ2 l.■Hte^aw>glcHll „ . 

J 

4 

4 

4 

S 

401 UanMtc 

i(l 

14 

16 

17 

10 

402 Jug^^itihilic A , , 

$ 

U 

LI 

U 

1? 

401 Auslnyungsfoiüming .... 

- 

1 . 

! 

4 

6 

4m Wdingeld . . 

1 

5 

4 

5 

6 

40f ÖffMtlicbicf 

II 

15 

26 

27 

!6 ' 

imgcsami 

119 

iQt 

212 

2JJ 

119 

VrmchnucigiuUo . 

-105 

-It06 

-1160 

—1171 

-1914 
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Deulsdier Bundestag — 6. Wahlperiode Dnicksacfae VI 73432 

Tabelle in— 110-2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
Entgeltfortzahiung 
in Millionen DM 


Funlctionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Fa miltc und Wohnung 

- 

- 

- 

- 

- 

Kinder ...... 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

Mvtterscbaft . 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung .................. 


- 

- 

- 

- 

Cic^undhcit ^ . 

4<i66 

11870 

13709 

14594 

19656 

Vorbeugung ....... . 

327 

825 

955 

1017 

1370 

Krankheit ........ 

3406 

8697 

10031 

10678 

14380 

Arbensunfali . . . i i . . i. 

933 

2348 

2723 

2900 

3906 

Invalidaät {aUgentein) ............. 

— 

- 

- 

- 

- 

Beschäftigung . . ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Berufliche Bildurtg 

- 

- 

- 

- 

- 

Mobilität ^ >; . . . ... 

— 

- 

- 

-* 

- 

Arbeitslosigkeit - ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter «.«•. 4 ' 

- 

- 

— 

- 

- 

Hintrfbtkjtaie.>. . ^ 4 :. . . . . . - 4 . - - . . 

- 

- 

— 

- 

- 

Folgen pbthkRdkt.Ew^iVse 


- 

- 

- 

- 

Spariurdening ................. 

- 

- 

- 


- 

insgesarm . , . . 

4666 

11870 

137Ö9 

14594 

19656 



RNANZIERUNG NACH QUELLEN 


Umemehmen ^ ? • • - • - 

1821 

10512 

12108 

13002 

17613 

Bund .24 

189 

684 

724 

716 

831 

Länder . . . . ^ . ♦ . . . ^ . 

47 S 

1227 

1422 

1527 

2071 

Gemeinden 

238 

611 

710 

763 

1034 

Sozialversicherung ..... .......... 

1 

1 

3 

3 

4 

PnvaceOtganisationcn 

- 

- 

- 


- 

Pnvaic Haushalte 

48 

124 

143 

154 

208 

übngeWdt . , . ^ 


- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

4771 

13161 

15109 

16165 

21761 
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Detttsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidksacfae VI 73432 


in— 12 


Sondersysteme 
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Drodtsacfae Vl/3432 Deuisdier Buodestüg — 6, Wafatperfode 


Tabelle m— 12— 1 

Leistimgen und Finanzlenrng nadi Arten 
Sondersysteme 
in Millionen DM 


Äxten 

1965 1 

1970 

1971 

1972 

1976 



I.KIsrL'NGEN 



Einkommcnsldstungcn , , . . . , * , ^ . 

4on 

60n 

6406 

7(34 

10402 

hufeftä 

40i6 

6064 

6SB7 

694S 

SOS 72 

eimnatif^ ^ 

iS 

IB 

19 

iBfl 

SO 

Sachtclstimgen 1 * . . . ^ . . . i . ^ . i v , 

?7 

74 

84 

88 

121 

Bariffstattungcn . , , ^ , 

- 

il 

iS 

14 

19 

Wartn- und Dienst ieistungcn . , . . ^ , 

S7 

6S 

?! 

7S 

102 

Allßrmtnntr Dicnsic und Lciscungcn - . * 

SS 

84 

7? 

96 

126 

Zuschüsse 

- 

Z 

/ 

l 

/ 

Mcßnabmen , 

- 

12 

IS 

IS 

27 

IrmiTirr Dienst . . . . ..... ....... 

SS 

70 

79 

S2 

iOB 

Verrechnungen. ; . . . . . . ♦ . i . . . i . , 

4<)8 

797 

9S6 

10(9 

18(8 

Lnsgesamt . i . 

453 J 

7037 

7539 

8138 

12467 



FINANZIKKUNG 



Ba 1 läge der VcrsJcKcrten 

562 

684 

712 

749 

840 

Beitrage der Arbeitgeber . , ; , ^ ^ . , . 

7S} 

772 

864 

905 

1034 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber . 

- 

— 

- 

- 

- 

Öffendtche Mittel ........ . 

2552 

4054 

4382 

4929 

837t 

Vermögcn^tTiige ^ * . . . > , . 

35 

31 

28 

28 

28 

Sonstige Einnahmcit . 

— 

9 

2 

- 

- 

\' errechn ungen . 

610 

1451 

1555 

1559 

2242 

insgesamt 

45 T 2 

7021 

7543 

*170 

12516 



FINANZIERLfNGSSALDO 


Verm^ensveränderung . 

-9 


+4 

— 168 

+48 



VERItrc:KNLNaSAVSGA«F.N 


LctttungnrmcfaaiJii^ ^ 

(nt Rßitoivmkhcnjng 4J(W 

n 

Hi 

m 

m 

202 

lOi KcnmivcT*»chcrnngJcr AngmeU^ . > 

(4 

14 

IT 

29 

42 

10} Krail(urnvcTskhenw|$ i l ;• « 

10 

H 

16 

t? 

15 

(10 Kncgclifri'mü'hliuig i - - r i’ . ^ i ^ , 

1 

1 

f 


4 

m Penwon . ^ ^ . i,. : 

f 

tu 

n 

12 

16 

t } 2 Fjtmllim/UMrhtige ... ... . ..... 

11 

H 

n 

t4 

10 

I$J B^jihilftD - . . ...... 


T 

T 

r 

1 

lOJ Ktinkfm'efsti^heriing . > - - ^ ^ , 

291 

m 

755 

%06 

(5(6 

Insgaum 


m 

456 

1019 

]«I8 



VFKRratNUFiGSHNWAHMKN 


i.nftiBig;svcfTiidimiq;eii . . .... ^ . 

101 (temcnvenichming Jet Arijctiyj r 

4«7 

UlP 

(221 

1119 

1751 

102 lUTrtcnverwhcTimgdcf Angradlt^^^ . . i. , 

ttt 

1P7 

TIT 

322 

446 

Bat rtg» vcrmlimingrn 






HO Fmgf^lttbrmhliing r , , 


If 

(7 

IB 

25 

tnsgnatnr . , i , . . i- 

620 

uri 

1555 

1559 

2242 

Vrm^ctinungi&sAldD . . 4 ^ ^ . 'i . 

+lt2 

+ 654 

tS99 

+540 

+414 
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Deutscher Bimdestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache Vl/3432 


Tabelle HI— 12— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Sondersysteme 
in Mimonen DM 


Firnktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wnhnimg < , . . 

229 

293 

310 

146 

485 

Kmi/rr . 

164 

142 

152 

16$ 

241 

Ebegatten .... v v i ....... i ^ 

6S 

151 

158 

184 

244 

Mutterscbaft 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung .,#..<• e .... • • 

— 

— 

- 

— 

— 

Gesundhcn ..... I . . .^ 

804 

770 

807 

899 

1286 

Varbtuffm^ . 

15 

28 

S3 

$4 

47 

Krankheit ..... . 

56 

65 

67 

71 

96 

Arbritsvnfali ....... 

204 

112 

in 

l$5 

186 

InvaliiHiät (allgemein) .... 

549 

565 

590 

658 

958 

Beschäftigung . . . . y . . 

27 

106 

91 

118 

141 

Berujhebe Bildung . , . . . ....... 

2 

5 

5 

5 

7 

Wobtli^at . . .1» m . ... i.. »». • . 

- 

- 

- 

- 

- 

Arbeitslosigkeit ^ - 

25 

lOl 

86 

112 

U4 

Alter 

1921 

3075 

3231 

3597 

5341 

Mtntcrbliclicnc i . . x . 

J059 

1924 

2070 

2281 

3279 

Folgen politischer F rvtgnissc ^ 

82 

72 

74 

79 

117 

Sparforderung . . ^ ^ 



- 

- 

- 

insgesamt 

4123 

6240 

6583 

7319 

10649 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


UmcmchnKn ^ . 

761 

818 

878 

918 

1047 

Bund . . . 

2564 

4059 

4387 

4934 

8377 

Länder ^ , , . ; ^ ; 

- 

1 

1 

1 

1 

Gemeinden ► - 

- 

- 

- 

— 

- 

Sozialversicherung . 

7 

7 

9 

7 

8 

Private Organisationen . . . . 

7 

1 

1 

1 

1 

Pnvatc Haushalte 

562 

684 

712 

749 

840 

Übrige Welt .......... ........ 

- 

- 

- 

- 

- 

Inageaamt' 

3902 

5570 

5988 

6611 

10274 
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Deiitsdier Rtindestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI 73432 


III— 121 


Knappschaftliche Rentenversicherung 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Reicbsknappsdiafts- 

gesetz. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Reditsstand von Anfang 1972; 

berücksichtigt wurde darüber hinaus: 

— die Renten werden jährlich an die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage des Vorjahres angepaBt, 

— der Wanderungsausgleich wird fortgesetzt, 

— die von einer StiUegrings- oder Rationalisierungsmaßnahme betrof- 
fenen über 50 Jahre alten Bergleute des Steinkohlenbergbaus oder 
Braunkohlentiefbaus werden auf Grund des Gesetzes zur Ände- 
rung des Reichsknappschaftsgesetzes und anderer Gesetze so ge- 
stellt, als habe die Beschäftigung erst in dem Zeitpunkt geendet, 
in weichem die Voraussetzungen für ein Altersruhegeld erfüllt 
sind. 

— die Bergmannsprämie wird künftig rentensteigemd angerechnet, 

— der Entwurf eines Rentenreformgesetzes (Drucksache VI/2196, vgl. 
IIl— 101, S. 223). 
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Drudcsache VI 73432 


Deuisdver Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle III— 121— 1 

LelstimgeD und Finanzlenuig nadi Arten 
KnappscbafUidie Rentenversichenmg 
ln Millionen DM 


Arten 

ms 

1970 

1971 

1072 

1076 



f.ErSTUNGEN 



EinkommcnsIciMungcn . . . 

^SS7 

7236 

5fI5 

6069 

8850 

taufenä 

IS42 

Site 

5496 

seeo 

S82Q 

einmaiig . . k; . 

U 

IB 

19 

m 

SO 

Sachletsttmgcn = . * , - , » 

?7 

41 

39 

40 

55 

BctrerstatttiTtgen ^ . 


6 

6 

6 

9 

Warnt* md Diensiieistvngm , 

)7 

y$ 

ij 

54 

47 

Allgemeine Dioisic und Ixijiungcn . < r* , , , ^ . 

42 

S7 

66 

70 

94 

Ziaebiusf , . - . 

- 

2 

/ 

/ 

/ 

Aiaßjiabmm . i 

- 

6 

7 

8 

iO 

IttftnfT Dienst t . ^ ^ 

42 

49 

SS 

61 

EI 

Verrechnungen. . , 

407 

794 

953 

1017 

1815 

insgesamt « , * , , . 

4041 

6128 6575 

RNANZIKRUNG 

7196 

10815 

Bettiigeder VcrsichciTcn 

4J4 

429 

45? 

479 

547 

Beirrigc der Arbeitgeber 

7^3 

791 

864 

905 

1034 

Oirclue Leistungen der Arbeitgeber i , . ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche Mittel , 

21B? 

3409 

3666 

4060 

7010 

Vcrmdgenseirrägc . . . , * ^ 

34 

29 

26 

26 

26 

Sonstige Einnahmen » * * . . ^ . , . . . . . 


9 

2 

- 

- 

Vcmcchnungcn . 

620 

1451 

1555 

I5p^9 

2Z42 

ms gesamt ■ * » p 

4050 

6 t 19 6570 7029 

FINANZIERUNGSSALDO 

10859 

Vermögen sverijidenmg ^ * 

-H 

*9 -3 -167 

V'ERREU t N UNGS AUSG AB EM 

444 

LcnUBgiivemclmudfC«i . . , * p . 






101 fUmi«^niclKf ung Arbettu , p - . . . p . , , , . . 

7J 

IJJ 

l?0 

138 

m 

\02 Rentfiivmkhcf ufig iter Angcnrllttui p . ^ ^ , 

14 

24 

ir 


42 

10J Knnkmvmkherung , . ► - . . . . r , ^ , 

to 

if 

14 

17 

11 

110 Em^hlbfTuhtuiig . . * ^ p . ^ ^ . 

1 

1 

l 

1 

l 

\ 1 1 Pti»noJ> 

1 

to 

11 

11 

H 

|j2 Kamilicnxtiichlagc * ^ 

to 

tl 

tl 

11 

V 

13 J Oahil^cn . ...... i... »:, , 

1 

1 

1 

1 

1 

1 Beimigiiveireüifiiingcn 






103 KTunkmvcr^ictH'rung . ; . : i . 

271 

m 

7rf 

ao6 

\S16 

tiugAamt .pp-pp-, 

407 

m m 1017 

VtlRRtCI INflJiNGSHlM NAHMlTHJ 

1115 

UiuuBg»vemditiui^gni 






tot Raitenvcrdch(!fuhg der Arbeiter 

4117 

n Jf 

1221 

121+ 

I7fl 

102 lUintewiim^tKimiigdifrArige^ . . p , . p - , 

ill 

J5>7 

\\7 

322 


Bekn^veiredrau^en 






110 Entpclrfonrjhliing ,.p-p,pp,,p ,, p.-p 

l 

IJ 

IT 

IB 

25 

imgeaaoat , - , ^ . 

620 

1431 

1555 

1555 

2142 

VcmelmiingMdijo ^ - 

+213 

4 437 

+402 

+541 

+417 
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Doutsdior Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI/3432 


Tabelle 111—121—2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Knappscfaaftüdie Rentenversicherung 
in MiUionen OM 


Funktionen/Quellen 

19e5 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnuiiß 

\6S 

145 

155 

164 

245 

Kinder . . • 

164 

142 

152 

165 

241 

Ehegatten . , . 

1 

l 

l 

1 

1 


- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung 

- 

- 

— 


- 

C^<iuntlhci( . . 

79J 

680 

700 

775 

noo 

Vorbeugung ...... 

IS 

18 

20 

20 

28 

Krankheit . - .4 . . , , 

S6 

58 

51 

. 55- 

44 

Arheitsunfall 

202 

Hl 

116 

154 

184 

Invalidität iaügcrncinl 

S40 

515 

555 

$88 

845 

BcKrhäliigiing . 1 . . • ^ . i • . 

27 

106 

91 

118' 

141 

Berufliche Bildung , « , , - ^ ^ . 

2 

5 

5 


7 

Mobilität . . • . , . ^ . '4 

- 

- 

r- 

- 

- 

Arbfirshsigkrit . 

25 

101 

86 

112 

154 

Alter 

1511 

2688 

2826 

5107 

4580 

litntcrblicbcnc ■ 

ipS9 

1645 

1776 

1958 

2819 

Folgen politischer Eirignissc . . . . i . 

81 

72 

74 

79 

117 

Sparfördenini* < 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . ^ u . . « c . . ; ^ i. . ^ . & 

1656 

5554 

5620 

6180 

8999 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unicmchmt-n 

760 

816 

876 

916 

IIH5 

Bund ^ . . . 1 . . . 

2201 

5414 

5671 

4065 

7016 

lÜndi'r . . - 

- 

l 

1 

t 

1 

Gemeinden . . , . . ; 

- 

r- 

— 

- 

- 

Sozial Versicherung . 

7 

7 

V 

7 

8 

PnvatcOigiinisationcn 

7 

1 

I 

1 

1 

Pnvatc Haushalte ^ . . . . - . . • » . . e 

454 

429 

457 

479 

547 

OhrigeWcIt 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt. 

3410 

4668 

f0l5 

5470 

8617 
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Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Dnidcsaciie Vi 73432 


in— 122 


Altershilfe für Landwirte 

Besdirieben werden die Leistungen nach dem Gesetz über die Land- 
wirtschaftliche Altershilfe (mit der 4. Novelle zu diesem Gesetz 
wurde die Landabgabenrente eingeführt). 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972; 
berücksichtigt wurde darüber hinaus: 

— Altersgeld wird vom 1. September 1972 an auf 240 DM (Ver- 
heiratete) bzw. 160 DM (Unverheiratete) erhöht, 

— Landabgaberente wird vom 1. September 1972 an auf 415 DM 
(Verheiratete) bzw* 2?5 DM (Unverheiratete) erhöht, 

— Beitrage werden vom 1* Januar 1973 an auf 36 DM erhöht. 


Anmerkung: 


Geringfügige Abweichungen gegenüber anderen Berichten und Pro- 
jektionen mit Angaben über die Altershilfe für Landwirte sind tech- 
nisch bedingt. 
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Dnicksadie VI/3432 


Deutscher Bundesia^ — 6. Wahlperiode 


Ta belle in— 122— 1 


Leistungen und Finanzierung nach Arten 


AUershilfe für Landwirte 

m MilHonen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

EinkummcnsjIcisTungcn 

474 

LEISTLINGEN 

»46 »S^l 

IÖ6T 

ITTl 

lauftrthi 

474 

S46 

S9} 

i06S 

lSf2 

anrttaiig 

- 

- 

- 


- 

Sachkijtungcn 

- 

i? 

4^ 

48 

öT 

BareTstattvngen 

- 


7 

7 

10 

Waren* ittJii Di fnstkistungen . .. * . . , . . , 

- 


S8 

41 

TT 

Allgt^mcinc Di<:nitt:üTitl U-istungen , ^ . . * « . 

*3t 

27 

11 

26 

n 

Zusrbässe , . ^ . 

- 

- 

— 

- 

_ 

Maßnahmen . , 

- 

6 

6 

6 

7 

Innnrr Dienst . * - - s . . - , . , . - r 

IJ 

2t 

2i 

20 

2$ 

Verrechnungen 

1 



4 

1 

imgesami - . . . . . , ... . » i . . 

48» 

909 

964 

1142 

I6JI 

Beiträge der Vers fchcTtm . * . 

12» 

HNANZURUNG 

2 TT 2TT 

170 

19} 1 

Bcitiägc der Arbeit gelier . , 

- 

- 

- 

- 


Direkic IjcisTiingcn der Ariicngcticr - . . - ^ . . 

- 


- 

- 

- 

öffenrlkHr Miere] 

m 

6+^ 

716 

»69 

H6l 

Vemiogcnjicrrräge . . , , . 

1 

2 

2 

2 

2 

Sonsrige Einrwhmcrn . i . 

- 

- 

- 

- 

- 

Verrechnungen ♦ ^ , 


— 


- 


insgesufnt 

4!»2 

902 

97J 

114) 

I6J7 

VcrmögcnsvtriänikTimg , t i = . . . , . ; . 

+4 

FINAN/JERUNGSSrM.IK) 

-7 4-7 -1 

+4 

l^rmrtgsveftTcfanungtii . . - ^ ^ . 

Iin ^ i - 


V T mvi :l 1 N V StiK \i v^t 1.\« i: N 

r ! ] 

r 

MI (-umllKWUiichLigv 

' 

1 

1 

2 

1 

imgnium 

1 

j 

1 

1 

j 

rrotgcMmt 

* 

Wmi i \ 


- 

Vcrmchnunguatdu 

-1 

-1 

-1 


-1 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI/3432 


Tabelle HI— 122— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Altershilfe für Landwirte 
in Millionen DM 


Funktion en/Quelien 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

1 

I jmilii' und VV(»hnuni: « « • - 

64 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

\S0 If7 185 

24? 

Ktmier , 

- 

- 

•- 

- 

- 


64 

150 

157 

185 

245 

Wuttcnchaft 4 ,. 

- 

- 

- 

- 

- 

Wnlffiung .... < . - 

- 

- 

- 

- 

- 

CiwKundhctt - . , 1 

\Z 

90 

107 

124 

IK 6 

l ofh^ugutt^ 0 n . . , 

- 

10 

ts 

(4 

18 

KwikMf , 

- 

27 

56 

58 

52 

Arhcftsimfüil . . . 

2 

/ 

t 

t 

2 

• 

to 

52 

57 

70 

115 

IkHclmlrl^un^ , , , . ^ . r . . . . , , . 

- 

- 


- 

- 

Bemjlu'hc ^ j ’ * 

- 

• 

- 


- 

MohUifät ^ ^ ^ ^ ^ * 

- 


- 

- 

- 

Uhvrtslmy^kiuf , , . , , , , 

- 

- 

-- 

- 

- 

\ffcr , , - 

410 

187 

4iK 

49t» 

761 

1 hntcHdidKm' ...... 

- 

279 

294 

W 

460 

1 pirluiHiKT 1 . . . 

1 


- 

- 

- 

Sjvjrftifüerun» , , , . , 

- 

-* 


- 

- 

tmgc&anu . ^ ^ . 

487 

906 

W 

Il?9 

16^0 

t nrcmchnKii ....... c . 

1 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

2 2 2 

1 

Bund . 

16? 

64' 

716 

869 

1561 

1 Ümk-f .... 4 .... . 

- 

— 

- 

- 


(fcmcinikti . , ... 

- 

-- 

- 

- 

- 

Sii/uIwrvivBcrung 

- 

- 

- 

- 

• 

FmMU-OrganUatMmcn ^ 

- 

— 

- 


— 

Friv:Ui*l laiisluUi* .... 

128 

2 << 


270 

29^ 

LimgcWi’lr . . 

- 

- 

- 

- 

— 

Insgesamt - . . , 

492 

902 

97^ 

1141 

t6<7 


261 


B 


I 


i' i I 


V* -i? 


C; , . V ^ -Si -“^-s' • . 7-i ’tlK'piJ-'' * -.* 

I " Ji •“ -. * r “, V - - V ® ^ 

J • HU ■■ I » 

I ? - - '* I * ' I ^ 

• J < ‘ ' >.,■■•-. - 




s • : • 


L 

I 


I I 

- I 
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Drudcsadie Vl/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


III— 13 


Systeme nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
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Dnicksadie Vl/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle ni— 13— l 

LeisfungeB uad Finanzterung nadi Arten 
Systeme nadi beamtenrediUidieii Vorsdulften 
in MilliODM DM 


Arten 

\m 

1970 

1971 

1972 

1976 



i.eistunc.i;n 



Einkominaiilcistungvn - - , r - r - . , - 

H6]A 

im9 

231X3 

24831 

29344 

^ . . * . - . 1 . j . . 1 . 

14614 

20639 

23 UI 

24S33 

29344 

rhtmaltg , , . , ^ . . . . r 

- 

- 

- 

- 

- 

Sac’hluhiüiiiptrn . . , ^ ^ . 

7B9 

1445 

1 7X0 

18«^ 

2X32 

BarcrstattUitgicn 

7^9 

m3 

3 7 SO 

tB8S 

2SS2 

Warw- mä Bimst ktstmgerj ^ , 


- 

- 

-- 

- 

Allgcmcme Dienste vind EcUtungen . * - * , 4 * - 

78J 

W73 

1110 

1529 

1710 

Zu:(i:hiisse . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Aiaßnaitmcn 

- 

- 

- 

- 

- 

Innner Dwmr ^ . . , . . 

7as 

W73 

iliö 

1329 

J73Ü 

Vrrrechrtungen , , . 

- 

- 

- 

- 

- 


um 

insl 

26111 

28047 

13606 



FINANZIERUNG 



Bcirrägircicr V'cTSichctttn .... .... 

- 

- • 


- 


Beiträge der ArljcitgelKT . . , , , . , 

- 

- 

* 

- 

- 

Drrckic Lmtungcrt derAiiieiteebcf . , , _ . 

\4010 

19914 

217X6 

244X8 

295X1 

Offcntiiche Mirtd ... 4 . . 

mn 

2SQ3 

2X80 

2742 

535? 

Vcrmojzenvrnräge = . * - . , . , 


- 

- 

• - 

- 

Sonsngc Eifinalimen . . ........... 

- 

t 

- 

- 

- 

Verrechn wngai :4 . - . 

w 

‘ 72? 

777 

«50 

91 X 

insgesann 

Idl91 

131X8 

26113 

280X0 

33605 



EINANZIF-RUNGSSAI.IK) 


V’ennögcnüvcräniicrung . ^ . 

-f ! 

H -1 

- 

+ 3 

-1 



Vi: Rma, 1 1 U VQ5 AUSGAREiV 


inigrf4n« 

- 



- 

- 



V4 HR 1 1 ; M NU \tiS bl SN AH MVS, 


tjCT<riBigvvorechniiri|{ai 






lill ftemrn«;nidiiifnöig ik't 


97 

nt» 

na 

124 

HU ttLinmm^h'hcriii'i^tlcr . . r 

17 

2i 

n 

H» 

II 

| 0 i . _ , . , , r 

IH 

J !0 

224 

242 

261 

104 l.nfallvcn»chi,’f\tng 

n 

flf) 

4^8 

74 

16 

10 ^ AHjRofcrnkrwnp , i i : : 

n 

IIJ 

130 

H9 


f 21 km|]fisch;jfl 1 }L' 1 ic‘ tk^niiim-ei^ickrtii^ 

10 

12 

21 

ts 

26 

l22 A/trfMJiilfc IjUhlwirtt* 

1 

1 

i 

I 

T 

14! 

4 

f 

* 

A 

S 

*01 Kritfg^fviviTuiiguitg . . 

ir 

4t 

44 

H 

!» 

*02 LttU'ntfUft^Jmfi . , 

It 

U 

Jt 

U 

€ 

44)1 Sii/imllnlfc“ 

2(» 

iO 

n 

Tf 

31 

401 JugtmJhillc 

IT 

H 

38 

+1 

3« 

4*)J Ambklduiigsfirirtji^rung 

- 

1 

4 

8 

8 

404 Wiihng^y 

l 

4 

8 

f 

ft 

40f OffcmlHrlirr Gtauiyjiritfdicnjt 


■Hl 

4!^ 

X4 

fl 

irttgnajiit . . . i . 

49i 

724 

777 

«TO 

Trx 

VcmrlmuftgwiJda . , , 

^49 f 

4 729 

+ 777 

4- »50 

49ir 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3432 


Tabelle HI— 13— 2 

Leisttingen nadi Fiinktlonen und Finanzienmg nadi Quellen 
Systeme nach beamleiirechtlidien Vorsdiriften 
in MUlioisen DM 


Fimk ti 0 nen/ Quellen 

1965 

1970 

197S 

1972 

1076 

F:imilic uiitl Wohnunii . . .. . .. 

+762 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 
.59 <2 «l‘J Ä52I 

45 1 1 

KifiJcT . . 

26^9 

1JS4 

if29 

i7f4 

588 

Eb^attrtt ..... .... 

2010 

25 St 

2544 

2918 

S804 

Mutnru*baft . . . - , _ _ , 

SS 

67 

82 

89 

119 

Wobnimg ^ y ^ . . . ; ^ . . . . . 

* 

- 


— 


(icsuncihtit . . i . , . : : 

999 

1748 

2096 

ms 

5041 

VmheugMn^ - - - - - ' - - - - ‘ * 

10 

/5 

21 

2S 

St 

Kran/fbi*ti . ... . . . 

74S 

tS6S 

t6SO 

tim 

2S9S 

Arbtirstm/iili - . 

ts 

S2 

22 

24 

S2 

fnvaiuiitäi 

ISS 

SJ7 

402 

429 

585 

1i<*sch5ftijiimg 


- 

— 

- 

- 

Renf/Jicbc BiUuftg^ .... . _ . . ■ 

— 

- 

- 

-* 

- 

Mobififdt - . 


- 

- 

“ 

- 

Arbemtoni^km 

- 

- 

— 

* 


Alter . 

7927 

1 1 74S 

H4n 

14446 

19757 

Mriuc*rbliclwnc ........ 

vtn 

5709 

4in 

462 

6517 

Fi >1 gen politischer . . . - v ’ • • • 


- 

- 

- 

- 

Sparföfiltrung ^ . 

- 

- 

— 


- 

imgesiunt 

lölSS 

2Jtn 

261U 

28047 

3 5606 

Umenrehmen 

4694 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

6207 6809 7100 

868f 

Himii ....... 1. ... c ........ . 

1478 

4964 

4746 

6096 

7471 

Under . - 


8244 

9401 

IOJ4t 

12370 

Gemeinden . ^ - . . , 

2036 

28 ?Ü 

?18B 

5448 

5 8 BO 

Si^ziaKersichvnmg . . , . . . . . 4 ; 

* 

- 

- 

- 

- 

Pnvjtc Ot^nitiUioncn ^ 

8^ 

180 

192 

204 

284 

Private llaushaUc . . . - v ^ . 

- 

\ 

— 

- 

- 

Glinge Welt ^ . j, . . . s 


- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

1 ^698 

22429 

255;6 

272ÜO 

52690 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3432 


m— 131 


Pensionen 

Die Pensionen im öffentlichen Dienst umfassen die Ruhegehälter an 
ehemalige Beamte von Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich 
ihrer Wirtschaftsuntemehmen, von Religionsgemeinschaften, von Bun- 
desbahn und Bundespost sowie die Versorgung der Hinterbliebenen 
von ehemaligen Aktiven oder Ruhestandsbeamten; ferner sind die an 
ehemalige Bedienstete der Sozialversicherungsträger (Beamte und 
ihnen Gleichgestellte) gezahlten Beträge hier erfaßt. Auch die Ver- 
sorgung der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
sowie der Berufssoldaten der Bundeswehr und der Angehörigen des 
Bundesgrenzschutzes fällt unter diese Institution. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Drucksadle VI/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle in— 131— 1 

Leistungeii und Finanzierung nach Arten 
Pensionen 
in MiilloneB DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1975 

tinkomm 4 .'i\slt.’[siungcn - . , 

9i>7! 

LKlSrUNiGKN 

14804 17190 

18110 

250J3 

iaufrnä . > jic , . . , . . . , , X . . - 

997S 

t4S64 

17190 

mio 

2S0SJ 

dnmaiig , . i 

- 

- 

- 

- 

- 

Sachleistungen, , - , 

- 

-- 

- 

- 

- 

BanrTtattmgm i , ^ , . , * ^ i , , 

- 

- 

— 

- 

- 

Warerr- tfftä Dit^stkistimgai , , . o, .. 



- 

- 

- 

Allgemeine Dienste und I.fistimgcn , , , , , 

510 

UO 

1000 

noo 

1 500 

Zuschüsstr .**..-*. .4 . 

- 


- 


- 

Maßnahmen, , , . 

- 

- 

— 

- 

- 

Innerer Dienst 

5^0 

SSO 

1000 

noo 

isoo 

Vtmx'hnungcn ,4 ► . _ 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt ^ , . 4 - » . 

10625 

15744 

18190 

J9420 

usn 

Beitrage der Verliehenen . . ^ 


FINANZ lERUNG 



Beiträge der Arbeitgeber r . . - - . t 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Lehtungrn der Arbeitgeber ..*,44 » 

ksö? 

U070 

15419 

IÖ470 

im\ 

Öffcntliclve Mittel ^ .,-,.,,.44 , 

\sn 

2110 

1170 

2511 

3110 

Vermögensen räge 4 - ^ ^ . 4 .4 . 4 4 4 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige F.innah men . . ....,> -4 > ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Verrechnungen , , , , , , , , , , . 

22^ 

M 

401 

41t 

601 ' 

insgesamt , , 4 ^ ^ ^ 4 

I052J 

15744 

IS 190 

19419 

26532 

Vermögensveränderung ^ . . . , . . 4 , ^ 

-- 

FINANZIERUNGSSAl.DO 

^ ^ 0 

0 

insg»anii . . , . . 

- 

vr;RRK;MN’U'NChAU?*i±ABr,\ 

- 



V T.RRM.MNt.Nr-SfJNNAHMI:N 


I^enr ung^vcmrdinuitgen 






lül Rffliünvcrsithcrungikr Articittr . . . . , , , 

14 

50 

6Ö 

65 

81 

1 02 tkr A ngrMcUioi 

8 

ta 

12 

11 

17 

103 KmiUf^ntvrnuchmirig , . , 

77 

132 

115 

145 

\92 

104 UnfiillvcniHrhcnitig 

24 

42 

45 

48 

65 

(03 ^H^ehsf^/nJcmnig 

44 

70 

«2 

95 

152 

1 2 1 Kni«|>pKhdftlK.')itr tUntenvcnmhrrvfig 

1 

10 

M 

tz 


301 k rHgwjpfnrygfwtgijng 

2 

T 

F 

i 

7 

302 lutsteniunglcich 

4 

1 

i 

f 

1 

401 SoüAlhiir? 

S 

U 

11 

(4 

16 

402 Ju^ndhil^ 

4 

41 

Ul 

m 

14 

403 Audjililiinf^BrOmiing 

— 

1 

» 

% 

4 

404 Wiihnj^y 44 

1 

1 

? 

4 

4 

405 OffitrrtÜitiR'f GciiindticifwiktaiiSt 4 

12 

Tä 

20 

11 

29 

in»geMnit 

22} 

IM 

401 

4J8 

«Ol 

Ventctniun^alctu 

^-221 

-^Id4 

^401 

^41» 

+601 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3432 


Tabelle m— 131— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
Pensionen 
ln Millionen DM 


Funktioiieii /Quellen 

1965 

1970 

1 i 

1971 

1972 

1976 

Fiimihc und Wiihnurti» , - . - , 


LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


KMcr , , ; . ; i ; . ; , , , » - 4 

- 

- 

- 

- 

- 

Fbegaticti . ..... . . 

* 

- 

- 

- 

- 

Munerscbafi , - 


- 

- 

- 


Wtthnttftg t o = . i . r t E . 

” 

* 

- 

- 

“ 

Gesundheit 

23.1 

m 

390 

416 

f69 

Vürhft/guug 1 

- 


- 

- 

- 

Knmkhvit . . . , . , . 4 ^ , 

14 

iS 

20 

22 

20 

Arlfeirsvnfiit ^ . 

U 

19 

22 

24 

22 

InvalUrtät (aligenmn) ... . . ; 

t9A 

Wi 

Mi 

271 

506 

Bcschih'igung . . * ......... 

- 

- 

- 

- 

- 

ita^ufliebt ßiltimg .... .... 

— 

- 

- 

- 

- 

AUMität 

* 


- 



Arhvitshjigki'ir ...... 

- 


- 

- 


AlK'f . , . . . . V 

7927 

1 1748 

IJtfl 

14446 

1.973? 

tiinwrblivbt'nc .. ...... 

247 ^ 

36^ft 

4269 

47^8 

622? 

Folgen ptdicischcr I;fCM£^issc . ... ' 

- 


- 

- 

- 

SpiirfonltsHmg . ^ ........ 

- 

- 

- 


- 

tnsgcsaniE ... .1 ...... . » . .. . * . . 

10635 

iy744 

iSlVO 

19430 

36533 

LntemfhrtK'n ... - ... 

1273 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

4924 1241 

7290 

Bund:. ^ , t 4 • - . » 4 4 . V 

2S$f 

39>7 

4630 

4884 

6438 

Länder 

3 530 

7514 

6426 

6911 

9722 

Gemeinden ....... 

989 

1379 

1618 

t74(j 

2398 

5nÄiiilvei>icherung > 

- 

- 

- 


1 

Pnvüte OrEt3njs;itii>m^ . . 


ISO 

191 

ZiH 

283 

Prrvati' Hiuishidtc i ^ . 


- 

- 

— 

- 

Übrige Welt . ^ e, . 

- 

- 

- 

- 

* 

insgesamt 4 ^ - 4 - . ; 4 . 4 v 4 

■1 

IIH03 

1^180 

17781» 

18981 

J79JI 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


m— 132 


Familienzuschläge 

Die Institution erfaßt folgende Leistungen: 

— Kinderzuschläge an Beschäftigte von Bund, Ländern und Gemein- 
den, Bundespost, Bundesbahn, sonstigen öffentlichen Wirtschafts- 
Unternehmen und von Sozialversicherungsträgem, 

— Erhöhung des Ortszuschlages für Beschäftigte mit Kindern, 

— Erhöhung des Ortszuschlages für verheiratete Beschäftigte. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972 mit 
der beim Kindergeld beschriebenen Abweichung (s. III — 106). 
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DmdEsadie Vl/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Walilperiode 


Tabelle m— 132— 1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Familienzusdiläge 
in MHUomeD DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

I:inkonimcnsk'tikUingi.'n 

4619 

LLISIÜNGEN 

5775 5963 

6511 

41 II 

laufefjil . , .IC 

46S9 

5775 

5961 

6fiS 

4Ut 

cmmaiig . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

SdchlciJituitgcn , ^ ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

BarcTstanungat . . . *, 

-- 

- 

- 

- 

- 

Warrit- umi Üjcnstlfistungfti - . ► . ^ - 

- 



- 

— 

Allgemeine Djcnste ufui Le* SU irvgcfi . . , , , , . , 

90 

rio 

HO 

120 

80 

Zuschüsse * i . i . . . . . . _ I i * 

* 

- 

- 

* 

— 

Maßnahmen , , 

- 

- 

- 


- 

fmtercrDieftsj . 

9Ö 

iw 

UO 

120 

SO 

X'errtxhnungen - . . ............ 

“ 

- 

- 

- 

- 

insgesami 

4729 

sm 

<07} 

6613 

4391 

BdTfägCiler V^eixicbcrtvn * 


FINAN/ILKUMG 



Beiträge der AriHTitgeber , . . . . ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Ijeiütungcn der Arbeitgeber . . ^ . . 

4185 

5415 

5606 

6123 

4025 

Öffem liehe Mittel , . , , 

m 

UO 

UO 

121 

80 

VciTTiögenseftrage i 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Einnahmen : , . r 

- 

- 

- 

- 

- 

Verrechn üfigen 

254 

!40 

157 

J9U 

286 

insgesä/m • ^ ^ ^ . 

4729 

5B85 

6073 

6634 

4391 

Vermögens Veränderung 

- 

FINAN2IF.RUNCSSALDD 

H-l 

-1 

insgL-una 

- 

VKUHECHNUNOSALSUAHI'N 




VKRRrcl IM;\0SMNNrA» IM HN 


UiMungsvc4rtehiiuqget> 






101 Plcmenvc«ich«TTi(igdkT/Vrt)ti{tr . . 

31 

41 

47 

tl 

f7 

lOJ Angurii^ll^ . . 

0 

11 

H 

15 

t1 

lOf Kciakcüivcrxiehrttifig 

fiV 

flv 

Rf 

92 

TI 

104 UjtaJIwpwcht'fuhg 

13 

le 

12 

27 

19 

lOf Advit:ifi5iifening . , 

H 

%% 

41 

4« 

32 

121 Kmppkhnfrlidttf Aimtrnvm^ck'^ 

IP 

11 

11 

11 


122 AlrcnhilkUrithbiRr 

1 

1 

% 

1 

1 

141 /.iisÄirtTOJchCTOTtg im 

4 

f 

6 

6 

9 

40 1 KriegMif^r«€f$afguri^ 

il 

SR 


43 

10 ' 

302 ta^cn^iMBglrich 

7 


10 

0 

4 

401 

11 

tu 

19 

11 

17 

402 

11 

27 

1% 

3i 

H 

40! A«i«lu1dLirigi*BftlcrLiRg . . , 

- 

1 

1 

1 

1 

404 Withflgmkl 

r 

l 

1 

4 

I 

4ür OlfottlklirrGciiunUhctt^LLitfnM , - , . . 

2A 

17 

2& 

31 

21 

4AKgei4tm 

2J4 

340 

yn 

390 

116 

Vcnr^ungsMliin 

-*^2J4 

-»^J4ü 

+1J7 


+2t« 
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Deutscher Bimdestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/3432 


Tabelle HI— 132— 2 

Lefslungea nadi Punktionen und Finanzierung nach Quellen 
FamUienzuschläge 

in Millionen DM 


Funklionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Kumilif und Wohotin^ 

4725» 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

f885 607? 665? 

4593 

Kitnier . - . 

2699 

ii54 

fS29 

.57/4 

588 

Ebi^attcit . V . - - > » . , . 

20.W 


2SH 

2918 

ß8(M 

MuttiWhjJT - , _ - - , , , . , 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung . . . . . * 1 . , . , , 1 

- 

— 


- 

- 

CitMindheit . ... v i ^ *. 

- 


- 

■«r 

— 

Vtitiurtigifng ^ ^ ^ * 

- 

- 


- 

- 

Krankheit - , 

— 

- 




Ariwi/stmfali ... ,, r . 

- 


- 

- 

- 

IftvatüiiTat _ 

- 

- 

- 

- 

— 

Bcschattii'tiiti» . 

- 

- 

- 


- 

Hvruflkhe'itUJtmg ^ ^ v J 

- 

— 

- 

- 

- 

AUihilität , . , , . • ' 

— 

- 

- 

- 


Arbensiosigh'iT - - - ... * 

- 

- 

- 

- 

- 

\itirr - . - - .. . 

- 


- 


-* 

HmtcH>licl»v'nc .. , 

- 

— 

- 


• 

Tiilgcn p<iluiiichtTrMirn«si* . , . , , , 

* 


- 

- 

- 

SpariorOcninc ... - . . . . i . 


-= 

- 


- 

insgesamt . - _ ^ _ . , , 

4729 

>885 

607? 


4591 

L-ntcmdiitK’n . . . r . 3 * . . . . - 

H 88 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

177+ 1879 199« 

!II 1 

UunJ ....... ...... 

671 

776 

8 tK) 

«7? 

574 

Linder ........... _ . 

1 m 

3941 

2 ümi 

2185 

14?7 

Gt'mcifuliti , ^ . 

8 iD 

1054 

1087 

1187 

78 1 

Swzirtlvcrsichcrrimg . . . ^ .... . v . 

- 

- 

- 

- 

- 

Private ^ ^ ^ . . . ► • 

- 

- 

- 

- 

- 

Pnvucc Mimslidtc , , . 

- 

- 

- 

— 


ClinpjVVcIt . . - - * ^ ^ . 

- 

- 

- 



fnsgesaml ................. 

4475 

5545 

5716 

6244 

4105 
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Deutscher Bimdestag — 6. Wahlperiode 


Dnidrsadie VI/3432 


ni— 133 


Beihilfen 

Beschrieben werden Leistungen, die von öffentlidien Arbeitgebern 
(Bund, Länder und Gemeinden einsdiließlich Wirtsdiaftsuntemehmen, 
Sozialversicherungsträger) auf Grund von allgemeinen Verwaltungs- 
Vorschriften über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Ge- 
burls- und Todesfällen öffentlich Bediensteten und Versorgungs- 
empfängem gezahlt werden. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Dnicksadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


T d b G 1 1 6 ni— '133 — 1 

Leislungen und Finanzierung nach Arten 
Beihilfen 
ln Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



I.EISTUNGKN 



l'inkummcnsleismngcn . 

- 

- 

- 

- 

- 

hufrnä , . . , . . . x . . - . 

' - 


- 

- 

- 

emmalig , . . , , 

1 

- 

- 

- 

- 

Sachleistungen 

789 

1445 

1750 

1885 

2532 

Barerstanin^at ^ ^ . 

7S9 

I44S 

1750 

1885 

2552 

Waren- umi Dienst leist tmgjrn 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgemeine Dienste* und Ixisrungcn ........ 

45 

85 

100 

109 

150 

Zuschüsse . . : 

- 

- 

- 

- 

- 

Maßnahmen . . - * . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Innerer Dienst , - , , 

45 

8S 

100 

109 

ISO 

Vcrrechnuni^ - 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt 

854 

1528 

1850 

1994 

2682 



FINANZIERUNG 



Beiträge der Vcrsichencn ........... . 

- 

— 

- 

- 

- 

Beitrage der ArlKUtgclxrr 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte l^nstungen der Atbcitgdicr . . i , . , . 

776 

1419 

1751 

1865 

2504 

Öffentliche Mittel , . . 

45 

85 

100 

110 

150 

Vermögensenragc 

- 

- 

- 

- 

- 

Simstige Einnahmen . . » 4 : » . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Veneehnungen 

16 

25 

19 

21 

28 

insgesamt 

837 

1529 

1850 

1997 

2681 



FINANZIKRUNGSSALDO 


VermögcnsvcrÄndcning . . - r . . i . . . . . 

45 

41 

-- 

• 

42 

0 



VtRRKCf IN t NGSAL^CiABFN 


insfirMmf ..... 

- 


- 

- 

- 



VFRRI ( 1 INUNGSEINNAI IJVirX 


101 llt*mrmYT\Mifcnu^(k'r Afbtiii't 


5 

1 

1 

4 

102 llttüri»vmuJwrning«kf 

1 

2 

3 

2 

? 

101 KmnkmvmtidHTting . . . . . , 

8 

9 

4 

4 

6 

t04 C’iifcillvi'nHlHTimg - , . , 

1 

1 

1 

1 

1 

lot AHictt«fonkrunie ... .... 

4 

7 

7 

8 

11 

121 KnoppchAtrlichc lUrmirTivrnicitrrun^ . t 

40f Ot)k’nttH.'ticr(j(3umlhatMlivnvi . . 

I 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 


16 

25 

19 

21 

38 

Verrochnung&stiJdu 

+ 16 

+25 

+ 19 

421 

+ 28 
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Deutscher Biindestag ^ 6, Wahlperiode 


Drucksache V! 73432 


Tabelle BI— 133— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 

Beihilfen 
in Millionen DM 


FonktionieTi/QueJ len 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

1. 

FuTniiic' und Wohnunu . j* 


LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

67 82 8S 

119 

. 

— 



- 

- 

Et€^tte7i . ^ V ; i p 

- 



- 

- 

AiuttcTfctap . * 

JS 

<57 

S2 

S9 

119 

Wobrtwig - ^ . , . , ^ . 

- 


- 

- 

- 

tirsuHilhtMr . 

m 

1410 

1706 

1 819 

2472 

Vorbtrugmg . , = . * . . . . . * _ , 

io 

fj 

2t 

23 

3/ 

Kranklmt . . . _ _ , , , , , ^ . 

719 

U4S 

1630 

USB 

2S63 

ArhdtsmtfatI . * . , . . .r , . , . . * 

— 

t3 

- 

- 

- 

irtvafiiiität (aüff^fftefn) ^ 1 ^ ,* 

37 

37 



7B 

Bochäfri^ung - ^ ^ ^ ^ ^ 

- 

- 

-- 


- 

Bvrußkht ßiUmg , - , ; ^ . v „ 

- 

- 

- 

- 


. . r . ^ « c , . 

- 


- 

* 

- 

ArffdislnA'igkvir ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

Aixvr , - - . . , , - 


- 

- 

* 

- 

Mtfttcrtilicht'nc v i. , . . . . . i . , j 

26 

5\ 

62 

67 

90 

ptiliciiClUT F.n.*i§mÄÄC' , > . ^ y 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparförderung - ^ , * r. ^ . 


- 

- 


- 

insgesamr - , , , . r , , 

8.H 

152» 

Iß^U 

1994 

2682 

ImemehTTwn ^ . ' 

n 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

16 60 

82 

UunU 

172 

262 

M6 

13V 

438 

Liridcr p. , . . ^ . . , . e * - 

419 

789 

975 

*055 

141 1 

tjefTH'inilvn 5 » p , * r 

197 

J9a 

4SI 

521 

?t)2 

Sozwlvcrsichenrng - - . . . . = ^ ^ . 

- 



- 

- 

FrivureO(gani.viiUt»n<.*i^ , ; ► ^ . 

- 


1 

1 

1 

Fnvjite Uaiishitlte . . . - , ; 


T 

— 


- 


- 

- 



- 

insgesamt 

8Jt 

tflM 

1851 

1975 

2654 
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I 


Pnidaadie 

m— 14 


Ergänzungssysteme 


279 


Drudcsadie VI 73432 


Deutscher Bimdeslag — 6. Wahlperiode 


Tab eile HI— 14— 1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Hrgänzungssysteme 
in MiUiocen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 1 

1976 



l.EISTUNGEN 



Kinkommcnsictstungen .... * . 

m 

IUI 

1440 

IW 

2147 

taiffenJ . . . , . . r , , . . . - , , 

SZ8 

1106 

14/2? 

tSS9 

2ns 

t^inwaiig ................ 

T 

17 

22 

24 

u 


• 

- 

- 

- 

- 

Bmrstatruftgen , » . . . 


* 


- 

- 

Wareth tmd Dienst ktsimgtfj , r. ^ . 

- 



- 


All gemmc Dienste und Lcisuingcn . . . . 

42 

107 

115 

U2 

150 

Zuschüsse * . . X - . 


- 

- 

- 

- 

Maßttühmett , , . . ^ . 

/ 

7 

- 

- 

- 

1 nnen^T Dienst ^ . 

41 

m 

ns 

122 

m 

Venvehnungen y ^ , . 

J 

7 

9 

10 

II 

insgesamt .... ......... 

582 

1217 

1564 

1694 

2109 



FlNAMZIERtNG 



Rciträgc der Versicherten 

125 

275 

m 

160 

494 

Bett läge der ArU Jtgeber - . . . - ♦ - - - i i ; 

814 

1172 

Wl 

mi 

2227 

Dtiekic U'isrungen der Arbeiigeiier . ...... . 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche^ Mjtrel 

71 

95 

119 

125 

U4 

Vcfmögttvsenragc . . . . , . . . 

480 

888 

945 

1040 

IIF8 

Sonstige Einnahmtn 

II 

4 ' 

5 

5 

5 

Venrehnungpn ..... ^ . 

H 

' 20 

20 

13 

12 

insgesamt 

I72t 

24J4 

2852 

1120 

4070 



FlNAhJZlERLNGSSAl I>(> 


Vcrmoucnsveräiidcfüni; 

+ 1147 

4-1217 

■t-l2S8 

+ 1426 

+*1761 



vt:«KKt:iiMJNCÄ AfsciAitr V 


t JTHi unp vtrntdinungvtt 






l|u trt(|».htmTf^Klu»ija; 

i 

2 

\ 

1 

4 

i 12 

4 

f 


A 

9 

im{(C&ankr 

f 

7 

4 

m 

11 





Bdlir^V’frrochntjngt«i 






|IO lm^lJliirt7.iUlun|i| 

f 

30 

30 

II 

II 


« 

10 

3« 

li 

11 


41 

4 II 

+ 11 

+11 

+ i4 
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Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Dnicksacfae VI 73432 


Tabelle HI— 14— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Ergänzungssysteme 
in Millionen DM 


Funktionen/Quel len 

1965 

I970. 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung . . ^ . 

9 

I4 

16 

17 

22 

Kmäct . , ^ 

9 

N 

16 

17 

22 

Ebfgattfn ^ . . . • 

- 

- 

- 

- 

- 

Mutterschaft .... . ^ . 


- 

- 

- 

- 

Wobnurtfr . ^ v i i - . . . . i; « « . ^ i 

- 

- 

- 

- 


(ksundheit , . 

7I 

I.57 

195 

208 

282 

Vorbeugung , . 

- 

- 

- 

- 


Krankheit ......... ........ 

- 

- 

- 

- 

- 

ArbeitsunfaU . » - . . 

U 

>5 

SO 

S2 

43 

tnvalsiiität (allgetnctn) - * - 

60 

1J2 

iöS 

176 

2S9 

Bci»chäfiig:ung -4 - . * c 


- 

— 

• 

- 

Berufliche BiUiung < ..... .... . . . 


- 

- 

- 

- 

Mobitität 

-- 

- 

• 

- 

- 

Arbeitslosigkeit 

- 

- 

- 

- 

- 

Aller 

559 

766 

965 

1047 

1456 

f limcrtilidicnt» . . . ♦ • 


280 

559 

589 

525 

Folgen politweher Ereignisse . , 

6 

15 

22 

24 

52 

Sp.irfonlerung ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt — ..... . . . . ^ . 

577 

1250 

1555 

1685 

2296 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Lntcmehmen ^ - , 

45 f 

751 

825 

905 

1126 

Bund . . . . . . V . . . 4 , . . c i , 

205 

552 

576 

408 

515 

LÜnder . 

255 

588 

456 

501 

666 

Gemeinden = . . . . . . » ^ ^ . 

455 

561 

690 

756 

1025 

Sozialversicherung . 4 - ^ - 

40 

65 

75 

82 

117 

PnvateOrganis.itümen ^ 

- 

- 


• 

- 

Pnvate Haushalte . . . 

549 

5.^8 

412 

447 

591 

Cbrii»c Welt 

27 

- 

- 


- 

insgesamt . . . . . ^ • • . . . 

I72I 

2454 

29n 

5097 

4058 
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Deutscher Bundestag — 6« Wahlperiode 


Drucksache VI 73432 


m— 14 t 


Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

Besdirieben werden die Leistungen der Institutionen, die Angestellte 
und Arbeiter öffentlicher Arbeitgeber auf zusätzliche Alters*, Invali- 
ditäts* und Hinterbliebenenrenten versidiem. wenn und soweit der 
Anspruch auf diese zusätzliche Versicherung gesetzlich oder tarif- 
vertraglich geregelt ist. 

Erfaßt sind unter dieser Institution: 

— Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, 

— Bundesbahn- Versicherungsanstalt Abt. B, 

— Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost, 

— Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen. 

— Versorgungsanstalt Deutscher Kulturorchester. 

— Versorgungsanstalt Deutscher Bühnen, 

— 19 kommunale Zusatzversorgungseinrichtungen. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Drucksache VI/3432 


Peutigher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle HI— 141— 1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Zusatzversicfaerung im öffentlidien Dienst 
in MUUonen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Einkommcmlcistungcn . x . . ... • . . s . . 

S07 

1082 

1390 

1509 

207 S 

taufend . 

500 

1066 

1569 

I486 

204$ 

einmalig .. i . * . 4 .... w 

7 

16 

21 

25 

50 

Sachleistungen iu . . • ; - 

- 

- 

- 

- 

- 

Bartrstattungen . . . • • « 

- 

- 

- 

- 

- 

Waren- und Dienstleistungen 

, - 


- 

- 


Allgcmcme Dienste und Leistungen . 

41 

104 

nt 

117 

144 

Zuschüsse . . « . . x . . . . 



_ 



Maßnabinen . . 

1 

7 

- 

- 

- 

Innerer Dienst 

40 

97 

in 

117 

144 

Verrechnung^ . 4 . - . - . . 

S 

7 

9 

10 

13 

insgesamt 

553 

1193 

1510 

1636 

2232 



FINANZIERUNG 



Beiträge der Versichenen , , . . . » . , , . • . 

302 

249 

m 

32V 

452 

Beiträge der Arbeitgeber ^ i - «i ^ - i . i 

807 

1164 

1422 

1556 

2213 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber ........ 

- 

- 

- 

- 

- 

öffentliche Mittel 

66 

90 

113 

119 

148 

Vermögensen rage * . 

469 

873 

925 

1021 

1137 

Sonstige Hinnahmen 

31 

4 

5 

5 

5 

Vemrehnungeß . v - . ; ... . . . . - . 

•• 

- 

- 

- 


insgesamt . ^ - 

1675 

2380 

2768 

3050 

3955 



FINANZIERÜNGSSALDO 


Vermögensveränderung , 

4-1122 

4-1187 

4-1238 

4-1394 

+ 1723’ 



VERRF-CMNl SGSAtRGABKN 


Lrbrtinfivcmciiiiunfcii ^ r ^ . r • . - 

MO Fmprltfomiihiung 0 • - . . 7 

! 1 

2 

3 

1 

4 

IJ2 FamtticHAUK'hligc . > 4 ^ - r ^ 

4 

$ 

6 

t 

9 

imgnarm ... ► ^ • ; , . ^ .i ... 

s 

7 

9 

10 

11 



V RRRECH N VSGS EIN NAH MEN 


imgesanti . . ^ 5 1 ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Vrrrrdmuognuüdo .... .. 

-j 

-7 

-9 

-IO 

-II 
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Deuisdier BuOidestag^^ — 6. Wahlperiode 


OnidEsadie VI/3432 


Tabelle III— 141— 2 

Leislungea aadi FtmktioBen mid Finanzierung nadi Quellen 
Zusatzversicfaenmg im öflentlidien Dienst 
ln Milliomen DM 


FunkUonen/QueUefi 


1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Fiimilit; imil Wohnunu , - , 



9 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

n la 

21 

Kmdvi . . ^ 1 ^ . 


* 

9 

tJ 

iS 

16 

2t 

Ehtgatten . . . ^ . 

<-11 . * 

- > 

* 

- 

- 

- 

- 

Wuturscbaft 

= . ' - - V ’ 

- ■» 

— 

- 

- 

- 

- 

Witbnut^ . * . . ! , 





- 

- 

- 




66 

14« 

181 

m 

268 

Vütbeugung. ^ . * , . , , 


. .« 

- 

- 

- 


- 

Kfäfikbca , , ^ , 


. - 

— 

- 

- 


- 

AthmsmtfaU j. j ^ , 



i/ 

34 

29 

Sl 

42 

tnvulhiitat (aUg/rnwin^ ^ . 

, ^ ^ 


S6 

124 

fH 

m 

m 





- 


— 


HtTuflkbc Bthhng * . , . . 


4 1 

' - 

- 

- 

- 

- 

WobUitat * , , 4 ... 

• - r r - " 

’t * 

- 

- 

- 

- 

- 

Afbatsiosigkvh . - 

, -r . .' 


! 

- 

- 

- 

- 

Aller . . , 



U7 

749 

945 

1025 

\M)7 

l.lmrefljlii’Ixmc . , . 

r ' . ♦ 0 : « 

^ <- 

IM) 

26 V 

5?7 

565 

m 

Folgen piihtisehiT Eit'ignjiiiif > 

. , , - - - 

'f " 

6 

»1 

21 

25 

50 

SparföRicniini 



- 

- 

- 

- 

- 

insgesarm - , , . , . 


^ 1 

54« 

1)116 

15(H 

1627 

2219 

t miTnetimen 



422 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

7)6 802 «81 

1099 

Rund . * : 



197 

? 2 a 

m 

401 

508 

linder 0 » 

• *' » :-: ■ 1 

V, , 

214 

m 

4SS 

5lW) 

665 

Gemumilcn . , , , , - 



' 4?2 

560 

689 

755 

1021 

Sozirtlvcr^iirhcning ... .1 * 



40 

6 ? 

75 

82 

H7 

Private Ontuni^ariuncn - . ► • 

“ t* ^ ■ 1 if 

- ’« 

- 

- 


- 

- 

Pnvatc Haiühiiitc , . . . 

.V * . -V -1 

- , 

m 

127 

J7S 

41 \ 

544 

CbrigvWdt . - .i_M ^ 

V. 1^: * .* -rf 


27 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt . . ^ . . . 



t67y 

2180 

2768 

1010 

ms 


265 



I 


I 


\ 


1 




1 
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Drucksache VI/3432 


in— 142 


Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

Beschrieben werden Institutionen« die Angehörigen bestimmter Be- 
rufe — außerhalb des öffentlichen Dienstes — zusätzliche Alters-, 
Invaliditäts- und Hinterbliebenenlelstxmgen gewähren, sofern der An- 
sprudi auf diese zusätzliche Versicherung gesetzlich oder tarifvertrag- 
lich besteht. Bis jetzt sind hier enthalten 

— die hüttenkmappschaftliche Zusatzversicherung im Saarland, 

— die Versorgungsanstalt der Deutschen Bezirksschomsteinfeger- 
meister, 

— die Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen. 

Die Liste der in Betracht kommenden Institutionen ist noch nicht voll- 
ständig. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Dnicksadie VI 73432 


Deutsdiei Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle III— 142— 1 

Lelstungeii und Finanzierung nad& Arten 
Zusatzversichenmg für einzelne Berufe 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

197Ö 

IS71 

1072 

1976 



LEISTUNGEN 



Kinkommcnsldütunpcn 

28 

41 

50 

54 

71 

laufenä , . 

2S 

40 

49 

Ji 

70 

einwali^ .... .......... , - ^ 

- 

l 

J 

i 

! 

Sadllctstungcn . . . 

- 

- 

- 

- 


Barerstattung/cn , 

- 

- 

- 

- 

- 

Waren- md Dieruitkmungen 


- 


- 

* 

Allgemeine Dienste und Ijeistungcn 

l 

3 

4 

4 

6 

Zuschüsse ^ . ^ * ^ . 

- 

- 


- 

— 

Maßnabrtttn ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

trmerer Dienst - * . . 

f 

; 

4 

4 

6 

Vemxhnuiigen 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt , i . ^ 

29 

44 

54 

SB 

77 



FINANZIERUNG 



Beiträge der Versreheften . 

ZI 

26 

30 

n 

42 

Beiträge der Arbeitgeber . W: . . . * 

7 

fl 

10 

1 \ 

14 

Direkte Leistungen der Adidtgebcr . i 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche Mittel ...... ..... t . 

f 

5 

ö 

6 

6 

Vermögenserträge * . . . * , * . g , . . , . - 

n 

15 

18 

i9 

2t j 

Sonstige Kinnah men . 

- 

- 

- 

- 

- 

Verrechnungen * . . * i . . . ... 

s 

20 

20 

ZS 

32 

insgesamt , , , . ^ . . . , . 

S4 

74 

84 

90 

U5 



FINANZI ERUNGSS ALDO 


Vermogcnsverandming 

+25 

+30 

+30 

+32 

+?a 



VKRÄf-CHNfNCSAUSGABEN 


imgeumr > . 

- 

- 

- 

- 

- 



VJ- RRECHNUNGSMNNAI IMLS! 


Bdtfi^vtrrBclmungak . . c - • t • . ^ ^ 






110 KnTp:hforT7.Ahhnf^ - ^ . 


20 


31 

11 

imgesvnf .... i 1 t . 

s 

20 

20 

Z) 

JZ 

VcmchniitigswLlilii , , , 

+1 

+10 

+ 10 

+11 

+12 
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Drucksache VI 73432 


Tabelle HI— 142— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Zusatzversicherung für einzelne Berufe 
in Millionen DM 


Funktioxien/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 





LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie Lind Wohn unt! 



- 

1 

! 

1 

1 

Klmivr - » . . . ^ • i 


. *. . 

• 

/ 

1 

/ 

1 

Ehegatten 


- . f> 


- 

- 

- 

- 

Mutterschaft , , , 


. ' 

- 

- 

- 

- 

- 

Wobntmg , . - , . . 





- 



Gesundheit . . v r , , , : 


. .1 . 



10 

11 

• 14 

\ orheugimg . . , . . 



- 

- 

- 

- 

— 

Krankbcti 



- 

— 

- 



ArheitsunfaU , x . 


. = 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

Invaiitlität (aHgemcin) 



4 

S 

9 

to 

n 

Beschäftigung 

- ^ 

' *. " 

- 

- 

- 

- 

- 

Berufliche ßiUmg i - 



- 

- 

- 

— 


Motilität . ....... 

- - 

- • . 

- 

- 

- 

— 

- 

Arhcustongkeit 


. . . 

- 

- 

- 

- 


Alter ..... 

. , 


12 

17 

20 

2 ) 

28 

ilinteriiliebeni* . ... . ^ . 

« 

. . 

12 

17 

22 

24 


Ftilgen iMilitiSeher ia'ignissc 

. 

- - . 

- 

- 

\ 

1 

1 

Sparffmlerung . ; .... . ^ 

1 


- 

- 

- 

- 

— 

insgesamc ..... 

• 

. . . 


44 

54 

58 

77 





FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Lntemehmcn , . , , . 



12 

1 ^ 

2 t 

22 

27 

Bund .......... . 1 . , 



6 

6 

7 

1 

7 

linder . * : 



1 

1 

1 

\ 

1 

(iemeinden . . . , , 



1 

1 

1 

\ 

l 

Sivialvenichcning ... 

. > 


- 

- 

- 

- 

- 

Pnvate OrjpinKatMmen . . . - 

. . 

. . z 

- 

- 

- 

- 

— 

Pnv.ite llnushalre 



26 

?I 

54 

56 

46 

i'lirijteWell . . . • 

. . 

. > ^ 


- 

- 


- 

Insgesamt ? 4 . . . < . t 



46 

r4 

64 

67 

84 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI 73432 


III— 201 


Arbeitgeberleistungen 

Beschrieben werden die Sozialleistungen, die private Arbeitgeber 
freiwillig (einschließlidi tariflidi und vertraglidi vereinbart) zugun- 
sten ihrer Arbeitnehmer aufbringen. Es sind nur Leistungen geschätzt 
worden, die sich 1970 auf mindestens 100 Millionen DM belaufen 
haben. Es handelt sich dabei um Leistungen im Rahmen der betrieb- 
lichen Altersversorgung und des betrieblichen Gesundheitsdienstes, 
ferner um Beihilfen im Krankheitsfall, Familienzulagen und Aufwen- 
dungen für den Wohnungsbau. 
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Dnicksadie VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle III— 201— 1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Freiwillige Arbeitgeberleistungen 
in MilUonen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Einkommenstciürungcn . . . . - . = ... ... . 

2 320 

3180 

3320 

3565 

4700 

taufend ................... 

2320 

3180 

3320 

3565 

4700 

emntalig . 

- 

- 

- 

- 

- 

Sachlti&tungm 

230 

3(K) 

330 

155 

469 

Barerstattungtn 

230 

300 

330 

355 

469 

Warm- und thenst last ungen . ... - ; - 

- 

— 

- 


- 

Allgemeine Dienste und l.cisxungen .. > 

410 

680 

78,^ 

844 

1116 

Zuscbiissc , a 

- 

- 

- 

- 

- 

Maßnahmen 

350 

600 

700 

752 

995 

Innerer Dienst 

60 

80 

85 

91 

121 

Vcravhniingcn . » « i • 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . 

2960 

4160 

4435 

4764 

6285 



FINAN/IERU.NG 



Beitrage der Vcfsidiertcn ... ...... 

— 

- 

- 

• 


Beitrage der Arfxntgdkrr . ^ ...... 

- 

- 

- 

- 

• 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber ... * • . 

2960 

4160 

4435 

4764 

6285 

öffentliche Mittel i.i 

r- 

- 

- 

— 

- 

VermAgenserrrage 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Einnahmen 

- 

- 

- 

- 

• 

Verft^ungcH:.:: . . * 

* 

- 




insgesamt ............... 

2960 

4160 

4435 

4764 

6285 



EIN ANZIERUNGSS ALDO 


V’crmögensvcrändening 


- 

4*0 

0 

40 



VI RRtU |\t NC;SALSG\»i:\ 


imgoAini 

• 


• 

- 

• 



VI=RRrC N 


, , . , , . , 

- 

- 

• 

- 

- 

VrtTcchnung»Mlilo 

- 

- 

- 

- 

- 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3432 


Tabelle ni— 201— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 


Freiwillige Arbeitgeberleistungen 
in Millionen DM 


Funktion dn/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 








LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


und Wohnung 






869 

1146 

1141 

1221 

1602 

Ktnärr ..... 




, , 


2S9 

346 

365 

392 

$18 

Ehegatten ...... 






Sl 

61 

65 

70 

92 

Mutftrjcbaft 






19 

25 

28 

30 


Wohnung - . 






SiO 

713 

684 

732 

952 

Gesundheit 





, 

866 

H 02 

1469 

1.479 

2089 

Vorhrugung i 






90 

128 

139 

149 

!97 

Krankheit - . , . 






216 

306 

349 

375 

496 

/Uhmsunfaü - . . 




. . 

. . . 

310 

516 

597 

642 

849 

invalUität (atlgemein) 

= . 




- . . 

249 

33! 

385 

414 

547 

Beschädigung 






- 

- 

- 

- 

- 

Kerujlu'he BtUunii , , , . 






- 

- 

— 

- 

- 

.Mohifitär - . . 

^ , c 

■■ t 




- 

- 


- 

- 

Arbeitslosigkeit . . , , 



e 


. . . 

- 


- 


- 

Aller - 





c - • . 

1221 

1096 

1170 

124« 

1664 

1 linirHitK*tk!nc 






4 

6 lf 

6^4 

703 

9M 

Folgen jH»|iiiH*hcr ta-ignisK* . 




- . 

. . « 

- 


- 

- 

- 

.Sparfdnlcrung . , , , 


• 


- • 

. - . 

- 

- 

- 


- 

insgesamt . 

• • 

• 

• 


. . . 

2960 

4160 

4415 

4764 

6285 








RNANZIERUNG NACH QUELLEN 


l ntcf 7 K»hmcn 

, 





2960 

4060 

4184 

4714 

6255 

Bund 


- 

a 

^ 1 

e ... 

- 

n» 

2 < 

25 

15 

Under ........ . . 






- 

fü 

15 

25 

25 

(Hrmcimkn . . . « » . 




. , 

• 4 « 

- 

- 

- 

- 

- 

SozialvcrMcherum» , , , , . 






- 

- 

• 

- 

- 

Pnvatc < >rgani>auoncn 



, 

. r^. 


- 


• 

- 

- 

Private 1 lausKaltc 





. . T 

- 

- 

- 

- 

- 

ClmgcWdi . - . 





l- 

- 

- 

- 

- 

- 

inagesaml 


• • 

• 

• ? 

. 44 .» |‘| 

2960 

4160 

4411 

4764 

6284 
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Drucfcsadie VI/3432 


in— 3 


Entschädigungsleistungen 
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Drucksache VI/3432 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlpenod e 


Tabelle lü— 3— 1 


Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Entschädigungsleistungen 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LFISriJNGFN 



Rinkommm^lcistungcn . . . 

8780 

KKXH 

10624 

10970 

1 5 5 54 

iaufettä . _ - 

8470 

99 n 

tos 3 7 

10853 

i3l99 

einmalig 

HO 

73 

87 

116 

t35 

Sachleistungen ...... . • - i - 

458 

721 

775 

842 

1096 

Bartwattungen 

126 

221 

244 

256 

279 

Waren- utiä Dienstleistungen 

SI2 

iOQ 

53t 

586 

8t7 

Allgemeine Dienste und I.LMstungL*n 

495 

555 

591 

705 

854 

Zuschüsse 

5 

2 

/ 

/ 

- 

Maßnahmen 

41 

30 

67 

69 

87 

Irnicrer Dienst . i . 

447 

S2I 

523 

63$ 

767 

Verrechnungen - > - - • " - • 

146 

255 

251 

268 

525 

insgesami 

9857 

11511 

12241 

12785 

15607 



FINANZIERLNG 


Beitrage der Vmicberten . . . . ^ 4 . 

10 

6 

f 

4 

5 

Bcitri^der Arbdigeher , ... i, ^ c 

- 

- 

- 

- 

- 

Dir^^ktc U'istungrn der Arbeitgeber . . . ^ c , . 

- 


— 

- 

- 

Öffentliche Minel ... . 

8628 

10509 

11222 

11845 

14849 

Vermögensertrige - ... . 

- 

1 

1 

l 

I 

Sonstige Emnab men ^ , 

1219 

994 

, lOH 

957 

755 

Verrechnungen . ... . . . . . . - . . = . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . .4 

9857 

11510 

12241 

12785 

15608 



FlNANZiERLNGSSALDO 


Vcrmögcnsvcrandcning , 

- 

-l 

0 

0 

■fO 



V£ 8KFr:i INt \GSAtSOARi:N 


Lcmungivtirecfanunyit 

102 kcmrnvmichirnin|tikr AnprMeiitirn. • 


1 

1 

1 

2 

101 Krankcmmu.'Kmjng . . . 

dt 

121 

IH 

149 

211 

HO FmgHrfntttahlung . . - . ..... 

19 

19 

21 

24 

fl 

III t>tf1SH»T> . . 

6 

$ 

% 

% 

9 

Ili f«milicn^tiiiditigr i - 

2i 

47 

49 

51 

14 

401 SiMtialhilfc , . . 

19 

22 

20 

18 

II 

lOI KrankcnvcnicttcTung . . . . n . . » . 

H 

H 

If 

17 

21 

tmgeuunt . . c . 

146 

211 

in 

168 

J2f 



VERKeCHNL'NGSClNiNAHMFN 


. . . V > 

- 


- 

- 

- 

Vcmrhnnngu«ldo ^ .• 

-146 

-2IJ 

-251 

-261 

-121 
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Dnidcsadbe Vl/3432 


Tabelle Hl — 3 — 2 

LelstiingeD oadi Funktionen und Plnanzlenmg nadi Quellen 
Entschädigungsleistimgen 
in Millionen DM 


Funktionen/Qu eilen 

1965 

wo 

1971 

1972 

1976 

Familie und VV^ ihn untj . , . . , . - 

lü7lt 

LEISTUNGEN NACH PUNKTIONEN 

12«! 1476 IJSe 

19 i 8 

Kintifr . . . 

4 IS 

464 

522 

524 

662 

. c c . = . . , . , 

6S2 

796 

937 

1055 

1227 

MuUersi:baft 

6 

W 

IS 

14 

2S 

Wobttung k * 

2 

2 

s 

3 

? 

Cn?5undhvtt . ; , . . . - i 

134 

1?4 

264 

289 

411 

Varhettf^g ^ • 


65 

Bl 

87 

139 

Krunkhvtt , . . ... . . * 

95 

\4l 

165 

179 

24t 

ATbtntitmfaH . ,,,,,,, 

- 

- 

- 

* 


tnvaluiitat 


28 

18 

22 

// 

Beschult i«:ims! 

24 

20 

18 

19 

24 

Berufliche Bit iiung i * , . . 

24 

20 

18 

19 

24 

Mobilität 

- 

- 

- 

— 

- 

Arbeitslosigkeit 

- 

- 

- 

• 


Aircr - . . . 

tl 

9 

13 

16 

21 

Klimcrblielitn« 

- 

- 

- 

- 

- 

Ffdcen p<ilitivd>cr Kiviirnisüc . . . , 

3464 

9734 

10220 

umi 

12910 

Sparfoaicrunu 

- 

- 

- 

- 

- 

iiugcsamr 

97t\ 

1127« 

1 (970 

I2fl7 

If284 

l'niemehmcn r n , - - - 

I2(y 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

994 1012 916 

754 

Bund ... - * = . . . . . .... . 

696« 

86fr 

9il2 

9964 

Ml 08 

liiukT . , 

1499 

1726 

1767 

1740 

1M2 

Gomeindün , . , 

162 

\n 

144 

149 

188 

Sti^ialversichL'rung , . . , ■ . - ^ 

- 


- 


- 

Prtvaie(^r^ani\atkini'h - - ► = - 

- 

- 

- 

- 

- 

Priv4ite Haushulfi- . . . 

ItJ. 

7 

6 

6 

5 

CbrigeVVdi^ ... . . . ,. . . 

- 

- 

- 

- 

1 

Insoesarat ..... 

mr 

Mt 10 

12241 

12785 

\sm 
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Drucksache VI/3432 


ni-^oi 


Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Beschrieben werden alle Leistungen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz (BVG), nach den Bundesgesetzen zur Wiedergutmachung na- 
tionalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopferversorgung (BWK. 
BWKAusl) sowie nach den Gesetzen, die das BVG für anwendbar er- 
klären (Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen — UBG, Häftlingshilfegesetz — HHG, Soldaten Versor- 
gungsgesetz — SVG, Gesetz über den zivilen Ersatzdienst — ErsDiG). 
Ferner sind ciie Leistungen der Träger der Kriegsopferfürsorge (§§ 25 
bis 27 BVG) sowie die den Unternehmen für die Personenbeförderung 
im Nahverkehr erstatteten Beträge nach dem Gesetz über die un- 
entgeltlidie Beförderung von Kriegs- imd Wehrdienstbeschädigten 
sowie von anderen Behinderten im Nahverkehr vom 25. August 1965 
enthalten. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972} 
berücksichtigt wurde darüber hinaus: 

die Versorgungsbezüge werden jährlich an die allgemeine Entwick- 
lung der Löhne und Gehälter angepaßt. 
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Dnicksadie Vl/3432 Dei3tsdiet Bundestag — 6. Waiilperiode 

Tabelle III— 3 01— 1 

Leistungen und Finanzierung nadi Arten 
Kriegsopferversorgung 
in Mllüonen DM 


Arteo 

1965 

1070 

1971 

1972 

1976 



l.EISTL'NGEN 



Emkommcn$iei$tungen ^ . ,,».*****,,. 


6H6 

679? 

7262 

10153 

iaufenä 


63n 

6779 

7229 

IÖ084 

emmaiig . . - . . . .. . . . 

201 

tJ 

!4 

33 

69 

Sachlcisr urigen ................. 


622 

669 

745 

1025 

BatersteHimf^ .... ....... 

n 

122 

m 

/57 

208 

Waren- und Difmtkvitmgtn 

Jtl 

soa 

S3t 

SB6 

8J7 

Allgcmctnc Dic*nstc und Ix^isttmgcn 

IbS 

S2B 

J54 

m 

511 


- 

- 

— 

- 

- 

Maßnahtneti - . . 


30 

47 

30 

72 

iftnerer Dienst . 

247 

198 

107 

328 

439 

Vcrrcchnungcn,. ............... 

Hi 

m 

214 

215 

m 

imgesamt , 

580J 

7491 

80?0 

8618 

11991 



FINANZIEKUNG 



Ikiifägc der Versicherten 

- 

— 

- 

- 


Uciträgc der Arbeitgeber ............ . 

- 

- 

* 


- 

Direkte txisiungcn der Arbeitgeber . . : , . 

- 

- 

- 

- 

- 

öffcntUchc Mittel - 

580? 

7489 

8028 

8617 

11989 

Vermogenserrräge . , . . i. . . . ; , ^ . . 

- 

1 

l 

1 

1 

Sonstige Einnahmen . , 

- 

— 

l 

l 

1 

Verrechnungen 

- 


- 

- 

-- 

insgesamt 

580? 

7490 

80?0 

8619 

11991 



FINANZIERUNGSSA1.DO 


VcnTKigensveränilcrung . ^ ^ 

- 

-1 

0 

+0 

H-ü 



vmviBx:i\t<vscsj\vsc,\%is 


LcMOTBigiwficchnungen . , , , 






102 lief An^pwtctlt<*n . . t > 


i 

1 

1 

2 

tOj Kr3nkri>vcT7i)('hci\ing r , ,, 

6t 

m 

\yf 

149 

211 

1 lö rni^IrloiTz^lituni; 

14 

r> 

tf 

10 

Zt 

1 ? 1 Pensmr» . . ^ . i . 

2 

5 

i 

f 

7 

1 12 Fiiimili«it/iib2h}ä|rt! . . . , = . ^ = 

21 

u 

19 

4? 

10 

Vrrw^unfsvcrmrhnungiai . . 






illi PtzlankL^vnliEirhHting . . . . = 

11 

il 

iS 

r? 

21 

iOftgEKWIll , . - , , - 

Itl 

IP5 

214 

215 

101 



VKftRBCMNUNGSRlSNAHMFN 


imgrujiit 

- 

- 

- 

- 

- 

VcrrctlmntigSTMiilo 

-Itf 

-193 

-114 

-m 

-101 
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Dnicksadie VI/3432 


Tabelle 2 

Leistimgen aadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Kriegsopferversorgiuig 
in MlliloneD DM 


FimkUonen/QueUen 

M- 

1965 

1970 

197] 

1972 

1976 

Familie; und Wohnung ' 

153 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

m 432 W 

655 

Kinder . . . , 

2S2 

26S 

777 

228 

492 

Ehegatten . , 

42 

n 

99 

too 

US 

Afuttersehafi * . . . . ....... 4 , 

6 

1$ 

n 

14 

2S 

Wohnung. ^ , 

2 

2 

1 

S 

S 

GcsuiiiÜHnt . . . ^ 

131 

m 

249 

274 

401 

Vorbeugung 

19 

6S 

Hi 

87 

}S9 

Kmtkbeif , . 

92 

m 

IfO 

ISS 

2Sl 

Arbeitsunfali 

- 

- 

- 

- 

- 

hiuatiJitäl (aiigeTnein) . .......... 

- 

28 

18 

22 

Sl 

ßt-sdiäftigung H . . . . , . , . 

11 

If 

14 

15 

24 

Rerußiehe Bihiung 

il 

ts 

H 

iS 

24 

Mobilfiat . , . 

- 


- 

- 

- 

Afbeitshsigkeit . .... 

- 


* 

- 

- 

Airer > . , : , . 


- 


- 

- 

Umterbtiebenc , 


— 

- 

- 

- 

Totgtn politischer Ereignisse . . . . . .. 

5217 

(My 

7(21 

7649 

10610 

Sparforüening , .**,*.»*,.. 

- 

- 

* 

- 


't P . » « w “4» 4 - Ir 

sm 

7296 

7816 

8381 

11690 

E’memehfiH^n . . 


FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Bund c . . 

5440 

7004 

7506 

BOf^ 

11249 

Lamler , . , , 

292 

396 

424 

456 

585 

Gemeinden . ... . c - 

71 

8V 

99 

105 

154 

So^ialvenjchtr^Ullg . . : . . .... 

- 

— 

-- 

- 

* 

Pnvatc Otgunisatioticn : . . ... 


— 


- 

— 

Private Haushalte . r , . . 

- 

1 

1 

2 

2 

Übrige W elt , , . . , - - - - , , = , , 

- 

- 

- 

- 


Insgeiuiint, , , 

5803 

7490 

80 U) 

8619 

11991 






Deutscher Bundestag — 6» Wahlperiode 


Dniduadie VI 73432 


III— 302 


Lastenausgleich 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz. 
Berücksichtigt wurden dabei auch schon die voraussichtlichen Mehr- 
aufwendungen, die sich aus dem Entwurf des fünfundzwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom März 1972 
ergeben. 

Im Rahmen des Sozialbudgets werden übereinstimmend mit der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für die öffent- 
lichen Einkommensübertragungen folgende Ausgleichsleistungen er- 
faßt: 

— Unterhaltshilfe, 

— Entschädigungsrente, 

— Beihilfen aus dem Härtefonds, 

— Hausratsentschädigungen sowie 

— Ausbildungshilfe. 

Diese Leistungen machen knapp die Hälfte der Aufwendungen für 
den Lastenausgleich insgesamt aus. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Deutscher Bundesta Q — 6. Wahlperiode 


Tabelle 111—302-1 

Leistungen und Flnanxiening nadi Arten 
Laslenausgleidi 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

njnkommrtislcisTiingtti 

181^ 

I.EISTUNCEN 

1^68 ItS^ 

I4TI 

I2H 

iaufenJ ... . . . ^ . . « . . i , i 

7741 

!W 

!S6t 

i4^6 

1208 

trhimalsg , , . 

70 

28 

24 

IS 

S 

HachldMungtn . . ^ \ , v , 

70 

84 

91 

gf 

61 

Barrrstatiwigrn 

' 70 

84 

91 

8S 

6 t 

War^- VTtii Dicrt^lnstungoi . . , . ^ ► - 

— 

— 

- 

* 


Allgemeine Dienste imd Leitungen , , , .. . .. i. 

99 

86 

84 

80 

60 

Zusfimsst * ........... , . - , . 

1 S 

i 

1 

/ 

- 

Maßnahmen . 

1 

- 

20 

19 

IS 

intterrr Dienst . r . = ^ ^ 

71 

84 

&S 

60 

4S 

Verrechnungen, . , ^ . 

J5 

?8 

J7 

n 

12 

insgesanu . ^ . 

2019 

1774 

1797 

1669 

\IS6 

Bciirägc der Versicherten 

10 

FINANZIERUNG 

ft f 

4 


Bciriige der Arbeitgeber , , , , , . 

- 

- 

- 

- 

- 

Dt rdicc Leist imgcn der Arbeitgeber , . 

- 


- 


- 

öffentliche Mittel , , ^ ^ , , . . , i * * 

790 

776 

780 

729 

599 

Vermt^cn^räge . * - . . . . , ^ ^ . 

1 - 

- 

- 

- 

* 

Sonstige hmnahmen ... 

I2J9 

994 

1012 

916 

1S4 

Vcncdwiung^ . , , . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt .................... 

2019 

1776 

1797 

1669 

ns6 

Vermogensveränderung , . 

- 

FfNANZI FRUNGSS ALDO 

* - 0 

-1 



V PÖLECl rv U MÜS M'SGABf 


Ldiita^^mcfmwigcii 






ItO . , - 

f 

4 

4 

4 

1 

IM P«mh»n p , 

4 

1 

j 

1 

2 

ItJ FjitiitH-tt/UKiiligr V - - 

7 

V 

10 

ä 

4 

401 Snfulhillc . , , . ^ v ^ ^ , j 

1« 

n 

20 


II 

inptgrKamr - , t: i:. V y - - i-K i; . 4 ~ 

i 

If 

17 

11! 

n 

U»gt:»4ill]I ^ r ; r ^ 


\EKRi:CHMl?NGSHNN ahmen 

- 

VrmvhnuogsuUp _ ^ ^ ^ , 

-}5 

^1» 

-31 

-Jl 

-n 
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Dcatsch(?r Biindosicig — 0. VVdhlperij 


Tabelle III— 302— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Lastenausgleich 
in MUHonen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 

Familie und Wohnung - - r • . . , . 

119 

LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 

316 323 298 

218 

Kinder * ^ . . . . ^ 4 . . k - t 

47 

107 

109 

100 

73 

Ebegattai ► . ^ ^ , » » ► • • 

72 

209 

214 

197 

143 

Mutterschaft 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung ...... .4 .. . c ..... . 

- 

— 

- 

- 

•- 

Gesundheit , . . i . ....... . 


— 

- 

— 

— 

Vorbeugung ... 

• 

- 

- 

- 

- 

Krankheit .... . . 

- 

- 

- 



ArbeitstmfaU 

- 

- 

- 

- 

- 

Invaiidität (allgemein) .... ....... 

• 

- 

- 

• 


Beschäftigung . . . , . . 

l? 

S 

4 

4 

- 

Brrvßiche Bildung . . . 

13 

S 

4 

4 

• 

Mobilität . . - . . . 

— 

- 

- 

• 


Arbeitslosigkeit ..... 

- 


- 

- 


Alter , * 


- 

- 

- 

- 

UintcHiltcbcnc . . . . . « i. .. .. 

r- 

- 

- 

- 

- 

Folgen politi^lier Ertugnissc 

18^2 

1417 

1433 

1334 

1117 

Sparförderung .... 


- 

- 

- 


insgesamt , 

1984 

1738 

1760 

t6}6 

1334 

Unternehmen ^ ^ c . 

i 

FINANZIERUNG NACH QUELLEN 

994 1012 936 

754 

Bund . ... . . ^ 

24f 

300 

297 

277 

228 

Lander ^ ^ . ... i. ♦ 

457 

436 

443 

414 

343 

Gemeinden 

88 

40 

40 

38 

28 

Sozialversicherung ..... ...... .. 

- 

- 

- 

- 


Private Otganisationm . - . . . . 

1 - 

- 

— 

- 

- 

Private Haushalte .... . ... ... . 

10 

6 

5 

4 

3 

übrige W'cit 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

2019 

1776 

1797 

1669 

1356 
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Drucksache VI/3432 


in— 303 


Wiedergutmachung 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz (BEG) in Verbindung mit dem Bundesrückerstattungsgesetz. Im 
Rahmen des Sozialbudgets werden in Übereinstimmung mit der Ab- 
grenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für die öffent- 
lichen Einkommensübertragungen erfaßt: 

— sämtliche Rentenleistungen, 

— die Kapitalen tschädigungen für Schaden an Leben, an Körper oder 
Gesundheit und an Freiheit sowie 

— die Soforthilfe und 

— dieKrankenversorgung. 

Rund 95 v. H. der Leistungen nach dem BEG sind somit im Sozial- 
budget erfaßt. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Drudisacfae VI /3432 Peutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle HI— 303— l 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Wiedergutmachung 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LElSrUNGEN 



Einkommemicmungcn . 

1524 

1791 

1805 

1724 

12n 

taufemi 

1524 

179! 

180$ 

1724 

1251 

cinniah^ ^ - , - - . . . ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

SachlcMsiungun .................. 


15 

15 

14 

10 

Barrrstattungnt 


ts 

IS 

14 

10 

Waren- und Dwnst leist ungcn 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgemeine Dicnsie und Leistungen . . . = 

91 

109 

109 

104 

76 

Zuschüsse ....... i ^ , ......... 

- 

- 

- 

-- 


Maßnahmen 

- 

- 

- 


- 

Innerer Dienst 

91 

!09 

t09 

104 

76 

Verrechnungen ......... ....... 

- 

- 

- 

- 

- 

imgesame , . . ^ 

1618 

1915 

1929 

1842 

1337 



FINANZIERUNG 



Beiträge tlcr Versicherten , . . 

- 

- 

- 

— 

- 

Beiträge der AH)citgebcr . 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Utstungen der Arbeitgdxrr 

- 

- 

- 

- 

- 

öffentliche Mittel * - . . . 

1618 

1915 

1919 

1842 

1337 

Vermogenserrräge ; . - . • ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonnige LmnahfVien . . 

- 

- 

- 

• 

- 

Verrechnungen. 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . , . . , 

1618 

1915 

1929 

1842 

1337 



FINANZIERUNGSSAI.DO 


Vcrmogcnsvcrändcning . 

- 

- 

• 

4-0 

4-0 



\ rKRKCMNUNCS AtiSGABtN 


imgeumi 

- 

- 

- 

- 

- 



VERRÜCMNUN'CSEJNNAIIMFN 


insgcMTm 

- 

- 

- 

- 

- 

Vcmchnunf^ssaldo 

- 

- 

- 

- 

- 
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Drucksache VI/ 3432 


Tabelle lU— 303— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
W iedergu tmachung 
in Millionen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Kl milic und Wohnung , * c .... 

257 

100 

102 

289 

210 

KiftJcr . . 

51 

60 

60 

$8 

42 

Ehegatten » ^ . 4 - . ^ . > . » • 

206 

240 

242 

251 

168 

Mutterschaft ........ 

- 

- 

- 

- 

— 


— 

- 

- 

— 

— 

GcsundhtMf 

l 

\5 

15 

14 

10 

Vorheuguttg ........ 

• 

- 

- 

- 

- 

Krankheit 


15 

15 

14 

ta 

ArhertsunfaU 

- 

- 

- 

- 

- 

Inualidnät {allgemein} ^ . 


- 

• 



Bc$cli2frigung ♦, ^ , 1 

- 

- 

- 

- 

- 

Berufliche Bildung . ........... 

• 

- 

- 

- 

- 

Mahilität ... 

- 

- 

- 

• 

- 

Arhritslfisigkeit . - 

• 

- 

- 

- 

• 

Alter 


- 

- 

— 

— 

-Uimerbiiebenc 1 . . i . - . . : 

-- 

- 

- 

- 

- 

Fnigm politisclwr Ereignisse . ^ . . . .. . 

1158 

KW 

1612 

1 519 

1117 

Sparforderung ...... 

— 

- 


— 


insgesamt 

1618 

1915 

1929 

1842 

1117 



RNANZIERUNG NACH QUELLEN 


t'nicmchmcn 

- 

- 

- 

— 

- 

Bund 

86V 

1021 

1029 

981 

715 

lünder . 4 ^ i i . 1 

749 

894 

900 

860 

624 

Gemeinden 

- 

- 


- 

- 

Sozial Versicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

Pnvate Organisationen 

- 


— 

• 

- 

Pnvaic Haushalte . 

- 

- 


- 

- 

Übrige W elt ... 


- 

- 

-- 

- 

insgesamt ...... 

1618 

1915 

1929 

1842 

1117 
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ni— 309 


Sonstige Entschädigungen 

Beschrieben werden die Unterhaltssicherungsleistungen für Wehr- 
dienst- und Ersatzdiehstleistende und ihre Angehörigen nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz. Daneben sind hier erfaßt die Eingliede- 
rungshilfen nach dem Kriegsgefangenen-Entschädigungsgesetz. dem 
Häftlingsgesetz sowie dem Flüchtlingshilfegesetz. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle lU— 309— 1 

Leistungen und Flnan^^lenrng nadi Arten 
Sonstige Bntschadigungen 
ln MllÜoaen DM 


Arten 

1965 

1970 

197) 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Finkomrm’nslcmungcn * ^ - , . . . . - 

J75» 

295^ 

441 

515 

716 

laufend . : . . . ....... 

346 

261 

392" 

441 

656 

tmmulig . , ; ; , - V - 

iS 

32 

49 

68 

60 

Sacbtdsumgcti . . ^ ^ ^ 



- 

- 

- 

Barerstanungen 


- 

- 

- 

- 

Warnh und Dienstleist ungen ... 

— 

- 


- 

- 

Allgemeine Dienste und Ixasrungpn i ...... . 

n 

10 

44 

14) 

207 

Zuschüsse . .... 





- 

Maßnabmen » . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Imerrr Dienst . . - • . . . * . . 

38 

30 

44 

143 

20? 

Vemxl^nimgcn . . . *,*-**♦... , , 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt ... ............ .... 

417 

329 

485 

656 

923 



FINANZIERUNG 



Bttirrage der Vers ichciren i 


— 

- 

— 

— 

ßdtidgc der Arbocgdier . . « . . . . « , . . , 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Leistungen der Aii)drgclxrr - . , , , . . 

- 

* 

- 

- 

- 

Öfldufrche Mittel i ^ . 

417 

329 

485 

656 

924 

Vcmic^cnsmrage ^ ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

S^unscigc Emiuhmcn ........... j 

- 


- 

— 


Vjermrhniingen 

- 

^ i 


- 

- 

msgesamc - - 

417 

329 

485 

656 

924 

! 


FINANZIFRUKGSSALDO 


Vcrmögcfisvetitoderui^ . . . , . 

- 

- 

- 

ü 

+0 



VERRPCHNUNaSAUSriAnFN 


lOfgErarm • : . : . . 

- 


- 

- 

- 



VFRRSCHNLNCiSFrNNAMMEN 


insgcsmiM , , ^ ^ ; r . . 

- 

- 

- 

- 


VcrroduiLin^sulilo . - 

- 

- 

- 

- 
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Dnicksacfae Vl/3432 


T a b 6 1 1 6 ni— 309— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Sonstige Entschädigungen 
in MilUonen DM 


Funktionen/Quel len 

1905 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung ^ . . . . 

170 

28f 

41H 

565 

816 

Kinder . . . ^ • 

ß8 

29 

36 

^8 

56 

Ehegatten . 

3S2 

256 


526 

780 

Mnttersebaft ^ - , . . ► . i, . 

- 

- 

- 

— 

• 

Wohnwtg .... 

- 


- 

• 

— 

Gesundheit . r . . . 

- 

- 

- 

— 

— 

Vorbeugung . ..... 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit . . « . 

— 

— 

- 

- 

— 

Arbeitsunfall , , .... , 

• 


- 

- 

- 

Invalidttät (allgemein) . v . - . . 

- 


- 

— 


Beschäftigung . . i, . . 4 - . . . ..... 

- 

- 

- 

• 

- 

Berufliche Bildung ..... 

- 

- 

- 

— 

- 

Mobilität . 

— 

— 

- 

— 

- 

Arhettslosigkett . . 

• 

- 

- 



Alter • ««««la.! 4. 

11 

9 

13 

16 

21 

Himcihlicbcnc . a , , . . . „ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Folgen politischer trcignissc w , ; 

16 

15 

54 

75 

66 

SpfFfordcroi^ . * . . . ♦ , . , . , , . . 

- 

- 

- 

- 

— 

insgesamt ......... ...... 

417 

129 

4«5 

656 

923 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmen 

- 

- 

- 

• 

- 

Bund ^ , . - , „ 1 

414 

126 

480 

649 

9|8 

Länder ... . . ^ ^ ^ ^ . - • . | 

- 

- 

- 

- 

- 

Gemeinden ^ a*-;* .. 

3 

J 

5 

7 

6 

Sozmiversicherung 

- 

- 

• 

- 

- 

Private Organisationen ...... ........ 

— 

- 

- 

- 

- 

Private Llaushalte c . . 

— 

- 

- 

- 

- 

OlmgeWeh 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt. .. 

417 

329 

485 

656 

924 

— - - — 
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Soziale Hilfen und Dienste 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 111—4—1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Soziale Hiifen und Dienste 
ln Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LKISrt'NGFN’ 



FinluvmmcnsIciMungcn . . .......... 

99i) 

2058 

2867 

5775 

5015 

laufenJ « . ..... 

S2S 

185 1 

264S 

J5JI 

4727 

rinmalig .... . 

167 

207 

224 

244 

289 

Sachlcixt ungern ...... 

1564 

2647 

5045 

5557 

4557 

Rarerstattungen 

585 

IOJ8 

1182 

1216 

ISOO 

Waren- unä DienslIrtsiungcn . 

979 

1609 

1861 

2121 

S237 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

ll.H 

1845 

2154 

2591 

5444 

Züsvbüssc . . 

227 

S87 

449 

514 

77/ 

Maßnahmen . . ; , . . . ; . ;; ä 

626 

969 

nos 

1205 

1810 

innerer Dienst • • 

SOI 

489 

602 

674 

863 

Verrechnungen. , , . - 

120 

174 

191 

210 

218 

insgesanu • 

5828 

6724 

8255 

9714 

15214 



FINANZIERUNG 



Baträgc der Versicherten . • 

55 

70 

85 

100 

227 

Benrä^dcr AHxnigcU'r 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte I.ci5tungcn der Arbeitgeber ....... 

- 

- 

- 

- 

- 

öffentliche Mittel . . » . ^ . 

5654 

6418 

7927 

9561 

12694 

V'ermögemcrnngc ... ^ , 

4 

8 

8 

9 

11 

Sonstige Einnahmen . . ^ . ; 

115 

205 

215 

227 

270 

Verrechnungen. .... = . . ^ ^ - ► 

19 

22 

20 

18 

15 

insgesamt y .«.. . . 

5827 

6725 

8255 

9715 

15214 

1 


FINAN7.IFRI NGSSAl.DO 


Vermögensveränderung . . , ► . . • . .i , ^ . , 

-1 

-1 

- 

40 

40 

1 


VTlRRECJ I N LI NGS AtSCiA BI.N 


Lcbtiaig»«cmx:haung«i 

110 Fnij^tlnft/aiiiiint; . . 

!l 

55 

61 

66 

8F 

Ul l\3i»um . - - - . 

25 

42 

43 

52 

6T 

U2 FamUiLttrtiicHUgr 

62 

75 

80 

B9 

65 

Ul Beihilfen 

1 

1 

1 

1 

l 

VcmahuagavrmrhnuDgm 
lOt Krinkcmmtchi'tuni* 

1 

1 

1 

i 

1 

ins^ina » - r • 

120 

174 

19t 

210 

218 



VKRHfCHNl NGSUNNA1 1 MEN 


t xmimp^vcfTcchnungm 

102 1 asicnati’ijrltnch . . 

19 

22 

20 

18 

U 

iQsgnsmt 

19 

22 

20 

18 

15 

VcTfcrhnungiukk* 

-101 

-152 

-171 

-192 

-205 
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Tabelle IH— 4— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
Soziale Hilfen und Dienste 
in Millionen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


hamilic und W uhnun^ ^ ; 

IO<(t 

2277 

2862 

3684 

5854 

KbtJir ...... ... - . 

lOH 

1377 

1653 

1944 

3597 

Ehegatten 

17! 

227 

24! 

275 

325 

Manerschaft .............. 

12 

l^ 

!5 

15 

!5 

Wohnung^ 

177 

6S8 

953 

1449 

!9I7 

Geiumihett . . ..... 

1899 

2861 

3206 

3381 

3913 

\ oH>tugtmg 

66! 

865 

952 

!0I8 

1249 

Krankheit . 

w 

725 

795 

847 

um 

Arhdtsunfaii 

u 

70 

78 

87 

108 

tnvahditdt i allgemein) . ■ . 

6BI 

120! 

1380 

!4J0 

!550 

Bcschäfti^ng . . . . . w . . , 


871 

UV5 

1774 

2421 

Berufliche Bildung .. . 

26^ 

687 

!I8! 

1557 

2!82 

MoHlität ^ r • e . « . . - > 

1 

l 

! 

/ 

/ 

Arheitslosigkett * 

87 

!S3 

21! 

216 

238 

Alter • ^ . 

m> 

5\5 

577 

639 

784 

Mimcrfilid>cnc 

r 

4 

4 

4 

4 

Folgen pulitisdKT !• rcigmsM: ...... ... 

6 

21 

21 

22 

19 

Sparförderung . . ^ . 

— 

• 


— 

- 

iasgesaon ... 

5708 

6540 

8064 

9504 

12996 



HNANZIERUNG NACH QUELLEN 


1 nremt-hmen . . • ^ _ .... .... 

10 

11 

11 

12 

15 

Bund ... 

191 

610 

1075 

1455 

2020 

linder , . = ^ - 

910 

1692 

2125 

16S6 

3591 

Gcmcimicn . ............... 

2568 

4155 

4747 

5238 

7106 

Sozialverbiclterung 

2 


5 

3 

4 

Private Organisationen * ^ , . . 

2 

3 

3 

3 

4 

Private Haushalte , i ^ - , . . . 

12 ^ 

24 ^ 

270 

295 

457 

ÜbngeWclt .... , , 

- 

4 

< 

5 

t 

inagcsaml . . 

5808 

6701 

8255 

9697 

13201 
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Drucksadle VI/ 3432 


01—401 


Sozialhilfe 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
sowie andere Leistungen der Sozialhilfeträger, z. B. Weihnachtsbei- 
hilfen. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Tabelle m— 401— 1 

Leitungen und Finanzierung nadi Arten 
Sozialhilfe 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LElSrUNGFN 



F.tnkumiiHrmicisTung(*n ► - • ^ . . , , , , . ► 

726 

1068 

1190 

1347 

1630 

hufefid - . - • . 

5S9 

861 

966 

nos 

IS41 

einmalig - i 4 - . . . . 

167 

207 

224 

244 

289 

Sachldsfungcn . . ^ . 

1060 

1760 

1997 

2098 

2302 

Barnstattungen . . .... 

582 

lass 

1178 

1210 

1289 

Wanrfh und Dienstleistungen ... 

478 

i2S 

819 

888 

lOiS 

.Mlgemcioc Dienste und Leistungen 4 , , . . . 

208 

il 20 

361 

387 

444 

Zuschüsse 

- 

- 

- 

- 

- 

Maßnahmen 

78 

fJ4 

nt 

161 

170 

Innerer Dienst . . t ......... . 

ISO 

186 

210 

226 

274 

Vcmxhnungen 

n 

4^ 

49 

n 

32 


1025 

3193 

3597 

3885 

4428 



nNANZIERLNG 



- 


- 

- 

— 

Beiträge <lcr Arbeitgeber . .. 

- 

- 

- 

- 

- 

Dirckü: Ijdstungen der Arbeitgeber . - 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche Mittel ......... 

2004 

3140 

3547 

3836 

4380 

Verm^^nserrräge , . . ^ . ..... 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Einnahmen . . * • . ..... 

2 

30 

30 

32 

35 

Vemxhnungai 4 

19 

22 

20 

18 

13 

i‘ 

insgesamt ! 

2025 

3192 

3597 

3885 

4428 



FINAN/IERUNGSSALDO 


Vcrmögcnsvcrändcrung . . . = 

• 

-l 


■40 

0 



VIHRECiUNtNCiSAtSGABiN 


UtMUiifivtffv^dmungcn 






IIU Lnigcitlomjitlun^ 

10 

14 

»4 

1? 

20 

151 hrmkMt 

H 

U 

13 

14 

Ift 

152 f4rmliauum;hUgc 

\2 

18 

IV 

21 

1 « 

VcmtltBnp^rmcbnimprn 






101 Kntnkctncmicbcrun^ 

1 

1 

1 

1 

1 

imgrvufii 

It 

4 ; 

49 

35 

52 



VTRRFn INI NGS FINNA» I MKN 


Ixncunpvtrrechnungen 






t02 1 aMcriiiuiekrich 

19 

22 

20 

18 

1? 


19 

22 

20 

U 

13 

Vrmdmuf^pMklti 

-12 

-23 

-29 

-IJ 

-39 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache V 1/3432 


Tabelle lU— 401— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 


Sozialhilfe 
in Millionen DM 


Funk tioncn/Quel len 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung . . ; » ► ^ i ^ - 

220 

289 

107 

?49 

412 

Kmäcr . .. 

H 

57 

61 

09 

82 

Ehegatten . ... , , . 

m 

227 

241 

275 

}2S 

Murtrrschafi ^ i • . » ► ^ ^ . 

s 

4 

4 

4 

4 

Wohfimtg ► ^ . 

2 

l 

/ 

t 

/ 

OcsumJhcit , , 3 , 

119} 

1915 

2172 

2279 

2<5i 

Vorbeugung 4 .... * 

$4 

60 

65 

72 

8$ 

Krankheit . 

406 

S8S 

648 

691 

*sn 

Arbetttwtfali ^ . . . . = 

S2 

70 

78 

87 

108 

tnvaliiiität (aUgetnein) ... 

68! 

t20i 

(580 

1450 

1550 

Beschäftigung . .. - ♦ . . . . . v .i 

190 

401 

466 

5.?8 

60? 

BerußU'hc BtUung ^ 

102 

219 

2U 

$21 

$64 

Mohitität ^ 

t 

/ 

r 

l 

/ 

Arheitshsigkeit , 

87 

18} 

211 

216 

2t8 

Alter c .. 0 , 

, 180 

n5 

577 

6^9 

784 

1 lintcthliebctK' 

s 

4 

4 

4 

4 

Folgen politischcT Fretgnissc , ..... .i .. . 

6 

21 

2t 

22 

19 

Sparförderung . ... ^ 

- 

- 

— 

-- 

- 

insgesamt . 

1994 

1148 

1H8 

mz 

4?7^ 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Intemehmen ... ... ... , 

- 

- 


- 

- 

Bund .. 

20 

2? 

2< 

25 

IS 

Länder , . . . . . 

597 

621 

70? 

761 

«70 

Cjemeindcn i. ^ ^ ^ ^ . 

1587 

2490 

2814 

1044 

1480 

Süzmlversichcrung ............. 

- 

- 

• 

- 

- 

Pnvate Organisjifonen . . ......... 

- 

- 

- 

- 

- 

Private Haushalte . 

2 

10 

?o 

?2 

55 

CbngcWelt , . . . , . ^ ^ 

- 

4 

f 

5 

5 

Insgesamt . ■« ... . » . c • . 

2006 

}|7tl 

5^77 

?867 

4415 

— 
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De^iisdier Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksadle Vi/3432 


in— 402 


Jugendhilfe 

In dieser Institution werden alle bebördlidien Maßnahmen zux Förde* 
rung der Jugend Wohlfahrt erfaßt. Sie enthält alle Leistungen der 
Jugendwohlfahrlsbehörden und ihre Zuwendungen an die Träger der 
freien Jugendhilfen auf Grund des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
(JWG). 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Reditsstand von Anfang 1972. 


323 


Dnidcsadie VI/3432 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


TabeUe 01-402—1 

Letstimgen und Finanzierung nadi Arten 
Jugendhiife 
in Mülionen DM 


Arten 

1905 

Ld70 

1971 

1972 

1970 

lünkommt^nsfekningeii' i . . 

c 

LKISTÜNGEN 

8 9 

10 

12 


5 

8 

9 

iO 

12 

cwmaiig 

— 

— 

- 

- 

- 

Sachlcisttmgcn 

lU 

722 

871 

1050 

2010 

ßarmtatn/ngen . , y . . , , * . . . 

3 

3 

4 

6 

// 

Wams- und Dicnsthüstungim - , , . 

IHS 

fi9 

867 

m4 

1999 

Al Igcmcmc Dienste und Lcmun^V - - . . . . I 


750 

m 

1025 

1750 

Zusebüssf 

\6S 

302 

364 

425 

669 

Mjßnabftteft . , . 

2Ö3 

378 

435 

SU 

976 

tnni>rcrPi<rnjct ^ 

30 

70 

82 

87 

104 

Veriwhnungcn . 

! U 

47 

50 

54 

53 

tnsgt^anu . , . - - * - . *-•- 

82J 

1527 

m\ 

2140 

3824 

Beiträge der V^micheiTcn .... . . . . , 

jy 

nNAN/IF.RUNG 

70 B5 

100 

227 

Beiträge der Arbeitgeber , 


* 

- 

- 

- 

Direkte l -cmungcn der Arbeitgeber . . , , . . . , 

' ^ 

- 

- 

- 

- 

Örfentliehe Mittel 

788 

1432 

1716 

2010 

3567 

Vermögensenrage . . 

- 

- 

- 


- 

Sonstige Einnahmen . > , , . r . t 

- 

25 

m 

lü 

30 

Verrechn unjjau . ^ 

- 

- 

- 


- 

imgt$«rnt ^ 

82? 

1527 

1831 

2140 

3824 

VermdgensverändtTung i 

- 

FINANZIERUNGSSAJ.DO 

- - 40 

0 



V KRRKCl 1 N L1WGS ÄL5 Ga fl V.N 


Lern unp vEirrdmungcfi 






1 tü l-.nT^Irfnrr/Hhhint . 

5 

II 

TI 

n 

17 

Hl PtTlSNKl r 

4 

w 

10 

Kl 

14 

IJ2 T;itn'ilii.-n/ijst:hl^^L 

2J 

17 

Z8 

n 

11 

tiugeuim 

II 

41 

$Ü 

54 

J3 

itugf^saim 

- 


- 

VcTTcrtinungssaido 

-II 

-4T 

-SO 

-54 

-fl 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI 73432 


Tabelle IH— 402— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Jugendhilfe 
in Millionen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnum» 

669 

n?i 

160$ 

1886 

3.525 

Kindifr . - . . . ^ . 

660 

U20 

1592 

1875 

5514 

Ehegatten ^ ^ . ......... 

- 

- 

• 

- 

- 

Muttcrscbafi 

9 

// 

// 

It 

n 

Wohnung 

- 

- 

- 

- 

- 

Gesundheit i ^ . . 

8) 

97 

114 

120 

136 

Vorbeugung - ^ t ^ - « • ► • 

75 

84 

100 

106 

120 

Krankheit , . * / . ..... 

6 

12 

14 

14 

16 

Ärbeitstmfali ....... 

- 

- 

- 

- 

- 

Invaluiitäf (allgemein) . . , . . , r . . c . 



- 

— 

- 

ßcschafngung ....... 

42 

52 

64 

79 

110 

Berufliche Bildung ......... 

42 

52 

64 

79 

HO 

Mobilität .... j . r, t ^ « ' 

- 

-* 

- 

- 

- 

Arten slüsigkett . 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter ... r . . . c 

- 

- 


- 

- 

l limerldicbcnc • . . - . 

- 

- 

- 

- 


Folgen politischer Ereignisse 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparforderung . . . 

- 

- 

- 

- 

-* 

insgesamt . - 

791 

1480 

1781 

2086 

3771 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmen . 

- 

— 

— 

- 

— 

Bund 

6 

6 

6 

6 

6 

linder . . v v . . . 

HV 

25! 

293 

366 

619 

Gemeinden 

64^ 

1175 

1417 

1638 

2945 

Sozialversicherung . ............. 

- 

- 

- 

- 

- 

Private ()rg;tnis;iiionen .. * ... . • . ^ . 

- 

- 

- 



Private Haushalte , . 

ys 

95 

115 

130 

257 

CbrigcWelt . - . , ..... 4 > . 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt . . . 

82$ 

1527 

1831 

2140 

1824 
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Peutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache Vi/3432 


III— 403 


Ausbildungsförderung 

Unter der Institution Ausbildungsförderung sind alle öffentlichen 
Mittel zusammengefaßt, die für Studenten und (ab Mitte 1970) für 
Sdiüler oder berufstätige Personen zur Aus- bzw. Weiterbildung zur 
Verfügung gestellt werden. Nicht darin enthalten sind die Aufwen- 
dungen für Ausbildungsfördemng anderer Institutionen, wie z. B. im 
Rahmen der Sozialhilfe. 

Bis zum 1. Juli 1970, als das Erste Ausbildungsförderungsgesetz in 
Kraft trat, sind in den einzelnen Jahren allein die Studienbeihilfen 
nach den seit 1957 bestehenden Besonderen Bewilligungsbedingungen 
des Honnefer Modells ausgewiesen. Am 1. Oktober 1971 sind das 
Erste Ausbildungsförderungsgesetz und die Studienförderung nach 
dem Honnefer Modell und dem Rhöndorfer Modell durch die bundes- 
einheitliche Regelung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ab- 
gelöst worden, das neben der Zusammenfassung der einzelnen Förde- 
rungsmaßnahmen strukturelle und finanzielle Verbesserungen ge- 
bracht hat. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Drudcsacbe VI/3432 


Deutscher Bimdestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle 111-^03—1 

Leisttmgeo und Finaitzienmg nach Arten 
Ausbüdungsförderung 
Ln MUUnnen DM 





LHISTUNGEN 



Ein kommensl eist ungen . , ^ i ^ ; 

ni 

m 

79B 

1068 

1574 

Ijufenä r . r 

iti 

IS2 

in 

W6S 

IS74 

emntaiig . * - - . 

- 


- 

- 


Sachleistungen _ 

- 

- 

- 

- 

- 

Barerstatt tmgett .1 

- 

— 

- 

- 

- 

Waren- uHii Diettstttistutigert , , . 

- 


- 

- 


Allgemeine Dienste und Leistungen . . j 

1 1 

J4 

65 


t!5 

Zusebüsse * , ^ . 

- 

- 

- 

* 

- 

Mdßnabnten ^ . , . . . . , , , » . - - ■ • 

- 

- 

- 

- 

- 

^Tinerer D/enjf . 

11 

M 

6$ 

i9 

Uf 

Vcmcchnungcn . . * . . . < « . 1 1 v ^ < * .. 

- 

4 

7 

10 

n 

tnsgcsftim = . , . ^ . 

m 

420 

S70 

1167 

1721 



FINANZIERUNG 



Beiträge der Verliehenen , , . , , 

■— 

— 

— 

- 

- 

ßeitrigeder Arbcitgelier . . * . . . * i , . , ► 

- 

- 

- 

- 

— 

Direkte IwcisrungcR der Arbeitgeber , . , . . . 

- 

- 

•* 


-- 

öffentliche Mittel , , , ^ , , - . . . 

m 

+10 

870 

T167 

1721 

Verrnögensmtäge » » . « .v ^ . . « . , . ► 

- 


- 

- 

- 

Sonstige Rin nah men , 5; . 

~ 

— 

- 

- 

— 

Verrechnungen . . . . * ^ . . * . . 1 . . . . * 

- 

— 

- 

- 

— 

insgesasnt - - , 

112 

420 

870 

U67 

1721 



nNANZIERUNGSSAI.DO 



Vcrmogcnsvcrändcrting . ^ - 1 . . - . 

- 

- 

• 

+0 

+0 



VERRtXMNONGSAU^GMJFN 



UtUttinfiivCTixrhnutqtm . . < . 



\ 



MO E.nt|[dt^fTzahlung « . . - ,,i ^ 

— 

1 

4 

6 

1 3 1 Fcnsiori ^ ~ ^ ^ ^ ^ 

- 

1 

t 

J 

4 

Ui (■'«milicnzusdit^l» : : ► 

- 

it 

1 

! 

1 

üugMunt - . * ^ ^ ^ ^ j i - ^ 

- 

4 

7 

to 

11 



VER&ECH K ü NG$ FTMN aHM EN 



ia»gcfttmt . 1. 

- 

* 

- 

- 

- 

VfmclmuagssaliJo < - p . r > 

- 

-4 

—I 

-10 

-IJ 
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Deutscher Bundestag — G. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3432 


Tabelle IH— 403— 2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Ausbildungsförderung 
in Millionen DM 


FimktloDen/Quenen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Fa mtlic und Wohnung . 

-- 

- 

- 

- 

- 

Kinder ... - ... 

- 

- 

- 

- 

- 

Ehegatten . » 

- 

- 

- 

- 

- 

Mutterscbafl 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung ... .............. 

— 

- 

• 

- 

- 

Gesundheit .... w i ; ^ ^ . 


— 

- 

- 

- 

Vorbeugung .... 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit ...... 4,. . .... 

- 

- 

- 

- 

- 

ArheitsunfaÜ . * 

- 

- 

- 

- 

- 

Invalkütät (allgemetn) 

- 

- 

- 


-- 

Beschäftigung , . , , . . 

122 

416 

865 

llf7 

1708 

Berufliche Bildung .......... ..... 

122 

416 

S6S 

SIS7 

1708 

Mohilität .... V 


- 

- 


— 

Ärheitsiosigkeit . . ^ ^ ♦ .... 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter 3 4 . ... 

— 


- 

- 

— 

Btntcrbltcbcnc . . . 

- 

- 

- 


- 

Folgen politischer F.icigntsse ..... r . . • . 
Spurfofdcning ..... 






insgesanit , . 

122 

416 

86? 

1157 

1708 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Untemehmen 



- 

- 

— 

Bund.f 

SS 

256 

SS7 

69F 

1023 

I.ändcr , , , . i i 

67 

184 

515 

472 

698 

Gcmanden . ^ ^ . ...... 

- 

- 

- 

- 

— 

Soziüivcrsichcrung - ... . 

- 

- 

- 

- 

- 

Private Otgantsationen 

- 

- 

- 

- 

• 

Private Haushalte 


— 

- 

- 

— 

Übrige Welt . .......... ..... i * 

- 

• 

- 

• 

- 

Insgesamt . . . , . « • 

122 

420 

870 

1167 

1721 
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Drucksache VI/3432 


Deutsdier Bundestag — 6« Wahlperiode 


ni— 404 


Wohngeld 

Beschrieben werden die Leistungen nach dem Zweiten Wohngeld- 
gesetz, das am 1, Januar 1971 in Kraft getreten ist. Das Wohngeld 
wird für Mieter als Mietzusdiuß und für Eigentümer als Lastenzu- 
sdiuß gewährt. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 



Dradcsadie Vl/3432 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle m-^04— 1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Wohngeld 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Einkommcnsleistungcn 

148 

ÖOO 

870 

1550 

1800 

laufend . • c . 

I4B 

600 

870 

iJSO 

1800 

emmalig 

- 


-- 

- 

- 

Sachleistungen * 

- 

- 

- 

- 

- 

Barersiattungen « . 

- 

— 

- 

- 

- 

Waren- und Dienstleistungen 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgemeine Dienste und U*tsrungcn . . . . « . 

27 

51 

82 

98 

116 

Zuschüsse 

- 

- 

-- 

- 

— 

Maßnahmen ....... . 

- 

- 

- 

- 

-- 

Irmerer Dienst , . 

27 

57 

82 

98 

116 

Verrechnungen. , v . . . 

3 

7 

10 

12 

12 

tnsgesamt • . * 

178 

664 

962 

1460 

1928 



RNANZIERUNG 



ßchrage der Venicherten 

- 

- 

- 

- 

- 

Beiträge der Arbeitgeber ............... 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber . - 

- 

- 

- 

- 

- 

öfftmtliche Mincl . . . ^ 

178 

664 

962 

1460 

1928 

Vermögenserträge 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Einnahmen 

- 

• 


- 

- 

Verrechnungen 

- 

- 


- 

- 

insgesamt .... i ...... * 

178 

664 

962 

14^0 

1928 



FINANZIERUNGSSALDO 


Vermögensverinderung 

• 

- 

- 

- 

0 



V KRRKCJ IN UNGS AUSGABEN 


IrmunpvcrrccimuDgtn . , . ^ . 

HO KmitcltRirtuhlung - . , . , . ... 

1 

1 

4 

5 

A 

1 ] 1 Kauiun = , . . , , ^ , 

I 

2 

y 

4 

4 

112 FamilktinnchUgc r t ^ f 

i 

2 

) 

4 

2 


1 

7 

10 

12 

12 



VF.RK»:i inungshnnahmkn 


migoanii .• 

- 

- 

- 

• 

• 

VcTrechBUDguakk} i 

-1 

-7 

-10 

-12 

-12 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drndcsache VI/3432 

Tabelle HI— 404— 2 

Leistungen nach Funktionen und Flnanzlernng nadi Quellen 
Wohngeld 
in Millionen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUFJKTIONHN 


Familie und Wohnung . 

MS 

657 

952 

1448 

1916 

Kinder . * . . .............. 

- 

— 


- 

- 

Ehegatten , 

- 

- 

- 

- 


Mutterschaft , , . . • ^ 

- 

— 

- 

- 

• 

Wohnung - - ... i. i- 

17S 

6S7 

9S2 

1448 

1916 

(tcsundhdt • • k it • • •• ft.» ft 


— 

- 

• 

- 

Vorbeugung . 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit ^ * 


— 

- 

— 

• 

Arbeitsunfall 

- 

- 

- 

- 

- 

Invalidität (allgewein) , • . . 

- 

- 

- 

• 

— 

Bcschafrigunt* , , , « » . » . 

- 

- 

- 

- 

• 

Berufliche Bildung . ^ 

- 

• 

- 

- 

- 

Mobilität . ft r ft - ft , . , , » , 

— 


- 


- 

Arhettshstgkett ft . ft 

- 

- 

- 

- 

- 

Alter . ft ; . ft » ft ..... ft ft ft ft . ft ft ft . 


— 

- 


- 

UinterbltciHmc . 



- 

- 

- 

Folgen potm^ht'f Ereignisse - . 

- 

• 

- 

- 

- 


- 

— 

- 


- 

insgesamt , . . ...... ..... 

175 

6f7 

952 

1448 

1916 



FINANZIERÜNG NACH QUELLEN 


Unternehmen ............... , 



- 

- 

- 

Bund . . ft "ft ................ ^ 

74 

tot) 

455 

675 

900 

Iftänder « ^ 1 

9.^ 

542 

495 

747 

985 

Gemeinden 

tl 

22 

52 

58 

45 

Sozialvcrsichenmg • . . • 4 - . . i ► 4- . 

- 

- 

- 

- 

- 

Private Otganis.irionen - . > - - • ^ • 

- 

- 

- 

- 

- 

Private 1 Uush.altr . - - . . 

— 


- 

- 

— 

Übrige Wdt 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt. . 

178 

664 

962 

1460 

1928 
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Deutscher Diindestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadhe VI/3432 


in— 405 


öffentlicher Gesundheitsdienst 

ßesdirieben werden die Leistungen der Gesundheitsämter und ande- 
rer von öffentlichen Stellen bereitgestellter Dienste der Gesund- 
heitspflege. Nicht enthalten sind die Aufwendungen für Kranken- 
häuser und Heilstätten sowie Anstalten für Nerven- und Geistes- 
kranke. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechisstand von Anfang 1972. 



Dnicksadie Vl/3432 Deutscher Bundestag ~ 6. Wahlperiode 

Tabelle III— 405— 1 

Leistungen und Fioanzlenmg naefa Arten 
Dffeatlicher Gesundheitsdienst 
in MUUonen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Eiekommenstkistungen ^ , 

-- 

- 

- 

- 

- 

laufend . . 

- 

- 

- 

- 

- ! 

eimnaiig , - ^ ^ . 

— 

- 

- 

- 

- 

i^Sachkistungcn . . , . - . , . ^ . 


167 

175 

138 

225 

HarrTstattmgpj - v 4 * - , ; . . , • . 

- 

- 

- 

- 


Waten- vnd Dienstleistungen - , 

116 

i6S 

J75 

m 

22s 

Allgemeine Ditms^c und Lctstuiig^*n , . ,,,,,, 

FlO 

684 

745 

794 

1000 

Imebüsse ^ , i . ^ ^ ; 

62 

8S 

8f 

89 

102 

Maßnatmen , ^ . 

S4S 

4S7 

497 

$ii 

664 

Imteret Dienst . . . - . ^ ^ ^ , 

lOß 

142 

t6ß 

174 

23$ 

Verreeimungca ► 

S4 

71 

75 

81 

83 

Insgesamr 

6i0 

920 

m 

1063 

1113 



FINANZIERUNG 



Briirage der Vmicheitoi t • - ! 


- 

- 

- 


Ocirrägc der Arbcirgcber - . . ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte L^stungen der AT^icgcbcT ^ ^ • . * 

' ^ 

- 

- 

- 

- 

Öffentliche Mirrd - w , , - , . 

S62 

762 

812 

889 

1097 

Vermögensentäge . ; • . - . ^ ^ . 

4 

9 

8 

9 

U 

Sonstige EinnuH men , ^ ^ . .* 

113 

1^0 

ISS 

166 

204 

Vcrnxlinyngen , , , ^ . • , , , 

- 

* 

- 

- 

- 

imgaaint ............ . . .. . t • . . * 

679 

920 

99$ 

1063 

1312 



FINANZIERUNGSSALDO 


Verm^'nswtändening . * , . ^ 

-i 

- 

- 

0 

0 



V£KREt:ifNUNOSAUSGAJtEN 


LostiflignrcTiccImangCfi 0 • - - 






1 lü FmgrlttnRz^KIung «: c < . * . ► 

\S 

If 

26 

2? 

16 

t Jt Prruion . . . . ^ ^ ^ ^ , t. 

\z 

U 

IP 

2t 

19 

ni Fjunilkndjtij^lagt; . : ; ^ w ^ * l . . 

26 

27 

H 

!1 

11 

|f| Btifulfeii ... - .... 

1 

1 

1 

:1 

\ 

tnsgnaim , ^ 

f4 

71 

7S 

Bl 

U 



\^KIUiFr;i (NU^OSRLS'NAHMFN 


in# jCTinif E> .< t * ' .■• 0 

' 

- 

- 

- 

- 

VermihnimpAaMu , .. ^ « f. * * ■ . ^ : . - - ■ : c 

-74 

-71 

-yi 

-ft 

-11 
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Dnidcsache VI/3432 


T ai b 6 1 1 e IH— 405— 2 


Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nadi Quellen 
öffentlicher Gesundheitsdienst 
Ln MUHonen DM 


runkti o D en/Qae Uen 


!965 


1970 


1971 


1972 


1976 




LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie unJ Wohnung , , , ■ . 

* 


■- 

- 

- 

KhuL^r , , . , ► 

- 



- 



- 

— 

r-, 

- 

— 

Mtatersebafi 

- 

- 

- 

- 

- 

[Vobntmg - . - 

- 



- 


Gesundheit . . 

62A 

849 

920 

982 

1225 

Vtifhirtigmig > * < -i - . - 

5iJ 

W 

7^7 

840 

imi 

KTar^kh^^t . 

9S 

t2S 

m 

142 

m 

ArbarsmfatI . - . . - . v - . . ^ , . . . . 

- 

- 

- 

- 


Ifwaiiäftät (aUgetwirO . .. . 

- 


^ -• 

- 


Bcschäfrigung - . 

- 

* 

-- 

- 

- 

Semptehi^iit^iung 

- 

* 


- 

- 

MoMität , . 

- 

- 


-- 

• 

Arbdiihsigkeit 

- 

- 

- 

- 

- 

^Itcr - , , . .j 



_ 


- 

ttinccrbtiebenc . . . ^ s , . 

- 

- 

- 

- 

- 

Pulgen pnltrischirr Emignisitc • • ^ . ... 

- 

- 

* 

- 

- 

SporfStderung , . 


- 

- 

- 

- 

insgesamt r ^ - , - . , , 

626 

849 

920 

982 

1225 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Untemehtntm .... . . ^ 

10 

11 

U 

12 

>5 

Bund 

16 

45 

50 

51 

66 


2K 

m 

319 

340 

420 

Gemeinden 

126 

445 

484 

517 

619 

Somlvcrstchcfung . - ..... . . . . . . 

2 

1 

4 

1 

4 

Private Organisar innen . . . . . 

2 

3 

3 

3 

4 

PnvaterUushuhe 

88 

120 

125 

\n 

165 

ÜbngeVVcIt ^ ^ .i.;.. ...... . 

- 

- 

- 

-- 

- 

Insgeaamt. . . t ^ . , - . . 4 

679 

920 

995 

1065 

1112 
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m— 5 


Indirekte Leistungen 
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Drucksache VI/3432 


Deutscher Bii^estag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 111—5—1 

Leistungen und Finanzierung nach Arten 
Indirekte Leistungen 
in Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

Ä 

1976 



LEISTUNGEN 



Einkommcnslctstungcn . 

10596 

27515 

J0636 

31702 

37920 

laufend . , . . ; » ... . - 

20596 

27515 

50656 

51702 

57920 

einmalig , . . . 

- 


- 

- 

- 

Sachleistungen. ^ - 

-- 

- 

- 

- 

- 

Barerstattungen ............... 

- 

- 

- 

- 

- 

Warerh und Dienstleistungen x < 

— 

- 


- 


Allgemeine Dienste und txrisrungen ........ 

- 

- 

- 

- 

- 

Zuschüsse 

- 

- 

— 

- 

— 


- 

- 

- 

- 

- 

Innerer Dienst . 

— 

• 


- 

- 

Vemechnungen ^ ^ . 

- 

- 


- 

- 

insgcsaim . . . . 

20596 

27515 

10636 

31702 

37920 



FINANZIERUNG 



BciiiigcderVenicbeiTcn 

- 

- 

- 

- 

- 

Beiträge der Arbeitgeber 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber 

- 

- 

- 

- 

• 

öffentliche Minel t . . 

20596 

27515 

30636 

31702 

37920 

Vermogensenräge , * 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Einnahmen . .... 

• 


- 

- 

- 

Verrechnungen.. 

— 

- 

- 

— 

— 

insgesamt . 

20596 

27515 

30636 

31702 

37920 



FINANZIERUNGSSALDO 


Vermögensvernnderung . - - 

- 

- 

- 

0 

0 



VKRRECUNUNGSAUSGABEN 


tnsgrsAim . . ....... ....... 

- 

- 

- 

- 

- 



VERRECUNUNGSEINNAHMEN 


tmgeufne ... 

- 

- 

- 

- 

- 

VrfTtdmunpsakb , , . , . r r , 

- 

- 

- 

- 

- 
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Dnicksadie Vl/3432 


Tabelle III— 5— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Indirekte Leistungen 
in Millionen DM 


Funk ti onen/Quel 1 en 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung ^ ^ . 

17011 

214J9 

22444 

25.568 

26648 

Kinder c . 

4141 

$079 

$2$2 

$4$8 

768 

Ebeifotten 

8 $70 

11610 

12$ 12 

1$I20 

20$ $0 

Mutterschaft ... 

- 

- 

- 

- 

- 

Wobnunfif ^ . 

4S00 

47$0 

4880 

$010 

$$$o 

Gesundheit , , , . 

47$ 

571 

591 

618 

547 

Vorbeugung ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit . ♦ 

187 

259 

274 

29$ 

$12 

Arheitsunfaü . . ^ . • , ♦ - r - , 

189 

- 

- 

- 

- 

Invaftdität {allgemein) < 

99 

$12 

$17 

$2$ 

2$$ 

Beschäftigung . . - - ^ . . .. 

19 

69 

73 

79 

87 

Berufliche Bildung 

$9 

69 

7$ 

79 

87 

Mobilität . i . 

- 

- 

- 

- 

- 

Arbeit! iosigkeil . . - . 

- 

-* 

- 

- 

- 

Aller 4 . ^ 4 .. 

659 

709 

742 

904 

635 

UinicrblidKnr . - . . 

195 

270 

285 

308 

325 

Folgen politischer Faignissc 4 . 

166 

157 

156 

154 

149 

Sparförderung . 

2051 

4J00 

6345 

6071 

9530 

insgoamc , ........ i ^ « 

20596 

27515 

30636 

31702 

37920 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


UmenKhmen - 4 - . . ...... -. 4 

- 

-4 

— 

- 

- 

Rund 4 ^ . 

802^ 

11923 

13383 

1 3 380 

17072 

linder 

12254 

12428 

1 3751 

14598 

16644 

(kmeinden . . ..... . . . . 

J19 

3164 

3.502 

3723 

4204 

Scizittlvmtchcrung 

- 

- 

• 

- 

- 

Private Orgwiisationen ... - ^ • v .♦ . , . 

- 

- 

• 


- 

PHvatc 1 Uushahe 

- 

- 

- 

- 

— 

Übrige Weh . . 4 . . . ......... 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt 

20596 

27515 

3063« 

31702 

37920 
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Drucksache VI/3432 


III— 501 


Steuerermäßigungen 

ln dieser Institution werden Steuerermäßigungen, die in erster Linie 
sozialpolitisch motiviert sind, und Sparprämien beschrieben. Im ein- 
zelnen sind das die folgenden: 

— Kinderfreibeträge (§ 32 Abs. 2 EStG), 

— Ehegattensplitting (5 26 b EStG), 

— Altersfreibetrag (§ 32 Abs. 3 Nm. 1 und 2 EStG), 

— Freibeträge bei Berufsausbildung (§ 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG), 

— Außergewöhnliche Belastungen (§§ 33 imd 33 a Abs. 1 bis 5 EStG). 

— Pauschbeträge für Körperbehinderte (§ 33 a Abs. 6 EStG), 

— Freibeträge für Opfer von Krieg. Vertreibimg usw. (§ 25 b LStDV), 

— Ehegattenfrei betrag (§ 5 Abs. 1 und 2 VStG). 

— Kinderfreibetrag (§ 5 Abs. 1 und 3 VStG), 

— Altersfreibeträge (§ 5 Abs. 2 und 3 VStG), 

— Steuererlaß für Körperbehinderte (§ 3 KfzStG), 

— Sparprämien, 

— Steuerbegünstigtes Bausparen, 

— Bausparprämien, 

— Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 S.VermBG), 

— Vergünstigung für Arbeitgeber (§14 3.VermBG), 

— Grundsteuerermäßigung. 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 111-501—1 

Leistungen und Flnanzterung nach Arten 
Steuerermäßigungen 
Ln Millionen DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Kmkommcnslä^Mjngtn . . , 

i5«;6 

II w 

2650Ö 

27472 

33491 

laufrnd . . , ^ .... 

f^S56 

2JW 

26S06 

27472 

SJ491 

einmalig . , . i ^ ^ - 

- 

- 

- 

- 

- 

SacKIctstungcn * ^ - 

- 

- 

- 

- 


Barmwtiingen ^ . 

- 

- 

- 

- 

- 

Wattnt- und Dienjalristuftgen 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgwncinc Dicnicv uxjJ Letsrungcn 


- 

— 


- 


'' - 

- 

- 

-- 

- 

Maßnahimrn . v ..... . . . 

1 

- 

* 

- 

- 

fTtniTcr Ditrßist - ^ ^ ^ , . . - . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Verrcchnungcii:. 

- 

- 


- 

- 

img^^tunr . , , , 

16S56 

2iW 

26505 

27472 

33491 



FINANZIERUNG 


Bei träge der Vctticbcrtcn , , 

- 

- 

- 

- 

- 

Beiträge der Arbcitgciicr ... 

- 

- 

- 

— 

- 

Di rtrkie Uristungen der Arbeitgeber o 

- 

- 

- 

- 

- 

Öffcmlichc Mittel 

I68f6 

23485 

26506 

27472 

33491 

Vcrmt^nscfträge ^ - , = . . ♦ . . - i . , 

- 

- 

— 

- 

- 

Siinstipe Kinmihnum .... 

- 

- 


— 

- 

VerRx^haungen . . 

\ ^ 

- 

- 

* 

- 

insgesamr , ^ . i . .. 

16S56 

23485 

26506 

27472 

33491 



EIN ANZI ERUNGSS ALDO 


Vermögcnwcräniierung , . * < 

- 

- 

- 

0 

0 
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Tabelle III— 501— 2 

Leistungen nadi Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Steuerermäßigungen 
in Millionen DM 


Funktionen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung . , • , 

15271 

17409 

18514 

195 58 

22218 

Kinder . 

4141 

5079 

5252 

5458 

76^ 

Ebrgattm 

8$ 70 

11610 

12512 

15120 

20550 

Munersebaft ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung . , , , . . . , 

560 

720 

750 

780 

itoo 

Gesundheit .«»►.** 4.4 » • ♦ 

475 

571 

591 

618 

547 

Vorheugung , * 4 . . ♦ * . • 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit 

187 

259 

274 

295 

512 

ArbeitsunfaU ..4 .... 4 * ... . 4 . . 

189 

- 

- 

- 

- 

Invalidität (allgcnnrhö 

99 

512 

517 

525 

255 

Beschäftigung . . » 

59 

69 

75 

79 

87 

Berußiebe Bildung ... 

59 

69 

7i 

79 

87 


— 

- 

- 

- 

— 

Arhdtslosigkat 



- 

- 


Alter 

6^9 

709 

742 

904 

655 

Limtcriilicbenc . .... 1 .... ...... . 

195 

270 

285 

308 

525 

Folgen politischer F.mignissc 

166 

157 

156 

154 

149 

Sparforderung . * 

2051 

4500 

6545 

6071 

9550 

insgesamt . 4 r . 

16856 

2)485 

26506 

17471 

55491 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Unternehmen .... . ... = . ^ . . . ... . 

— 


_ 

— 


Bund 

6651 

10458 

11858 

11821 

15447 

Länder , 

9906 

9881 

11146 

11927 

15859 

(krmcinden 

519 

5164 

5502 

5723 

4204 

Sozialversicherung . » . . , 

- 

- 

- 

- 

- 

Private Organisationen 

- 

- 

- 

- 

- 

Pnvatc Haushalte ........ ..... 

— 


- 

- 

- 

ÜbngcWcIt ... 4 ... 4 ... 

- 

- 

- 

- 

• 

Insgesamt . . . 

16856 

25485 

26)06 

27472 

55491 
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Drudesache Vl/3432 


III— 509 


Sonstige Vergünstigungen 

In dieser Institution werden folgende Leistungen beschrieben: 

— Sozialer Wohnungsbau: Zinsermäßigungen, Zins- und Tilgungs- 
hilfen, 

— Wohnungsfürsorge der öffentlichen Arbeitgeber: Zinsermäßigun- 
gen, 

Für die Jahre 1972 und 1976 gilt der Rechtsstand von Anfang 1972. 
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Tabelle III— 509— 1 


Leistungen und Finanzierung nadi Arten 
Sonstige VergünsUgtmgen 
in Million^ DM 


Arten 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN 



Einkommcnslcistungcn 

3740 

4030 

4130 

4230 

4430 

laufend ...... . 

S740 

4030 

4130 

4230 

4430 

einmalig , , . . . 

- 

- 

- 


- 

Sachleistungen 

- 

- 

- 

- 

- 

Barerstattungen 4 , . r . ...., 44 . 

- 

- 

- 

- 

- 

Waren- und Dienstleistung^ ► . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Allgemeine Dienste und Ixtstungcn . . . . 4 > . . 

- 

— 

- 

- 

- 

Zuschüsse . 

- 

• 

- 

- 

-■ 

Maßnahmen i , 

- 

- 

- 

- 

- 

Innerer Dienst 



- 

- 


Verrechnungen . . . . . . ^ r - - r - ? - - • ► 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt 

3740 

4030 

4130 

4230 

4430 



FINANZIERUNG 



Beiträge der Versicherten 

- 

- 

— 

- 

- 

Beiträge der Arbeitgeber . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Direkte Leistungen der Arbeirgeber 

- 

- 

- 

- 

- 

Offbtt liehe MincI 

3740 

4030 

4130 

4230 

4430 

Vcrmogcnscrtrage 

- 

• 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

Verrechnungen. 

- 

— 


- 

- 

insgesamt . 

3740 

4030 

4130 

4230 

4430 



FINANZIERUNGSSALDO 


Vermögensveränderung 

- 

- 

- 

- 

0 
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Dnicksadie Vl/3432 


Tabelle IH— 50^2 

Leistungen nach Funktionen und Finanzierung nach Quellen 
Sonstige Vergünstigungen 
in Millionen DM 


Funktiooen/Quellen 

1965 

1970 

1971 

1972 

1976 



LEISTUNGEN NACH FUNKTIONEN 


Familie und Wohnung . i i . . i , , . . . * . 

5740 

4050 

4150 

4250 

4430 

Kinder 

- 

- 

- 

- 

- 

Ehegatten . 

- 

- 

- 

- 

- 

Mutterschaft • . . . , , . . . . . 

- 

- 

- 

- 

- 

Wohnung w • 

i7‘H) 

40)0 

41)0 

42)0 

44)0 

Gesundheit , , , 


- 

- 

— 

- 

Vorbeugung . ^ 

- 

- 

- 

- 

- 

Krankheit . 

— 

- 

- 

- 

- 

Arbats Unfall 

- 

- 

- 

- 

- 

invaliänät (allgemein) . ^ ^ ♦ 

— 

-- 

- 


— 


- 

- 

- 

- 

- 

Berufliche Bildung 

- 

- 



- 

Mobilität 

- 

- 

- 

— 

- 

Arbeitslosigkeit 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

Uintcfiiliebcne ^ . . . . • 

- 

- 

- 

- 

- 

Folgen politischer Freignissc - i ♦ - . , . ^ - 

- 

- 

- 

- 

- 

Sparfoexienmg r ^ , 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt , . 

5740 

4OJ0 

4150 

4250 

4450 



FINANZIERUNG NACH QUELLEN 


Lntcmchmen 

- 

— 

- 

-r 

• 

Bund 

1592 

1485 

1525 

1558 

1625 

Länder ^ . ... 

254S 

2545 

2605 

2672 

2805 

Gcmanden ^ . 

- 

- 

- 

— 

- 

Sozialvcr&ichcfung 

- 

- 

- 

- 

• 

Pnvatc Organisationen . 

- 

- 

“ 

— 

- 

Private Haushalte ................ 

— 

- 

- 


— 

Übrige Welt , 

- 

- 

- 

- 

- 

insgesamt . ........... ...... 

5740 

40J0 

41)0 

4250 

44)«) 
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Drucksache VI/3432 


Anhang FV 


Einbau in die Volkswirtsdiaftliche Gesamtrechnung 


überbUck 

1. Im Vergleich zu Anhang III des Sozialbudgels 
1971 wird Im folgenden das Umsetzungs verfahren, 
das vom Sozialbudget 1972 zu den Größen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung führt, in ge- 
raffter Form dargestelll. Methodisch weniger wich- 
tige Details sind zusammengefaßt und eine neue 
Gliederung ist gewählt worden, um die Zusammen- 
hänge zwischen Sozialbudget und Volkswirtschaft- 
licher Gesamtrechnung überschaubar zu machen. 

2. Im Vordergrund steht nach wie vor das Sozial- 
versicherungskonto (vgl. Übersicht B — 56), dessen 
Verbindung zum Sozialbudget in den Tabellen fV — 1 
bis IV — 9 gezeigt wird. Ergänzend hierzu werden in 
der Tabelle IV — 10 bzw. IV — 11 die Sozialversiche- 
rungsbeüräge der privaten Haushalte bzw. die Ein- 
kommensübertragungen der Sozialversicherung an 
die privaten Haushalte in der Gliederung nach Insti- 
tutionen wiedergegeben. Tabelle IV — 11 ergibt zu- 
sammen mit Tabelle IV — 12, in der die Einkommens- 
übertragimgen der Gebietskörperschaften an die pri- 
vaten Haushalte aus dem Sozialbudget abgeleitet 
werden, einen Gesamtüberblick über die Einkom- 
mensübertragungen des Staatssektors an die priva- 
ten Haushalte. In der abschließenden Tabelle IV — 13 
wird die kontenmäßige Verflechtung der Sozialver- 
sicherung mit dem Kontensystem der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung dargestellt. 


Der Einbau des Sozialbudgets In das Sozialversiche- 
rungskonto der Volkswlrtschaltllchen Gesamtrecfa- 
nung 

3. Das Sozialversicherungskonto der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung umfaßt die Daten fol- 
gender neun Institutionen: 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Krankenversicherung 
Unfallversicherung 
Arbeitsförderung 

Knappschaftliche Rentenversicherung 


Altershilfe für Landwirte 
Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 
Pensionen 

4 . Die Daten des Sozialbudgets für diese Institu- 
tionen — mit Ausnahme der Pensionen — sind in 
Tabelle IV — l zusammengefaßt wiedergegeben. Ta- 
belle IV — 2 enthält für die Pensionen die Zahlen, 
die aus dem Sozialbudget entnommen sind, und zu- 
gleich die Gegenpositionen für die Umbuchungen, 
die für diesen Leistungsbereich beim Einbau vorzu- 
nehmen sind. Ausgehend von den Tabellen FV — l 
und IV — 2 entwickelt sich der Einbau des Sozial- 
budgets bis hin zum Sozialversicherungskonto der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Tabelle 
IV — ^9). Auf den dazwischen liegenden sechs Konten 
(Tabellen IV — ^3 bis IV — 8) werden die dabei nöti- 
gen Umsetzungen vollzogen. 

Aus der Sicht des Sozialbudgets lag es nahe, die ein- 
zelnen Positionen des Sozialversicherungskontos 
(vgl. Tabelle IV — 9 bzw\ Übersicht B — 56) nicht jede 
für sich, sondern in Gruppen zu behandeln (vgl. 
Überschriften zu den Tabellen IV — 3 bis IV — 8), weil 
sie beim Einbau eng Zusammenhängen. Evtl, auftre- 
tende Differenzen lassen sich so am besten beurtei- 
len. 

ln jeder der Tabellen IV — ^3 bis PV — 8 sind zunächst 
die Ausgangsdaten wiedergegeben, die dem Sozial- 
budget unmittelbar zu entnehmen sind (vgl. Tabel- 
len IV — l und IV — 2). Addiert man hierzu die metho- 
dischen Umsetzungen und eine evtl, verbleibende 
statistische Differenz, dann gelangt man zu den 
Werten der einzelnen Positionen des Sozialversiche- 
rungskontos, die in Tabelle IV — 9 durch Gegen- 
buchungen zusammengefaßt werden. 

5. Das geschlossene Kontensystem in den Tabel- 
len IV — 1 bis IV — 9 stellt sicher, daß alle Ausgangs- 
daten des Sozialbudgets für die Sozialversicherung 
vollständig in die Positionen des Sozialversiche- 
rungskonlos umgesetzl werden, und es ermöglicht, 
die einzelnen Schritte des Einbauvorganges nachzu- 
vollziehen. Eine zusammengefaßte Darstellung findet 
sich in Übersicht B — ^55 des Textteils. 
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Tabelle IV— 1 


Daten des Sozialbudgets für die 

Rentenversicherung der Arbeiter (101) 
Rentenversicherung der Angestellten (102) 
Krankenversicherung (103) 
Unfallversicherung (104) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Mrd. DM 

Beiträge der Versicherten 

3 

34,839 

38,901 

42,775 

60,219 

Beiträge der Arbeitgeber 

3 

35,933 

42,682 

47,288 

66,404 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber ...... 

3 

0,220 

0,235 

0,287 

0,391 

Öffentliche Mittel 

5 

11,961 

13,150 

15,332 

23,193 

Vermögenserträge 

4 

3,135 

3,253 

3,629 

4,946 

Sonstige Einnahmen 

4 

0,584 

0,611 

0,654 

0,770 

Verrechnungseinnahmen 






von Kindergeld (106) 

5 

0.050 

0,062 

0,080 

0,250 

von Entgeltfortzahlung (11) 

3 

1,287 

1,472 

1,610 

2,291 

von Kriegsopferversorgung (301) 

5 

0,137 

0,151 

0,167 

0,236 

von Sozialhilfe (401) 

5 

0,001 

0,001 

0,001 

0,001 

Summe . . . 

— 

88,147 

100,538 

111,823 

158,701 
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TabeHe IV— 1 


Sozialversicherung (ohne Pensionen) 

Arbeitsförderung (105) 

Knappschaft liehe Rentenversicherung (121) 
Altershilfe für Landwirte (122) 
Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst (141) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Mrd. DM 

Einkommensleistungen 

7 

54,917 

60,148 

67,267 

101,834 

Sachleistungen 

6 

22,578 

28,248 

, 31,691 

43,401 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

6 

4,133 

4,663 

5,240 

6,815 

Verrechnungsausgaben 






an Entgeltfortzahlung (11) 

6 

0.127 

0,148 

0,165 

0,223 

an Pensionen (131) 

2 

0,314 

0,345 

0,378 

0,525 

an Familienzuschläge (132) . 

6 

0,218 

0,228 

0,250 

0,189 

an Beihilfen (133) • • 

6 

0,024 

0,018 

0,019 

0,026 

Rundungsdifferenz • . 

8 

— 

— 

0,003 

0,002 

Finanzierungssaldo 

8 

5,836 

6,740 

6,810 

5,686 

Summe . . . 

— 

88,147 

100,538 

111,823 

158,701 
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Tabelle IV— 2 


Umbuchungskonto 


PoslUon 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Mrd. DM 

Fiktive Beiträge 

3 

9,270 

10,880 

11,900 

17,770 

Laufende Übertragungen von Gebiets- 






körperschaften für Pensionen . 

5 

5,340 

6,000 

6,120 

7,200 

Laufende Übertragungen von Wirtschafts- 






Unternehmen für Pensionen ............ 

5 

0,610 

0,750 

0,770 

0,750 

Pensionen der Sozialversicherung It. Sozial- 






budget 

l 

0,314 

0,345 

0,378 

0.525 

Statistische Differenz 

8 

— 

— 

0,003 

— 

Summe . . . 

— 

15,534 

17,975 

19,171 

26,245 1 


Tabelle IV— 3 


Sozialversichenuigsbeiträge der 
Indirekte 
Lauiende Übertragungen 



Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 1 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Position 


Mrci DM 


Statistische Differenz 

8 


0,471 

0,686 

0,984 

Sozialversicherungsbeiträge der privaten 
Haushalte 

9 

78,270 

89,550 

98,200 

139.170 

Indirekte Steuern 

9 

4,300 

4,600 

5,200 

7,200 

Lauiende Übertragungen vom Ausland .... 

9 

0.170 

0,230 

0,250 

0,300 

Summe . . . 

— 

82,740 

94,851 

104,336 

147,654 
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Tabelle IV— 2 


für Pensionen (131) 



Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 197t 

1 1972 

1 1976 

Position 


Mrd. DM 


Einkommensleistungen (Pensionen) 

It Sozialbudget 

7 

14,864 

17,190 

18,320 

25,033 

Kinderzuscbläge (Pensionen) It. Sozial- 
budget 

7 

0.160 

0,185 

0,202 

0,134 

Beihilfen (Pensionen) ll. Sozialbudget 

7 

0,320 

0,370 

0,399 

0,535 

Fiktive Beiträge der Sozialversicherung .. 

6 

0,190 

0,230 

0,250 

0,380 

Statistische Differenz 

8 


““ 

— 

0,163 

Summe . • . 

— 

15.534 

17,975 

19,171 

26,245 


Tabelle IV— 3 


privaten Haushalte (1.1.1.) 
Steuern (1.1.2.) 
vom Ausland (1.1.3.) 



Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

( 1971 

1 1972 

1 1976 

Position 


Mrd, DM 


Beiträge der Versicherten 

I 

34,839 

38,901 

42,775 

60,219 

Beiträge der Arbeitgeber 

1 

35,933 

42,682 

47.288 

66,404 

Direkte Leistungen der Arbeitgeber ...... 

l 

0,220 

0,235 

0,287 

0,391 

Verrecfanungseinnahmen von Entgeltfort- 
zahlung 

l 

1,287 

1,472 

1,610 

2,291 

Fiktive Beiträge 

2 

9,270 

10,880 

11,900 

17,770 

Beitragserstattungen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und der Knapp- 
schdftlichen Rentenversicherung 

7 

0,124 

0,072 

0,076 

0.079 

Phasenverschiebung der Beiträge zur Ren- 
tenversichertmg der Arbeiter, Rentenver- 
sicherung der Angestellten, Arbeitsförde- 
rung 

8 

0,781 

0,189 

0,400 

0,500 

BuodeszusdiuB zur LandwirtsdiafUidten Un- 
faliversicherung 

5 

0,215 

0,420 



Statistische Differenz 

8 

0,071 

— 

— 

— 

Summe , . . 

— 

82,740 

94,851 

104,336 

147.654 


355 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle Vl/3432 


Tabelle UV— 4 


Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
Laufende Übertragungen von 
Verkäufe (1.1.8.) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1976 


Mrd. 

DM 


Von Arbeitgebern getragene Verwaltungs- 






kosten der Betriebskrankenkassen 

6 

0.146 

0.135 

0,145 

0.192 

Statistische Differenz 

8 

0.258 

0.090 

0,238 

0,116 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 






Vermögen 

9 

3.660 

3,990 

4.300 

6,400 

Laufende Übertragungen von privaten 






Hauslhalten 

9 

0.680 

0,700 

0,730 

0,900 

Verkäufe 

9 

0,050 

0,060 

0,070 

0.100 

Summe . . . 

— 

4,794 

4,975 

5,483 

7,708 


Tabelle IV— 5 


Laufende Übertragungen von 
Laufende Übertragungen von 



Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Position 


Mrd. DM 


Bundeszuschuß zur Landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung • « . 

3 

0,215 

0,420 

■ 

_ 

Auftragsgeschäfte der Bundesanstalt für 
Arbeit 

Einkommensleistungen. Barerstattungen 

7 

0,085 

0,077 

0,133 

0,255 

Allgemeine Dienste und Leistungen .... 

6 

0,030 

0,054 

0,052 

0,090 

Statistische Differenz 

8 

0,009 

0,083 

— 

— 

Laufende Übertragungen von Gebietskör- 
perschaften 

9 

17,150 

18.750 

21,650 

31,080 

Laufende Übertragungen von Wirtschafts- 
unternehmen 

9 

0,610 

0,750 

0,770 

0,750 

Summe . . . 

— 

18,099 

20.134 

22,605 

32,175 
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Tabelle IV — 4 


und Vermögen (I.I.4.) 
privaten Haushalten (1.1.7.) 




Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1976 

Position 



Mrd. DM 


Vermögenserträge 


1 

3,135 

3,253 

3,629 

4,946 

Sonstige Einnahmen 


1 

0,584 

0,611 

0.654 

0,770 

Unterstellte Bankgebühren 


6 

0,720 

0,740 

0,800 

1,400 

Erstattungen an Krankenversicherung und 
Unfallversicherung nach §§ 183, 1504 
RVO 

7 

0,355 

0,371 

0,400 

0,592 


Summe . . . 

— 

4.794 

4,975 

5,483 

7,708 


Tabelle IV— 5 


Gebietskörperschaften (1.1.5.) 
Wirtschaftsuntemehmen (1.1.6.) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 

Mrd. DM 

Öffentliche Mittel 

1 

11,961 

13.150 

15,332 

23,193 

Laufende Übertragungen von Gebietskör- 






perschaften für Pensionen 

2 

5,340 

6,000 

6,120 

7,200 

Laufende Übertragungen von Wirtschafts- 






unlernehmen für Pensionen 

2 

0,610 

0,750 

0,770 

0,750 

Verrechnungseinnahmen 






von Kindergeld 

1 

0,050 

0,082 

0,080 

0,250 

von Kriegsopferversorgung 

1 

0,137 

0,151 

0,167 

0,236 

von Sozialhilfe 

1 

0,001 

0,001 

0,001 

0,001 

Statistische Differenz 

8 

— 

— 

0,135 

0,545 

Summe . . . 

— 

18,099 

20,134 

22,605 

32,175 


357 


Dradcsache Yl/3432 Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle IV— 6 



Staats verbrauch (1.2.1.) 
Abschreibungen (2.1.2.) 
Sachinvestitionen (2.2.1.) 
Vermögensübertragungen (2.2.2.) 

Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 1972 

Mi(L DM 

1976 

Sadileistungen 

1 

22,578 

28,248 

31,691 

43,401 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Verrechnungsausgaben 

l 

4.133 

4,663 

5,240 

6,815 

an Entgeltfortzahlung 

1 

0.127 

0,148 

0,165 

0,223 

an Familienzusdiläge 

1 

0,218 

0,228 

0,250 

0,189 

an Beihilfen 

1 

0,024 

0,018 

0,019 

0,026 

Fiktive Beiträge der Sozialversicherung . . . 

2 

0,190 

0,230 

0,250 

0,380 

Unterstellte Bankgebüliren 

4 

0.720 

0,740 

0,800 

1,400 

Statistisdie Differenz 

8 

— 

0.672 

0,923 

0,964 

Abschreibungen 

9 

0,100 

0,120 

0,130 

0.200 

Summe . . . 

— 

28.090 

35,067 

39.468 

53,590 


Tabelle IV — 1 Einkommensttbertragimgen an 


Einkommensüberlragungen an 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 

1972 

1976 



Mrcl. 

DM 


Einkommensleistungen 

1 

54,917 

60,148 

67.267 

101,834 

Einkommensleistungen (Pensionen) ....... 

2 

14,864 

17,190 

18,320 

25,033 

Kinderzuschläge (Pensionen) 

2 

0,160 

0,185 

0.202 

0,134 

Beihilfen (Pensionen) 

2 

0,320 

0,370 

0,399 

0,535 

Beitragserstaltimgen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und der Knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung 

3 

0,124 

0,072 

0,076 

0,079 

Erstattungen an Krankenversicherung und 
Unfallversidierung nach §§ 183,1504 RVO 

4 

0,355 

0,371 

0,400 

0,592 

Barerstattungen der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversichenuig der An- 
gestellten und der Knappschaftlichen 
Rentenversicherung 

6 

0,253 

0,261 

0,250 

0.304 

Barerstattungen der Arbeitsförderung .... 

6 

0,420 

0,797 

0,871 

1,062 

Phasenverschiebung Schlechtwettergeld . . . 

8 

— 

0,209 

— 

— 

Summe • . . 

— 

71,413 

79,603 

87,785 

129,573 
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Tabelle IV— 6 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 

1972 

1976 



Mrd. 

DM 


Barerstatlungen der Rentenversidierung der 
Arbeiter, der Rentenversidierung der An- 
gestellten und der Knappsdiaftlidien Ren- 
tenversicherung 

7 

0,253 

0,261 

0,250 

0,304 

Barerstattungen der Arbeitsförderung .... 

7 

0,420 

0,797 

0.871 

1,062 

Von Arbeitgebern getragene Verwaltungs- 
koslen der Betriebskrankenkassen 

4 

0,146 

0,135 

0.145 

0,192 

Allgemeine Dienste und Leistungen für 
Auftragsgesdiäfte der Bundesanstalt für 
Arbeit 

5 

0,030 

0,054 

0,052 

0,090 

Statistische Differenz 

8 

0,091 

— 

— 

— 

Staatsverbrauch 

9 

26,900 

33,590 

37,900 

51,600 

Sachinvestitionen 

9 

0,200 

0,170 

0,180 

0,250 

Vermögensübertragungen 

9 

0,050 

0,060 

0,070 

0,100 

Summe . . . 

— 

28,090 

35,067 

39,468 

53,598 


private Haushalte (1.2.2.!.) Tabelle IV— 7 

Ausland (I.2.2.2.) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 

1972 

1976 


Mrd. DM 

Einkommensleistungen und Barerstattungen 
für Auftragsgeschäfte der Bundesanstalt 
für Arbeit ............................ 

5 

0,085 

0,200 

0,077 

0.133 

0,255 

Phasenverschiebung Krankenscheinprämie . 

8 

Phasenversdiiebung Sdxlecfalwettergeld . . . 

8 

0,153 

— 

— 

— 

Statistische Differenz 

8 

0,075 

70,200 

0,706 

78,040 

0,492 

86,300 

0,668 

127,370 

Einkommensübertragungen an private 
Haushalte 

g 

Einkommensübertragungen an Ausland . . . 

9 

0,700 

0,780 

0,860 

1,280 

Summe . . . 

— 

71,413 

79,603 

87,785 

129,573 
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Tabell« IV—« 


Finanzierungssaldo (2.3.) 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 

1972 

1976 



Mid. DM 


Finanzierungssaldo It. Sozialbudget 

1 

5,836 

6,740 

6,810 

5,686 

Phasenverschiebung der Beiträge zur Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, Rentenver- 
sicherung der Angestellten, Arbeitsförde- 
rung 

3 

0,781 

0,189 

0,400 

0,500 

Phasenverschiebung Krankenscheinprämie 

7 

0,200 

— 

— 

— 

Phasenverschiebung Schlechtwettergeld . . . 

7 

0,153 

— 

— 

— 

Rundungsdiflerenz Sozialbudget 

1 

— 

— 

0,003 

0,002 

Statistische Differenzen 

Pensionen 

2 




0,163 

Beiträge 

3 

0,071 

— 

— 

— 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 

4 

_ 

— 

— 

— 

Laufende Übertragungen von Gebietskör- 
perschaften 

5 


_ 

0.135 

0,545 

Staatsverbrauch 

6 

0,091 

— 

— 

— 

Einkommensübertragungen 

7 

0,075 

0,706 

0,492 

0.668 

Summe • • . 

— 

7,207 

7,635 

7,840 

7,564 


Tabelle IV— 9 

Konto der Sozialversidierung in der Abgrenzung 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1970 

1971 

1972 

1976 

Mrd. DM 

Staatsverbrauch (brutto) (1.2.1.) 

6 

26,900 

33,590 

37,900 

51,600 

Einkommensübertragungen an private 






Haushalte (1. 2.2.1.) 

7 

70,200 

78,040 

86,300 

127,370 

Einkommensübertragungen an Ausland 






(1. 2.2.2.) 

7 

0,700 

0,780 

0,860 

1,280 

Sachinvestitionen (2.2.1.) 

6 

0,200 

0,170 

0,180 

0,250 

Vermögensübertragungen (2.2.2.) 

6 

0,050 

0,060 

0,070 

0,100 

Finanzierungssaldo (UberschuB +, 






Defizit -) (2.3.) 

8 

-f-6 940 

+6,1 10 

+5,990 

+5,500 

Summe • • . 

— 

104.990 

118,750 

131.300 

186,100 
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Tabelle IV— 8 


Position 

Nummer 

des 

Gegen - 
koutos 

1970 

1971 

1972 

1976 


Mrd. DM 


Phasenversdiiebung Sci^lechtwettergeld , , . 

7 


0,209 



Statistische Differeii 2 eii 

Pensionen 

2 



0,003 


Beiträge . 

3 

— 

0.471 

0,686 

0,984 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen . 

4 

0,258 

0,090 

0,238 

0,116 

Laufende Übertragungen von Gebietskör^ 
persdiaften • , . , , 

5 

0,009 

0,083 




Staatsverbraudi 

6 

— 

0,672 

0,923 

0,964 

Einkomjnensübertragungen * , - . * . - , . > 

7 

— 

— 

— 

— 

Fiaanziemngssaldo IL Volks^brtsAaftlldier 
Gesamtiedinung . ^ » 

9 

6,940 

6,110 

5,990 

5,500 

Summe , . . 

— 

7.207 

7,635 

7,840 

7.564 


Tabelle IV— 9 

der VoUuwirtsdiafUidieD Gesamlrectmung 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 
kontos ; 

1970 

1971 

1972 

1976 

Mrd DM 

SoziaiVersidienuigsbeiträge der privaten 






Haushalte (l.l.l.) 

3 

78,270 

89,530 

98,200 

139,170 

Indirekte Steuern (I,L2,) 

3 

4,300 

4,600 

5,200 

7,200 

Laufende Übertragungen vom Ausland 







3 

0,170 

0,230 

0,250 

0,300 

Binkommen aus Unternehmertätigkeit und 






Vermögen (HA) 

4 

3,660 

3,990 

4,300 

6.400 

Laufende Übertragungen von Gebietskör- 






perschalten (1.L5.} 

5 

17,150 

18,750 

21,650 

31,080 

Laufende Dbertragungen von Unternehmen 






(1.1,6.) 

5 

0,610 

0,750 

0,770 

0,750 

Laufende Übertragungen von privaten 






Haushalten (1.1.7.) ^ . 

4 

0.680 

0.700 

0,730 

0,900 

Verkäufe (1.1,8.) 

4 

0,050 

0,060 

0,070 

0,100 

Abschreibungen (2iL2.) 

6 

0,100 

0,120 

0,130 

0,200 

Summe . * . 

— 

104,990 

118,750 

131,300 

186,100 
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Tabelle IV— 10 


Sozialversicherungsbeiträge der privaten Haushalte in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 
Einzelne Zweige [ 

Mrd. DM 



1970 

1971 

1972 

1976 

Renteovcrsidierung der Arbeiter 

26.16 

29.18 

30,60 

42.20 

Rentenversicherung der Angestellten 

16.86 

19.49 

21,40 

32.20 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

1.23 

1.35 

1,40 

1.60 

Soziale Krankenversicherung 

19.79 

22,97 

25,60 

35,50 

Arbeitslösenversichening 

3.15 

3.54 

4,95 

6.70 

Altershilfe für Landwirte 

0.26 

0,27 

0,30 

0.30 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

1.55 

1.87 

2,05 

2,90 

Fiktive Beiträge für Pensionen 

9,27 

10.88 

11,90 

17,77 

Summe . • . 

78.27 

89.55 

98.20 

139,17 


362 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


DnidLsadie VI 73432 


Tabelle IV— 11 


Einkommensübertragungen der Sozialversidierung an private Haushalte 
in der Abgrenzung der VoikswirtschaftUdien Gesamtrecfanung 
Einzelne Zweige 

Mrd. DM 



1970 

1971 

1972 

1976 

Reotenversidierung der Arbeiter 

24,56 

26,50 

29,30 

45,80 

Rentenversidiening der Angestellten 

14,03 

15,20 

17,00 

27,90 

Knappschaftlidie Rentenversicherung 

5,23 

5,50 

6,10 

8,80 

Gesetzliche Krankenversicherung 

3,78 

4,20 

4,50 

5,80 

Gesetzliche Unfallversicherung * 

3,10 

3,22 

3,60 

5,00 

Arbeitslosenversicherung 

2,45 

3,60 

4,60 

5,00 

Altershille für Landwirte 

0,84 

0,95 

1,10 

1,60 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

1.12 

1,40 

1,50 

2,10 

Pensionen . • • ^ . 

15,09 

17,47 

18,60 

25,37 

Summe • . . 

70,20 

78,04 

86.30 

127,37 


363 


Drucksache VI/3432 

Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle IV— 12 

Einkommensübertragungen der Gebietskörperschalten an private Haushalte 



Insti- 

Einbaustufe 

PosiUon 

tutionen 

Daten des Sozial- 

Einkommensleistungen und Barerstattungen für Auftragsgeschäfte der 


budgets 

Bundesanstalt für Arbeit 

105 


Einkommensleistungen Kindergeld 

106 


Einkommensleisttmgen Kriegsopferversorgung (einschließlich Kriegs- 



Opferfürsorge) 

301 


Einkommensleistungen Lastenausgleich 

302 


Barerstattimgen Lastenausgleich 

302 


Einkommensleistimgen Wiedergutmachimg 

303 


Einkommensleistungen sonstige Entschädigungen 

309 


Einkommensleistimgen Sozialhilfe 

401 


Einkommensleistimgen Jugendhilfe 

402 


Zuschüsse (allgemeine Dienste und Leistungen) Jugendhilfe 

402 


Einkommensleistimgen Ausbildungsfördenmg 

403 


Einkommensieistungen Wohngeld 

404 


Summe . , • 



+ Zusetzungen M 


Rückersätze \md Telle der Barerstattungen für Sozialhilfe, Jugendhilfe, Kriegs- 
opferfürsorge * r . . 

Zuschüsse an private Organisationen ohne Erwerbscharakter 

Aibeitnehmersparzulage 

Summe ... 


— Absetzungen 


Auslandszahlungen Kriegsopferversorgung, Lastenausgleidi, Wiedergutmachung 

Honnefer Modell 

Reform des Familienlastenausgleichs 

Summe ... 


± Statistische Differenz 


Ä Daten der Volks- 
wirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 


Arbeitslosenhilfe 

Lastenausgleich 

Kriegsopferversorgung 

Kricgsgefangenenentschfidlgung 

Kindergeld 

Wiedergutmachung 

Sozialhilfe 

Unterhaltssicherung 

Zuschüsse an private Organisationen ohne Erwerbscharakter 

Hilfsmaßnahmen für den Bergbau, Abfindungsgeld und Härteausgleich für 
Feierschichten, Zahlungen der Bundesanstalt für Arbeit im Auftrag einzelner 
Länder r. 

Wohngeld 

Ausbildimgsforderung 

Arbeitnehmer-Sparzulage * *) 

Summe ... 


') ohne Umsetzungen zwischen einzelnen Leistungsbereichen 

*) Die Arbeilnehmer-Sparzuiage wird künlUg in der Wirtschaftsprojektion entsprechend der methodischen Änderung 
des Statistischen Bundesamtes als Vermögensübertragung des Staates an private Haushalte gebucht 
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in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlidien Gesamtrechnung 


Tabelle IV— 12 

1970 1 1971 1 1972 | 1976 | 1970 | 

1971 1 

1972 1 1976 

MrcL DM 


0,085 

0,0^ 

0,133 

0,255 





2,841 

3,217 

3,291 

13,830 





6,346 

6,793 

7,262 

10,153 





1.568 

1,585 

1,471 

1,213 





0.084 

0,091 

0.085 

0,061 





1,791 

1,805 

1,724 

1,251 





0.299 

0,441 

0,513 

0,716 





1,068 

1,190 

1,347 

1,630 





0,008 

0,009 

0,010 

0,012 





0,302 

0,364 

0,425 

0,669 





0,382 

0,798 

1,068 

1,574 





0.600 

0,870 

1,350 

1,800 









15,374 

17,240 

18,679 

33,164 

0,340 

0,380 

0,430 

0,550 





2,310 

2,660 

2,790 

3,440 





— 

2,000 

2,100 

2,600 









+2,650 

+5,040 

+5.320 

+ 6,590 

1,687 

1,900 

1,810 

1,340 





0,292 

0,298 

— 

— 





— 

— 

— 

10.430 









-1,979 

-2.198 

-1,810 

-11.770 




1 

1 +0.155 

+0,178 

-0,339 

- 0,454 

0,020 

0,010 

0,030 

0.050 





1,590 

1,580 

1,390 

1,020 





5,800 

6,210 

6,640 

9,530 





0,030 

0,040 

0,050 

0,040 





2,840 

3,290 

3,290 

3,400 





0,550 

0,600 

0,650 

0,650 





2,090 

2,350 

2,480 

3,150 





0,250 

0,360 

0,360 

0,340 





2,310 

2,660 

2,790 

3.440 





0,040 

0,030 

0.210 

0,120 





0,590 

0,750 

1,070 

1,850 





0,090 

0,380 

0,790 

1,340 





— 

2.000 

2,100 

2,600 






16,200 20.260 21,850 27,530 
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Tabelle IV— 13 

Die Konten der Sozlalversichenmg im Kontensystem 


1970 

1 1971 1 

1972 

1 1976 

Position 







Mxd. DM 





1. Produktionskonto 

Vorleistungen 

23.53 

29,61 

33,55 

45,37 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt . . , * . 

3,37 

3,98 

4,35 

6,23 

Summe . . . | 

1 26,90 

33,59 

37,90 

51,60 



2. Elnkommensentstebiingskonto 

Absdireibungen 

0,10 

0.12 

0,13 

0,20 

Geleistete indirekte Steuern (einsdü. Beiträge zur 





gesetzlichen Unfallversicherung) an den Staat 

0,02 

0.02 

0,02 

0,02 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten . . 

3,25 

3.84 

4,20 

6,00 

Summe . , , | 

3,37 

3,98 

4,35 

6,23 



3. Einkoniniensverteilungskonto 

Geleistete Einkommen aus unselbständiger Arbeit 





an private Haushalte - 

3,25 

3,84 

4,20 

6,00 

Anteil am Volkseinkommen 

3,66 

3,99 

4,30 

6,40 

Summe . . . | 

6,91 

7.83 

8,50 

12,40 



4. Einkommensumverteilungskonto 

Sonstige geleistete laufende Übertragungen 





an private Haushalte 

70,20 

78,04 

86.30 

127,37 

an die übrige Welt 

0,70 

0,78 

0.86 

1,28 

Verfügbares Einkommen 

33,94 

39,75 

43,94 

57,15 

Summe . . . 

1 104,84 

118,57 

131,10 

185,80 



5. Einkommensverwendimgskonto 

Eigenverbrauch 

26.85 

33,53 

37,83 

51,50 

Ersparnis 

7,09 

6,22 

6,11 

5,65 

Summe . . . | 

1 33,94 

39,75 

43,94 

57,15 



6. Vermögensveränderungskonto 

Anlageinvestitionen: Käufe von neuen Anlagen . • . . 

0,20 

0,17 

0,18 

0,25 

Geleistete Vermögensübertragungen an Unter- 





nehmen 

0,05 

0,06 

0,07 

0,10 

Finanzierungssaido 

6,94 

6,11 

5,99 

5,50 

Summe ... 

1 7,19 

6,34 

6,24 

5,85 
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Tabelle IV— 13 


der Volkswirtsdiaftllchen Gesamtrecfaniing 


Position 

1970 

1 1971 

1 1972 

1 1976 


Mrd. DM 


1. ProdukUonskonto 

Produktionswert 





Verkaufe und selbsterstellte Anlagen . 

0,05 

0,06 

0,07 

0,10 

Eigenverbrauch ....... 

26,85 

33,53 

37,83 

51,50 

Summe . . . | 

1 26,90 

33,59 

37,90 

51,60 

2. Einkommensentstehungskonto 

Beitrag zum Bruttöinlandsprodukt . 

3,37 

3,98 

4.35 

6,23 

Summe . . . | 

1 3,37 

3,98 

4,35 

6,23 

3. Einkommensverteilungskonto 

Beitrag zum Neltolnlandsprodukt zu Faktorkosten . . 

3,25 

3,84 

4.20 

6,00 

Empfangene Einkommen aus Unternehmertätigkeit 





und Vermögen von Unternehmen 

3,30 

3,63 

3,90 

5,80 

vom Staat 

0,36 

0,36 

0,40 

0,60 

Summe... | 

1 6,91 

7,83 

8,50 

12,40 

4. Einkommensamverteiliiiigskoiito 

Anteil am Volkseinkommen 

3,66 

3,99 

4,30 

6,40 

Empfangene Beitr&ge zor gesetzlichen Unfallver- 
sicherung 





von Unternehmen 

3,99 

4,26 

4.81 

6,65 

vom Staat ............ 

0,24 

0,26 

0,30 

0,42 

von privaten Organisationen ohne Erwerbscharak- 

ter 

0,07 

0,08 

0,09 

0,13 

Empfangene Sozialvcrsicherungsbeiträge (ohne ge- 
setzliche Unfallversicherung) 



von privaten Haushalten 

78,27 

89,55 

98,20 

139,17 

von der übrigen Welt - 

0,17 

0,23 

0,25 

0,30 

Sonstige empfangene laufende Übertragungen 


von Unternehmen — 

0,61 

0,75 

0,77 

0,75 

von öffentlichen Körperschaften 

17,15 

18,75 

21,65 

31,08 

von privaten Haushalten 

0,68 

0,70 

0,73 

0,90 

Summe... | 

1 104,84 

118,57 

131,10 

185,80 

5. Einkommensverwendungskonto 

Verfügbares Einkommen 

33,94 

39,75 

43,94 

57,15 

Summe • • . | 

33,94 

39,75 

43,94 

57,15 

6. Vermögensveränderungskonto 

Ersparnis 

7,09 

6,22 

6,11 

5,65 

Abschreibungen 

0,10 

0,12 

0,13 

0,20 

Summe , , . | 

1 7,19 

6,34 

6,24 

5,85 
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Anhang V 


Typenverzeidinls 


A. Leistungstypen 

Die Kennummer ist vierstellig. Die erste Stelle 
gibt die Leistungsart an. 

1 — Laufende Einkommensübertragungen 

2 — Einmalige Einkommensübertragungen 

3 — Barerstattungen 

4 — Waren xmd Dienstleistungen 

5 — Zuschüsse 

6 — Maßnahmen 

7 — Innerer Dienst 

Die zweite Stelle ist Oj nur dann, wenn die 
Leistung auf Angehörige abgeleitet ist, 1. 

Die folgenden Stellen sind fortlaufend. 


1161 

1063/1163 

1064/1164 

1065/1165 

1066/1166 

1070/1170 

1075 

1076 

1077 

1078 

1079 

1080 
1081 

1082/1182 

1086 


8 — Verrechnungen 


1090/1190 


1010/1110 

1120 

1123 

1125 

1030/1130 

1036/1136 

1040/1140 

1041/1141 

1045/1145 

1149 


1050 

1051/1151 


1152 

1055 

1060/1160 


1097/1197 


Altersrenten 

Witwenrenten 

Waisenrenten 

Eltemrenten 

Invaliditätsrenten 

Knappschaftsausgleichsleistung 

Entschädigimgsrenten 

(Körperschaden) 

Entschädigungsrenten 

(Vermögensschaden) 

Landabgaberente 

Kindergeld, Kinderzuschläge, 

Erziehungsbeihilfen, 

Ehegattenzuschläge 

En tgel tf ortzahlung 

Krankengeld, Verletztengeld, 
Ubergangsgeld, Schongeld, 
Taschengeld, Einkommensaus- 
gleich, Besondere Unterstützimg 

Unterhaltssicherung (USG) 
Mutterschaftsgeld 

Zuwendungen bei Ausbildung und 
Fortbildung 


1098/1198 

1099 

2010 

2011/2111 

2020/2120 

2121 

2025/2125 

2129 

2030 

2040 

2050 

2070/2170 

2086 

2090/2190 

2097/2197 

2098 


Unterhaltsbeihilfe 

Arbeitslosenhilfe 

Arbeitslosengeld 

Schlechtwettergeld 

Kurzarbeitergeld 

Hilfe zum Lebensimterhalt 

Wohngeld (Mietzuschuß) 

Wohngeld (Lastenzuschuß) 

Sparprämien 

Zinszuschüsse 

Tilgungszuschüsse 

Steuerermäßigungen 

21insermäß i gungen 

Eingliedening 

Fördenmg der beruflichen 
Mobilität 

Sonstige laufende Hilfen und 
Unterstützrmgen 

Absetzungen 
(interne Verrechnung) 

Zahlungen ins Ausland 
Zahlungen aus dem Ausland 

Beitragserslattungen 

Krankenscheinprämie 

Kapitalabfindungen, 

Gesam 1 vergü tung 

Abfindungen für Hinterbliebene 
Pauschale bei Mutterschaft 
Sterbegeld, Bestattxmgsgeld 

Hilfe bei Bedürftigkeit, 
Unterstützungen 

Ausbildung und Fortbildung 

Mielzuschuß 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

Fördenmg der beruflichen 
Mobilität 

Sonstige Beihilfen 

Absetzungen 
(interne Verrechnung) 

Zahltmgen ins Ausland 
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3010/3110 

3015/3115 

3019/3119 

3020/3120 

3021/3121 

3022/3122 

3023/3123 

3024/3124 

3030/3130 

3031/3131 

3032/3132 

3033/3133 

3034/3134 

3035/3135 

3040/3140 

3141 

3070/3170 

3080/3180 

3081 

3082/3182 

3083/3183 

3084/3184 

3085/3185 

3089 

3090 

3091/3191 

3192 

3093/3193 

3097/3197 

3098 

4010/4110 

4015/4115 

4019/4119 

4020/4120 

4021/4121 
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Ärztliche Leistungen 
Zahnärztliche Leistungen 
Sonstige Heilpersonen 

Heil* und Hilfsmittel aus 
Apotheken 

Heil- und Hilfsmittel von 
Orthopäden 

Heil- und Hilfsmittel von Optikern 
Sonstige Heil- und Hilfsmittel 
Zahnersatz 
Anstaltsaufenthalt 
Anstaltsbehandlung durch Arzte 

Anstaltsbehandlung durch 
Hilfspersonal 

Verpflegung in Anstalten 
Medikamente in Anstalten 

Hauspflege, Hilfe zur Pflege, 
Pflegegeld 

Krankentransport 
Dberführungskosten 
Beitragszuschüsse 
Barabgeltung für Ersatzkräfte 

Entschädigung für Wäsche- und 
KleiderverschleiB 

Erholungsfürsorge 

Blindenhilfe 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

Unterbringimg in Heimen und 
Familien 

Berufliche Aus- und Fortbildung, 
Umschulung 

Fördenmg der beruflichen 
Mobilität 

Ausbildungshilfe, Aufstiegs-, 
Leistungsförderung 

Bestattungskosten 

Barabgeltung von Aufwendungen 
bei Mutterschaft 

Absetzungen 
(interne Verrechnung) 

Zahlungen ins Ausland 

Ärztliche Leistimgen 

Z€Lhnärztliche Leistungen 

Sonstige Heilpersonen 

Heil- und Hilfsmittel aus 
Apotheken 

Heil- und Hilfsmittel von 
Orthopäden 


Heil- und Hilfsmittel von Optikern 
Sonstige Heil- und Hilfsmittel 
Zahnersatz 
Anstaltsaufenthalt 
Anstaltsbehandlung durch Arzte 

Anstaltsbehandlimg durch 
Hilfspersonal 

Verpflegung in Anstalten 
Medikamente in Anstalten 
Hauspflege 
Krankentransport 

Unentgeltliche Beförderung Im 
Personennahverkehr 

Berufliche Rehabilitation 
Schaffimg von Arbeitsgelegenheit 
Stellung von Ersatzkräften 
Hilfe zum Lebensunterhalt 

Unterbringtmg in Heimen und 
Familien 

Sonstige Sachleistungen 

Bestattimg 

Absetzungen 
(interne Verrechnung) 

Zahlungen ins Ausland 

Allgemeine Zuschüsse 
Erste Hilfe 
Spenden 

Zahlungen an Verbände 
Beitragszuschüsse an Arbeitgeber 

Zuschüsse an Arbeitgeber für die 
Beschäftigung bestimmter 
Arbeitnehmer 

Zuschüsse an Träger der 
beruflichen Bildung 

Zuschüsse zur Fördenmg von 
Jugend- und Arbeitnehmerwohn- 
heimen 

Zuschüsse an Unternehmen des 
Baugewerbes 

Zuschüsse an private Bauherren 
Sonstiges 

Unfallverhütung 
Vertrauensärztlicher Dienst 

Ärztliche imd zahnärztliche 
Leistungen 

Erhebungen, Gutachten 
Beratung und Betreuung 
Sonstige Maßnahmen 


4022/4122 

4023/4123 

4024/4124 

4030/4130 

4031/4131 

4032/4132 

4033/4133 

4034/4134 

4035 

4040/4140 

4041/4141 

4050/4150 

4060/4160 

4080/4180 

4084/4184 

4085/4185 

4090/4190 

4092/4192 

4097/4197 

4098/4198 

5010 

5011 
5020 
5030 

5040 

5041 

5042 

5043 

5044 

5045 
5090 

6011 

6012 

6013 

6014 
6020 
6030 
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Leistungstypen mit der Ziffer 7 in 
der ersten Stelle sind ailgemeine 
Dienste und Leistungen im inneren 
Dienst (Veiwaltung im engeren 
Sinne). Sie sind ebenfalls funktio- 
nal auf geteilt» Es bedeutet: 

7010 

Leislungsxustellung 

7011 

Beitragseinzug 

7012 

Verkauf von Beitragsmaiken 

7020 

Verwaltung (sädilich) 

7021 

Personal im inneren Dienst 

7022 

Personal im Ausland 

7023 

Selbst verwal tung 

7024 

Fremde Auftragsverwaltung 

7030 

Sozialgerichtsverf ehren 

7040 

Aus- und Fortbildung des 

Personals 

7050 

Defizit von Eigenbetrieben 

7060 

Abschreibungen 

7061 

Buchmäßige 

Vermögensänderungen 

7C®0 

Sonstiges (Gebühren, Verluste 
uswO 

7091 

Verrechnimgsausgleidi 



Lßistungstypen mit der Ziffer 8 in 
der ersten Stelle sind Transfers an 
andere Institutionen. Sie sind funk- 
tional nicht aufgeteilt. Es bedeutet: 


5 in der zweiten Stelle Beitrags- 
Verrechnungen, 


6 in der zweiten Steile Leistungs- 
verredinungen, 


7 in der zweiten Stelle Verwal- 
tungsverredmungen 


an: 

8501/8801/8701 

Rentenversicherung^ der Arbeiter 

8502/8602/8702 

Rentenversicherung der 
Angestellten 

8503/8603/8703 

Krankenversicherung 

8504/8604/8704 

Unfallversicherung 

8505/8605/8705 

Arbeitsfördenmg 

8506/8606/8706 

Kindergeld 

8507/8607/8707 

EntgelLlortzahlung 

8508/8608/8708 

KnappschaXlUche 

Rentenversidierung 

8509/8609/8709 

Aitershilfe für Landwirte 


8510/8610/8710 

Pensionen 

8511/8611/8711 

Familienzuschläge 

8512/8612/8712 

Beihilfen 

8513/8813/8713 

Zusatzversicherung 
im öffentlichen Dienst 

8514/8614/8714 

Zusatzversicherung für einzelne 
Bertife 

8515/8615/8715 

Arbeitgeberleistungen 

8516/8616/8716 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer 

8517/8617/8717 

Lastenausgleich 

8518/8618/8718 

Wiedergutmachung 

8519/8619/8719 

Sonstige Entschädigungen 

8520/8620/8720 

Sozialhilfe 

8521/8621/8721 

JugendMlfe 

8522/8622/6722 

Ausbil dungsfördenmg 

8523/8623/8723 

Wohngeld 

8524/8624/8724 

öffentlicher Gesundheitsdienst 


B. B/nojizienmgsfypen 

Die erste Stelle gibt die Fmanzienmgsaii an* 

1 — Beiträge der Versldierten 

2 — Beiträge der Arbeitgeber 

3 — Direktleistungen der Arbeitgeber 

4 — öffentüdie Mittel (Zuweisungen) 

5 — Vennögenserträge 

6 — Sonstige Ein n ah m en 

Die zweite Stelle ist 4 . Die folgenden Stellen 
sind fortlaufend» 

9 — Verredmungen 

1401 Beiträge der versidienings- 
pflichügen Beschäftigten 

1402 Beiträge der 

Vers idierungsberediügten 

1 403 Beiträge der versidierungs- 

pflidiügen Selbständigen 

1 405 Beiträge der Rentner zur Kranken- 

versidieiung der Rentner 

1407 Beiträge aus dem Ausland 
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2401 

2402 
2404 

2406 

2407 

2408 

2409 

3401 


4401 

4402 

4403 

4404 

4405 

4406 

4407 

4408 

4409 


5401 

5402 

5403 

5404 


6401 

6402 

6403 
6409 


Beiträge für versidieningspflichtige 
Beschäftigte 

Beiträge für 

Versicheningsberechtigte 

Beiträge für Welu-/ 
Ersatzdienstpfliditige und Andere 

Beiträge für beschäftigte 
Rentenempfänger 

Beiträge aus dem Ausland 

Nacfaversidienrngsbelträge 

Säumniszuschläge, Gebühren 


Direktleistungen der Arbeitgeber 


Allgemeine Bundeszuschüsse 

Spezielle Bundeszuschüsse 

Zuschüsse der Länder und 
Gemeinden 

Erstattungen der 
Versorgungsdienststellen 

Europäischer Sozialfonds 

Zuschüsse von Arbeitgebern 

Zuschüsse der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle imd Stahl 

Zahlungen aus dem Ausland 

Zuweisungen von Organisationen 
ohne Erwerbscharakter 


Vermögenserträge 

Mieteinnahmen 

Zinsen 

Überschuß der Eigenbetriebe 


Ersatzansprüche 

Strafgelder 

Sonstiges 

Verrechnungsausgleich 



Finanzierungstypen mit der Ziffer 9 
in'lder ersten Stelle sind Transfers 
von anderen Institutionen. Sie er- 
rechnen sich automatisch aus den 
Leistungstypen mit der Ziffer 8 der 
ersten Stelle. 


Es bedeutet: 


5 in der zweiten Stelle Beitrags- 
Verrechnungen, 


6 in der zweiten Stelle Leistungs- 
verrechnungen, 


7 in der zweiten Stelle Verwal- 
tungsverrechnungen 


von: 

9501/9601/9701 

Rentenversicherung der Arbeiter 

9502/9602/9702 

Rentenversicherung der 
Angestellten 

9503/9603/9703 

Krankenversicherung 

9504/9604/9704 

Unfallversicherung 

9505/9605/9705 

Arbeitsförderung 

9506/9606/9706 

Kindergeld 

9507/9607/9707 

Enigeltfortzahlung 

9508/9608/9708 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

9509/9609/9709 

Altershilfe für Landwirte 

9510/9610/9710 

Pensionen 

9511/9611/9711 

Famiiienzuschläge 

9512/9612/9712 

Beihilfen 

9513/9613/9713 

Zusatzversicherung 
im öffentlichen Dienst 

9514/9614/9714 

Zusatzversicherung für einzelne 
Berufe 

9515/9615/9715 

Arbeitgeberleistungen 

9516/9616/9716 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer 

9517/9617/9717 

Lastenausgleich 

9518/9618/9718 

Wiedergutmachung 

9519/9619/9719 

Sonstige Entschädigungen 

9520/9620/9720 

Sozialhilfe 

9521/9621/9721 

Jugendhilfe 

9522/9622/9722 

Ausbildungsförderung 

9523/9623/9723 

Wohngeld 

9524/9624/9724 

Öffentlicher Gestmdheitsdienst 
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Verzeichnis der Textübersichten des Soziaibudgets 

Nr. Titel Seite 

B — 1 Sozialbudget und Sozialleistungsquote 67 

B — 2 Teilquoten zum Vergleich mit früheren Budgets 69 

B — 3 Institutionen — Leistungen ln v. H. des Bruttosozialprodukts — 70 

B — 4 Funktionen — Leistungen in v. H. des Bruttosozialprodukts — 71 

ß — 5 Daten der Jahresprojektion 1972 72 

B — 6 Daten der mittelfristigen Zielprojektion 73 

B — 7 Wohnbevölkerung insgesamt 1961 und 1970 73 

B — 8 Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung 74 

B — 9 Erwerbstätige nach der Stellung im Beruf . 75 

B — 10 Steigerungsrate der realen Nettoverdienste je beschäftigten Arbeitnehmer 84 

B — 1 1 Umfang und Wachstum 85 

B — 12 Soziallelstungsziffer gesamt 86 

B — 13 Sozialleistungsziffer Gesundheit 86 

B — 14 Sozialleistungsziffer Kinder 87 

B — 15 Sozialleistungsziffer Alter B7 

B — 16 Funktionen: Leistungen. Struktur \md Veränderungen 88/89 

B — 17 Famiiienleistungen im weiteren Sinne 90 

B — 18 Funklionsgruppe Beschäftigung — Wichtigste Daten — ................ 94 

B — 19 Funktion Alter — Wichtigste Daten — 96 

B — ^20 Funktion Hinterbliebene — Wichtigste Daten — 97 

B— 21 Funktionen Folgen politischer Ereignisse — Wichtigste Daten — ........ 98 

B — ^22 Sparförderung — Widiügste Daten — 99 

B — 23 Institutionen: Leistungen, Struktur und Veränderungen 100 bis 103 

B — ^24 Rentenversicherung der Arbeiter: Leistungen nach Arten und Funktionen 105 

B — ^25 Rentenversicherung 

der Angestellten: Leistungen nach Arten und Funktionen 106 

B — 26 Sachleistungen der Kiadkenversicherung 1971, 1972, 1976 107 

B — ^27 Krankenversicherung: Leistungen nach Arten und Funktionen 108 

B — 28 Unfallversicherung: Leistungen nach Arten und Funktionen 109 

B — ^29 Arbeitsförderuhg: Leistungen nach Arten und Funktionen 110 

B — ^30 Kindergeld: Leistungen nach Arten und Funktionen 111 

B — 31 Entgeltfortzahlung: Leistungen nach Arten und Funktionen 113 

B — 32 Knappschafiliche 

Rentenversicherung: Leistungen nach Arten, und Funktionen 114 

B — 33 Altershilfe für Landwirte; Leistungen nach Arten und Funktionen 115 
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Nr. 


Titel 


Seite 

B— 34 

Pensionen: 

Leistungen nach Arten und Punktionen 

116 


Familienzuschllge ; 

Leistungen nach Arten und Funktionen 

117 

B— 36 

Beihilfen: 

Leistungen nach Arten und Funktionen 

118 

B— 37 

Zusatzversicherung ün 





öffentlidien Diensl: 

Leistungen nach Arten und Funktionen 

119 

B— 38 

Zus a tzv ers idiening 





für einzelne Berufe: 

Leistungen nach Arten und Funktionen 

120 

B— 39 

Freiwillige Arbeitgeberleis tungen . 


121 

B-^0 

Freiwillige Arbeitgeber- 





leistungen: 

Leistungen nach Arten uird 

Funktionen 

122 

B^l 

Kriegsopferversorgung : 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

123 

B— 42 

Laslenausgleicht 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

124 

B-43 

Wied e r gütmadiung : 

Leistungen nach Arten und 

FunkUonen 

125 

B— 44 

Sonstige Entsdildlgungen: 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

126 

B^5 

Sozialhilfe: 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

127 

B— 46 

Jugendhilie: 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

128 

B^7 

A usbi idungsfordenmg ; 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

129 

B— 48 

Wohngeld: 

Leistungen nach Arten und 

FunkUonen 

130 

B-^9 

Oflentlidier Gesundheits-Dienst: 

Leistungen nach Arten und 

FunkUonen 

131 

B— 50 

St euerermlBl gun g en : 

Leistungen nach Arten und 

Funktionen 

134 

B— 51 

Sonstige Vergünstigungen: 

Leistungen nach Arten und 

Fuiücüonen 

135 

B-^2 

Struktur der Finanzierung *4^4. 


136/137 

B — 53 

Finanzierung nach Arten * • • . - 



13S 

B— 54 

Finanzierung nach Quellen ..i 

- 


140 


B — 55 Per Einbau des Sozialbudgets in die Volkswirtsdialtilcfae Gesamlredmung 142/143 
B — 56 Sozlalversidierui^skonlo der VolkswlrtscbaitUdien Gesamtredinung 144 

B — 57 Umiang der Soziaiausgaben (Linder der Huropäisdien Gemeinsdiaften) . . 145 
B — 58 Funktion der Sozial leistungen (Länder der Europäiscben Gemeinsdiaften) 146 
B — 59 Sdilüsseltabelle zur funktionalen Zuordnung 149 
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Verzeichnis der Schaubiider des Soziaibudgets 

Nr. Titel Seite 

1 Ordnungsmerkmale des Soziaibudgets 76 

2 Sozialbudgel nadi Institutionen 78 

3 Sozialbudget nach Funktionen - 4 . « ^ 79 

4 Sdieina des Finanzienmgs- und Leistungsflusses im Sozialbudget . • . . . . . . « . 80 

5 Sozialbudget nach Leistungsarten Bl 

6 Finanzierung nach Arten «... 82 

7 Finanzierung nach Finanzierungsquellen - ...... * ... 4 83 

8 Funktionen Familie und Wohnung — Institutionelle Beteiligung — 90 

9 Funktionen Familie und Wohnung — Anteile der indirekten Leistungen — 91 

10 Funktion Gestmdheit — Institutioneile Beteiligung — 93 

1 1 Funktion Beschäftigung — Institutionelle Beteiligung — «... 95 

12 Funktion Alter — Institutioneile Beteiligung — 96 

13 Funktion Hinterbliebene — Institutionelle Beteiligung — 97 

14 Funktion Folgen politischer Ereignisse — Institutionelle Beteiligung — .... 98 

15 Strukturveränderung durch Neuordnung des Familienlastenausgleichs 112 

16 Anteil der indirekten Leistungen ..v 132 
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Stichwortverzeichnis des Sozialbudgets 

(Die arabischen Ziffern beziehen sidi auf die Rand nummeren das Wort ^vor** weisi auf die Kurzfassung hin, die 
der betreffenden Randnummer vorausgeht Die römlsdien Ziffern bezeichnen Kapitel) 


A 

Änderungen gegenüber Sozialbudget 1971 1, vor 17, 
18 ff., vor $9 

Ärzte und Zahnärzte (Krankenversicherung) 43, 64 
Allgemeine Dienste und Leistungen 22» Vif 
Allgemeine Systeme 20 

Alter (Funküon) 5. 21» 29» 41» 43* 51 tt, 63. $9. 71, 75, VII 

Alteisaufhau der Bevölkerung 14 

Altershilfe für Landwirte 20, 53» 70* Anhang in» Nr, 122 

Altersslcherung der Seibständlgen 18, 20 

Angehörige (Leistungen für) 22 ' 

Arbeitgeberleistungen 20» 42, 44, 53, 56, 73, 75, 97, 
Anhang lU» Nr. 201 
Arbeitnehmer-Sparzulage 86 
Arbeitsfördentng 20, 49 L» 66, Anhang III» Nr. 105 
Arbeitslosengeld 4S 
Arbeitslosenhilfe 48 

Arbeitslosigkeit (Funktion) 4, 21, 48 ff„ vn 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit (Funktion) 20» 40. 44, 65» 
VII 

Arzneimittel (Krankenversicherung) 64 
Aufwendungazusdiüsse (Wohnungswesen) 39, 85, 37 
Ausbildungsförderung 8, 20» 49» 62, Anhang III, Nr» 403 

B 

Barerstallungen 22 

Barleistungen 22 (siehe Emkommensleistungen) 

Basisjahr 26 

Bayerische Versidhefüngskaimner 74 
Beihilfen (im öffentlichen Dienst) 20, 42, 73, Anhang III, 
Nr» 133 

Beiträge der Arbeitgeber 23, 88 
Beiträge der Arbeitnehmer 27 f,. 88 
Beil ragsverrechn ungen 22 

Betuflicbe Bildung (Funktion) 3, 21» 29» 48 L, 81 L, VII 
Beschäftigung (Funktionsgruppe) 21, 48 tU 66 
Betriehliche Leistungen 1 (siehe Arbeitgeberleistungen) 
Bundesanstalt für Arbeit 48, 66 

D 

Datenverarbeitung vor 1» vor 17, 19, 25 f» 

Demographisdie Daten 13 fl 
Direktieistungen der Arbeitgeber 23, 88 

E 

Ehegatten (Funktion) 5, 2i» 38» 86, VH 
Ehegallensplitting 5 
Einkommensentwicklung 27 L 
HutkommenslelstuDgen 18. 22» 44» 52, VlI 
Entgeltfortzahlung 20» 23, 28, 42 ff.» 68, 88. Anhang III, 
Nr.JlO 

Entschädigungen» Sonstige 20» 79, Anhang III. Nr, 309 
Entschädig ungeleistungen S, 20» vor 63, 97 
Ergänzuugssysteme 20» 53» 56» 74 
HrwerbstäUgkeit 15 
Europäisches Sozialbudget vor 1» 101 
Europäische Soziälkonten vor 1, 97 ff. 


F 

Fahrgeldermäßigungen für Schwerbeschädigte 18, 76 
Familie (FuakUonsgruppe) 5» 21, 29, 37 f», 65 L» 75 f., 79» 
86 

Familienlastenausgfeidi» Neuordnung des 8 
Familienzüschläge (im öffentlichen Dienst) 1, 20, 40, 72, 
Anhang IH. Nr. 132 
Finanzierung 88 if», 100 
Fimanzlenmgsarlen 23, 88 f», VD 
Finanzlerungsquellen 24, 89, VII 
Finanzierungstypen 25 
Förderung der Arbeitsaufnahme 48 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bau- 
Wirtschaft 48 

Folgen politischer Ereignisse (Funktion) 21» 40. 57 IL, 
76 ff.. Vir 

Fortschreibung 26 

Freiwillige Leistungen 20 (siehe Arbellgeberleisiungen) 

Funktion, vor 35» VH 

Funktionale Gliederung 21» 35 f., 99 

G 

Gekllelstungen 22 (siehe Hinkoni mens leis tungen) 
Gesundheit (Funktionsgruppe) 21» 40 fL, 63, 75, 80 L, 84 
Gesundheltsieistungen 3, 31, 43, 47» 5t F„ 76 
Gesundheilsmaßnahmen für Beschädigte (KOV) 47 

H 

Hinterbliebene (Funküön) 21. 4!» 52, 54 ff.» 63, 65, 69, 71, 
75, vn 


I 

Indirekte Leistungen 1» 8, 18, 20, 37» 39, 85» 9? 
innerer Dienst 22» VII 
Insiiluüon vor 63, VIT 
LnsUUUionelle Gliederung 20» vor 63 
Intemationale Vetgleiche 97 ff. 

Invaildllät (Funktion) 21» 40. 45» 71, VII 

J 

Jahres Wirts chaftsbericht 4, 10, 26, vor 91 
Jugendbilfe 8, 20, 29, 48, ßl» Anhang 111» Nr. 402 


K 

KauJkrallentwlcklung 27 L 
Kinder (Funktion) 9» 21. 37 f». 81» 66» Vll 
Kindergeld 8» 20» 29, 37, 67, Anhang m, Nr» 106 
Kinderzuschlag 72 

Knappschaft II che Rentenversicherung 20» 50, 53, 56, 69» 
Anhang IH» Nr. 121 

Kommunale Zusatzversichentngskassen 74 
Krankengeld (Krankenversidserung) 68 
Krankenhausleistungen (Krankenversicherung) 43, 64 
Krankenversicherung l» 8. 20, 42 ff., 56, 64. Anhang IH. 
Nr. I CÖ 
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Krankheit (Funktion) 21 , 40, 43, 76, 84, VH 
Kriegsopferfürsorge 76» Anhang UI, Nr» 301 
Kriegsopfer Versorgung 6, IS, 20, 47, 50, 59, 76, An* 
hang III, Nn 301 
Kurzarbeitergeld 48 

L 

Land abga bereute 70 

Lastenausgleidi 8, 20. 77, Anhang III, Nr, 302 
Leistungen für Angehörige 22, 37 
Leistungsarten 22, VII 
Leistungstypen 25 
LeUtungsverredinungen 22 
Lohnfortzahlung (siehe Entgeltfortzahlung) 

M 

Maßnahmen 22, VII 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 48 
Methodik des Sozialbudgets 1 f.» 4, 10 ff.» 17 ff.» vor 63, 
vor 91,91 ff., 97 ff. 

Mobilität» Sonstige (Funktion) 2L 48 ff., VU 
MuUersdiaft iFunktion) 3, 21, 38, Bl, VU 
Muttesrschutz 20 


0 

öffentlidie Mitlel 23. 90 

öffenltldier Gesundheitsdienst 20, 42, 84, Anhang UI, 
Nr. 405 

Ortszusdilag 18, 72 


P 

Pensionen (Im öffentlichen Dienst) 20, 56, 7t, Anhang IIJ» 
Nr. 131 


R 

Real Verdienste (Entwicklung] 10 
Rehabilitation 50 
Rentenanpassungsbericbt 69 

Renlenversichening der Arbeiter, Rentenversidbierung 
der Angestellten 8, 20, 29, 42, 441., 48, 50, 53» SS, 83» 
Anhang ÜI Nm. 101 und 102 


S 

SadileisLungen 22» 37, VH 
Schiedilwettergeld 48 
Sondersysleme 20 

Sonstige Entschädigungen 20, 79, Anhiuig lU, Nr. 309 
Sonstige Mobilität 2J, 48 ff», VU 

Sonstige Vergünstigungen 20, 37» 85, 87, Anhang 111» 
Nr. 509 

Sozialbudget VH 

Soziale Hilfen und Dienste 8, 20, 50, vor 63» 97 
Sozialer Wohnungsbau 18 
Soziale Sicherung 20 
Sozialer Tatbestand vor 35 


Sozialhilfe 20, 45, 48, 50. 53, 80, Anhang UI» Nr. 401 
Sozial! eistungeu 18, 29 ff.» 97 ff., VU 
Sozialleistungsquote 1 ff», 97, VU 
Sozialpolitische Grundan nahmen 17 fL 
Sozi all eis tungsziffer 30 

— Gesundheit 31 

— Kinder 32 

— Aller 33 

Sparförderung (Funktion) l, 18, 21 , 60 ff., 86, VTI 
Sparfdrdeiungsbericht 60 
Spaiprämien 86 
Sterbegeld 55 

Steuerermäßigungen 1» 8» 20, 39, 53» 56» 62» 85» 86, 
Anhang Ul, Nr. 501 

Systeme nach beamtenreüitüchen Vorschriften 20, 53, 
vor 63 


T 

Teilquoten (der Sozialleisiungsquote) 6 iL 


U 

Unfall versidiening 20, 42, 44 48, 50, 56, 65» Anhang IH, 
Nr. 104 


V 

Vergünstigungen, Sonstige 20. 37» 85, 87, Anhang UI, 
Nr. 509 

Verletztengeld 40 
Verlelztenrenten 40, 43 
Verredmungen 22. VU 

Versorgung der Kriegs^ und Wehrdienstopfer (siehe 
Kriegsopferversorgung) 

Versorgungsrenlen (KOVJ 47 
Verwaltungsverredmungen 22 

VolkswirtschaitÜdie Gesamtredinung 19, 22, 91 ff., An- 
hang IV 

Vorbeugung (Funktion) 4f.» 21, 29, 40* 42, 81, 84, VU 


W 

Waren und Dienstleistungen 22 
Wiedergulmadiung 8» 20, 78» Anhang III, Nri 303 
Wlrtsdiaftlldie Gmndannahmen 10 ff. 

Wohngeld 8, 39. 83, Anhang ID. Nr. 404 

Wohnung (Funktion) 3. 20, 21. 37, 39» 75 L, 83, 86, VU 

Wohnungsbauprämien 86 


Z 

Zahnersatz (Krankenversicherung) 64 
Zlnsermäßigungen (W ohnungswesen) 39, 87 
Züsatzversidhemng im öffentlichen Dienst 20* 74, An- 
hang m, Nr. 141 

Zusalzversicherung für einzelne Berufe 20, 74» An- 
hang m, Nr. 142 
Zusatrvecsichemngswerke 18 
Zuschüsse 22, VU 

Zuweis ongen 23, 88 (siehe öffentUdhe Miltel) 
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